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Vorwort. 



Die Geschichte der Landgrafschaften des heiligen römiachen 
Reichs ist noch wenig aufgeklärt, obgleich die Beziehungen der- 
selben zu vielen und wichtigen Materien der dentschen Staata- 
und RechtsgeBchichte ganz direct und von Jahrhunderte langer 
Dauer gewesen sind, ee wird deshalb wohl die hier unternom- 
mene, quellenmässige Forschung über Ursprung und Wesen 
der Landgrafschaft, ala einer staatlichen Einrichtung des 
heiligeu römischen Reichs deutscher Nation, auf einige Theil- 
nahme bei den rechtskundigen Geschichts&eunden rechnen dürfen. 

Man glaubt darin namentlich nachgewiesen zu haben, daas 
die Entstehung der Landgrafschaften keine neue politische 
Schöpfung, sondern nur einen Cebergangsmoment in der Ent- 
wickelungsgeschichte der Reichsterritorien aus der Gauverfassung 
bezeichnet und dass ihre weiteren inneren Schicksale daher zu- 
gleich den Gradmesser abgeben, sowohl für die Ausbildung der 
Landeaboheit, ala auch für die noch fortdauernde Bedeutung der 
alten freien SUinde (insbesondere der Schöffenbarkeit) in einer 
bestimmten Gegend. Sodann bietet die äussere Geschichte der 
zwanzig Landgrafschafteb , welche über die Wohnsitze aller 
deutschen Hauptstämme vertheüt waren, durch dieses susgedehnte 
geographiache Feld und den häufigen Wechsel ihrer Besitzer An- 
knüpfungspunkte an die Familiengeschichte der ersten deutschen 
Fürstenhäuser, sowie tiefe Einblicke in das Rechtsleben weitbe> 
Tübmter Landstriche. 
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VI Vorwort. 

Nii^end zeigt sich die Einheit in der Mannichfaltigkeit der 
dentscben Stämme deutlicher, als in der überraschenden Gleich- 
artigkeit jener volkstbümlichen Einrichtungen und Rechtsan- 
Behauungen, deren Schützer und Bewahrer bis zum Schlüsse des 
?ierzehnten Jahrhunderts die Landgrafen und ihre Gerichte waren, 
und die uns namentlich in der dem Reiche später verlorenen 
Schweiz und aus dem unserem nationalen Staatsverbande jetzt 
wiedergewonnenen Elsass in klarster Form entgegentreten. 

Die Richtung unserer Forschung nahm, im Gegensatz zu den 
noch immer landläufigen, nachweisbar a priori construirten An- 
schauungen, ihren Ausgangspunkt von den in jeder einzelnen 
Landgrafscbaft nach Möglichkeit festgestellten Zuständen, indem 
sie dort vereinzelt Vorkommendes von dem sieb überall Wieder- 
holenden ausschied und nur auf das so gefundene Gemeinsame 
ihre Behauptungen stellte. 

Letztere sind übrigens hier der Uebersicbtlichkeit wegen den 
Specialgeschichten in einer systematischen Erörterung vorange- 
schickt, anf die speciellen Geschichten der einzelnen Landgraf- 
achaften aber darin überall zur Beweisführung hingedeutet, wo 
unsere Ansicht durch urkundliche Nachweise bestätigt oder Be- 
strittenes widerlegt werden musste. Die Specialgeschichten 
seihst sind nach geographischen Gruppen geordnet, theils 
weil datiir die nur ganz zufällige Priorität des ersten urkundlichen 
Erscheinens vieler ziemlich gleichalteriger Landgrafschaften unter 
sieb (gegenüber einer danach etwa bestimmten chronologischen 
Anordnu&g) zu sprechen schien, theila aber auch weil es wön- 
schenswertb war, die Landgrafschaften, von welchen die urkund- 
lichen Nachrichten am reichsten äiessen, älteren, weniger in dieser 
Hinsicht bedachten, voran zu stellen, um hei letzteren das aus- 
giebigere Material und seine Ergebnisse schon als bekannt vor- 
aussetzen zu können. 

Um jedoch für die Reihenfolge des urkundlichen Erscheinens 
der Landgraf Schäften, sowie gleichzeitig iur den Umfang unseres 
Forschungsgebiets von vornherein einen Anhaltspunkt zu geben, 
sei hier folgende chronologische Uebersicht beigefügt: 

Zum ersten Mal begegnete uns in Urkunden ein auf die 
Landgrafscbaft bezüglicher Titel 1) a. 1110 für Thüringen, 2) a. 



Vorwort. Vil 

113S Unterelsass, 3) a. 1169 Linzgau-Heiligenberg , 4) a. 1186 
OberelsasB, 5) a. 1196 Leuchtenberg, 6) a. 1227 Thurgau, 7) a. 
1234 Aargau, 8) a. 1234 Frickgau, 9) a. 1235 BurgUDd (Neuen- 
bürg), 10) a. 1245 ZUrichgau, 11) a. 1252 Burgund (Buchegg), 
12) a. 1265 Heeeeti, 13) a. 1275 Hegau, 14) a. 1276 Breisgau, 
15) a. 1283 Bar, 16) a. 1296 Stühlingen, 17) a. 1318 Bncbsgau, 
18) a. 1325 Klett^au, 19) a. 1354 Sissgau, 20) a. 1444 Leiningen. 

Mit der Geschichte der Landgrafscbaft stehen, nach dem der- 
selben oben vindicirten Anspruch, natürlich viele einzelne inter- 
essante rechtsgeschichtliche Fragen in Verbindung, welche ohne 
Störung der Uebersichtlichkeit in dem allgemeinen Theil unserer 
Darstellung ex professo keinen Platz Bnden konnten. Dass darum 
ihre Bedeutung doch nicht übersehen und ihre thatsächlichen 
Grundlagen nicht vernachläsBigt wurden, dafür berufen wir uns 
wiederum auf unsere Specialgeachichten , welche merkwürdiger 
Weise so geartet sind, dass fast jede derselben in einer anderen 
Richtung Anregung zu solchen Fragen bringt und dadurch selbst 
an tieferem Interesse und bunterer Anschaulichkeit gewinnt. 

Die Specialgeschichten der Landgrafschaften sollen so- 
mit nicht nur das trockene Beweismaterial für unsere allgemeine 
Darstellung des Wesens und der Schicksale der Landgraf- 
schaft sein, sondern diese zugleich beleben, im Einzelnen weiter 
ausfuhren und wo unsere Mittel dazu etwa nicht ausreichten, zu 
Berichtigungen und Ergänzungen berufener Federn anregen. 
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Be^riffsbestimmuiiOf und Entstehungsg-eschiclite 
der Landgrafschaften. 

„Laadgrafschaften" wurden seit Beginn des 12. Jahrhunderts 
solche reichalebenbare Grafschaften genannt, in welchen der Graf 
zwar noch iiherall die hohe Gerichtsharkeit zu beanspruchen hatte, 
wo sich aber die niedere Gerichtsbarkeit nicht mehr durchweg in 
den Händen von ihm bestellter ünterrichter in Amts oder Lehen- 
neise befand, sondern von den Besitzern reichsunmittelbarer Grund- 
herrschaften (freie Herren, geistliche und weltliche Corporationen) 
meist kraft eigenen Rechts ausgeübt wurde. 

Dieser Zustand war damals zwar nicht mehr neu, erhielt 
aber durch die inzwischen eingetretene Entwickelung des Terri- 
torialsystems im Reiche eine neue Bedeutsamkeit, die sich in dem 
Gebrauch jenes Namens von nun an ausspricht. 

Die Unterscheidung zwichen hoher und niederer Gerichtsbar- 
keit war schon durch die Verordnung Karls des Grossen hervor- 
gerufen worden, welche bestimmte, dass die später sog. hohe 
Gerichtsbarkeit, d. h. die Entscheidung in Civilsachen über Frei- 
heit der Person und achtes Eigenthum und in Criininalsachen 
über Leib und Leben, nur von dem Grafen selbst (oder seinem 
Stellvertreter) in Folge ausdrücklicher königlicher Verleihung, also 
anter Eönigsbann, in dem mit ireien Grundbesitzern (Schöffen) 
an althergebrachter Stätte gehörig besetzten Gericht (Grafen- - 
gericht, Landgericht, Judicium provinciäle) geübt werden dürfe. — 
Alle anderen Gerichtshandlnngen — in Criminalsachen also na- 
mentlich die Vergehen, deren Strafen nur „bis ans Blut" reichten 
and die im Allgemeinen Frevel heissen, sonie in Civilsachen alle 
Streitigkeiten über geringere Schuldbeträge oder über das Erbe 
anfreier Leute — sollten dagegen vor den ständigen Unterbeamten, 
die der Graf auf die einzelnen Gericht-ssfätten seiner Grafschaft 
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gesetzt hatte, ohne dessen persönliche Anwesenheit nnd die form- 
liche VerleihuDg des Königsbannes, auch durch ein nicht mit 
Schöffen besetztes tiericht abgeurtheilt werden können. Die Be- 
fugniss hierzu, welche nur aus eioer beschränkteren Uebertragung 
der vom König im Allgemeinen dem Grafen in seiner Grafschaft 
Terliebeneu Richtergewalt äoss, hiess deshalb im Gegensatz zu 
der vollen Grafengerichtsbarkeit die niedere Jurisdiction, auch 
Centgerichtsbarkeit, Vogtei. 

Beide Arten von Gerichtsbarkeit erscheinen also noch durch- 
aus von gleicher amtlicher Natur, hatten ihren Urquell allein in 
der königlichen Richtergewalt und hingen noch in keiner Weise 
mit den Herreorechten über Land und Leute des .Grafschafts- 
bezirks (Gaus) zusammen. 

Auch die frühesten Immunitätsprivilegien — welche den Grafen 
und ihren Unterbeamten nur den Eintritt in die königlichen, geist- 
lichen und weltlichen grösseren Gütercomplexe behufs der Aus- 
übung gerichtlicher Handlangen ohne Zustimmung des Grundherrn 
daselbst untersagt hatten — , änderten an diesem Zustande im 
Wesentlichen noch nichts. Denn danach blieb der Besitzer einer 
Immunität für sich und seine Hintersassen dem Grafen doch immer 
noch durchaus gerichtspöichtig und namentlich musste er Letz- 
tere vor dessen Gericht unbedingt vertreten. 

Erst im weiteren Verlauf der Territorialentwickelung wurde 
nicht nur den Immunitätsberren über ihre Hintersassen eine guts- 
herrliche, wirkliche Gerichtsbarkeit eingeräumt, sondern 
bald dieselbe auch anf die in und zwischen der Grundherrschaft 
wohnenden gemein-freien Leute ausgedehnt. Als dann diese, so- 
mit eigentlich aus grundherrlichen Rechten und den sonst 
den Centrichtern (Centgrafen, Vögten) zustehenden öffentlichen 
Richterbefugnissen gemischte, Jurisdiction zuletzt durch- 
aus als eine den Grundherren als solchen (mithin ohne Mit- 
wirkung des Grafen) zustehende Gerichtsbarkeit angesehen wurde, 
trat an vielen Orten wenigstens zwischen der hohen und nie- 
deren Gerichtsbarkeit hinsichtlich ihrer Herleitung vom Grafen 
oder einem Dritten eine wesentliche Unterscheidung hervor. 

Immerhin blieb jedoch der hohen Gerichtsbarkeit ihr Cha- 
rakter als eine vom König unmittelbar ausgehende Gewalt un- 
gestört und der Gerichtsbezirk der Grafen wenigstens bezüglich 
ihrer noch unverletzt. 

Doch auch dieser alte Zustand und damit nunmehr die ganze 
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ursprüngliche Einricbtnng des OericfatsweBeos in den Grafechaften 
wurde verwirrt, als viele Grundherren für ihre grosseD Besitzungen 
innerhalb der Grafschaft darch königliches Privileg die völlige 
Befreiung von der Grafengewalt und die Uebertragung 
der Attribute der Letzteren auf sich selbst erlangten. Damit war 
zum Erstenmal der Gerichtsbezirk der Grafen förmlich durch- 
löchert und dies erreichte seinen Höhepunkt, als der Satz an- 
erkannt worden war, jeder Grundherr könne vom König 
die Verleihung des Königsbanns ohne Lehensverflich- 
tung (ohne Mannschaft) fordern, sobald -ihm das Gericht ge- 
legen" sei. — Auf diese Art entstanden nämlich jetzt überall sog. 
AlJodialgrafscbaften , in welchen die Grafenrechte nur mit Rück- 
sicht auf den Besitz von Grund und Boden vom König gefordert 
und gewährt waren und die also die Ansicht verbreiten und be- 
festigen muBsten, dass der Besitz der Grafenrecbte über- 
hanpt von der Herrschaft über Land und Leute, welche 
jenen unterworfen waren, herzuleiten sei. Die Grundherrschaft 
war damit in eine Verbindung mit der hoben Gerichtsbarkeit ge- 
bracht, die ursprünglich ganz unbekannt wstr. 

Diese Anschauung wurde für die kleineren Grund- und Zwing- 
herren dadurch sehr bedenklieb, dass man nun leicht zu der An- 
nahme gelangte, diejenigen unter ihnen, welche nicht die hohe 
Gerichtsbarkeit (den Königsbann) besassen, hätten auch nicht die 
Niedergeriohtsbarkeit kraft eigenen Rechts, sondern nur als 
Untereigenthümer und Vasallen des Grafen, an dessen Landgericht 
sie dingpflichtig waren. 

Einerseits hatte also die Entstehung von Allodialgrafschaften 
oder exemten Grundherrscbaften (gräflichen Territorien) , deren 
äusseren Bitdungsprocess wir natürlich hier nicht zu verfolgen 
haben, zwar den Zusammenhang vieler alter Grafscbaftabezirke 
zerrissen und geschmälert, andererseits hatte sie aber gleichzeitig 
wieder einer Rechtsanschauung Geltung verschafft, welche jetzt 
häufig den Grafen die Möglichkeit verschaffte, rascher ihre Herr- 
schaft an Land und Leuten auf die ganze Grafschaft auszudehnen 1 
— Es gelang ihnen nämlich, eben durch jene neue, ganz patri- 
m n i a 1 e Auffassung der Grafenrechte offenbar mit weniger 
Zwang, freie Grundherren wie blosse Vasallen zu bebandeln und 
auf Grund ihrer reichalehenbaren Gerichtsbarkeit über jene 
und deren Gebiet, sich auch als ihre Lehensherren und Ober- 
eigeathnmer ihrer Güter zu benehmen. 

l* 
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Das Streben aller Gericbtsherren war seitdem das Gleiche, 
durch Vereinigung der Grafenrechte mit der Grund- 
herrschaft sich ein später sog. geBchloBsenes Territorium zu 
bilden , in welchem alle Regierungarecbte überall über Alle in 
ihrer Hand vereinigt seien. 

Diesem Ziele strebten von unten nach oben die Zvingherren 
durch Erwerbung dea Königsbanne zu ihrer Grundherrlich- 
keit nach, während die Grafen umgekehrt keine Mittel scheuten, 
um aus ihrem Gra&cbaftsbeztrk durch Erweiterung ihrer in 
derselben gelegenen Gutsherrschaft sieb über den ganzen 
Umfang des Ersteren, also gleichsam von oben nach unten, eben- 
falls eine eigentliche Landesherrschaft zu machen. Beide TOn 
entgegengesetzten Endpunkten ausgebende Strömungen brachten 
wirklich im Beginn des 12, Jahrhunderts so die ersten reichs- 
ständischen Herrschaftsgebiete, Territorien, berror und im Ver- 
lauf der folgenden Jahrhunderte endlich einen Territorialbestand 
des deutschen Beichs zu Wege, der fest kein unmittelbares Reichs- 
land mehr übrig liess. Bis es jedoch dahin kam, stiessen die sich 
begegnenden Tendenzen noch oft unsanft zusammen und dort 
namentlich, wo nicht allen Zwingherren der Königebann 
gewonnen wurde, bemühte man sich zeitig von deren Seite, 
mit Rücksicht auf die oben erwähnte drohende Misedentnng ihres 
Verhältnisses etwaigen Versuch^, sie der Territorialgewalt des 
Grafen zu unterwerfen, bestimmtest zu begegnen. — Die Zwiug- 
herren ertrugen überhaupt nur noch ungern die gräfliche Juris- 
diction über sich, ihr Land und ihre Leute. Sie fassten dieselbe 
nur noch als eine Beschwerde ihres reichsnnmittelbaren, einzig 
wegen Mangels des Eönigsbanns nicht reichsständiscben Terri- 
toriums, mithin als eine förmliche jurisdictio prwinciälis in 
territorio alieno auf, was sie natürlich tor der Territorien- 
büdung überhaupt nicht geweseu sein konnte. 

Aber auch dort, wo man sich der alten Zustände bewusster 
geblieben war, und noch vollkommen begriff, dass die gräf- 
liche Gerichtsbarkeit nrspriingtich die alleinige ordent- 
liche Jurisdiction über alle Einwohner und Güter des 
Gaus, worin das neue Zwinghermgebiet lag, gewesen war, 
erschien doch eine Gefahr wenigstens in der Verdunkelung dieser 
Vorstellung. Es wurde eine Bezeichnung nötbig, welche den neue- 
sten Prätensionen vieler Grafen gegenüber feststellen könne, „dass 
in der betreffenden Gegend das Verhältniss der dem gräflichen 
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Gerichtsbann noch unterworfenen Niedergerichtsberren zu ibrem 
Grafen von jeder Lebensabbängigkeit oder Landsässig- 
keit frei geblieben sei." 

So kam mit den ersten Territorien im 12. Jabrbundert zuerst 
anch die Bezeichonng , Landgraf auf für einen Grafen, dessen 
reichslebenbare königliche Gerichtsbarkeit zum Theil auf 
seinem eigenen Grundbesitze, zum Theil auf fremden reicbs- 
unmittelbaren Gütern ruhte. 

Reichslehenbar mnsste jede solche Landgrafschaft sein , weil 
die gräflichen Rechte in den lediglich aus Grundherrschaften 
beransgewacbsenen, später erst mit dem Eönigsbann ohne Mann- 
schaft Tersebenen sog. AUodialgrafscbaften selbatTerständlicb nicht 
über das eigene Gebiet des Grafen hinausgehen konnten. Uebri- 
gens befanden sich nicht alle Landgrafschaften in zweiter Hand, 
sondern sehr viele Landgrafen waren nur Reicbsaftervaeallen. 

Ebenso wesentlich kommt bei dem Begriff der Landgrafschaft 
die Reichs unmittelbarkeit der Zwingherren, ihre Eigen- 
schaft als unabhängige Landbesitzer und Niedergericfatsberren 
gegenüber dem Grafen als blossen hohen Gerichtsherm in Be- 
tracht, denn die Vertheilung der Rechtspflege in der Grafschaft 
an Verschiedene als hohe und niedere Gerichtsbarkeit hatte an 
sich nichts Bemerkenswertbes und war wenigstens ohne staats- 
rechthche äussere ßedeutaug, sobald der Zwingberr auch 
seinen Bann nur vom Grafen zu Leben hatte. 

Wo Letzteres der Fall war, wie durchweg in den geschlosse- 
nen Territorien, konnte dann die Niedergerichtsbarkeit vom Grafen 
entweder über eine freie Gerichtsgemeinde (Freigericht) als 
Keicbsafterlehen verliehen, oder sie konnte über Hintersassen des 
Grafen auf dessen Gütern eingeräumt sein. Beides kam aber 
weder in den Landgrafschaften, noch- in den reicbsleheDbaren 
sonstigen Territorien immer notbwendig zugleich vor; es war 
möglich, aber nicht unumgänglich. 

Dass die Bezeichnung Landgraf, Landgrafschaften, weder von 
der Reichskanzlei allgemein und ofEciell eingeführt, noch auch 
von den Landgrafen selbst gewählt wnrde, sondern wohl allmälig 
von den unmittelbaren Niedergerichtsherren in verschiedenen Gogen- 
äen aufgebracht wurde, darauf weisen verschiedene Umstände mit 
Bestimmtheit hin. 

Vor Allem blieb in den Urkunden der Reichskanzlei auch bei 
Verhältnissen unserer Art die alte einfache Bezeichnung als contes, 
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comitatas, Graf, GrafBchaft, noch lange in den Zeiten im Gebrauch, 
in welcheD LocalurkundeD schon die Ausdrücke comes provimdälis, 
eomes reffianarius , comes patriae, comes terrae, Landgraf und end- 
lich larUgravius und lantgraviaius brauchen. 

Sodann lasst sich die fast durchgängige Bezeichnung der 
Landgrafschaften nach alten Gauen und zwar aU Landgrafschaft 
im Breisgau, im Elaass etc. diplomatisch nur so anSasseo, dass 
damit die Natur der „Grafschaft" in doppelter Bichtang als einer 
blossen reichBleheDbaren hohen Gerichtsbarkeit innerhalb 
des Gaus kenntlich gemacht werden sollte. Es spricht dafür der 
allgemeine diplomatische Gebrauch des Wörtchens in bei Titeln 
im Gegensatz zu deren Verbindung mit Ton oder zu, und hier 
insbesondere noch die Wahrnehmung, dass fast alle Landgrafen 
ihren Herrschafta- und Haustitel, worin letztere Wörtchen ge- 
braucht sind, zugleich mit und zwar vor dem Landgrafentitel 
fuhren, z. B. Graf von Habsburg, Landgraf im Elsass, Graf von 
Freiburg, Landgraf im Breisgrau, Graf zu Fürstenberg, Landgraf 
in der Bar, Freiherr von Falkenstein, Landgraf im Sissgau 
u. s. w. Man ersiebt hieraus deutlichst, dass der Besitz eines 
gräflichen Territoriums (einerlei ob allodialer Hansbesitz oder 
Lehen) an sich höber geachtet wurde, als eine blosse reichslehen- 
bare Gerichtsbarkeit, dazu theilweise auf fremdem Gebiet. 
Eben deshalb ist es jedoch unwahrscheinlich, dass die mindernde 
Modiöcation des Grafentitels als blosse „L'andgrafscbaft" Toa 
den Grafen, die im Gegentheil stets bedacht waren, in ihrer 
Grafschaft die Landesherrlichkeit durchgebends anerkennen zu 
lassen und dies mit allen Mitteln vorzubereiten, erfunden worden 
sei. Selbst der Umstand, dass sich jede „Landgrafschaft" von 
selbst als Reichsfahnlehen ankündigt, kann dem beschrän- 
kenden Sinn des Titels gegenüber dafür nicht geltend gemacht 
werden , obgleich jener Umstand in vielen anderen , unten zu er- 
örternden Beziehungen des Reichsstaatsrechts für den Grafen von 
Wichtigkeit werden konnte. 

Kicht jeder ReichsEtand, dessen Landgericht nur einen land- 
gräflichen Bezirk umfasste, nannte sich übrigens „Landgraf", son- 
dern es giebt viele Herzöge, Fürsten, Pfalz- und Markgrafen, 
sowie auch Grafen, welche diesen Titel nicht führten, obgleich 
er ihnen nach den Verhältnissen zugestanden hätte"'). Es anter* 
*) So z. B. der PfsUEgraf bei BheJD, Herzog in Franken und Westphalen, 
Burggraf von NOmberg, Erzherzog von Oeiteireich. 
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blieb dies theils weil der von anderer Seite ihnen gebührende 
höhere Titel genügte, theils wohl auch weil zur Zeit der Ueber- 
nahme der Landgrafschaft den Betheiligten die obige Präcisirung 
des Verhältnisses zaiallig nicht so dringend schien, wie Änderen, 
80 z. ß. nach den unten folgenden Urkunden in der linzgauer 
Laniigrafschaft znm Heiligenberg, im Elettgau zar Zeit der Grafen 
von Habs bar g-Lauffen bürg n. s. w. 

Dass aber in dem Hervortreten des Landgrafentitels im 12. 
nnd 13. Jahrhundert wenigstens regelmässig gerade die oben be- 
hauptete Absicht einer Verwahrung gegen falsche Aus- 
legung oder willkürliche Aenderung eines bestehenden Zustandes 
durch dessen scharfe technische Bezeichnung lag, wird weiter da- 
durch noterstützt, dass nach anseren Specialgeschichten der Land- 
grafentitel stets in Folge eines Besitz Wechsels in der Grafschaft 
zuerst znm Vorschein kommt, und dass sich diese Beobachtung 
nicht nur im 12., sondern nach Ablauf einer hundertjährigen 
Pause im 13. Jahrhundert wiederholt machen lässt. 

Ein Landgraf war nach dem Bisherigen also weder der „Be- 
sitzer eines Reichsterritoriums, welches seinem Herrn vermöge 
unmittelbarer von Beichswegen empfangener Belehnung mit 
dem Heerbann über Freie und dem Königsbanne zustand, und 
dessen Herrschaft sich auf eine Mehrheit von Comitaten erstreckte" 
wie Daniel's Handbuch der deutschen Reichs- und Staatenrechts- 
geschichte Band 11,3 S. 402 will. — Noch gab man, wie Walter 
ßechtsgeschichte (1657) S. 222 sagt, diesen Titel als Auszeichnung 
einem Grafen, „dessen Territorium sich aus mehreren erblich 
gewordenen (reichslehenbaren ?) Comitaten gebildet hatte." Denn 
der Landgraf aU solcher war nicht mit einem Territorium, son- 
dern nur mit dem Königsbann in einem oder mehreren solchen 
ihm fremden Territorien beliehen und dies in den meisten Fällen 
nicht unmittelbar von Reichswegen, sondern nur mittelbar 
als Reichsaftervasall. Auf die Grösse des Territorialbesitzes des 
Grafen, den er neben der Landgrafschaft besass, kam für Letz- 
teren gar nichts an, und namentlich brauchte dieser Territorial- 
besitz — der ebenso wohl in einem Gomitat neben der Land- 
grafschaft bestehen konnte, wie in einer Zwingherrschaft in der 
Landgrafschaft selbst, — keineswegs ein reichslehenbarer zu 
sein. Im Gegentheil wird sich aus den Hausgeschichten der 
meisten mit Landgrafschaften beliehenen Famüien darthun lassen, 
dass ihr Hausbesitz vielfach ganz allodial oder doch (in bunter 
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Zusammensetzung aus AUod und Leben) gewöhnlich zum aller- 
kleinBten Theile reichslehenbar war — und dass die Landgraf- 
schaft keineswegs immer den mächtigsten Territorialherren im 
Gau verliehen wurde. (Beispiele im Breisgau, Unterelsass, bei 
der habsburger Bradertheilung im Ziiricbgau u. 8. w.) 

Am Wenigsten war der Landgrafentitel ein j^Reichsfürsten- 
titel", mit welchem die sog. Vorrechte verknüpft gewesen wären, 
die man in späterer Zeit dem erst im 13. Jahrhundert nachweis- 
baren neuen Reichsfürstenstande beigelegt und aus einer Erb- 
schaft desselben von den Stammesherzogthümern etc. hergeleitet 
bat. Es wird dies zum Schluss unserer allgemeinen Erörterungen 
noch eingehend widerlegt werden ; hier mag einstweilen nur ab- 
weisend bemerkt werden, dass die Landgrafschaften urkundlich 
viel älter sind, als die ersten Beichsfiirstentitel. 

In der Territorialentwickelung, als deren Ergebnisse aller- 
dings sowohl die Landgrafschaft als auch der neue Reicbsfürsten- 
stand in gewissem Sinne zu betrachten sind, da beide in 
entgegengesetzten Richtungen durch sie nur möglich waren, 
erscheinen ausserdem gerade die Landgrafen unter allen reichs- 
lehenbaren Grafen als diejenigen, welchen die Erlangung der 
Reichsfürstenwürde am schwierigsten, wenn auch nicht unmöglich 
war, wenigstens soweit diese mit Bezug auf die Landgraf- 
Bchaft hätte durchgeführt werden sollen. Letztere war ja eine 
Grafschaft, in welcher die Territorialbildung wesentlich durch die 
Zwingherren, die sich der Herrschaft des Grafen entzogen, ge- 
bindert war und es fehlte also dort an der territorialen 
Unterlage, die nur in völliger Vereinigung mit der hohen Ge- 
richtsbarkeit (dem Eönigsbann) ReichBstandacbaft und Fürsten- 
recht geben konnte. 

Der Landgraf als solcher war kein durch seine Macht (und 
deshalb durch seinen Titel) vor Anderen ausgezeichneter, 
sondern im Gegentheil ein gegen Andere, welchen es gelungen 
war, aus ihrem Grafenbezirk ein Territorium zu machen, zurück- 
gesetzter, benachtheiligter Graf. 



Die Landgra&chaft und das Lan^erioht. 

Der Name „Landgrafscbaft" bezeichnet nach dem Bisherigen 
alSQ sicherlich keine neue im Reiche eingefiihrte Institution oder 
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eine ausgezeichnete, bevorzugte Landesherrlichkeit 
(FürBteuthnm) , Bondem nur die ins 12. Jahrhundert hinein- 
ragendeD Trümmer der in ihrer Auflösung hegriffenen Gauver- 
fasaung und älteren Grafengerichtsbarkeit. Während man fortan 
gewöhnlich unter einer jOrafschaft" das einem Grafen als Eigen- 
thum oder Lehen gehörige Herrschaftsgebiet (Territorium) 
versteht, ist im Gegentheil die Landgrafschaft noch ein geopraphi- 
acber, aus vielen Herrschaften zusammengesetzter Bezirk, in 
welchem ein Graf überall die hohe Gerichtsbarkeit, aber 
auch nur diese, zu üben hat. — Die Niedeigerichtsbarkeit be- 
sitzeD dort regelmässig die Gehietsherren kraft eigenen 
Rechts, neben welchem der Graf nur in gleicher Weise ebenfalls 
berechtigt sein kann, und dann vor ihnen lediglich voraus hat, 
daBB ihm ausserdem die hohe Gerichtsbarkeit sowohl auf seinem, 
wie auf ihrem Gebiet kraft königlicher Belehnung zusteht. 

Diese hohe Gerichtsbarkeit fliesst aber sowohl auf eigenem, 
wie auf fremdem Herrschaftsgebiet aus derselben Quelle könig- 
licher' ausdrücklicher Belehnung und ist ursprünglich 
nicht etwa ein blosses Anhängsel der landgräflichen Besitzungen 
im Gau, als welche sie später allerdings zuweilen gern betrachtet 
wurde, nachdem an so viele Gmndherren der Königsbann ohne 
Mannschaft verlieben worden war. — Deshalb findet sich auch 
selten in einem Gau, der eine Landgrafschaft enthält, ein zweites 
reichslehenbares Orafengeschlecht , während sowohl im Nieder- 
elsass, wie in Stühlingen etc. Fälle nachweisbar sind, dass sich 
vorher blosse Zwingherren, nach Erlangung der Landgrafschaft, 
auch iiir ihre Güter nnd von denselben den Grafentitel beilegen. 
Wenn wir ausnahmsweise in einem (geographischen) Gau dennoch 
mehreren Grafen begegnen, so ist immer doch nur einer der- 
selben „Landgraf, die anderen sind entweder von dessen Graf- 
schaft eximirt oder mit seinen Rechten in einem gewissen 
Kreise der Landgrafschaft von ihm belehnt. (Spuren von letz- 
terem seltenen Verhältnisse finden sich im Elsass und in einigen 
Theilen der Schweiz; eine andere Art der Ausgleichung con- 
corrirender Interessen in der Bar.) 

Was nun die Rechte des Landgrafen betrifft, so waren dies 
jedenfalls zunächst dieselben, welche nach der alten Verfassung 
überhaupt einem Grafen zustanden und die aus der deutschen 
Bechtsgeschichte hier als allgemein bekannt vorausgesetzt werden 
können. Zum Beweis aber, dass der Landgraf als solcher eben 



10 Die Landgrafechaft und du LandgericbL 

nur diese Rechte hatte, verweisen wir auf die nntea mitgetheilten 
OeSiiuiigen des Landrechts zu Schatteubuch-Heiligeuberg im Linz- 
gau (1822), zu Sissach im Sisagau (1367) und an Terschiedenen 
Orten in dem bemischen Burgund (1409 ff.), mit welchen die ein- 
zelnen Angaben vieler anderer Weiathümer bei Grimm n. s. w. 
durchaus übereinstimmen. Danach war der Kern der laodgräf- 
lichen Rechte die oben geschilderte hohe Gerichtsbarkeit, 
deren strafrechtliche Seite in den OefTnungen übrigens mehr 
hervorgehoben wird, als die privatrechtliche, weil die Grafen- 
gerichtsbarkeit in den Zwingherrschaften fast nur in obiger Rich- 
tung geltend gemacht werden konnte. Mit ihrem Besitz war der 
Eönigsbann verbunden, der als vom König verliehenes Recht 
bei Strafe ans Landgericht zu laden und allein die dort erlasse- 
nen Verfügungen über Leib und Leben u. s. w. zu vollziehen, 
sowie einen AntheiJ an den tierichtsbussen anzusprechen, charak- 
terisirt wird. Aus der mit der hohen Gerichtsbarkeit verbundenen 
Pflicht zum Rechta- und Friedenaachutz äiessen daneben noch 
verschiedene Anfsichtsrechte über Strassen, Wasser, Mühlen, Wäl- 
der, Maaaa und Gewicht und über die Klöster in der Landgraf- 
Bchaft, welche keine anderen Schirmvögte haben, sowie endlich 
gewisse Ansprüche an herrenlose Personen und Sachen. 

Im Ganzen war der sachliche Kreis dieser Befugnisse so be- 
schränkt, dass sie — mit Ausnahme des ßlntbanns und einiger 
Handlungen der nicht streitigen Gerichtsbarkeit — selten zur 
Uebung gelangten, ganz abgesehen davon, dass sie vom Grafen 
unmittelbar nur gegen wenige Personen (die Reichaunmittel- 
baren), sonst dagegen nur durch Vermittelung der Nieder- 
gerichtsherren oder des laudgräflichen Gentrichters geltend 
gemacht werden durften. Die Niedergerichtsbarkeit war nämlich 
selbst dort, wo sie noch vom Grafen aus irgend welchem Grunde 
direct abgeleitet wurde, z. B. in den Freigerichten oder in der 
eigenen Zwingherrschaft des Grafen, doch stets der unabhängigen 
Ausübung eines Dritten überlassen. Hinsichtlich der Zwingherr- 
Bcbaften ging dies meist so weit, dass der Landgraf (wie einst in 
den alten Immunitäten) überhaupt nur erscheinen durfte, wenn 
er gerufen wurde. Selbst Uebelthäter wurden vom Zwingherm 
oder dem Centgrafen des Freigerichts festgenommen und bei 
dieaen musste sie der Landgraf in einer gegebenen Zeit ab- 
holen lassen. 

Die Rechtshedürfnisse des Tages konnten die Niedergericbts- 
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herrea ToUständig fiir alle Grafscbaftsbewohner (Freie sowohl, wia 
Eigenleute) ohne den Landgrafen erledigen, uad ihre nicbt- 
schöffen baren Gerichte waren sogar näher, billiger und regel- 
mässiger zu haben, als das Landgericht, auf welchem die hohe 
Gerichtsbarkeit durch den Grafen selbst oder den ihn vertreten- 
den Landrichter (judex protmcicUis) stets nur mit Hülfe einer 
ausschliesslich mit SchÖfTenbaren besetzten Kichterbank, wenig- 
stens nach den alten Gesetzen, geübt werden konnte. 

Traten also nicht besondere Anlässe ein , in welchen z. B. 
Auflassungen freier Güter oder ßlutfälle die Thätigkeit des Land- 
gerichte ausnahmsweise forderten und dessen Berufung zum 
gebotenen Ding veranlassten, so erschien die Grafengerichtsbar- 
keit im Jahr regelmässig nur dreimal an einer der bestimmten 
Malstätteu der Landgrafschaft oder Grafschaft zu bestimmter Zeit 
im ungebotenen Ding vor den Grafschaftsangehörigen , die dabei 
sämmtlich zu erscheinen hatten. Nach mehreren OefTnungen 
(aus der Schweiz besonders) wird ausdrücklich erklärt, dass 
jeder Eingesessene der Landgrafscbaft , der nur 7 Fusa Erd- 
reich*) oder auch eigenen Rauch hat, auf diesen ungebotenea 
Dingen zu erscheinen habe, und an anderen Stellen wird gesagt, 
dass Herren, Ritter, Bürger, Freie und Eigenleute**) dort zu 
erscheinen hätten bei gewissen Geldbussen; es ist also ungenau, 
wenn die Pflicht des Erscheinens auf die Schöffenbaren und die 
Vögte der Mittelbaren als Kegel beschränkt wird. 

Auf diesen Landgerichts- oder kurzweg Landtagen 
{placita generalia, legüma, ächte Dinge) wurden vom Grafen die 
Verordnungen für Alle hinsichtlich der oben mit dem Eechts- 
□nd Fried ensschntz zusammenhängenden Verhältnisse erlassen, 
oder den Niedergerichten, welche ihre zwiespältigen ürtheile hier- 
her zogen , vom Landgericht Recht gewiesen (Rechtsbelehrung 
ertheilt), sowie endhch die stets am ungebotenen Ding vorzuneh- 
menden Auflassungen ächten Eigenthums vollzogen. Unbedingt 
massten ausserdem beim Landgericht alle sonstigen Eechts- 
angelegenheiten der Reichsunmittelbaren ausgemacht vrer- 
den, weil diese nnr die aus Ihresgleichen genommenen 
LandgerichtsschöfiFen als ihre Richter anerkannten , während Ge- 
meinfreie und Hintersassen der Gerichtsherren auch von nicht- 



*) Siehe onten bei dea LaaAgnSBchattea in der Schweiz. 
**) Siehe ebendaselbBt. 
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echöffenbareD Gerichtebeisitzern gewöbnlicb Kecht nabmen. Die 
Beicbsunmittelbaren waren also diejenigen Gerichtsangehörigen 
der Landgrafecbaft, welche das Landgericht, so lange keine 
höheren Gerichte im Reiche fcBtstanden, am wenigsten ent- 
behren konnten. Namentlich vollzog hier der HerrenBland 
(einschliesslich der Grafen selbst) alle seine Gutsgeschäfte, Erb- 
verzichte, Bürgschaften u. b. w. , für die er noch nirgends ein 
anderes Forum hatte, und das landgräfliche Gericht war somit 
eigenthch für die Zwingherren im 12. und 13. Jahrhundert 
ein viel directeres, persönliches Bediirfniss, als fiir ihre Hinter- 
sassen und Vogtleute, welche desselben regelmässig ganz ent- 
rathen konnten. 



Weitere Schicksale der kaiserlichen Landgerichte im 

Zusammenhang mit den Landgrafschaften. Verfall der 

Letzteren. 

Im 12. und bis zum Schiasse des 13. Jahrhunderts waren 
die mit SchÖfTenbaren zu besetzenden Landgerichte noch un* 
bedingt nöthig, theils als persönlicher Gerichtsstand der 
freien reich su um ittelbaren Ein wohn erclassen, theils 
als ordentliches Gericht mit Königs- und Blutbann 
für die unmittelbaren Grundherrschaften, deren Herren 
blos die Niedergericbtsbarkeit hergebracht hatten. 

Ihr Bediirfniss schwand jedoch in jener Zeit im Verhält- 
niss, wie jene Freien sich minderten oder anders wo- 
hin wandten, oder hinsichtlich der Hintersassen der reichs- 
unmittelharen Niedergerichtsherren , sobald die erwähnten 
Grundherren selbst die hohe Gerichtsbarkeit in ihrem. 
Gebiet erlangten*). — Wo Letzteres erreicht wurde (was 
im 14. Jahrhundert häufiger als früher der Fall war), hörte 
natürlich die „Landgrafschaft" zu Gunsten desjenigen, der jetzt 
die volle Territorialgewalt mit der vollen Gerichtsbarkeit erlangt 
hatte, gänzlich anf. Die Grenzen des Bezirks des kaiserlichen 
Landgerichts wurden dadurch immer enger und schrumpften zu- 

*) Z. B. durch das Landgericht für, das ZQricher Landgebiet. 

D.D.trzeaby Google 
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letzt oft auf das eigenthümliche Territorinm des Landgrafen zs- 
sammeo. 

Viel wesentlicher jedoch als die vorerwähnte Ausscheidung 
immer nener Territorien aas dem Gerichtsbezirk der Land- 
gerichte, weifte in verschiedenen Gegenden natürlich sehr ver- 
schiedenzeitig eintrat, trug überall (sowohl in den Landgraf- 
schaften wie in anderen Territorien und den Beichsvogteien) zum 
Abgang der schöffenbarbesetzten Landgerichte die bekannte Be- 
wegung in den Ständen der Einwohner bei, welche den Kreis der 
seither unter sich als ebenbürtig anerkannten Freien bedeutend 
beschränkte und dadurch die Besetzung jener Gerichte fiir die 
bisher dahin Päichtigen zum Theil noch schwerer machte. 

Bis ins 13. Jahrhundert hatten die Reichsunmittelbaren oder 
ßeichsfreien — für welche die ächten Grafengerichte, 
auch abgesehen von Blntfällen, nothwendig fort- 
gebalten werden mussten und die deren ausschliess- 
liches Besitzungsrecht als Schöffen hatten — aus dem 
ganzen Herrenstande und den SchöfTenbarfreien bestanden. Nur in 
gewissen höchst persönlichen Beziehungen hatte der Herren- 
Stand (dem damals noch die Fürsten, so gut wie die Grafen und 
Herren zugezählt wurden) für sich einen höheren Gerichtsstand 
vor dem Kaiser direct beansprucht , in allem Uebrigen war aber 
für alle Reichsfreie das „Landgericht" das einzige ordentliche 
Gericht geblieben. 

Dies änderte sich nun schon damals allmälig, als der Herren- 
stand, wie in den Spiegeln und den gleichzeitigen Reichsgesetzea 
zum Theil ausdrücklich anerkannt ist, sich von den SchöfiFenbaren 
als höherer Stand förmlich abzusondern begann, weil jener 
stets wenigstens irgend welche Gerichtsbarkeit besass, wäh- 
rend die Schöffenbaren nur Gerichtsbeisitzer waren. 

Noch mehr aber, als unter den Schöffenbaren selbst wieder 
die Lebensweise (als Ritter, Bürger und Bauern) neue Klassen- 
unterschiede schuf, welche die früher unter Allen auf der Grund- 
lage der freien Geburt bestehende Standesgleichheit (Eben- 
bürtigkeit) vernichteten. 

Der Eitterstand trat jetzt, obgleich er zum Theil aus unfreien 
Elementen hervorgegangen war, wegen der ihn auszeichnenden 
Wehrhaftigkeit (Waffenehre) vor die nicht ritterbürtigen Schöffen- 
familien in Stadt und Land und weigerte sich schon deshalb 
mit denselben, wie seither, als Ihresgleichen die Gerichtsbank 
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der kaiserlichen Landgerichte zu besitzen. — Die frUher str^t- 
baren Schöffen im Stadtgericht und Stadtregiment hatten sich 
TOr dem Andrang der minderfreien Zünfte nicht mehr halten und 
demzufolge auch anderweite Verbindungen (z. B. Eben) mit dem 
niederen Biirgerstsnde nicht mehr vermeiden können, die Schöffen- 
baren auf dem Lande aber, welchen die Waffenehre ihrer 
ritterbUrtigen Genossen ganz fehlte, waren deshalb be> 
reits mit dem „gemeinen Landvolk", den pöeghaften oder gar 
unfreien Bauern, vermischt worden. Unter diesen Umständen 
wollte fortan der Ritterstaud (der sog. kleine Adel) seit Be- 
ginn des 14. Jahrhunderts vor Gerichten nicht mehr Recht neh- 
men, die nicht durchweg mit Rittersleuten besetzt waren. 
Man bemerkt dies z. B. in mehreren rheinischen oder wetterau'- 
Bchen Freigerichten (zu Nierstein, Ingelheim, Kaichen etc), welche 
deshalb zuletzt kurzweg „Rittergerichte" hiessen oder doch w 
kundlich wo möglich nur mit ritterlichen Schöffen besetzt sein 
sollten und oft waren. 

Für diese Ritter so wenig wie für die schöffenbaren, nach 
Ritterart noch lebenden altbiirgerlichen Stadtgeschlechter, konnte 
das von bäuerlichen Schöffen fortwährend wenigstens theil- 
weise noch besetzte kaiserliche Landgericht im Gau noch für 
gehörg besetzt gelten, und dies ist dann seit der Mitte des 
14. Jahrhunderts ein ständiger Recusatiousgrand, der 
den kaiserlichen Landgerichten entgegengestellt wurde. 

An manchen Orten, z. ß. in der schwäbischen Reichsland- 
vogtei und im Elsass, begegnete man diesem Einwand eine Zeit 
lang damit, dass man die kaiserlichen Landgerichte in Städten*) 
hielt und dabei die Stadtschöffen benutzte; anderwärts, z. B. 
in verschiedenen Landgrafschaften , brachte man ausdrückliche 
kaiserliche Privilegien aus , worin den Landgerichten geradezu 
das Recht zuerkannt wurde, auch „ohne Ritter und Freie" 
sich für genügend besetzt zu halten**). 

Alles was so zum Ersatz von rechten Schöffen versucht 
wurde, konnte aber natürlich auf die Dauer der Rechtsansicht 
jener Stände nicht widerstehen, für welche jene Gerichte unter 
Eönigsbann eigentlich allein noch Wertb hatten und haben sollten. 
Diese zweifelten bald in allen Bauern und Kleinbürgern (zünftigen 



•) Ulm, WimpfeD, Hagenau. 
••) GegGDuU in ZOrich. 
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Handwerkern n. e. w.) von TOroherein äis Geburtsfreibeit and 
noch uobedingter die Scböffenbarkeit an, erkannten sie dem- 
nach in Stadt und Land als Ihresgleichen und ächte Schöffen 
nirgends mehr an. 

Man half sieb in diesen ritterlichen Kreisen (<ler Herren, 
Ritter and Patricier) seitdem und so lange als diese ihre Auf- 
fassung no(;h nicht völlig durchgedrangen war, einstweilen bei 
Fallen, die nicht unbedingt am Gericht der belegenen Sache 
verhandelt werden mussten, mit Schiedsgerichten, die später 
zu reicbsgesetzlich förmlich anerkannten Gompromiss- und 
Austrägalgerichten wurden und als solche dem hoben wie nie- 
deren Adel, vor und neben den erst im 14. Jahrhundert ailmälig 
stabil gewordenen kaiserlichen Hofgeiichten oder den landesherr- 
lichen Hof-, Mannen- und Lehengericbten, bis zur Einrichtung der 
höchsten Reichsgerichte dienten. 

Am Schluss des 14. Jahrhunderts waren auf die bisher ge- 
schilderte Art alle nicht mit Eitterbürtigen besetzten Gerichte, 
insbesondere aber die kaiserlichen Landgerichte in den 
landgräflicheu Districten — wegen angeblich nicht mehr 
acht schöffenmässiger Besetzung — um ihr Ansehen, (mindestens) 
als ordentliche Gerichte ihres ursprünglichen Sprengeis aus- 
serhalb des Territoriums ihres Besitzes bei Grafen, Herren, 
Rittern und Geschlechtern gekommen, wenn sie auch sich selbst 
fortwährend über jene für competent erklärten und, wie früher, 
gegen sie amtirten. Die reichsunmittelbaren Ritter und kleineren 
Gerichtsherren erkannten für ihre Person nur noch die inzwischen 
eingerichteten böcbstenReichsgericbteals ebenbürtig 
besetzt, für sie demnach allein als ordentliche Gerichte 
für competent an und suchten sich gegen die Gerichtspflicht 
an den von ihnen verschmähten kaiserlichen Landgerichten oft 
ausdrücklich mit Gewalt und durch förmliche Bündnisse gegen- 
seitig zu sichern. — Beide (Herren und Ritter) vermischten sich 
übrigens jetzt leicht zur Reichsritterschaft, weil beide waffen- 
fähig und zuletzt auch Öfter gewöhnliche Ritterbürtige durch 
ßeichsbelehnung ebenso Niedergerich tsherren waren, wie die 
Freiherren durch eigenes Recht. 

Für die hintersässigen Bewohner ihrer Grundherrschaften, ftir 
welche das Landgericht als „Grafengericht", d. h. als ordenthches 
Reichsgericht, in gewissen Dingen die Niedergerichtsbarkeit dieser 
Keichsunmittel baren seither noch ergänzt, vervollständigt und coo- 

C7 00<^lc 
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trolirt hatte, wollten sie dessen Gompetenz aber ebenso wen:^ 
mehr anerkeDoen. Sie weigerten dies theils aus dem Grunde, 
weil ihre BintersasBeQ eigentlich nur durch ihren perBÖnlichen 
Gerichtsstand und die damit zusammenhängende Vertretung 
ihrer Yogtleute noch in einer Beziehung zu diesem Grafeagericht 
standen oder stehen sollten, und weil sie durch ein allgemeines 
Herkommen und die Auedehnung des Immunitätsbegriffs in Fällen 
der handhafteu That selbst in den Besitz von Befugnissen, welche 
die Grafengerichtsharkeit YÖllig ersetzten, gelangt zu sein vor- 
gaben. Tbeils aber auch indem sie, jetzt mit starker Betonang 
der landgräflichen Gerichtsbarkeit als einer solchen im fremden 
Gebiet, sich auf privÜegia de non evocanäo gegen alle fremde 
Gerichte beriefen. 

Die Grafenrechte des „Landgrafen" galten schliesslich und 
thatsächlich nur noch auf seinem eigenen (innerhalb der Land- 
grafschaft gelegenen) Territorium und seine „Landgraf- 
schaff hatte somit eigentlich im 14. Jahrhundert an 
den meisten Orten ihr völliges Ende erreicht. Umso 
mehr dieses, als selbst im Hausbesitz des Landgrafen das freie 
kaiserhche Landgericht desselben sich in diesen Zeiten ebenfalls 
nicht mehr dem Schicksal der anderen Territorialgerichte ent- 
ziehen konnte, deren innere Natur sich aus den soeben berührten 
Gründen im 11. Jahrhundert nach und nach total verändert und 
aus welchen im 15. Jahrhundert sieb endlich ein ganz neues 
landesherrliches Gerichtswesen herausgebildet hatte. — Es zogen 
nämlich im landgräflichen Gebiet, wie aller Orten in den Terri- 
torien, die inzwischen für die Lefaensleute gebildeten herrschaft 
liehen Hofgerichte die Ritter an sich, während andererseits 
die aus den nach sog. Land- und Niedergerichten zu „Aemtern" 
gewordenen Herrschaftsgerichte über kleine Freie, Unfreie und 
Pfleghafte die wenigen Reste unabhängiger (schöffenbar gewesener 
oder gemeinfreier) Bauern unter jenes „gemeine Landvolk" misch- 
ten, 60 dass die ehemaligen freien Stände, welche einst zu der 
„Landgraf schaff gebort hatten, auseinander gerissen 
und in anderen Beziehungen und Verbindungen aufgelöst wurden, 

Damit verschwand natürlich die Forderung der Ebenbürtig- 
keit der Richter (an die ehemaligen Grafengerichte mit diesen) 
aus dem Rechtsleben und bald mussten ohne alles Ansehen 
der Herkunft rechtsgelehrte Richter in die Gerichte ein- 
gesetzt werden, um die dort inzwischen eingedrungenen ver- 
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wickeltereu {remcUändischea Gesetze gehörig auszulegen und an- 
zuwenden. 

Am längBten erhielten sich die auf das alte Schöffen- 
thum gegründeten Landgerichte (trotz aller Angriffe der hoch- 
freien Stände auf desaen Rechtmässigkeit) anerkannt als kaiserliche 
freie Gerichte in den Reichsvogteilanden, weil eie dort aus den 
Reichsstädten und den reichsunmittelbaren Bauerschaften ein 
weniger bestreitbares Material zur Gerichtsbesetzung ziehen und 
unter directem kaiserlichen Schutze wenigstens einen Theil 
ihres ursprünglichen ordentlichen Gerichtsbezirks 
(z. B. in den Reichsdörfern u. s. w.) sich unangefochten er- 
halten konnten. In beiden Beziehungen bot insbesondere 
das Landgericht anf der Lentkircher Heide und in der freien 
Pirs mit seinen Sdiöffeii aus den „Freien" auf der Heide bis in 
die letzten Zeiten des Reichs ein interessantes Beispiel des ehe- 
maligen allgemeinen Zustandes. — Anch in einigen Landgraf- 
Bchaften, welche zufällig sogenannte Freiämter oder 
Freigerichte neben geistlichen und weltlichen Zwing- 
herrschaften in sich schlössen, z. B. in der Schweiz, 
hielten sich die Landgerichte aas ähnlichen Gründen noch längere 
Zeit. ■ 

Doch auch hier war mindestens schon seit dem Beginn des 
15. Jahrhunderts das Hauptgewicht des freien kaiserlichen*) 
Landgerichts wie anderweit, z. 6. bei den westphälischen Frei- 
stühlen, auf die nicht für den alten Landgoricbtsbezirk (die Frei- 
grafschaft , Landgra&chaft , „Grafschaft") berechnete ordent- 
liche, sondern anf die sogenannte übergreifende (d. i ansser- 
ordentliche) Jurisdiction gelegt 

Um diese handelten sich (und zwar schon seit dem Sdilusse 
des 14. Jahrhunderts) bis zuletzt die Ansprüche der kaiserlichen 
Landgerichte, sowie die Beschwerden der Reichsstände und deren 
Angehörigen eigentlich allein. Nachdem der Anlass für die ordent- 
liche Grafen Jurisdiction in den Landgerichten fast ganz verloren 
(und deshalb z. B. die neue Entstehung einer Landgrafschaft 
uamöghch geworden) war, schätzte und suchte man kaiserliche 
Landgerichte jetzt nur noch wegen der ausserordentlichen Com- 



*) Diese Bezeichnung kommt im Kleggaa Mit dem 16. J^hrfanodert bis 
im 18. Jahrhundert orkiindlich oft vor, ebenso in der echwUiiicIien B«icht 

'ogtei. 

Crinck, die I^adcnAcluineD. ■> 
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petenz, die sich diesä in eehr vielen Fällen sowohl den landes- 
beirlicben Gerichten als anch anderen Reichsgerichten gegenüber 
anmaaseten. 

Der Satz, auf welchen sie sieb hierbei stützten, war freilich 
uralt, er war jedoch früher nicht mit dem jetzt beliebten Nachdruck 
verfolgt worden. Die sogenannte übergreifende Jurisdiction berief 
sich auf den alten Grundsatz, daas der Kaiser überall im Reiche 
der letzte Urquell des Beicbta sei und er, sowie seine Gerichte 
deshalb berechtigt seien, überall mit der von da nur abgelei- 
teten, landesberrlicben Jurisdiction ausserordentlicher Weise zn 
concurriren, dieselbe zu euspendiren. Die kaiserlichen d. h. freien 
Gerichte nahmen daher nicht nur in Fällen angeblicher 
Justizverweigerung (sogenannter Ehehaften), eines im Mittel- 
alter bekanntlich sehr dehnbaren Begriffs, zur Sicbernug der 
Rechtshülfe, Klagen vor ihrem Forum an, die eigentlich vor be- 
stimmte, landesherrliche oder reicbsstädtische Gerichte gehörten; 
sondern sie stellten ganz allgemein den Grundsatz auf, dasa sie 
stets ebensowohl angegangen werden könnten, wie diese. Dabei 
machten sie diesen Anspruch in der gefährlichsten Weise gel- 
tend, indem sie ihm alle Chikanen nnd Gew^tmassregeln des 
alten Ächtprocesses liehen. 

Damit war nun allerdings den (sonst ziemlich labm gelegten) 
kaiserlichen Landgerichten wieder ein unendliches Feld der Tbä- 
tigkeit eröffnet, das sie denn auch eifrigst — voran das zum Hof- 
gericht erhobene Landgericht zu Rottweil und die westphälischen 
Freistüble ~ ausbeuteten. Es wurde bald von Vielen als reine 
Einnahmsquelle betrachtet, weshalb sowohl Herren wie Städte 
sich um neue Verleihungen kaiserlicher Landgerichte oder um 
Bestätigung früher angeblich besessener bemühten, obgleich in 
den meisten Fallen (wie aus den Eiuzeinbeiten der desfallsigen 
Privilegien zu ersehen) dazu eigentlich alle Voraussetzungen, 
namentlich hinsichtlich der Gerichtsbesetzung, längst 
verschwunden waren. — Aber dieses ungemessene Streben musste 
nicht nur bei den Landesherren und Reichsstädten aus speciellen 
Gründen, sondern überhaupt bei jedem Freunde geordneter, be- 
quemer und nicht zn theurer Justiz auf den lebhaftesten Wider- 
stand stossen. Jetzt erst stieg daher der Werth jener kaiser- 
lichen allgemeinen Evocationsprivilegien (privüegia de non evo- 
eando), welche obiger concnrrirenden Justiz im Einzelnfalle 
die Spitze überall abbrechen sollten und deshalb massenhaft ge- 



mit den Landgrafacliafteii. Verfall der Letzteren. 19 

sucht und Terliehen wurden. Eine eigentlich prindpielle and 
allgemeine Abhülfe dagegen auf geBetzgeberiscbem Wege kam 
nie zu Stande, obgleich es im 15. Jahrhundert nicht an Projecten 
dazu fehlte und die Klagen der BeicheBtände gegen die kaieer- 
lichen Land- nnd die Freigerichte fortan auf den Beichstagen ein 
standiger Artikel blieben. 

Die Sache war am so bedenklicher, als jene coDcurrirende 
Gerichtsbarkeit nicht nur den herrschaftlichen Gerichten, Bondem 
auch anderen Keichsgeriditen gegenüber, sei es nun nach den 
Grundsätzen einfacher Prävention oder wegen angeblicher „Ehe- 
haften" festgehalten wurde. Ja selbst die Errichtung dar höhe- 
ren Reichsgerichte half hiergegen nicht einmal vollständig, indem 
die freien oder kaiserlichen Landgerichte ihre Goncurrenz auch 
gegen diese, wenigstens nach dem neuen Listanzenzug, in erster 
Instanz geltend machten. — Dass hierdurch die Rechtspflege 
wirkliche Koth litt, ist begreiflich, besonders seitdem das Ein- 
dringen des römischen Rechts überhaupt gelehrte Richter weit 
nöthiger machte, als (adelige oder) angeblich schöffenbar 
freie, die sich oft nut durch scandalöse Unwissenheit und 
Sportelsucht auszeichneten. 

Uebrigens spielten die in Händen von Landesherren, ins- 
besondere von Landgrafen, als Reichslehen befindlichen Gerichte 
(Land- und Freigerichte) hierbei (mit Ausnahme von Westphalen) 
eine weniger hervortretende Rolle; theils aus den oben ange- 
gebenen Gründen, welche ihrer genügenden Besetzung frühzeitig 
permanente Einreden entgegenstellen Hessen, tbeils aber weil 
alle diese mit der „Grafschaft" vom Reich belehnten Herren vor 
Allem sich als Territorialherren fühlten. Ale solche hatten 
sie sämmtlich ein überwiegendes Interesse gegen die Rückwirkung 
der überspringenden Gerichtsbarkeit ihrer oder anderer kaiser- 
lichen Landgerichte auf ihre Herrschaftsgebiete, auf welche ohne- 
hin namentlich die „Landgrafschaft" meist zusammengeschrumpft 
war. Diese Herren zogen es daher vor, sich für ihre Ge- 
biete privüegia de non appeUanäo und de non evocando gegen die 
anderen Reichsgerichte auszuwirken, nnd Hessen dafür lieber ihre 
eigenen Prätensionen als Inhaber solcher Gerichte, insbesondere 
als „Landgrafen" fallen. — Sogar die ordentlicher Weise in der 
Landgrafßchaft liegende sogenannte jurisdicHo provinäalis in terri- 
torio alieno suchten sie höchstens zeitweise noch in dem alten 
Laudgrafschaftssprengel gegen kleine geistliche und weltHche Uo- 
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mittelbare in Erinnening zu bringen, es blieb aber daon gewiss 
bei Protesten oder es mussten der Sache eigentlich ganz fremde 
persönliche Beziehungen (z. B. Lehensverhältnisge zwischen dem 
Grafen and den reichsunmittelbaren Laudgerichtspflichtigen) ein- 
gemischt werden, um noch auf einige Folge rechnen zu können. 
Zaletzt war man meistentheils zufrieden, wenn durch förmliche 
Com promiss vertrage ein erträglicher modus vivendi gefunden 
wurde, der wenigstens einen schwachen Erinnernngsschein des 
ureprünglicheD Verhältnisses übrig liess. 

Schon am Ende des 15. Jahrhunderts kann man daher die 
Wahrnehmung machen, dass selbst in den kaiserlichen 
Lebenbriefen der Begriff der Landgrafschaft und ihr 
Zusammenhang mit den kaiserlichen Landgerichten, 
der in Urkunden des II. und selbst des beginnenden 15. Jahr- 
hunderts noch vollkommen klar hervortritt, bereits völlig ver- 
dunkelt ist. — Jetzt heisst das eigentliche Herrschaftsgebiet 
des Landgrafen, welches ursprüoglich neben Anderem in der 
Landgrafschaft lag und später dieser in den Titeln gegenüber 
gestellt worden war, dem auch anderweit geläufigen Gebrauch der 
Üebertragung des persönlichen Titels des Herrn auf sein Gebiet 
folgend selbst die , Landgrafschaft" , und dieser Benennung wird 
zngleich, anderen Graf- und Herrschaften gegenüber, jene prun- 
kende, wiewohl sehr verschieden und unklar gedeutete, Gel- 
tung beigelegt, auf welche wir unten noch ausführlich zurüi^- 
kommen werden. Deshalb spielen z. B. die ;^vier Landgrafen des 
Reichs" schon eine Rolle in dem bekannten Quaternionensystem 
und bald suchte man, da es in Thüringen, Hessen, Bayern, Elsass 
und Schwaben Fürsten gab, welche „Landgrafen" hiessen, den 
Landgrafen titel geradezu für einen fürstlichen auszugeben. 

Mit Bezug auf diese Auffassung legte man namentlich schon 
im 15. Jahrhundert den Landgrafen gewisse fürstliche Ehrenrechte 
(Siegelung mit rothem statt mit grünem Wachs a. s. w., höhere 
Prädicate als andere Grafen u. s. w.) bei und die Ernennung des ' 
Grafen Hesso von Leiningen zum „Landgrafen" erscheint formlich 
als Standeserhöhung. 

Im Ganzen drang jedoch diese Anschauung des Land- 
grafenthums nicht durch, und im 17. und 18. Jahrhundert wur- 
den deshalb mehrere reichsständiscbe Grafenhäuser , obgleich sie 
längst den Landgrafentitel führten, doch noch ausdrücklich in 
den FUrsteustand erhoben, der zum Thetl nicht einmal 
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anf ihre sogenannten landgräflichen BesitzuDgen, sondern auf 
Anderes gegründet wurde. 



Landgrafsohaft und Fürstenthiim. 

Die vorderen Ausführungen gingen Ton der Ansicht aus, das 
Landgrafenthum sei Ton der allbekannten Gau Verfassung 
als der letzte Rest dieser inzwischen veralteten Einrichtung 
stehen geblieben und habe den Landgrafen schliesslich nur 
aosnahmsweise die staatsrechtlichen wesentlich richterlichen 
Befugnisse in ihrem alten Bezirk (oder gewissen Theilen dessel- 
ben) belassen, die früher alle Grafen in ihren Gauen (und 
resp. zuletzt in ihren Territorien) unbestritten gehabt hatten. — 
Da jedoch diese stets reichslebenbaren AmtsbefugnisBC sich viel- 
fach und oft vorzugsweise in der Landgrafschaft auf fremdem 
Gebiet geltend machten, so hatte man sich gewöhnt, die juris- 
äidiö provindalis (die alte Gaugerichtsbarkeit) des Landgrafen 
gleichsam als ein jus in terrUorio alieno anzusehen, was sie ur- 
Bprünglich keineswegs war. 

Dies, sowie einige andere missdeutete Erscheinungen in ein- 
zelnen Landgraischaften , hat nun wohl viele ältere Gelehrte be- 
sUmmt, die Landgrafschaft für eine ganz selbständige Staats- 
einricbtung des 12. oder 13. Jahrhunderts zu erklären und zwar 
sie fiir ein Beich sfiirstenlehen in dem neuem (seit 1180, 
1220 und 1235 gebräuchlichen) Sinne auszugeben. — Letztere 
Eigenschaft sollte besonders mit zwei, angeblich sonst nur den 
Keichsfürsten als Erben der Herzogsrechte gewähr- 
ten Auszeichnungen der Landgrafen vor den übrigen Grafen be- 
wiesen werden, nämlich mit der ausnabmsweisen Befreiung 
der Landgrafen von der Heerbannspflicbt unter dem Herzog und 
mit einer richterlichen Obergewalt der Landgrafen 
über Grafen und Herren einer gewissen Gegend, die 
ihnen in dieser Beziehung vom Kaiser besonders unterworfen 
Verden seien und ao die Landgrafen zu deren Obergerichts- 
herren, später Landesherren gemacht habe. — Als änsserlicbes 
Zeichen dieser richterlichen, neucreirten Obergewalt erklärte man 
die Pflicht jeuer Grafen und Herren auf dem Landtäding, dem 
pl'Kiium generale oder commune, provinäaie des Landgrafen zu 
encheinen, femer gewisse Vorbehalte zu Gunsten mancher Land- 
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grafeo hinBichtlich der gräflichen JuriBdictionsbefugniese meh- 
rerer Kachbaren und endlich die Verbindhchkeit jener Grafen 
und Herren, Folge an den Hof des Landgrafen zu leisten. 

Was nun die beiden sogenannten Herzogs- und „Reichsfürsten- 
rechte" im Allgemeinen betrifFt, bo ist deren Herbeisdehung zur Be- 
griffsbeBtimmung des Landgrafenthnms schon um desBwillen miss- 
licb, weil sie auf das von Conjecturen noch immer überreiche Feld 
der Attribute der Herzogsgewalt und des späteren Reichsiursten- 
Standes führen, auf welchem neuerdings wieder alle ihre Voraus- 
setzungen bestritten worden sind. Ausserdem wird unten gezeigt 
werden, dass sie in der behaupteten Weise wenigstens bezüglich 
der Landgrafen, — selbst wenn ihre Existenz als ein Tbeil 
der angeblich auf die Fürsten übergegangenen Herzogsrechte 
auBser Zweifel wäre, — keineswegs, und namentlich nicht als eine 
„Auszeichnung vor anderen Grafen" nachweisbar sind. 

Der Frage sodann, oh ans deren behauptetem Vorbandensein 
etwa auf die Eigenschaft der Landgrafscbaften als „Reicfasfürsten- 
lehen" geschlossen werden könne, wird schon durch folgende Er- 
wägungen von vornherein die Spitze abgebrochen, welche die 
Identificirung von Landgrafschaft und Fürstentbum als innerlich 
unmöglich dartbun. 

Zunächst konnte das Landgrafen thum deshalb nicht ein 
ReichsfUrstenlehen sein, weil der neuere Reichsfiirstenstand über- 
all ein Territorium zur Unterlage haben musste, welches den 
Landgrafen als solchen gerade mehr oder weniger fehlte, indem 
ja ihre „Grafschaft" den Gegensatz eines reichlehenbaren Richtor- 
amtes zur Landesherrlichkeit ausdrückte. So ist von selbst klar, 
dass die ersten Landgrafschaften keine Fürstenthümer im tecli* 
nischen Sinne des 13. Jahrhunderts sein konnten und dass sie es 
auch später, ohne Ablegung ihrer wahren Natur, nicht vferden 
konnten. 

Wo eine Landgrafschaft mit einem landesherrlichen, ins- 
besondere fürstlichen Gebiete später vereinigt wurde, hat stets 
die auf die Territorialgewalt gegründete Landesherrlichkeit 
jene, nur gewisse reichslehenbare Richterbefugnisse etc. auf frem- 
den Gebiet darstellende, Landgrafschaft aufgesaugt, indem 
Erstere durch den Druck der herrschaftlichen Macht die in der 
Landgrafschaft noch vorhandenen Unmittelbaren und deren 
Besitzungen sich allmälig zu unterwerfen wussten. Ein um- 
gekehrter Vorgang ist nirgends nachzuweisen; aus reichsstäo- 
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digen geachlossenen Territorien sind niemals wieder „Graf- 
Bchaften" im alten Sinne geworden. 

Za der aus dem Gesagten fliesBenden principiellen Unrerträg- 
lichkeit der Begriffe von Landgrafschaft nnd ReicbsfQrstentbum 
iiinsichtlich der territorialen Unterlage kam aber noch eine 
weitere, indem bei dem Mangel von reichsnnmittelbaren 
Elementen in sehr vielen FüretenthUmern — der in der 
Entwickelang der meisten Territorien ans Allodialbraitz seinen 
Grund hatte — dort vielfacb die Voranssetzungen jener ordent- 
licben Gericbtsbarheit (über Freie) von vornherein nicht oder bald 
nicht mehr vorhanden waren, welche die Landgrafschal^, wie wir 
gesehen haben, ganz eigentlich ausmachte. 

Endlich darf auch, bevor man die angefochtene Auffassung 
der Landgrafschaft als eines Reichsfurstenthums auf die vorher 
erwähnten speciellen sogenannten Beweise prüft, als dritter all- 
gemeiner Gegengrund gegen dieselbe nicht übersehen werden, 
dass die nLandgrafschaften" zwar gleichzeitig mit den ersten 
Territorien, aber viel früher entstanden sind, als das 
neuere „Fürstentbum", nnd dass es selbst nach dessen 
späterem Erscheinen stets ebensowohl gräfliche als fürstliche 
Landgrafen gegeben hat. Diese Ungleichheit des Ranges bei 
Gleichtitulirten beweist vollständig, dass in dem betreffenden 
Titel an sich nicht der Grund des Fürstenstandes mehrerer Land- 
grafen lag, sondern dass dieser andere, diesen Herren persönliche 
Ursachen haben musste, welche unten an den betreffenden Stellen 
hervorgehoben sind*). Vor dam Jahre II80 galten übrigens vor 
der Reichskanzlei alle Grafen noch als prinoipes und somit auch 
die Landgrafen, während später dies nur noch unbestritten mit 
den Landgrafen von Thüringen der Fall war. 

Fänden sich hiemach nun auch wirklich die oben erwähnten 
beiden sogenannten Reichsfürstenrechte vereinzelt bei den Land- 
grafen als Vorzugsrechte vor den- gewöhnlichen Grafen vor, 
so würde doch immerhin dieses die soeben dargelegten Grunde 
gegen die Möglichkeit einer daraus erkennbaren reichsetaats- 
rechtlichen Fürstenwürde der Landgrafen nicht abschwächen, 

Uebrigens ist es mit dem Nachweis dieser Vorzugsrechte 
sehr misslich bestellt! 

Was zunächst die Befreiung der Landgrafen vom herzoglichen 
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Heerbann betrifft, so war dieselbe zur Zeit, wo die Landgraf- 
Hchaften zum Vorschein kommen, weder mehr eine Auszeich- 
nung, noch Belbst etwas Uogewöhnlicfaes, vielmehr in Folge der 
gänzlichen Umwandlung des Heerbanndienstes in Reichslebendienst 
das Gewöhnliche, Regelmässige beim ganzen Herrenstande. — 
Schon unter Kaiser Otto I. zog Niemand mehr unter Stammes- 
herzogen für das Reich ins Feld und in den Spiegeln, die iur 
unsere Landgrafscbaft so wichtige Fingerzeige über ihre Voraus- 
setzungen enthalten, ist von Heerbann keine Spur mehr zu finden. 
Jedenfalls war derselbe nicht mehr so wichtig, um auf ihn staate- 
rechtliche Deänitionen und Unterschiede innerhalb des Kerreo- 
Standes zu gründen! 

Nicht besser verhält es sich mit der angeblich vom Kaiser 
fiir die Landgrafen neu errichteten Oberrichter würde über 
andere reichsunmittelbaren Grafen und Herren, welche ältere 
Publicisten geradezu eine ^Grossgrafschaft" nennen. — Bei der- 
selben fallt natürlich alles Gewicht auf die Unterordnung von 
reicbsunmittelharen Grafen unter die Landgrafen, weil nur 
in dieser, nicht auch in derjenigen blosser freier Herren oder 
Lehengrafen, das Neue liegen könnte. — Da nun aber in sehr 
vielen Landgrafschaften, z. B. in den meisten schweizerischen und 
schwäbischen Gauen, überhaupt keine andere Grafenfamilie als 
diejenige der Landgrafen bestand, so ist damit wiederum der 
ganzen Begriffsbestimmung und Kangeintheilung ein empfindlicher 
Stoas versetzt! Die Landgrafschaft knan danach keine „Gross- 
oder Obergrafschaft" ihrem Begriff nach gewesen sein, da sie 
auch oft unter Verhältnissen vorkommt, wo ihr die „Untergrafen" 
gänzlich fehlen! 

Doch die Unhaltbarkeit der Unterscheidung von „Provinzial- 
grafen" und „Gaugrafen" und danach von Landgrafen und ein- 
fachen Grafen (Gross - und Kleingrafen) ergiebt sich ohnehin 
schon bei näherer Betrachtung eben jener angeblichen äusseren 
Kennzeichen (nämlich derDing- undHofpflicbtigkeit und der 
beschränkten Jurisdiction gewisser Grafen), woran sich 
die Grossgrafschaft bewähren sollte. — Die lehenrecbtliche Hof- 
pflicht zu Hof- und späteren Landtagen und die gemeinrechtliche 
Dingpfiicht zu den hohen Gerichtstagen sind vor Allem dabei 
offensichtlich in der gröbsten Weise vermengt worden, um das 
den Landgrafen angeblich neu verliehene Herzogs- und Keicba- 
fiirstenattribut einer Oberrichterwürde über die Grafen daraus zn 
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macben. Eine Schäidang dieser willkiirliclien Miscliung in ihre 
wahren Bestandtheile wird daher genügen, den davon hergenom* 
menen Schein einer neuen Keichsiostitution und der 
Reichefärstenwürde für die Landgrafen des 12. nnd 
13. Jahrhundert unbedingt zu beseitigen. 

AllerdingB hatten alle ReichBunmittelbare (der ganze alte 
Herrenstand sowohl wie die Schöffenbaren), wie wir oben bereits 
Bähen, ursprünglich ihren ordentlichen Gerichtsstand vor den 
königlichen Landgerichten (der Grafen) und bis ins 13. Jahr- 
hundert gab es überhaupt keine feststehenden höheren Reichs- 
gerichte (Hof- und Pfalzgericht) in Deutschland, an welche sich 
die Reichsunmittelbaren in ihren Privatangelegenheiten sonst 
hätten wenden können. Besonders in Dingen der nichtstreitigen 
Oerichtebarkeit , wo die Handlung am Gerichte der belegenen 
Sache vorgenommen werden sollte, waren für sie daher die 
Grafengerichte in jenen Zeiten in der althergebrachten Weise 
noch durchaus Bedürfnisse. Selbst die Grafen (resp. später die 
Landgrafen) mussten in solchen Fällen entweder ihr eigenes 
Landgericht oder ebenso oft dasjenige eines Nachbarn, in dessen 
Grafensprengel sie zufalhg Güter oder Vogtleute hatten, wie 
jeder andere Unmittelbare benutzen. Wenn das eigene Land- 
gericht vom Grafen benutzt werden wollte, so musste dann nur 
„an seiner Statt" ein anderes Glied des Grafen- oder Herren- 
standes dem ächten Ding als „Landrichter" (judex terrae, judex 
provincialis) Vorsitzen, wie dies überhaupt längst durch die stets 
aus diesem Stande vom Grafen gewählten Landrichter auch bei 
anderen Gelegenheiten regelmässig der Fall war. 

Es hat also durchaus nichts von der allgemeinen Schöffen- 
gerichts- und Gauverfassung Abweichendes, wenn wir in den vielen 
älteren urkundlichen Proben von Auflassungen, Erbverzichten, Bürg- 
schaften etc. der Grafen- und Herrenfamilien, welche mitunter 
sogar bis ins 16. Jahrhundert vor landgräflichen und sonstigen 
königlichen Landgerichten electiv neben dem Hofgericht zu 
ßottweil und sonst geschehen, nicht nur Herren als Partei, Bei- 
sitzer oder Landrichter des Schöffengerichts erscheinen sehen, son- 
dern auch Grafen. Dies war keine Folge einer besondern persön- 
lichen Unterordnung dieser Letzteren unter den reichslehenbaren 
Besitzer der betreffenden Gerichte, als „Obergrafen" , sondern 
lediglich das Ergebniss der alten Gerichtsverfassung, welche an 
jenen Gerichten gerade wegen der Beichsunmittelbaren fort- 
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bestand, and der ausserordentlicheD Vermischung der Rechts- 
verbältoisBe in den Territorien, die z. B. einen Landesherrn, der 
in irgend einem Bezirke selbet die Grafenrechte übte, sehr woM 
nötbigen konnte, fiir Tereinzelte Besitzungen in einer audeni 
Gra&chaft dort fiir sich und seine Vogtleute, unbeschadet seiner 
sonstigen persönlichen Unabhängigkeit, Recht zu snchen und za 
geben. 1 

Durch diese Dingpflicht wnrde anerkannt Niemand laodsäsaig, 
ja das Erscheinen bei den jährlichen ungebotenen Dingen des j 
freien Landgerichts hatte im Gegentheil itir den Herrenstand mit | 
den Zweck, die Reichsunmittelbarkeit und SchöfTenbarkeit durch 
die Anwesenheit an diesem freien Gericht vor recht vielen Zeugen 
augenfäUig zu machen und so landkandig zu erhalten. 

Aus diesem Grunde war daher auch die gesetzliche Pflicht 
hei diesen feierlichen Gerichtstagen zu erscheinen, keine blosse 
Last für die Unmittelbaren der Graf- und Landgrafechaft , soU' 
dem zugleich ein schützendes Recht. Zudem wurden diese Ge- 
richtstage, wie oben bereits hervorgehoben, gleichzeitig als Jreie 
Landesrersammlungen (Landtädinge, Landtage) benutzt, wo über 
alle gemeinsamen Angelegenheiten der Grafschaft, insbesondere 
die Anerkennung nicht richterlicher , sondern administrativer 
Ämtsanordnungen des Landgrafen verhaudett werden konnte 
und wo der Zwingherr als solcher dann seine Hintersassen la 
vertreten und zu schirmen hatte. 

Die Pflicht, bei diesen Landtädingen oder Landtagen za 
erscheinen, floes nur aus der Gericbtsfolge und wirkte über 
deren Verhältniss nicht hinaus. — Schon zur Zeit der Spiegel 
hatten übrigens die Landgerichte längst keine Jurisdiction in 
crimmaUbus über den Herrenstand mehr, der sich hierin schon 
unter den Carolingern über die einfachen Schöffenbaren erhoben 
hatte, und es werden deshalb schwerlich im 12. oder 13. Jahr- 
hundert bei landgräflichen Gerichten die Straferkenntnisse in 
Capitalfällen über Grafen und Herren zu finden sein, die mau 
üiiher behauptete, indem man wohl Verurtheilungen von Mannen- 
gerichten wegen Felonie oder von Landfriedenagerichten, oder gar 
sogenannte Achtserkenntnisse in Civilsachen damit verwechselt hat 

Ganz unzweifelhaft haben somit die beiden anderen, angeb- 
lich äuBserlicben Kennzeichen der behaupteten Grossgrafschaft 
wenigstens mit der Dingpflicht an das Landgericht nichts zv 
thun, sie hängen vielmehr lediglich mit LeheDSTerbältniBseii 
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oder dergleichen zusammeii. Die Vorbehalte oämlicfa, welche sich 
z. B. im ElsasB, in Hessen und anderwärts verschiedene Grafen 
zu Gunsten des Fürsten oder Landgrafen bezüglich der Grafen- 
jurisdiction in wichtigen Fällen gefallen liessen, rühren erweislich 
alle daher, dass diese G-rafen zuletzt die ganze Grafen- 
jurisdiction von eben diesen Landgrafen zu Lehen oder als 
Pfiand trugen, also nicht mehr kraft eigenen Kechts und 
unmittelbar vom Kaiser besassen. Es konnten hier natürlich bei 
der Verleihung sehr wohl beliebige Keservationen vorkommen, 
welche der Gerichtseigenthümer (Lehensherr) bei Abgabe seiner 
Jurisdiction an den Lehensmann machte, indem er dem Lebens- 
grafen nur seine Rechte mit einzelnen Beschränkungen zur Aus- 
übung überhess , wie ja ganz in ähnlicher Art in alter Zeit stets 
"sich der Graf seinem Vicegrafen (Landrichter) und den Cent- 
grafen gegenüber wichtige Functionen vorbehalten hatte. 

Die Päicht mancher Grafen endlich, den Hof eines Fürsten 
zu besuchen, erwuchs ebenfalls aus dem Lehensverband, denn 
dieser „Hof war nur eine Versammlung von Lehensmannen 
und zu Zeiten ein förmliches Mannengericht. — Der zufällige 
umstand, dass man die Hoftage, wo der Fürst mit seinen 
Mannen die wichtigsten Landesangelegenheiten vorberieth, bevor 
er sie auf den mit seinen grossen Gerichtstagen jährlich ver- 
bundenen Land es Versammlungen (Landtädingen , Landtagen) dem 
Landvolk zur formellen Genehmigung vorlegte, später eben&lls 
„Landtage" nannte, wie schon früher jene Landesversammlungen, 
hat nur wieder za einer Verwechslung zwischen den landgräflichen 
Gerichts- und Landtagen und den fürstlichen Hoftagen Anlass 
gegeben. 

Diese ist jedoch so offensichtlich, dass sie nur angezeigt zu 
werden braucht, um hier, wie bei den landesherrlichen Ge- 
richten überhaupt, das missbräuchliche Beibehalten alter, nicht 
mehr zulässiger Namen, wie z. B. „Landgericht", nSchöffen", 
„Landtag" unschädlich zu machen. — Das Recht, Hof zu halten, 
besassen ursprünghch nur einzelne Fürsten, später stand es aber 
Jedem zu, der eine genügende Zahl Vasallen besass, um ein 
Mannengericht gehörig zu besetzen. Dass aber selbst 
dann die Hofpflicht nur unter gewissen Voraussetzungen die Va- 
sallen traf, ist im Schwabenspiegel sehr deutlich ausgesprochen und 
somit diese Pfficbt nicht einmal für das Lehenwesen als ein regel- 
mässiges und entscheidendes Verbältnisa zu erkennen. 
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Die Landgrafschaften in der heutig-en 
Schweiz. 



In den Zeiten der Reichszugehörigkeit fanden eich in der 
Schweiz mehrere Landgrafschaften vor, welche sich theils za 
beiden Seiten der Aar hie zu ihrem Einäuss in den Bhein hin- 
zogen, theils an dem linken Ufer dieses Stromes vom Bodensee 
bis nach Basel sich erstreckten und dort an die Landgrafschaften 
des Elsasses sich anschlössen. 

I. Im heutigen Kanton Bern hatten im 13. Jahrhundert die 
Grafen Ton Neuenburg (Neufchatel) auf dem linken Äarufer 
die Landgrafachaft inne rom Thuner See bis auterhalb Solothum 
an den Siggembacb, der dort die Landgrafachaft im Buchsgaa 
davon schied; und auf der rechten Äarseite von Thun abwärts 
bis Aarwangen übten damals die Grafen von Bachegg (Besitzer 
einer Borg und Herrschaft bei Solothorn) die landgräflichen 
Hechte auB. 

Beide Häuser kommen in diesen Würden, nach welchen sich 
Beide „Landgrafen von Burgund" nannten, urkundlich zuerst 
nach Abgang der Zähringer in diesen Gegenden vor und es bleibt 
vorerst unermittelt, ob sie die Landgrafenrechte zur Zeit des bur- 
gnndischen Kectorats ala Keichsafterlehen von Zähringen oder 
ditect vom Belebe trugen. Letzteres war jedenfalls aber in der 
Zeit der Fall, wo diese Landgrafschaften urkundlich genannt 
werden. 

Was zunächst die Landgrafachaft auf dem linken Asrufer 
betrifft, so wird 1236 dieselbe zum ersten Male im Besitz der 
Grafen von Neuenbürg (die sich später nach ihren Terscliiedeneo 
Henschaften auch Grafen von Nidau, Strassberg und Arberg 
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nannten) erwähnt in einer Urkunde, die „piMice coram domino 
Budö^ho de Novoeastro, landgravio et fralre suo ülrico" anf- 
genommen ist (Kopp, Geschichte der eidgenössischen Bünde 
IV. Buch S. 96 Note 6). Der Sohn dieses Rudolph nennt sich 
dann 1276 urkundlich ebenfalls „R. dominus de Nidau, coms 
Növicastri ä latidgravius in Surgundia circa Ararim" 
(Kopp, l. c. S. 80 Note 4). In seiner Landgrafsohaft wurde auch 
1277 die Stadt Freiburg im üechtland von den kyburgischen 
Allodialerben der Zähringer auf dem placitum ptAlicum apnd 
Mdenriä coram nobiU viro Chunone de ChranAurch, a comite 
loci specitdüer suhdelegato (seinem Landrichter oder comiÜs loci 
vicarius, wie er ausserdem heisst) an die Söhne des römischen 
Königs Rudolph abgetreten (Kopp, l c. IV S. 97 Note 2, S. 177 
Note 2 und Lichnowsky, Geschichte von Habsburg Band I 
S. CLXUT Regest). Der Landgraf Rudolph selbst wird bei und 
unter König Rudolph noch oft genannt und heisst namentlich 
1287 (bei Kopp, l c. S. 97 Note 5) B. comes de Novoeastro, 
condormnus et landgravius jurisdiäionis et comüatas de Nidowa, 
während später ein Rudolph comes Növicastri, dominus de Nidowe 
noch 1307 judex seu landgr(a>ius drca Ararim heisst. Fast bis 
zum Schlüsse des 14. Jahrhunderts blieb der nidauiscbe Zweig 
TOn Neufchatel ungestört im Besitze dieser Würde und nament- 
lich bei dem Friedensschlüsse von 1343 nach der Schlacht bei 
Laupen zwischen den Grafen toq Nidau und der Stadt Bern 
wurde die Landgrafschaft ausdrücklich den Ersteren vorbehalten 
(TilHer, Geschichte von Bern I S. 202). Als aber die Burg und 
Herrschaft Nidau 1388 förmlich von Bern erobert wurden, be- 
mächtigte sich diese Stadt auch der seitherigen landgräfhcben 
Rechte an der Aar, wahrscheinlich jedoch erst mit Rechtsbestand 
auf Grund der ihr von König VFenzel 1398 und vom Kaiser Sigis- 
mund 1415 verliehenen Privilegien, verbunden mit dem Erwerb 
der rechtsseitigen Landgrafschaft Burgund. 

Dort war schon 1180 der Graf Arnold von Buchegg in einer 
Urkunde, welche unter Friderico duce Suevorum, Berchtoldo Sur- 
gundie reetore, Amoldo comite" ausgestellt wurde, genannt wor- 
den, und der seit 1218 vielfach als Zeuge und Siegler erscheinende 
QiaS Peter von Bucbegg ist wohl ebenso in der Urkunde von 
1226 (bei Kopp, l c IV S. 41 Note 4 und S. 42 Note 4) unter 
dem „presente terre iUitts langravio" gemeint. Sicher heisst er 
1262 in einer andern Urkunde bei Kopp, l. c S. 42 Note 2 
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Peter Graf von Buchegg lattdgraviiis und sein Sohn Heinrich er- 
scheint 1275 bei der Einweihung des Domes zu Lausanne mit 
dem König Rudolph als landgravtus de Buchecka, sowie 1276 in 
einer Urkunde (bei Kopp, l. c. 1\ S. 46 Note 4 und 5) aus- 
drücklich als Heinrich Graf von Buchegg, Landgraf zu Bur- 
gund. 

Diese Würde, welche den Grafen von Buchegg nach dem 
Zeugniss von Kopp, l. e. IV S. 40 „eine richterliche Gewalt gab, 
die weit über die Grenzen ihrer eigenen Herrschaft hinausreichte", 
kann übrigens nicht wohl erst von König Rudolph verliehen worden 
sein, theils wegen der bereits angeführten Urkunden von 1226 
oder wenigstens von 1252, die sie ganz bestimmt schon bei jenen 
voraussetzen, theils und noch mehr wegen einer unbedingt auf 
eine Localität in der spätem Landgrafscbaft bezüglichen Urkunde 
von 1240 (Kopp, l. e. IV S. 50 Note 2), worin es heisst: „vüla 
Mure sÜa apttd Semam in comiiatu eomitis de Buchecka. Wie 
die Grafen jedoch ursprünglich dazu gelangten, wird kaum noch 
ao&uhellen sein, zumal die plötzlich vortretende Bezeichnung 
einer Grafschaft als „Landgrafscbaft" im 13. Jahrhundert sehr 
wohl andere Gründe haben kann, als deren neuerliche Entstehung 
and als aasserdem die früher den Zähringem in diesen Gegenden 
beigelegten sogenannten Herzogsrechte über die Grafen als höchst 
zweifelhaft (z. B. von Kopp, I. & III S. 324) erkannt sind. 
Ebenso wenig spricht bis jetzt etwas dafiir, dass die Landgraf- 
Bchaft der ßuchegger im 13. Jahrhundert schon unter König 
Rudolphs Regierang ein Reicbsafterleben , welches jene von des 
Königs Söhnen getragen, gewesen oder dass dieses Verhältniss 
unter König Älbrechts Regierung eingetreten sei. Graf Heinrich 
von Buchegg fährte in dieser ganzen Zeit stets den Titel land- 
gravius oder landgrainus Burgunäie ohne alle Nebenbemerkung 
imd beurkundet noch 1284 eine Handlung als unbestrittener Land- 
graf, die vor ihm apud Küchberg in pladto generali, quod vulgo 
aLandtag" dicitur, vorgenommen worden war (Kopp, l. c. IV 
S. 51 Note 5). 

Dagegen begegnet uns allerdings in der letzten Regierungs- 
zeit des Kaisers Heinrich VU. eine Urkunde (1313), worin Herzog 
Leopold von Oesterreich den Grafen von Habsburg - Lauffenburg 
in Eyburg die Äfterbelehnung mit der Landgrafschaft Bur- 
giind verspricht, sobald Graf Heinrich von Buchegg auf dieses 
sein Reichsafterlehen beim Herzog verzichten würde. Letzteres 

l'nnDk, dla LudETutgchiKen. 3 
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und demzufolge die Belehnnng der Grafen von Habsburg-Kybnrg 
geschah im Jahre 1314, ohne dass eine Genehmigung der Reicbs- 
gewalt (wie anderwärts) dabei ersichtlich oder irgendwie zu er- 
kennen wäre, seit wann der Graf von Buchegg in das zuerst im 
Verlaufe seines Lebens erscheinende VaaallenverhäJtniBS zu Oester- 
reich getreten war? Lichnowsky, Geschichte von Habsburg 
Band lU S. 89 und die Urkunden in seinen Eegesten, sowie 
Kopp, l. c. IX S. 288 Note 5 und S. 291 Note 2 erörtern mit 
Bezug darauf verschiedene Möglichkeiten, wobei die Annahme 
einer Connivenz des Kaisers aus pc^itischen Nützlichkeitsgründen 
gegenüber einem gelinden Zwang des Herzogs gegen den Land- 
grafen uns, wegen gewisser gleichzeitigen Äbroachungen mit den 
Zwingherren, das Wahrscheinlichste zu sein scheint. 

Jedenfalls befand sich nun von 1314 an die rechtsseitige Land- 
grafschaft Burgnnd als Beichsafterlehen durch die Hand der Her- 
zoge von Oesterreich bei deren Vettern, den Grafen von Habsburg- 
Kyburg, welche dafür sowohl den Reichslehenträ^ern, als Änderen, 
verschiedene Lehensaufträge von ky burgischen Erbstücken und 
sonstige Concessionen gemacht zu haben scheinen (Kopp, l. e. 
K S. 294). 

Im Jahre 1333, 1339 und 1355 erscheint Graf Eberhard II. 
von Habsburg als „Landgraf in Burgunden" (bei Herrgott, 
Genealogia habsburg. Urkunde No. 767, 781 nnd 809) und 1363 er- 
hält dessen Sohn Hartmann die Belehnung dafiir von Oesterreich. 
Doch schon etwa um dieselbe Zeit, als Bern mit der eroberten 
Herrschaft Nidau auch die Landgrafachaft auf der linken Äarseite 
an sich riss, war das habsburgische Haus in Burgund so sehr 
geschwächt, dass 1384 fast alle seine AUodien in Kleinburgund 
bereits käuflich an Bern übergegangen waren und die Grafen 
sich nur noch nothdürftig bei der Landgrafschaft auf der rechten 
Aarseite erhalten konnten. Endlich traten am 28. September 1406 
diese Grafen ihre Mannschaften, Leben, die Landgrafschaft mit 
Wangen, dem Hof zu Herzogenbuchsee, der Brücke zu Aarwangan 
etc. förmlich an die Berner unter der 1407 erwirkten Genehmigung 
der Herzöge als Aftlebensherrn käuflich ab und Kaiser Sigismund 
bestätigte 1414 den Letzteren diese Erwerbung auf Kosten des 
Reichs (v. Wattenwyl, über das öffentliche Recht der Land- 
grafschaft Kleinburgund vom 13. bis Ende des 15. Jahrhunderts 
im Archiv fiir schweizerische Geschichte Band XHI S. 10). 

Die Stadt Bern, welche bis in die Mitte des 14. Jahrhunderts 
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nur ein erweitertes Weichbild beseesen hatte, benutzte nan den 
Gewinn der Landgrafschalt auf beiden Ufern der Aar, um ihr 
Gebiet politisch fester zuBammenzuschliessen und durch aus- 
gedehnteste Deutnng der landgräflicheo Rechte überall ein eigent- 
liches Reicbsterritorium zu grüaden. Diese Tendenz zeigte sich 
anfangs allerdings nur sehr vorsichtig und wurde zunächst damit 
eingeleitet, dass seit 1409 nach und nach überall in den bar- 
gnndisclien Landschaften WeisthUmer über die Verhält- 
nisse und Rechte der Landgrafschaft erhoben wurden. 

Nach diesen Weisthämem, welche noch ungedruckt uud uns 
Dar durch Auszüge ron Wattenwyl und Tillier aus dem Bemer 
Archiv bekannt geworden sind, reihten sich an das eigentliche 
städtische Weichbild von Bern sammt den vier mit demselben 
verbundenen, von AuBburgem bewohnten Kirchspielen, die so- 
genannten vier Landgerichte an, welche die ehemalige Landgraf- 
schaft Burgund umfassten. Auf der rechten Seite der Aar bildete 
das Landgericht Konolfingen die obere und das in Zollikofen die 
untere Landgra&chaft, und auf der linken Seite entsprachen dem 
vom Thuner See abwärts die Landgerichte zu Seftigen und 
Nenenegg. Speciellere Grenzbeschreibungen nach den Weis- 
thümem von 1406—1425 finden sich bei Tillier, l c. U S. 471 
und 473, während die zahlreichen Malstätten jeden Landgerichts 
fuis Archivalacten genau verzeichnet sind bei Wattenwyl, l. c. 
S. 38, 

Innerhalb dieser Bezirke nun wurden der Stadt Bern im Be- 
ginn des 15. Jahrhunderts (1409 ff.) die landgräflichen Rechte 
dahin gewiesen, dass ihr 1) das Recht zustehe, „allen denen, so 
in den obbenannten Märchen und Zyhlen gesessen sind, es seyent 
Herren, Ritter, Knechte, freie Burger oder eigene Lüt* zu dem 
Landgericht zu erbieten bei Strafe von 3 ff 1 d. ^Sie (die Stadt) 
mag auch Landtag oder Landgericht verkünden wenn sie will 
and uf well Dingstatt sie will und ist mengklich verbunden, wenn 
ihm das verkünt wird, uf diesen Landtag und uf Jeghch Dingstatt 
ze kommen bei der obgenannten Buss; es wäre denn, dass jemand 
redlich und mit Recht wysen möcht, dass er dess überhebt und 
ait gebunden sin sollte uf sämliche Landtage ze kommen." — 
Aasgenommen waren davon aber vor Allem (schon nach einer 
Kundschaft des Grafen Heinrich von Buchegg von 1319 und dann 
nach König Wenzels Privileg von 1398 — Wattenwyl, l. c. 
S. 32 und 39 — ) die Bürger von Bern und die freien Leute, 
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welche auf Berner Gütern saseen, die alle vor das Stadtgericht 
dingpäichtig waren. Da noD die meiBten freien Herren id der 
Landgrafscbaft und ebenso alle Gemeintreien dieses Bürgerrecht 
(nach Wattenwyl S. 16—19) frühzeitig gesacht hatten, so be- 
stand eigentlich das Landgericht, hevor es an Bern kam, nur fiir 
die nicht im Bürgerrecht sitzenden Freiherren, geistlichen Grund- 
herrechaften nebst ihren HintersaBBen und einige kleinen Städten, 
die nicht wie andere (Wattenwyl, (, c. S. 38—40) davon an- 
mitt waren, noch fort. Freie Landgemeinden, die als solche un- 
mittelbar noch der ordentlichen Richtergewalt des Landgrafen in 
hohen und niederen Gerichten unterworfen gewesen wären, wie 
sie anderwärts in der Schweiz n. s, w. vorkommen, finden sich 
nach dem Zeugnisse Wattenwyl's S. 31, 62, 92 und 94 in der 
Landgrafschaft ßurgund nicht. Dagegen zählt er S. 23, 28 
29 die dortigen Zwingberrschaften und Herrenfamilien, auf welche 
wir im Ganzen sogleich zurückkommen werden, speciell auf. 

Neben dem Kecht, zum Landgericht zu gebieten, spracbea 
unsere Weisthumer der Stadt Bern als Besitzerin der Landgraf- 
scbaft sodann noch zu: 2) die hohe Gerichtsbarkeit, ohne die- 
selbe jedoch näher, wie sonst üblich zu specificiren *). 3) dieWüd- 
bänne und 4) ein Drittel des geAindenen Guts und des verlaufenen 
Viebee (Maulvieh, Maula£Fen). 

Alle Zwingherren behaupteten damals noch die rolle Nieder- 
gerichtsharkeit „mit den Freveln unz an das Blut" , mehrere 
sprachen sogar den Blutbann an, ohne jedoch klare Besitztitel 
füT die hohe Gerichtsbarkeit beibringen zu können. Der Blut- 
bann war vielmehr, wo er sich im Besitz eines Zwingherm befand, 
nach mehreren von Wattenwyl gegebenen Beispielen S. 32—36 
offenbar einem solchen Herrn nur für Beine Person und als Com- 
miBsär des Landgrafen, als dessen Landrichter, von diesem über- 
lassen worden. 

Theils wegen dieser verworrenen BesitzverbältniBse , theils 
aber auch wegen dee ofTensichtlichen Strebens der Stadt, zu ihrer 
hohen Gerichtsbarkeit, die ihr aus der neu erworbenen Land- 
grafscbaft und zur Noth auch aus dem mehrerwäbnten PrivUeg 
Kaiser Sigismunds von 1415 wohl „über alle unter ihrem Schirm 
und Friede Sitzende" zustand, sich auch noch mehrere andere 
Rechte tiir die Landgrafschaft zu vindiciren, entstand schon in 



*) Siehe unten Aufzählung der vier hohen Fälle. 
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der Mitte des 15. Jahrhunderts der sogeDaonte berner Twing- 
herrnstreit. Derselbe wurde zwar am 7. Februar 1471 durch 
einen Vergleich vorläufig beigelegt, fand jedoch zuerst am Ende 
des 16. Jahrhunderts seine vollständige Erledigung wesentlich za 
Gunsten der Stadt. 

Schon in dem erwähnten Vergleich von 1471 worden der 
Stadt „als Landesherrschaft" verschiedene Rechte von den Zwing- 
herren eingeräumt, welche theils der Grundherrlichkeit dieser 
Herren förmlich abgetrotzt, tbeils nur fälschlich aus der Land- 
grafschaft und den Gerichtsverhältnisseo überhaupt hergeleitet 
wurden, um sie auf Grund derselben ohne Weiteres gegen die 
Hintersassen der Zwingherren unmittelbar geltend zu machen, 
während die betreffenden Ansprüche ursprünglich nur aus per- 
sönlichen Verpflichtungen der Herren als Bürger oder 
Lehensleute der Stadt Bern geflossen waren. 

Diese willkürliche Auffassung der Landgrafschaft wäre übri- 
gens zum Nachtheil der Zwingherren wohl nicht möglich gewesen, 
wenn dieselben vorher, unter den ohnmächtigen Landgrafen von 
Habsburg-Kyburg, nicht unleugbar in der oben angedeuteten Weise 
landgräfliche Rechte ihrerseits nsurpirt und damit selbst die Gren- 
zen der land gräflichen und der niedergerichtlichen oder grund- 
herrlichen Rechte bedenklich verwirrt hätten. Allerdings mag 
sodann auch die Schwierigkeit einer richtigen Abgrenzung beider 
Arten von Jurisdiction im Fragefall noch dadurch gesteigert 
worden sein, dass in jener Gegend die in der sogenannten Nieder- 
gerichtsbarkeit gewöhnUch vereinigten centgräflichen und grund- 
herrlichen Richterbefugnisse im 15. Jahrhundert zugestandener- 
maassen in den Zwingherrschaften völlig vermischt und dass 
neben Letzteren , beim Mangel von freien Gemeinden, 
kein Beispiel vorlag, an welchem die aus den centgräflichen Be- 
fagnissen allein fiiessenden Attribute der Niedergerichtsbarkeit 
sich als sogenannte „Vogtei" unvermischt vom gutsherrlichen 
, Zwing und Bann" erkennen Hessen. (Wattenwyl, l. c. S. 57 
bis 59, versucht ohne Glück Beides aus einander zu halten und 
auch die unten nochmals zu berührenden, nur auf „Zwing und 
BanD" reducirten Rechte der Twingherren im bernischen Aargaa 
sind in dieser Beziehung nicht genügend specificirt) *). 

*) Die Grenze zwiBcheo hoher und niederer Gerichtsbarkeit (namentlich 
m eriminalibus) ist weniger Btreitig, als die Unterscheidung der 6ff entlichen 
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MerkTTürdig bleibt, daBB die Stadt Bern, welche früher gegen 
die Landgrafen in diesen Dingen etets zn den Twingherren ge- 
Btanden and deren Bestrebungen gegen jene oft ansgenatzt hatte, 
durch den nachherigen Erwerb der LandgrafBchaft in die Lage 
kam, das dieser Entzogene von {ruberen Verbündeten ihreraeite 
wieder abzufordern, 

Bezüglich der Ansprüche der Stadt alB Besitzerin der Land- 
grafschaft heisst es in jenem Vertrage von 1471: „Von der fünl 
Gepoten wegen in den hohen Gerichten, so ihnen (sich) dann 
meine günstigen Herrn (von Bern) vorhin auch vorbehalten und 
als hernach stat gesondert han, mit Nahmen: all Führungen, au 
Landtagen (selbst, d. h. nicht durch die Zwingherren in deren 
Herrechaften) ze gepiethen, zu Reisen gepiethen, Harnisch ze 
schauen und Teil ufzenemmen, habent alle die (Zwingherren), ao 
dann diese Sach beruert, m. g. H. ohne alle Fürwort (Gegenrede) 
zageseyt, s; (die Stadtherren) -dabei gütlich blyben ze lassen." 

Ausserdem wurde der hohen Gerichtsbarkeit jetzt förmlich 
daa Recht zugestanden , Uebelthätige und Verdächtige in den 
Twingherrschaften selbst festzunehmen, was vorher zu grossem 
Widerstand und zu Thätlichkeiten in jenen Herrschaften Seitens 
der HinterBassen , zu welchen die Herren standen, VeranlassuDg 
gegeben hatte. 

Auf dem streitigen Gebiet der , Frevel" wurde bestimmt, 
dass qualificirter Trostungs- (Friedens-) Eruch und die Busse 
von 10 U wegen geleugneten Eheverlöbnisses der hohen Gerichts- 
barkeit zuständen, ungefährlicherer Friedensbruch dagegen, sowie 
das Recht Frieden zu gebieten und alle anderen Frevel, Bussen 
und Gebote den niederen Gerichten zuzuerkennen seien; ebenso 
das Recht am Maulvieh und wildem Bienenäug. 

Den weitem änssern Verlauf des Twingherrenstreits beschreibt 
Wattenwyl S. 24 — 30 ausführlich, es dürfte hier jedoch daraus 
gur hervorzuheben sein, dass, wenn 1471 die Twingherren im 
Wesentlichen sich die Niedergerichtabarkeit „bis ans Blut* auch 
gerettet hatten, doch seit der Reformation ihr Rechtsgebiet immer 
mehr beschränkt und schliesslich bei den Schluss- und Haupt- 
verhandlungen von 1592—1595 ganz eigentlich auf Nichts redu- 
cirt wurde. 

und der privatrechtlicben Beatttndtheile der Vogteigericbtsbai^eit, im- 
besondere der höheren und der Guts-Polizei. (Siehe unten über Qebot 
und Terbot.) 
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Damals wurde nämlich den Twingberrea das früher (in Obi- 
gem) der Grundherrschaft und Niedergericbtsbarkeit zugestandene 
polizeiliche VerordnangB- uod ßuBSBatzrecht aus- 
drücklich abgesprochen und damit die Twingherrlichkeit in dieser 
Richtang einer „neu uferstandenen Landesherrscbaft" völlig unter- 
worfen. — Noch schlimmer ging es mit den fortan den Xieder- 
gericbtsheiren entzogenen und zn den Rechten der Landgraf- 
achaft gezählten Verwaltungsbefugnissen , namentlich den schon 
1471 genannten Steuern (Teilen, iaiUe), Fuhren und Reiss- oder 
Kriegsfolgen. Auch hierin kam es nur zu einer sehr ungleichen 
Tbeilung zwischen der hohen und niedem Grerichtsherrlicbkeit 
(Bern als Landgrafsohaft und den einzelnen Twingherren), indem 
Erstere Steuern, Reisspäicht, Fuhren, Wild bann, Hochflug, Fiachenz 
und Walduutznng überall erhielt, während Letztere (und offenbar 
dies nur, um dem Abkommen den Schein eines „Vergleichs" zu 
retten) mit dem Anspruch auf dtis Maulvieh, den ßienenflug und 
herrenlose Sachen abgefunden wurden. 

Dass hierbei ohne alle BUcksicht der wirklich rechtlichen 
Herkunft der einzelnen Be&gnisse geschieden wurde, ist sofort 
siebtbar; denn zumal Steuern und Fuhren hatten erwiesener- 
maassen (Wattenwyl S. 77 — 104) mit der hohen Gerichtsbar- 
keit gar nichts zu thun, waren vielmehr aus freiwilligen Leistungen 
der Grondberren entsprungen als Bürger der Stadt, womit die- 
selben deren Nöthen heisprangen, und die Begründung als Recht 
durch das Privileg von 1415 war eben keine gelungene. .Auch 
von der Kriegshulfe aus den Zwingherrscfaaften bei Fehden 
der Stadt war nachweisbar, dass sie für die Twingherren sowohl 
wie filr ihre Hinters^seu jedesmal aus einem directen und höchst 
persönlichen Verhältniss (als Schutzbürger oder Lehenträger) ge- 
flossen und keineswegs ein Ausäuss alter Heerbanneseinrichtungen 
in der Landgrafschaft waren. Letzteres war schon damit wider- 
legt, dass der Heerbann nur für Reichskriege, nicht aber für 
städtische Frivatfehden aufgerufen werden konnte, und selbst die 
Kriegsdienste, welche Hintersassen den Twingherren bei deren 
Zuzug nach Bern geleistet hatten, hatten sich schliesslich nicht 
als Folge der Hintersässigkeit hinter dem Freiherm als einem Aua- 
bürger erweisen lassen, sondern beruhten entweder auf einfacher 
Anwerbung oder einem speciellen Bürgerrecht des mitgezogenen 
Hintersassen in Bern. 

Die Twingherrschaflen in Eleinburgund waren also seit dem 
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SchlusBe des 16. Jahrhunderts nicht mehr von selbständiger poK- 
tischer Bedeutung, die Stadt Bern hatte sie im Namen der Land- 
grafschaft aufgesaugt. Immerhin existirten sie aber dem Namen 
nach noch bis 182S fort, in welchem Jahre auch ihre äussere 
Form gebrochen und die Ablösung der daran noch hangendeo 
Gerechtsame Veranlassung wurde, die letzteren sorgfältig zu spe- 
cificiren und ihren Ertrag — in Geld zu taxiren. 

Dass sich die Landgerichte im landgräflichen Gebiet von Ben 
zuletzt nur sehr wenig mit CiTilsachen zu befassen hatten, be- 
stätigt Wattenwyl S. 46, dagegen gieht er auf S. 40, 46—48 
zugleich mehrere Proben ans Urkunden von Rechtsgeschäften des 
Herrenstandes vor denselben in persönlichen Angelegenheiten bis 
ins 14. Jahrhundert, welche beweisen, dass diese Gerichte damals 
noch von den Ritterbürtigen als wohtbesetzt anerkannt worden 
sein mussten. — Im Uebrigen mag hier auf die Schilderung der 
späteren Gericbtszustände in den Züricher und gemeinsamen Land- 
grafschaften des Aar-, Zürich- und Thurgaues, welche mit den- 
jenigen in Bern ganz gleichartig waren und unten ausfuhrlich be- 
sprochen werden, einstweilen hingewiesen sein. 

n. Die Grafen von Lenzburg sollen seit der Mitte des 
13. Jahrhunderts (nach Segesser, Rechtsgeschichte von Luzem 
Band I S. 323 ff.) die Landgrafechaft im Aargau be- 
sessen haben. Dieselbe soll aber 1172 mit dem Tode des Grafen 
Ulrich von Lenzburg ans Reich zurückgefallen und von Kaiser 
Friedrich I. 1173 seinem Sohne, dem Pfalzgrafen Otto von Bor- 
gund, zu Lehen gegeben worden sein. Bei der habsburgischen 
BrudertheUung (1232 — 1234) findet man jedoch diese Landgraf- 
schaft schon beim Hause Habsburg, ohne dass feststände, oh sie 
dahin durch Erbschaft aus dem Hause des Ffalzgrafen Otto oder 
durch neue Belehnung an Graf Rudolph den Aelteren von Habs- 
burg Seitens Kaiser Friedrichs IL gelangt ist. 

Von Graf Rudolph des Aelteren Söhnen erhielt nun hei der 
Theilung Älbrecht, der Landgraf im Elsass, diese Landgrafechaft 
im Aargau, welche sich damals südlich von der Aar zwischen 
Emme und Reuss aufwärts über Luzern ins Hochgebirge bis nach 
Unterwaiden, Uri und Schwyz erstreckte. Dagegen wurden den 
Grafen Älbreoht dort keine Allodialgüter zu Theil, vielmehr er- 
langte solche zuerst sein Stamm durch den Grafen Rudolph den 
Jüngeren, Landgrafen im Elsass (und späteren römischen König) 
gegen eine haare Aufzahlung und Abrechnung vormundschaftücher 
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AuslageD von der jüngeren Linie Habsburg-Lauffenburg (in Kybnrg 
und nachher in Burgund). 

Innerhalb der erwähnten Grenzen der Landgrafschaft lagen 
übrigens bedentende geistliche und weltliche Gütercomplexe, 
welche ?on der landgräflichen Gewalt als solcher eximirt waren 
Qod gehörten darunter auch (vor Erwerb der Landgrafschaft und 
der oben erwähnten nachträgUch ron den Landgrafen erworbenen 
Güter schon) alle habsburgischen und lenzburgischen Eigengüter, 
die Besitzungen des Klosters Murbach und des Stifts Zürich 
Q. e. w. Der landgräflichen hohen Gerichtsbarkeit waren dagegen 
unter Anderen die mächtigen Freiherren ron Eschenbach, von 
Rothenburg, von Wolhausen und Reussegg fiir ihre Twingherr- 
schaften unterworfen und ausserdem umfasste die Landgrafschaft 
alle Freien, die' keinem besonderen Hof- oder Vogteirecht unter- 
worfen waren und in diesem Gau mehrfach in Gemeindon an- 
sässig waren (Freiämter oder Freigerichte). 

Was die Handhabung der landgräflichen Jurisdiction betrifft, 
Bo erscheint im Jahre 1257 unter Graf Rudolph von Habsburg 
zuerst urkundhch ein judex a l(mgramo Ergaudie constitutus, vicent 
Jajii^(wii gerens in der Person des Freiherrn Ulrich von Reussegg 
(bei Kopp, /. c. HI S. 212, 584, 585). — Sodann sagt Hermann 
'on Bonstetten (Kopp, l. c. Hl S. 367 Note 8 und Urkunden 
zur Geschichte der eidgenössischen Bünde I S. 10) 1273 vicem 
hnigravii gerens in Buisthal: — „quod cmn ego atictoritale ülustris 
viri domini mei, BudcHß comitis de Habsburg et de Kyhurg, lant- 
gravii Alsaiie et Argovte super homines Hbros in Buisthal 
äinoscar jus advocatie habere et judiciariam potestatem", — woraus 
deutlich erhellt, dass er ein judex provincialis, ein Landrichter 
und nicht ein blosser Vogt war. — Marquard von Wolhusen 
handelt 1274 ebenfalls vice lantgravii de Haisburg in Argövia 
(Kopp, l. c. III S. 388 Note 10) und Ulrich der Jüngere von 
Reussegg nennt sich in verschiedenen Urkunden abwechselnd 1282, 
1393, 1294 „Landrichter im Aargau und Zürichgau" und 1282 
Bogar vice-lantgravius seu praeses per Ärgoviam et in Buis- 
thal oder auch praeses terrae (Kopp, l. c. I S. 26 und 47, 
II S. 149). — Im Jahre 1300 ist endlich wieder ein Hermann 
von Bonstetten im Äargan „Landrichter", während der oben ge- 
genannte Hermann von Bonstetten 1275—1293 den Thurgau als 
vice-latigravius (nach Kopp I S. 47, 71 und III S. 368 Note 2) 
verwaltete. 

D.D.t.zeaby Google 
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Die erwähnten Twingherrscbaflen kamen während des 14. Jahr- 
hunderts meietfene, freilieb auf sehr verschiedenen Wegen, wie Erb- 
schaft im Gegensatz zu Confiscation bei der Blutrache für König 
Älbrecht etc., in die Hände der Nachkommen des Königs Rudolpb, 
so dass in späterer Zeit im engeren Aargau keine reichsunmittel- 
baren Freiherrschaften mehr zu finden waren, welche die t< 
Niedergerichte barkeit (sogenannte Vogtei sammt dem gutsherr- 
licben Zwing und Bann) kraft eigenen Rechts besassen, sondeni 
dass dort nur noch einfache, meist den Herzögen von Oeeterreicb 
lehenbare Gutsherrschaften vorkamen. 

Alle diese nach und nach erworbenen Besitzungen, sammt 
der Landgraf a chaft im Aargau selbst, verlor aber das 
habsburg-öaterreichische Haus durch die Achtserklärung des Her- 
zogs Friedrich, welche 1415 der Kaiser Sigismund gegen diesen 
wegen seines Verhaltens auf dem Concil aussprach und zu deren 
Vollstreckung er förmlich die jenem Herzog feindlichen und nacli 
dessen Besitzungen lüsternen Nachbaren aufgefordert hatte. 

In Folge davon waren namentlich die Eidgenossen ins Asr- 
gau eingefallen und die Berner hatten dort Zofingen, Lenzburg, 
Brück, Aarburg, Äarau, die Habsburg u. s. w. erobert, während 
die Stadt Zürich und die fünf Orte ebenfalls tapfer zugegriffen 
hatten (Segesser, l. c. I S. 294—303). Zwar erklärte Kaiser 
Sigismund nachträglich, alle diese Eroberungen seien bis zum 
20. Mai 1415 einachliesslich nur ftir das Keich geschehen; allein 
es hatte dies keine weitere Folge, als dass der Kaiser fiir die 
Erobemngskosten und haar im Ganzen für 5000 Goldgulden den 
Bernern die oben genannten Orte und zugleich den Züricheri 
um 4500 Goldgulden die Städte Baden , Bremgarten , Mellingen, | 
Sureee u. a. vom Reiche in Pfandschaft gab, wobei die Züricher 
jedoch den lunf Orten Luzern, Schwyz, Zug, Glarus and 
Unterwaiden an ihrem Pfandrecht Theil geben mussten (Licb- 
nowsky, l c. V Regest No. 1574, 1575, 1809 und 1810). Die 
landgräflichen Rechte nahmen auch hier die Eroberer fiir sich in 
Anspruch; Bern insbesondere wegen des Privilegs des Kaisers, 
welches wir schon bei Kleinburgand erwähnten und das Alle, die 
im Gebiet oder Schutz und Schirm jener Stadt wohnten, an 
deren hohe Gerichte wies. 

Selbst bei der Aussöhnung des Herzogs mit dem Kaiser am 
6. Mai 1418 gelang es Ersterem nicht, die EFoberimgen der 
Schweizer oder auch nur das Pfandlösungsrecht daran fiir sein 
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Haus zorückzuerhalten, die Schweizer behielten vielmehr, iras sie 
eingenommen hatten. Zwar protestirte später Herzog Ernst und 
Kaiser Friedrich III. Namens des Haases Habsburg-Oesterreich 
gegen diese Beraubung desselben, allein bei den steten kriege- 
rischen Erfolgen der Schweizer im 15. Jahrhundert konnten diese 
Ansprüche nicht mehr durchgesetzt werden und Herzog Sigmund 
bec[uemte sich endlich in der sogenannten ewigen Richtung am 
II. Juni 1477, den bestehenden Zustand den Eidgenossen an- 
zuerkennen. 

In dem so den Bemern zugefallenen Theile des untern Aar- 
gaues regierten sich (nach Tillier's Schilderung l. c. I S. 477, 
478 und 482) die Städte unter Oberhoheit von Bern ganz selb- 
Gtändig, selbst die hohen Gerichte standen ihnen zu. Für das 
flache Land sasseu aber ßerner Vögte zu Lenzburg, Aarwangen 
n. B. w. und übten dort in sogenannten Aemtern die landgräf- 
Uche Gerichtsbarkeit über die Zwingherr Schäften der Hallwyl, 
Prestenberg, Eüd u. Ä., sowie über den Besitz der Stifter wie 
Köuigsfelden (welches Stift 1469 sich die Herrschaft Habsburg 
angekauft hatte) und Andere. Die aargauischen Zwingherren 
standen sämmtlich zu Bern in förmlicher Lehenspflicht, weil jene 
Stadt hier Rechtsnachfolgerin .von Oesterreich geworden war, und 
unter ihnen erhoben (nach Tillier, l. c. S. 478) nur die Hall- 
wyl zu Fahrwangen und Tennwjl Ansprüche an die hohe Gerichts- 
barkeit, während man auf berner Seite den aargauern Zwingherren 
im Allgemeinen nicht einmal die volle Niedergerichtsbarkeit (wie 
früher noch den burgundischen) zugestehen wollte, sondern nur 
den Zwing und Bann in der engsten Auffassung. Ein Vergleich 
regelte 1481 auch hier die Verhältnisse ähnlich wie in Klein- 
burgund (Wattenwyl, l. c. S, 55). 

Von freien Aemtern oder Freigerichten findet man im 
bemer Aargau keine unmittelbaren Spuren, wohl aber werden die 
Gemeinfreien der Aemter Wangen und Aarwangen in Verbindung 
mit denjenigen zu Willisau, Büron, Wykon und Kuntwyl genannt, 
die sämmtlich in das Freiamt oder die sogenannte Grafschaft 
Willisau in dem luzerner Theil des Aargaues geborten, deren 
Oeffnnng bei Grimm, Weisthümer Band IV S. 386—388 sich 
abgedruckt findet. 

Ueber diese Gerichtsbarkeit berichtet Segesser, I.e. S.620f., 
dasB die Herrschaft Willisau, welche 1278 aus der lenzburger 
Erbschaft von der Linie Habsburg-Lanffenburg an diejenige von 

C-<oog\c 
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Habeburg-OeBterreicb gekommen war, von den Herzögen, zugleich 
mit den landgräflichen Rechten über die freien Ein- 
wohner jeuer Gegend, an die Grafen von Neuenburg-Aarbei^ 
verpfändet worden sei und dass 1407 die Stadt Luzero diese 
Pfaudschaft von jenen Grafen an sich gebracht habe. 

Die RecbtsverhältnisBe in der Herrschaft und der nGrafBcbaft" 
waren übrigens insofern immer genau geschieden, als die Grafen- 
rechte bei der Verpfändung an den Besitz der oberen Burg zu 
WUlisan geknüpft worden waren, während die dortige untere 
Barg nur der Mittelpunkt der einfachen Grundherrschaft sein 
sollte. Wenn daher der Besitz beider zunächst zusammen vei- 
pfäudeter Burgen später in verschiedene Hände gelangte, so 
konnte der Grundherr von Willisau sehr wohl für sich und seine 
Herrschaft in derselben DingpSichtigkeit zum „Landrichter" in 
der obern Burg erscheinen , wie diese bereits über die anderen 
freien Herren der ^iGrafschaft" Willisau bestand. — Das Grafen- 
gericht iür das ganze Gebiet war zu Egolzwyl und hieas wie ge- 
wöhnlich Landgericht, sein Vorsitzender Landrichter. Der Begriff 
„Grafschaft" war jedoch ein weiterer, als derjenige „Freiamt", 
weil zum Grafengericht (Landgericht) die Zwingherren, die Ritter, 
die Gotteshäuser ebenso wie die das Freiamt bildenden Gemeinden 
freier Bauern und sogar die von ihren Herren sonst vertretenen 
unfreien Leute gezogen werden konnten*). 

Die OefTnung bei Grimm IV S. 388 sagt ausdrücklich: „auch 
sol jeglicher, der in dem fryen Zwinge sitzet, er sey fry oder 
eygen", Frevel dem fryen Gericht bessern. — Das Freiamt da- 
gegen enthielt als solches lediglich die in freien Gemeinden unter 
Grafengewalt vereinigten Gemeinfreien. 

Der hoben Gerichtsbarkeit gegenüber unterscheiden sich die 
Freiämtler nicht von den Herrschaftsleuten^ neben welchen sie im 
Landgericht erscheinen mussten und nach Obigem Frevel büssten, 
Wohl aber binsichthcb der Niedergerichtsbarkeit, die in den 
Freiämtern nur aus den reichslehenbaren Grafenrechten floss ond 
im Namen des Landgrafen vom Ceutgrafen oder Vogt über 
die Gemeinde als Amt geübt wurde, wobei dieser die Wahl des 
Vogts oft vertragsmässig eingeräumt war; während in den luzemer 
Zwingherrschaften regelmässig die aus obigen Amtsbefugnissen 
und dem Zwing und Bann noch gemischte Gerichtsbarkeit des 

*) Siehe oben bei Bern die Stelle aus dem Weiathum von 1409. 
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Grundherrn toq diesem kraft eigenen (dinglichen) Rechts be- 
sesaeii wurde. 

In der Grafschaft Willisau fanden urkundlich noch 1357 uüd 
1384 Handlungen tou Herrengescblechtem vor dem Landgerichte 
statt und freie Bauern sind nachweisbar zu Gunoldingen 
(Segesser, l. e. S. 431) in dem Hofe zu Berg, zu Ratolsvyl 
und Heratingen (!. c. S. 435 ff.), zu Forchen (S. 466), Littan 
{S. 490), Ebikon (S. 537) u. s. w. — Das endlich auch im Aar- 
gan freie Bauern sich Tor Unterdrückung durch Eintritt in ein 
Stadtbürgerrecht zu schützen wussten, zeigt die Bewohnerschaft 
TOU Merischwanden durch ihren Eintritt in das Bürgerrecht von 
Luzern. 

III. Die Landgraf Schäften im Zürichgau und im 
Tburgau gehörten ursprünglich den Grafen von Kybnrg. Diese 
erscheinen zuerst 1227, 1228, 1261 und 1268 (bei Pipitz, Grafen 
von Kyburg, Leipzig 1839, S. 55, 56, 75) urkundlich als Land- 
grafen im Tfaurgau, dessen Grenzen übrigens ursprünglich den 
Zürichgau mit einschlössen, welch letzterer erst spater durch den 
Bergzug zwischen Töss und Glatt, worauf die Kyburg lag, von 
jenem geschieden wurde. Im Jahre 1245 (Pipitz, l. e. (S, 65) 
kommt demzufolge schon ein justitiarius iUustris viri eomiiis Sart- 
manni de Kyburg in Zurichgowe vor. 

Der spätere König Rudolph bemächtigte sich bekanntlich 1264 
fäBt des ganzen Erbes seiner Oheime Hartmann I. und Hart- 
mann IL, Grafen von Kyburg, und wenn er auch später an seinen 
Vetter Eberhard von Habsburg-Lauffenburg, der die einzige Tochter 
Bartmanns U. von Kyburg ehelichte, die von Zähringen an Kybui^ 
erblich gekommenen Güter an der Aar, z. B. Thun und Burgdorf, 
herausgab, so behielt er iiir sich und seine Nachkommen doch 
die Kyburg, welche fortan mit den zu ihr gehörigen Landgraf- 
schaften im Zürich- und Thurgau durch Vögte oder Landrichter 
verwaltet wurde. — Nur in den Jahren 1280 und 1283 (Pipitz, 
i. c. S. 88 und 89) kommt der erwähnte Graf Eberhard, welcher 
sich zwar von Kyburg nannte, aber sich und seine von ihm ge- 
gründete Lauffenburger Nebenlinie in Kleinburgund ansiedelte, 
zweimal in Urkunden als ;,LandgFaf im Thurgau" vor, während 
nach seinem 1284 erfolgten Tode dieser Titel bei seinen Erben 
nicht mehr gefunden wird. Entweder war ihm diese Würde zum 
Au^leich der Ansprüche seiner Gemahlin auf Lebenszeit ein- 
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geräumt, oder trug er sie für seine Person von Habsburg-Oester- 
reich als Keichsafterlehen. 

Seitdem blieb Oesterreicb in unmittelbarem Besitz der beiden 
Landgrafscbaften im Züricbgau und Thurgau, welche vor 1377 
nocli nicht eigentlich von der Kjburg getrennt verwaltet worden 
zu sein scheinen. Damals aber versetzte Oesterreicb die Kyburg 
mit der dazu gehörigen „Grafschaft im Züricbgau" und aller 
sonstigen Zubehör an Johann von ßonstetten, wobei ansdrücklicb 
die Landgrafschaft im Thargau auBgenommen wurde. Von dem 
von Bonstetten gelangte diese Pfandscbaft 1384 an das Haus 
Toggenburg und von da 1402 an Montfort - Bregenz (Eecher in 
Scbwab'B Ritterburgen der Schweiz, Chur 1830, II S. 143 u. 151). 

Als Herzog Friedrich geächtet wurde, erklärte Kaiser Sigis- 
mund die Pfandschaft von Eyburg nebst Grafschaft (im Zürich- 
gau) für eine Reichspfandschaft und gestattete 1424 den Zürichern 
deren Einlösung von Montfort. Unter Kaiser Friedrich III. wurden 
zwar die verlorenen Einlösungsrechte des Hauses Oesterreicb an 
die kyburger Pfandschaft wieder anerkannt und von 1442 — 145S 
kehrte sogar die Burg, sammt Grafschaft und aller Zubehör, noch 
einmal in den wirklichen Besitz des herzoglichen Hauses zurück, 
im Jahre 1452 gab sie aber Herzog Sigmund von Vorder-Oester- 
reich wiederum iur 17Ü00 Goldgulden als Pfand an 'Zürich hin 
und von nun an blieb diese Stadt in dem, besonders durch den 
Vertrag von 1499 (Escher, l. e. U S. 160) befestigten, Besitz 
bis in die neueste Zeit. 

Ein verwandtes Schicksal hatten die seit 1377 von der Kyburg 
und der Grafschaft im Zürichgau abgelösten österreichischen Be- 
sitzungen im Thurgau mit der Landgrafschaft daselbst. 

Noch 1396 sass Graf Otto von Thierstein als freier Land- 
richter der Herzöge auf dem Landgericht zu Winterthur öffent- 
lich zu Gericht, nachdem aber Herzog Friedrich 1415 in die 
Eeichsacht gefallen und sein Besitzthum von allen Seiten an- 
gegriffen worden war, zog Kaiser Sigismund die Landgrafschaft 
im Thurgau an sich, um sie für seine Geldbedürfnisse als Pfand 
zu verwenden. Am 20. October 1417 (Mittwoch nach Gallentag) 
versetzte er nämlich der Stadt Constanz „des Reichs Land- 
gericht" zu Winterthur und den Wildbann im Thurgau 
der Landgrafschaft, sowie die Vogtei Frauenfeld, und ge- 
stattete der Pfandherrin insbesondere: „dass sie das vorgenannt 
Landgericht in der vorgenannten Landgrafschall halten und sitzen 
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Ubbsd mögen, an welchem Ende sie wollen". — Es wurde dem- 
zufolge dieses Landgericht, welcbeB noch 1415 zu Winterthur 
(im Kyburgiscben) gehalten worden war, nunmehr in Frauenfeld 
gder in Krenzlingen gehalten. 

In einer zweiten Urkunde vom gleichen Datum (beide Ur- 
kunden bei Wegelin, histor. Bericht II No. 133 und 134) wurde 
die verpfändete Gerichtsbarkeit noch näher dahin präcisirt, 
dass, nachdem der Kaiser der Stadt Constanz seine und des 
Reichs Landgrafschaft im Thurgau mit der Vogtei Frauen- 
feld und mit dem Landgericht, Wildbann und aller Zu- 
gebörde verpfändet habe, derselbe auf Bitten der Stadt auch 
dem Vogt, den dieselbe nun zu der Landgrafschaft im Thurgau 
und der Vogtei zu Frauenfeld setzen werde, den Bann aber 
das Blut zu richten uud von solcher hoher Gericht wegen zu 
strafen und zu büssen, bewillige, indem der Jeweilige Bürgermeister 
von Constanz einem jeglichen Vogt oder Untervogt von Reichs 
wegen den Bann leiben solle, so lange die Vogtei und Land- 
grafschaft als Pfand zu Händen der Stadt stünden. 

üebrigens genoss Constanz diese Ffandschaft, welche der 
Stadt im Thurgau die Rolle von Bern oder Zürich in ihren be- 
trefTenden Gauen zu sichern schien, nicht lange, denn schon 1460 
eroberten die Eidgenossen den ganzen Thurgau , insbesondere 
Frauenfeld, und zwangen die Stadt Constanz zur Abtretung des 
Landgerichts und der Vogtei. die ihr 1417 in obigen Urkunden 
verpfändet worden waren (Mörikofer bei Schwab l. c. III S. 464, 
175). Die Landvogtei und das Landgericht wurden fortan Xamens 
der sieben alten Cantone verwaltet und es unterschieden sich 
hierin die thurgauischen Zustände merklich von denjenigen der 
Grafschaften in Kleinburgund , denjenigen von Lenzburg im Aar- 
gau und von Kjburg im Zürichgau, welche je einem einzelnen 
Stande zugefallen waren. Letztere Gegenden erfreuten sich im 
Ganzen einer bessern Verwaltung, der Thurgau dagegen einer 
grössern Rücksicht für altes Herkommen, welche namentlich bis 
in dieses Jahrhundert der Gerichtsverfassung zu Statten kam. 

Nach der auf archivaliscbe Quellen gestützten Darstellung 
der dortigen Rechtsverhältnisse bis zur französischen Revolution 
Toa Mörikofer, l. c. HI S. 465 ff. wurden die Einrichtungen 
im Wesentlichen unverändert aus der österreichischen Zeit her- 
übergenommen. Die österreichischen Landvögte im Thurgau waren 
Edele des Landes gewesen und nicht lebenslänglich bestellt; sie 
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batt«n, da ihr Geschaftokreis ihre Anweseuheit nar zeitweilig for 
derte, selten in der Vogtei gelebt, dieselbe vielmehr nur zeitwebe 
bereist. Auch der freie Landrichter, welcher Namens der Herzoge- 
Landgrafen das Landgericht hielt, trat nur bei den wenigen zac 
Aasübung der hohen Gerichtsbarkeit gebotenen AnläsBeo hervor. 
Ebenso blieb es unter dem eidgenössischen Landvogt und Land- 
richter, der später jedoch im Schlosse zu Frauenfeld wohnte. 
Seine Doppelstellnng hatte doch auch jetzt einen vorzugsweise 
richterlichen Charakter, denn gerade als „oberster Landrichter 
und Amtmann" schützte er das Becht und erhob dafür Getalie. 
Dagegen hatte er keine gesetzgehende Gewalt, vielmehr sollte er 
in den regelmässigen Stunden nur Kecht „nach der Landee- 
ordnung, den Abschieden, Vertfägen und alter Uebung" sprechen 
und die Urtheile seiner Vorgänger dabei nicht stürzen etc. Die 
Huldigung nahm er nach alter Sitte auf einem Umritt im Gau 
ein, wobei ihm die von Alters gebräuchlichen Ehrengeschenke zu 
Tbeil wurden. Das Volk schwur dann lediglich: „vor Schaden 
und Gefahr der Landgrafechaft (und deren Besitzer, der Eid- 
genossen) zu warnen, Niemanden vor ein fremdes Gericht zu 
laden, bei Nacheile und Transport von Missethätern zu helfen, 
alle Neuerungen und Eingriffe in die ßechte der Eidgenossen- 
Bchaft anzuzeigen". Alles Dinge, welche zwar eine hohe Jnris- 
diction der Eidgenossen auch in territorio alieno, nicht aber die 
sogenannte Landeshoheit in dea nicht zu den eidgenössischen 
Grundherrschaften im Gau gehörigen Gebieten berührten und 
folglich auch nicht anerkennen wollten. 

Der Landvogt übte allerdings als solcher auch gewisse Ve^ 
waltungsbefugmsse aus, allein es sind dieselben, welche wir bei 
dea Grafenrechteu stets finden und aus dem Rechts- und Friedena- 
schütz dort hergeleitet sehen, wie WUdbann, Geleit, Müblen- 
bau etc. 

Was die Niedergerichtsbarkeit im Tburgau betrifft, so gehörte 
diese in der Landgrafschaft zwar regelmässig den vielen einzelnen 
Grundherrschaften, doch in der ehemaligen Reichsvogtei Frauenfeld 
stand sie den Eidgenossen noch in Folge der Reichsp^ndscbaft, 
resp. kraft der dort mit der hohen Gerichtsbarkeit der Laud- 
grafschaft stets verbundenen vogteilichen oder centgräflicben 
Niedergerichtsbarkeit zu. Dasselbe Verhältniss fand sich ansser 
dem in einzelnen zerstreuten freien Dorfgemeinden, in wel- 
chen, wie einst unter dem Landgrafen, so jetzt unter dem Vogt, 
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die Niedergerichtebarkeit unmittelbar in des Kaisers Namen aus- 
geübt wurde. Diese freien Gerichte wurden im Tburgau Hoch- 
gerichte genannt und die dahin gehörigen freien Bauern hatten 
meistens sich rertragsmässig das Recht gesichert, ihren Amtmann 
oder (Unter-) Vogt, Centgrafen, zu wählen, d. h, dem Landvogt 
ZOT Bestätigung vorzuschlagen. Dem Landgrafen oder später Land- 
rogt, der dem Vogt dieser freien Bauernschaft immerhin den Stab 
leihen muaste, weil nur er (aie judex oräinarius), nicht die Dorf- 
gemeinde die Gerichtsbarbeit besass*), während aller- 
dings die Freien die Genchtsbank besetzten, wurde fiir seinen 
Rechts- und Friedensschutz eine feBtstehende Gabe, die genau 
von Abgaben eigener Leute untorachieden war und Terweigert 
werden konnte, wenn obiger Schutz (z. B. vor Angriffen fremd- 
lierriBcher Gerichte) nicht gehörig geleistet wurde. 

Die im Thurgau begüterten Beichsliirsten von Constanz and 
St. Gallen, sowie die Städte Frauenfeld uud Diessenhofen, hatten 
an manchen Orten ihrer Gebiete sogar die hohe Gerichtsbarkeit 
und waren somit dort vom Landgericht der Eidgenossen ganz 
eximirt. An anderen Orten besassen sie freilich nur die Nieder- 
gerichtsbarkeit, genossen dabei aber hinsichtlich des nZugs" 
(Rechtsbelehrung bei zwiespältigen Urtheilen auf Wunsch des 
Gerichts, nicht Berufung dagegen an ein höheres Gericht durch 
eine der Parteien) u. s. w. als (ehemalige) Reichsunmittelbare tot 
anderen Herrscbaftsgerichten manche Vorrechte. Von den ge- 
wöhnhchen Herrschaftsgerichten ging der Zug, wie vor Alters, 
ans thurgauische Landgericht oder in Folge der auch in den 
deutschen Territorien später bemerkbaren Aenderung der Gerichts- 
verfassung, nach Auswahl mit jenem, vor das Landvogteiamt, bei 
velchem nur Beamte fungirten und billiger amtirt wurde. Die 
oben genannten Reichsfürsten dagegen riefen ihre tburgauischen 
Unterthanen an ihre fürstlichen Hofgerichte und insofern war die 
Laudgrafscbaft Thurgau selbst unter den Eidgenossen, sowohl 
binsichtUcb des Blutbanns wie der Civilgerichtsbarkeit , niemals 
ein territorium clattsttm geworden. 

Das altehrwürdige Landgericht fand noch im 18. Jahrhundert 

*) Id der Wettenia war dies nur deshalb anders, weil dort die Qrafen- 
rMhte, welche noch im IJl. Jahrhundert der Reichelaodvogt beeeBgen hatte, 
toit dem Abgänge der Beicbsvogtei ganz verwaiset waren. Sie wurdeo ent- 
weder den FreigerichteD fGi ihre Angehörigen durch Privileg eingeräumt, oder 
ritterlichen Ganerbachaften Qbertragei). , 
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mosatlich zweimal statt und war mit 18 vom Landvogt emanntan 
^Landrichtern" oder Schöffen besetzt. Bei Blutfäüen worden 
diese mit 12 weiteren Beisitzent verstärkt, das Gericht also auf 
30 Blutschöffen gebracht. Das Verfahren war hier noch überali 
das alte, insbesondere übte man in Civilsacben den höchst be- 
schweriichen Achtsprocess , währeud das erwähnte LandTogteiamt 
seine Urthelle nur durch Androhung einer massigen Geldstrafe 
zum Vollzug brachte. 

In Grimm's Weiathümem werden mehrere Oeffnungen mit- 
getheilt, welche besonders das Verhältniss der freien Graf&chafta- 
bewohner zu der Landgrafschaft im Tfaurgau näher bezeichnen. 
So im Band I S. 257 — 259 diejenige über das Freigericht unter 
der Thurlinde (von 1458) und die von Engwyl (l. c. S. 284), aus 
welchen sich die obigen Bemerkungen bewahrheiten, dass die 
freien Leute, selbst wenn sie sich unter geistlichen oder welt- 
lichen Privatschutz stellten, doch regelmässig sich durch Vertrag 
die Selbstwahl des Vogtes sicherten. Bei Aufnahme der OefFnung 
von UessÜDgen, welche die Rechte des Klosters Ittingen daselbst 
als Grundherrschaft 1420 feststellte, waren wohl deshalb auch Depu- 
tirte der Stadt Constanz „von der Graufschaft wegen ze Frawen- I 
feld" zugegen (l. c. Band V S. 109 und 110), weil kaum erst die | 
Landgrafschaft an Constanz gekommen war und man alle Aus- j 
dehnung der niedergericbtsherriichen Rechte zum Nachtheil der , 
Landgrafschaft verhindern und für Constanz die Rechte der hohen 
Gerichte ungeschmälert erhalten wollte. 

In § 6 dieser Oeffnung wird übrigens die Verwandlung eines i 
Niedergerichta in währender Sitzung durch blossen Stabwechsel I 
(Uebemahme des Vorsitzes durch einen andern Richter) in ein . 
hohes Gericht (Landgericht) geschildert und bestimmt, dass der- | 
jenige, welcher im Gericht zu Uesslingeo auf einem Todtschlag 
ergriffen wird oder wegen Diebstahl, Brand, Ketzerei oder an- 
derem Frevel, der die hohen Gerichte anrührt, zwar in Uesshngeu 
auch vor Gericht gestellt werden solle. Wenn der Misaethäter 
aber todesschuldig befunden werde, so solle der Richter des 
Probstea von Ittingen nur zu Gericht sitzen „untz (bis) an das 
plut", danach aber „ob er das plut berürte", den Stab dem (mit 
dem landgräflichen Blutbann nach Obigem beliehenen) Obervogt 
der Stadt Constanz übergeben. Ein ganz ähnlicher Stabwechsel 
kömmt in der Oeffnung von Tbundorf {l. c. V S. 119) vor und 
lässt deutlichst die einzigen Anlässe erkenuen, wo der Land- 
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graf in einer fremden Herrschaft auftreten konnte. — In Ciril- 
Bacben findet sich der Stabwechsel in manchen thurgauischen 
Niedergerichten , welche sowohl freie wie unfreie An- 
gehörige hatten, alsdann, wenn das Gericht über freies Eigen 
sprechen soll, während z. B. in Zurzach bei solchen Anlässen bis 
ins 15. Jahrhundert strengstens an der Besetzung des Oericbts 
mit freien Schöffen festgehalten wurde. Dass in sehr vielen 
Gegenden dieser Stabwechsel bei solchen Gelegenheiten ein 
Zeichen der frühe zunehmenden Vermischung der ländlichen Be- 
völkerung ist, durch welche die schöffenbare Besetzung der Land- 
gerichte schwierig geworden war, dürfte nach den vorderen Aus- 
führungen wohl nicht zu bezweifeln sein. Besonders da anderweit 
im Thurgau (?. c. V S. 118) die Verhältnisse der hinter dem- 
selben Gerichte wohnenden Freien und Eigenleute noch streng 
ans einander gehalten worden und deshalb sogar für Beide ziem- 
lich verschiedene Eidesformeln vor Gericht eingeführt 
waren. 



Die Entstehungsgeschichte des Landgebietes der Stadt Zürich, 
welches sich aus Herrschaften mit Grafenrechten, erblichen Kirchen- 
TOgteien und freien Grundherrschaften (meist durch Kauf) bildete, 
findet ihren völligen Abschluss im Erwerb der kyburgischen Land- 
grafschaft im Zürichgau, welche, wie oben berichtet wurde, 
1424 die kaiserliche Sanction erhielt. Das Nähere des Hergangs 
findet sich bei Esc her in Schwab l e. \\l S. 332 £F. und in 
Blnntschli, Bechtsgeschichte von Zürich S. 342 — 351, aufweiche 
vir deshalb verweisen müssen, 

Dagegen war hier schon früher die Grenze der Landgrafechaft 
zu Gunsten der Stadt Zürich auch in den nicht schon von der- 
selben mit Exemtion erworbenen Herrschaften bedeutend be- 
schränkt worden, indem Kaiser Karl IV. der Stadt für alle ihre 
Gebiete bereits 1362 ein eigenes kaiserliches Landgericht verheb. 
(Bluntschli, l. c. S. 399). Dieses Gericht nun war recht offen- 
sichtlich mit besonderer Bücksicht auf die Freien eingeführt, 
welche in dem damaligen Landgehiete der Stadt wohnten und 
sonst wohl ihre Hechte an dem kyburgischen Landgericht für 
den ganzen Gau gesucht hätten. Um aber namentlich den früher 
geschilderten Ansichten der Ritterbürtigen im 14. Jahrhundert zu 
genügen, war in König Wenzel's Gerichtsordnung von 1383, neben 
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den BODst in jener Zeit gewöhnlichen BestimmaDgen hinsichtlich der 
Gerichtsbesetzung ausdrücklich bestimmt worden , dass der Land- 
richter in Zürich immer ein Mann aus dem Herrenstande sein solle 
und dass dieser Landrichter zu den das Gericht regelmässig besetzen* 
den Schöffen nach Gutdünken „a,iia dem Ring' des Tersammelten 
GerichtSTolkes die anwesenden Ritter „an seinen ßath" ziehea 
könne. Berechtigt war der Landrichter zu dieser ßeiziebung der 
anwesenden Ritter immer, selbst wenn die Gerichtsbank mit 
12 Schöffen vollständig besetzt war, verpflichtet aber stets dann, 
wenn weniger als 7 Schöffen sassen und Ritter im Ring i 
wesend waren. Selbst bei einem aristokratischen Stadtregimenie 
erscheint diese Bevorzugung des ritterlichen Elements vom Lande 
in dem der Stadt verliehenen Landgericht sehr bedeutend und 
ganz dem Sinne der Privilegien widersprechend, welche am Schluss 
des 14. und Anfang des 15. Jahrhunderts, wie wir sehen werden, die 
schwäbischen Landgrafen für ihre Landgerichte ausbrachten. Die 
Zuziehung von Rittern in den Rath des Gerichts konnte, geschickt 
srrangirt, in wichtigen Fällen die 12 „ehrbaren" Schöffen in eine 
klägliche Minorität bringen, obschoa der Rath, welchem 1384 
König Wenzel allerdings die Ernennung des Landrichters und 
die Beleihung desselben mit dem Blutbanne abgetreten hatte, 
durch die Auswahl des Landrichters sich wohl in -etwas zu sichern 
vermochte. 

Nach dem pfandschaftlichen Erwerb der Landgrafschaft im 
ganzen Ztirichgau verlor freilich das Landgericht in der Stadt 
Vieles von der Bedeutung, welche es von 1862 — 1424 jener Land- 
grafschaft gegenüber für die Stadt gehabt hatte, doch verging 
noch längere Zeit, bis es ganz überflüssig wurde, nachdem end- 
lich die Ffandschaft der Landgrafschaft in ein definitives Recht 
sich verwandelt und die Gerichtsverfassung im 15. Jahrhundert 
sich überhaupt allmälig verändert hatte. 

In der Landgrafschaft im Züricbgau sassen noch 1424 
(Escher, l c; Bluntschli, l c. S. 397—402) Vögte des Stan- 
des auf Kyburg und dem Niederhaus zu Baden, welche die Cri- 
minalgerichtsbarkeit , wie früher die Grafen, ausübten und zu 
diesem Zwecke (sobald es sich um Gefiingniss, Leib- und Lebens- 
strafe oder höhere Qeldbussen als 9 Pfund Heller bandelte) an 
ihrem Sitze sogenannte Richtertage hielten. Das letzte Blut- 
gericht in der Grafschaft wurde 1791 unter der Linde vor der 
Kyburg gehalten, der Landvogt hiess bezeichnend als Vorsitzer 
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dieses Landgerichts „mein Herr der Landrichter' nnd hatte, 
wenn dag Gericht gesprochen hatte, ein mehr oder weniger be- 
schränktes Begnadigungsrecht (vgl. über dieses Recht der Land- 
grafen in der Schweiz überhaupt auch Watten wyl, l. c. S. 45). 
Appellationen fanden nicht statt 

Die Landgerichte wurden übrigens in Civilsacben, nach 
Blnntschli's Belegen l. c. S. 206, noch bis tief ins 14. Jahr- 
hundert (1389) TOD unmittelbaren Stiftern und Herren in ihren 
persönlichen Angelegenheiten gesucht und somit als wohlbesetzte 
freie kaiserliche Landgerichte anerkannt. Derselbe liefert auch 
S. 183 die Bestätigung, dass man das Landgericht als die ein- 
fache Fortsetzung des alten Gaugerichts kannte, und auf S. 198 
bis 232, dass es im Zürichgau sehr viele freie Bauern gab, die 
theils unter abhängigen Leuten, theils in Gemeinden beisammen 
wohnten; letzteres z. B. in Nossikon, wo (l. c. S. 226) ein jreies, 
mit wirklichen Sphöffen besetztes Gericht erscheint. Doch stand 
bis zur französiscben Kevolution die Niedergerichtsharkeit meist 
einheimischen und fremden, geistlichen wie weltlichen Herren kraÜ 
eigenen Rechts zu. Hohe Gerichtsbarkeiten, ausser der Landgraf- 
achafl und dem Landgericht von 1362, soll es zuletzt im Zürich- 
gau nicht mehr gegeben haben, theils aus unten zu erörternden 
ähnlichen Vorgängen wie in Bern, theils weil von Zürich fast alle 
Graf- und freie Herrschaften im Gau aufgekauft worden waren. 
Der Zug ging deshalb schliesslich aus allen Herrscbaftsgerichten 
□ach Zürich. 

Speciellere Illustrationen für die den thurgauischen Ver- 
haltuissen wenigstens analogen Zustände im Zürichgan bieten 
uns wiederum Grimm's Weisthümer und daran zum Theil un- 
mittelbar anknüpfend die rechtsgeschichtlichen Beiträge Welti'a 
in der Zeitschrift „Argoria", welche die ehemals zürichgauer Ge- 
biete des heutigen Kantons Aargau betreffen, die im Mittelalter 
politisch zur Ejhurg gehörten. So werden bei Grimm, l. c. I 
S. 87 in dem Zwinghof zu Winkel, in welchen die Gotteshaus- 
leute Ton fünf Klöstern gehörten, dem „Landgrafen zu Kyburg« 
nur die hohen Gerichte und das Witd^gsrecht zuerkannt, zu- 
gleich aber bedeutungsvoll für die Zusammensetzung der Bevöl- 
karung jener Gegend bemerkt, „es soUent ouch alle Fryen einem 
Landgrafen gehorsam sin". Nach l. c. IV S. 270 gehörten in die 
freie Dingstätte zu Binzikon sowohl freie Vogtleute wie Leute 
mit freien Gütern, deshalb soll dort nur ein rechter Freier zu 
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Gericht sitzen und der Vogt toq Zürich (statt des Landgrafen 
1435) neben ihm. In Enonau war Jeder, der in der Vogtei sitzt 
oder nur sieben Schuh Erdreich hat, dingpäichttg znm Herbet- 
iind Maigericht des Laadvogts von Zürich und ein sänmiger 
Freier musB demselben sechs ß bessern, während ein (Hof- 
rechts-) Genoase nur drei zahlt (nach Grimm, I.e. IV S. 290). 
Zu Basserstorf gehörten alle Gerichte, Zwing nnd Bann gen 
Ejburg in die ^Grafschaft", d. b. die Kiedergericbtsbarbeit floss 
hier aus der öffentlichen Rechtsquelle des unmittelbaren kaiser- 
lichen Richteramts, nicht aus grundherrlichen Verhältnissen. Des- 
halb mnss, nwer daselbst innerhalb des Dorfetters wohnt, dem 
Landgrafen, selbst wenn er einem anderen Herrn ge- 
hört, ein Fastnachtshuhn (für den Rechtsschutz) geben nnd 
dienen mit Tagarbeit, wie ein Hintersasse des Grafen". Dafür 
soll ihn der Landgraf auf Anrufen schützen „vor ungewöhn- 
lichen Sachen (Anforderungen des Herrn)*) and vor fremden Ge- 
richten"; thut er es nicht, so hat er den (specificirten) Dienst 
nicht zu fordern. Grimm, l. c. IV S. 279 und zur weiteren Er- 
läuterung l. c. V S. 103. 

Wo freie Leute in grösserer Anzahl beisammen wohnten und 
sich als Genossenschaft die Besetzung der Gerichtsbank erhalten 
hatten, wie z. B. in AfFoltem (Grimm, l c. IV S. 391—394), da 
hiess auch hier das Gericht ein Freiamt. Der Stand Züricii 
oder die Landgrafschaft im Zürichgau besass deren mehrere, über 
deren Rechtszustand eine 1415 renovirte OefFnung von 1228 Aub- 
kunft giebt. Danach soll „in derselben Grafschaft Niemand 
über das Blut richten, denn ein Landgraf oder der, dem er es 
empfiehlt (der Landrichter). Wer in der Gra&chaft einen schäd- 
lichen Mann (Missethäter) fängt oder anhält, der soll ihn dem 
Landgrafen etc. abliefern, wie er ihn ergriffen; nur dann soll 
man ihm denselben abnehmen, sonst nicht." Wird in der „Grrat- 
scbaft" ein Todschlag verübt, so soll der Richter (Freiamtmann], 
welcher in demselben Zwing zu richten hat, den Thater in Haft 
nehmen und dann soll er „umb die Sach den Stab mit dem Rechte 
und mit Urteil von ihm (sich) geben einem Landgrafen" etc. 
Blutgericht über einen Flüchtigen soll an den drei Malstatten 
AfFoltem, Berkoo und Rifferschwyl gehalten werden und dasselbe 

•) Diea soll offenbar Ludwig der Eiserne von Thüringen am Adelsacker 
in der bekannten sagenbafteu Weise als Landgraf gethan haben. 
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an dem Orte seinen Anfang nehnien, der dem Orte der That am 
nächsten ist. Der Grand dieser Wanderung des Gericlits auf 
verschiedene Maletätten lag nach Tillier, l. c il S. 471 in der 
Absicht, die Schöffen einer Malstätte nicht zu oft zu ihrem 
lästigen, weil zeitraubenden und kostspieligen Amte zu herufen. 
Die Freunde (Verwandte), welche (aus Furcht) wegen der That 
nicht klagen mögen, können durch den Landgrafen ersetzt werden. 
Letzterer erbt auch hier herrenloses Gut nnd darum unbeerbt 
Terstorbene Fremde in der Grafschaft u. s. w. Klagen um Erb 
und Eigen sollen am Landgericht im Maigeding angebracht werden 
und zwar zuerst an der (ächten) Malstätte zu Rifferscbwyl, dann 
werden sie zu Affbltem weiter verhandelt und „soll mau keine 
liegende Güter, die im Freiamt gelegen sind, gewinnen oder ver- 
lieren, es sey denn an den Stätten, da sie gelegen sind, in den- 
Beiben Twiugen". Die Seltenheit dieser Fälle auch hier zu Lande 
bezeugt jedoch Bluntscbli, l- c. I S. 206, Zu Herbst und Mai 
geben die Freien nur eine Steuer von einem ß Pfennig, % Hafer 
und ein Huhn dem Landvogt (Landrichter), aber keinen BFall' 
oder „Ehrschatz" , welche Recognitioneu persönlicher oder ding- 
hoher Abhängigkeit sind. Zu denselben Zeiten wählen die Freien 
ihren Amtmann selbst. Durch „ungefolgtcn" Aufenthalt von Jahr 
und Tag im Freiamt wird ein Jeder frei. 

Manches hier Berichtete stellt noch genauer fest Welti in 
der „Argovia" 1861 S. 138 ff., indem derselbe als Gegensatz neben 
das Landrecht des Freiamts eine Oeffoung über das Hofrecht von 
Lnnkhofen herangezogen hat. Er zeigt dadurch vor Allem, dass 
die in der Richtung von AfToltern enthaltenen Rechte der Freien 
des Landes zwar vielfach noch im Gegensatz zu dem den un- 
freien Hofgenossen zu Lnnkhofen von ihrem Gotteshaus ge- 
währten Hofrechten stehen, dass aber doch in einzelnen Punkten 
i. B. hinsichtlich der zu Lnnkhofen selbst den Unfreien ein- 
geräumten Vogtwahl, das dortige Landrecht bereits sehr günstig 
auf die Gntwickelung des Hofrechts eingewirkt hatte. Es war 
dies eine allmälige Erweiterung ihrer Rechtssphäre , welche der 
Vermischung des kleinen Bauernstandes in ihrer Weise vorarbei- 
tete und dazu beitrug, die „ehrbaren" Leute im 14. Jahrhundert 
Bo vollständig zu befähigen, in den Landgerichten die Stelle der 
Schöffenbaren sofort einzunehmen, welche Letztere trotzig ver- 
scbmähten. Ohne diese langsame Assimilirung der Rechtsübung 
and der Rechtszustände der freien und unfreien Bauern wäie sonst 
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wohl die Aosfuhrung jener kaiserlichen Privilegien anmöglich ge- 
veseu, welche zu deren Guneten die Landgerichtsbesetzang in 
Tielen Gegenden reformirte. 

Das Landrecht des Freiamts von Affoltern war übrigeoB nicht 
bloa von der murbach-luzemer Immunität zu Lonbhofen beschränkt, 
sondem ebenso durch Besitzungen der Abteien St. Blasieu mid 
Gappel, welche sämmtlich ihr besonderes Hofrecht hatten, und so 
begegnet man wiederum im Zürichgao (wie im aarganer Freiamt 
Willisau) an den einzelnen Orten der Grafschaft den verschie- . 
densten Jariadictionsverhältnissen sowohl dem Umfang wie dem i 
Grade nach. Grafschaft, Freiamt und Herrschaft deckten sieb 
auch hier nirgends vollständig im Rechtssinne, obgleich sie geo- ' 
graphisch in einander steckten. Welti bemerkt beiläufig, 
daas nur wegen der Gerichtsbarkeit über das Blut das Freiamt 
mitunter auch eine „Grafschaft" hiess, dass aber gerade mit Be- 
zog auf den ßlutbann dort auch Gotteshausleute nnd andere 
Hörige dem Landgericht unterworfen waren. Doch waren sie 
dabei, soweit sie an der Gerichtsverhandlung betbeiligt waren, 
von ihrem Meier oder Keller vertreten, wie von Lunkhofen (Welti, 
h c S. 134) ausdrücklich bemerkt wird. Durch ihr Älter, welcbeB 
bis in die österreichische Zeit in den Jahren 1264, 1291 und 1377 : 
hinaufreicht, sind die Richtung und die Oeflnang ebenfalls sehr 
beachtenewerth, zumal sie gleichzeitig Verhältnisse dargethan, die 
nicht überall neben einander so deutlich vortreten. 

Schliesslich dürfte über das Verhältniss der sogenannten | 
Grafschaft Baden zur Landgrafschaft im Zürichgau (nach E. Wel- 
ti's Erläuterungen zum Urbar der Grafschaft Baden, „Argoria' 
von 1862 — 1863 S. 247 ff.) noch Folgendes zu bemerken sein. 
Es gab nie eine gräfliche Herrschaft Baden, welche als eii- 
mirtes Gebiet die Landgrafschaft zu Eyburg durchlöchert hätte 
und später etwa von den Eidgenossen nur zufällig durch einen 
selbständigen Erwerbsgrand mit letzterer wieder vereinigt worden 
wäre. Vielmehr war die sogenannte „Grafschaft" oder Vogtei 
Baden (ganz analog wie die ebenfalls oft als „Grafschaften" be- 
zeichneten Freiämter zu Willisau und AfToItem) stets nur ein 
integrirender Theil der Landgrafschaft zwischen Limmat, Aar und 
Rhein gewesen. Die eigentliche Stadt Baden und die Burg, der 
sogenannte obere Stein, daselbst, welche auf der linken Seite 
der Lhnmat liegen, gehörten zudem ins Aargau and die Grftf- 
Bchaft Lenzburg- Habsburg, während der Vogt der sogenanntoii 
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Grafschaft Baden rechtsseitig der Limiaat auf dem Xiederhaiis 
za Bades banste. 

In dieser sogenannten Grafschaft besassen die Bischöfe za 
Constanz bis zur französischen Revolution bedeutende Besitzungen, 
in welchen die Landgrafschaft sehr ungleiche Befugnisse hatte, je 
nachdem die Bischöfe dort eigentliche Grnndheiren (wie z. B. in 
Eaiserstahl und Klingenau) oder nur Vögte des Elasters St. Blaeien 
oder des Johanniterhauses zu Leuggem (wie an anderen Orten) 
waren. Daneben gab es in den Dörfern Würmlingen , Ober- 
endingen und Langenau, ja sogar im Eelnbof des bischöflichen 
Znrzacb noch gemeine Freie, welche namentlich 1427 in den Fall 
kamen, aber freie Güter zu Wimalingen Recht sprechen zu 
sollen*). 

Ueber die meisten dieser Gebiete stand dem Vogt zu Nieder- 
Baden (wegen der Landgrafscbaft und daher lediglich nach alter 
Gewohnheit, welche schon Oesterreicb von den Rechten der 
Grafen von Ejburg herleitete) stets die hohe Gerichtsbarkeit mit 
dem Blutbanne zu. Nur in einigen St. Blasianischen Besitzungen, 
die nicht mit den anderen der bischöflichen Vogtei untergeben 
waren, gehörte auch die niedere Centgerichtsbarkeit (sogenannte 
Vogtei) neben der hohen Gencbtsbarkeit , schon von der öster- 
reichischen Zeit her den Landgrafen und ihren Landvögten, 

Die bischöflichen Besitzungen von Constanz nnd die vom 
Bischof bevogteten Güter galten ursprünglich für exemt von der 
Und gräflichen Gewalt und der genannte Reichsstand übte dort, 
wie in seinen Thnrgauer Besitzungen, die volle Landesherrscbaft 
tmd hohe Gerichtsbarkeit ans. Nachdem aber 1424 die Land- 
grafscbaft an Zürich gekommen war und man den Besitz der 
iiohen Gerichtsbarkeit als einen Beweis fiir die Landesherrlichkeit 
ausgab, erkannten die Züricher jene Exemtion nicht mehr an und 
setzten es durch fortgesetzten Zwang durcb , dass die bischöf- 
lichen Richter überall dem eidgenössischen Landvogt, als einem 
Richter des Landgrafen, beim Blntgericht den Stab übergehen 
mussten. Der Bischof verlor somit, trotz aller seiner Proteste, 
im Zürichgau und insbesondere der Grafschaft Baden die Reichs- 
standschaft seiner unmittelbaren Gebiete und wurde wie ein blos 
unmittelbarer Grundherr behandelt. Aus der hohen Gerichts- 
barkeit leiteten aber die Züricher gegen Männiglich nach und 

*) B. unten beim Slettgao. 
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nach (seit der Mitte des 15. Jahrhundert) alle anderen sogenann- 
ten Hoheitsrechte, insbesondere das BesteueningBrecht und die 
Militärhoheit, sowie den Zug an die höhereu Gerichte nach Zürich 
etc. ab, weil man in jener hohen Gerichtsbarkeit nicht mehr ein 
einzelnes Regierungsrecht sab, sondern dieselbe als Quelle aller 
solcher Rechte zu betrachten sich gewöhnt hatte. 

Für unsere Behauptung, dass die sogenannte „Grafschaft* 
Baden stets nur ein Theil der Landgrafschal^ im Zürichgau ge- 
wesen sei, findet sich in der Oeffnung von Tätwyl von 1456, die 
Grimm, /. e. IV S. 398 — 402 abgedruckt hat, ein willkommener 
Beweis, indem darin selbst in dieser späten Zeit der hadenische 
Landvogt wiederholt ausdrücklich als „Landgraf* bezeichnet wird 
und auch die demselben dort gewiesenen Rechte im Wesentlichen 
mit den landgräflichen Rechten in dem zürichgauischen entfemtai 
Affoltern übereinstimmen. 

IV. Die Landgrafschaften im Buchsgau, Sissgan 
und Prickgau. 

Diese drei kleinen Landgrafschaften lagen in dem Winkel, 
welcher vom Rhein und der Aar nordwestlich von letzterem Flosse 
gebildet wird und zwar grenzte der Buchsgau südwestlich an 
die oben bezeichnete linksaarische Scheide der Landgrafachafl 
Burgund, dann nördlich am Hauenstein an den Sissgau und 
aordösthch an den Frickgan, während der Sissgau sich von 
letzterem, der in der äussersten Aar - Rhein spitze lag, bei Äugst 
durch den Violenhach und über die Schafmatt abgrenzte, von 
da nördlich über dem Buchsgau am Hauenstein hin über Non- 
ningen und Beinwjl an die Birs und von da an den Rhein zog. 

Nach Kopp's Geschichte der eidgenössischen Bünde (lU 
S. 530, IV S. 323, 324 Note 5 mit Belegstellen von 1206, 1254 ff.) 
waren ursprünglich die Grafen von Froburg im Besitz der 
Grafenrechte im Buchs- und Sissgau, namentlich des Geleita etc, 
Durch Kauf kamen jedoch bald die Grafen von Neuenburg- 
Nidau zum Mitbesitz von Froburgischen Gütern und der Land- 
grafschaft im Buchsgau. Letztere trägt wenigstens im Jahr 
1318 Rudolph von Falkenstein von den Häusern Nidau und Fro- 
burg zu Afterlehen, da er sie am 28. Juni jenes Jahres denselben 
gegen Empfang anderer Lehen wieder aufgeben konnte. Im Jahre 
1345 verleiht Bischof Johann von Basel dem G-rafen Johann von 
Froburg, in Gemeinschaft mit dem Grafen von Nidau, eben diese 
Landgrafscbaft (welche sie nach Obigem noch als Reichslehes be- 
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sesBen haben müsseD) nur DOch als ein gemeinsames Reicha- 
afterlehen(Knnkellehen), ohne dass der Ursprung der baselischen 
Lehensrechte daran ersichtlich wäre (Schwab, l. c. III S. 502 
bis 506). 

Kurz nachher erscheint Graf Yolmar von Frohurg wieder im 
alleinigen Besitz der Landgrafschaft als Reichsaftervasall , allein 
später kommt die Leheasgemeinschaft wieder vor und nach dem 
Absterben des Grafen Hans von Froburg (1365) succedirt dem- 
selben, offenbar auf Grund derselben, Graf Rudolph von Neuen- 
burg, Herr zq Nidau und Strassberg, in das Ganze. Aus dem 
Hause Neufcbatel ' Nidan gelangte 1375 die Froburg sammt der 
Landgrafscbaft im Buchsgau durch Erbschaft an die Grafen 
TOn Thierstein (Farnsburger Linie) und von diesen wieder 
1420 ebenso an die Freiherren von Falkenstein, welche 
die Landgrafschaft bereits früher von den Reichslehenträgern in 
Afterleben gehabt hatten. Letztere Freiherren verkauften 1426 die 
Landgr&fschaft im Buchsgau mit Consens ihres bischöflichen Keichs- 
afterlehensberm um ItiOO ö. an die Städte Bern und Solothurn. 
Dabei ging es jedoch nicht ohne Streitigkeiten ab, welche 1430 
durch Abfindung der Ansprüche und Forderungen des Bischofs 
von Basel, der anderen Linie der Grafen von Thierstein, sowie 
der mit der Farnsburger Linie ebenfalls verwandten Herren von 
ßamstein gütlich beseitigt wurden (Tillier, /. c. II S, 61). 

Die Landgrafscbaft im Frickthal mit Lauffenburg und 
ßheinfelden war die letzte Besitzung auf der schweizerischen 
Rheinseite, welche das Österreichische Haus aus dem Schiffbruch 
von 1415 errettet und bis in die neueren Zeiten (1801) feat- 
gehalt«n hat. 

Die Grafenrechte hatte dort das 1223 ausgestorbene (ältere) 
Grafengescblecht von Homburg besessen; während aber 
dessen Allodialbesitz an eine Linie der Grafen von Froburg ge- 
langte (welche die Burg Neu - Homburg im Sissgau erbaute und 
sich danach selbst Grafen von Homburg nannte), fiel die reicbs- 
lebenbare Landgrafscbaft im Frickgau dem Hause Habsburg 
za (Kopp, l. c m S. 350 und 381 Note 5). 

Durch die mehre rwähnte Brudertheilung erhielt dann der 
ältere habsburgische Stamm auch dieses Reichslehen (Kopp, 
I. c. IH S. 354 Note 3 und S. 384) und die Söhne des Königs 
Rudolph vereinigten später mit der Landgrafschaft daselbst noch 
mehrere Reichsleben, welche durch Leheosfehler der Grafen voa 
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Frobnrg-Neuhombnrg wiederliolt dem Reiche heimgeEallen waren, 
BO dass BchliesBÜch der Frickgau fast ganz zur habsburg-öster- 
reichischeD Grundherrscbaft wnrde. 

Daa ÖBterreichiscbe Urbar in Säckingen {Kopp, l. e. IV 
S. 325) nennt aber docb noch manche Ortschaften, in welchen 
die Herzoge nur „von der Landgrafschaft im Frickgau 
wegen" über Diebstahl nnd Frevel zu richten haben, und zuerst 
im Jahre 1364 verzichtet der Graf Rudolph von Habsbnrg- 
LaufTenburg (Kopp, l. e. IV S. 325) seinerseits den Herzögen 
gegenüber auf alle Ansprüche an die Grafschaft und Herr 
schall Homburg (Herrgott, Geneal. babsburg. H S. 717 £f.), 
Die Herrschaft Homburg erwarb übrigens im Jahre 1464 die 
Stadt Basel („Ärgovia" I S. 138) nebst mehrerem Anderen käuf- 
lich von Oesterreich nnd schlug dieselbe später zu ihren Be- 
sitzungen im Sissgau, worüber die Stadt die Grafenrechte einige 
Jahre vorher bereits erlangt hatte. 

Im Sissgau hatten ursprünglich, zugleich wie im Bachsgaii, 
die Grafen von Froburg die Landgrafechaft als Reichslehen 
allein besessen, doch soll Graf Wernher von Froburg-Nenhombui^ 
(nach Ochs, Geschichte von Basel II S. 9) im Jahre 1303 dem 
Bischof von Basel seinen Antheil an Liestbal, Waidenburg und 
Neubomburg mit der Landgrafschaft im Sissgau verkauft 
oder doch zu Lehen aufgetragen haben. Das Bistham besass 
bereitB durch Schenkung Kaiser Heinrichs III. von 1041 im Siss- 
gau eine mit Grafenrechten ausgestattete (exemte) Herrschaft, 
aber keineswegs schon die Landgrafschaft im ganzen Gau. 

Im Jahre 1354 finden wir bei der lanffenhurger Bruder- 
tbeilung (Herrgott, Urk. No. 744 und 808) die Grafen von 
Habsburg im Besitz von Neuhomburg und „der Grafschaft in 
dem Sissgau, als sie uns ankhommen ist" und 1363 und 1364 
belehnt der Bischof Johann von Basel sowohl den Grafen Rudolph 
von Habsburg-Lauifenburg, wie auch die Grafen Johann von Fro- 
burg und Sigmund von Thierstein mit Theilen der Landgrafschaft 
(Herrgott, l. c. No. 823: Schopf lin, Alsatia dipiomatica 
No. 1116). Namentlich in dem Lebenbrief von 1363 erhalten die 
beiden Grafen von Frohurg und von Thierstein (sowie des Letz- 
teren Erben) die Landgrafschaft im Sissgau (nur) mit der etwas 
dunkeln Beschränkung „wie sie die Grafen von Homburg und 
von Froburg hergebracht, und nach der Brief Sag, so die Land- 
sässen der egenannten Landgrafschaft darumb geurtbeilend haut'. 

n.|-..;:.,G00glc 
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Der Bischof beschreibt dabei die Grenze der Landgrafscbaft in 
ier oben gegebenen Weise und sichert insbesondere dem Grafen 
ron Tbierstein die Succession auch für seine weiblichen Erben zu 
unter der ßedii^ung, daes ein ebenbürtiger Träger für das Lehen 
^tellt werde. Das hohe Gericht in der Stadt Liesthal und deren 
ffeichbild behält sich and seinen Amtleuten der Bischof in dem 
[lehenbrief ausdrücklich vor. Dieser Lehenbrief erhält jedoch 
Euerst seine vollständige Erläuterung durch die erwähnte zweite 
Urkunde des Grafen Sigmund von Tbierstein (von 1364), worans 
nun ersichtlich wird, dass Graf Rudolph von Habsburg — wabr- 
wheinlich als Erbe von Neuhomburg — schon längst eine ideelle 
Bälfte des landgräflichen Lebens besass, als die Grafen von Fro- 
barg 1363 für ihre Hälfte die Grafen von Tbierstein in die Lebens- 
Gemeinschaft aufnahmen. Ausserdem zeigt sie, dass jetzt nicht 
nur die Habsburg- Homburgische Hälfte der Landgrafschaft, son- 
dern auch die von Froburg Thierstein ein Reichsafterlehen aus 
der Hand der Baseler Kirche war. 

Graf Sigmund von Thierstein, der in die Lebensgemeinschaft 
Neoaafgenommene, erweitert bereits ia der Urkunde von 1364 
seinerseits die vom Lebensherrn nur für die Stadt Liesthal ge- 
machte Exemtion auf mehrere zu jener gehörigen Dörfer, und 
«lenso eximirt 1408 und 1416 Graf Otto von Thierstein-Farns- 
burg, der 1407 bereits alleiniger Landgraf") im Sissgau ist, ver- 
schiedene Gebiete der Stadt Basel von seiner Landgrafschaft 
{Ochs, l. c. lU S. 43 und 118— 120). 

Diese Landgrafschaft vererbte dann 1418 von jenem Grafen 
Otto auf Friedrich, Herrn von Falkenstem zu Famsburg, welchem 
wir schon im Besitz der Landgrafschaft des Buchsgaues begegnet 
Bind. Einer seiner Söhne, der streitsüchtige Thomas von Falken- 
stein, verkaufte schliesslich der Stadt Basel 1461 ebenso diese 
Landgrafschaft im Sissgau, wie dies vorher mit derjenigen des 
Buchsgaues an Bern und Solotharu geschehen war. Die Urkunde 
über diesen Verkauf steht bei Ochs, l. e. IV S. 115—118, doch 
BiUBsten auch noch Ansprüche des Reichsafterlebenaherrn und 
'erwaudter Linien von Thierstein abgefunden werden, was zuerst 
1*82 vollendet war (Ochs, l. c. IV S. 390). Seitdem gehörte die 
hegend der Stadt Basel und bildet beute vorzugsweise den Kautou 
Baselland. 

*) KtKh Absterben der Lanffenburger. 
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Die OeffiauDg über die landgräflicheD Rechte im Sissgaü, tob 
welcher io den Lehenbriefen tod 1363 die Rede ist, ohne ihren 
Inhalt näher mitzutheilen, scheint nicht erhalten zu sein, dagegen 
giebt Oche, l. c. IV S. 121—124 eine solche von 1367, welche 
wohl die erwähnte, wenig ältere Oeffnung rollständig ersetzt. — 
Dem Landgrafen im Sissgau standen nach dieser am Donnerstag 
Tor Lätare (25. März) 1367 auf dem Landtag zu Sissach ge- 
gebenen Richtung zu: „alle Hochgebirge, alle Hochweide (d.i. 
Eicheln und Acher); alle Fiachenz, Wasser, Wasserrunsen ; alle 
Erzgruben, Steine, Eisen oder was die bringen; alle harkommen 
Leute und Bankarten, die in der Landgrafscbaft wohnen oder 
gesessen sind; alle Wildpenne über Gewild und Federspiel; alle 
Stöcke und Galgen; alle Geleite und Zölle; alle gefundenen und 
verborgenen Schätze ; alles gefundenes Gut unter der Erde und 
bei schädlichen Leuten; auch schädlicher Leute Gut, über die 
gerichtet wird oder die böse Lümden fliehen; alle Messe, Massen 
□nd Fläche, alle Mulaffe. Auch soll Niemand keine missthätig« 
Sache in der Landgrafscbaft gethan, noch schädliche Menschen 
darin, noch ihr Gut, das einem Landgrafen gehört, nicht helfen 
verrücken, noch heimlich hinlegen, hei Leib und Gut, noch auch 
bei solchen Schulden darin der missthätige Mensch ist. Was in .. 
den Wildbännen frevelt oder Tagelte thut, jaget oder wildert, 
ohne Urlaub des Landgrafen, der bessert demselben 10 % und ', 
ebenso viel bessert jeder, der ihm dazu hilft. — Auch mag ein . 
Landgraf einen Landtag gebieten, wann es ihm nöthig dünkt, ; 
und auf welches Dingstatt in der Landgrafschaft er will. Wenn ) 
er oder sein Bote den in der Landgrafscbaft gesessenen Leuten i 
auf den Landtag gehiethet, die sollen dahin zur Gerichtszeit kom- 
men und dem Gericht warten , bis der Richter aufstehet. Wer 
eines von diesen nicht thut, verfällt in eine Strafe von 3S 
1 Helbeling, die im nächsten Monat inzugeben sind und davon 
dem Landweibel 3 ß gebühren. — Wenn gegen einen, der Te^ 
rufen worden ist, der Friede gelöset und er versöhnet wird, so 
dass er wieder in der Landgrafschaft wandeln mag, so gebührt 
dem Weibe] 1 'ft für den Ruf und soll man ihn öffentlich wieder 
einrufen. Von jeder Partey, die er aufruft, soll man ihm (dem 
Weibel) 5 ß geben, die Hälfte giebt der Landvogt, die andere 
Hälfte der Kläger. — Der Landgraf wird Jedermann bey seinem 
Urtheil und Gericht schirmen nach seinem besten Vermögen ohne 
Gefährde, wozu ihm die Landsassen mit ganzer Treue, auch bei 
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Leib und Gut, bebtüflich eein sollen. — Um Alles, was nacb obi- 
gen Vorschriften dem Landgrafen fällig wird, mag er Einen an 
Leib und Gut angreifen, wozu auch die Landsassen, ohne Schir- 
mong des Schuldners, ihm helfen sollen." 

Das Recht an das Landgericht zu bannen und zwar 
an jede behebige Diagstätte, die Blutgericbtsbarkeit unter 
Königsbann und deshalb das alleinige Recht auf Stöcke und Galgen, 
die Pflicht, Friede und Recht zu schirmen und damit 
die Aufsicht über Maass und Gewicht, Strassen und Wasser (mit 
dem Geleit, Zöllen und Mühlen), den Forstbann mit den ent- 
sprechenden Nutzungen, sowie den Anspruch auf alles Gefun- 
dene und Herrenlose (Menschen, Vieh und Sachen) fanden 
vir bereits in gleicher Weise oben in den Oeffnungen aus Elein- 
burgund vom Anfang des 15. Jahrhunderts. Es ist danach un- 
iweifelhaft, dass wir diese Attribute als das eigentlich Charakte- 
rietische der Landgrafschaft zu betrachten haben. Eine Besonder- 
heit dagegen sind hier das Bastardrecht und das Bergregal, 
welche vielfach in anderen Landgrafschaften (z. B. im Breisgau) 
in Händen Dritter waren. 

Vergleicht man mit dieser Urkunde von 1367 das unten 
folgende bisher ungedruckte Weisthum über die Grafenrechte zu 
Schattenbuch-Heiligenberg von 1322 und endlich das oben bereits 
SQB den b urgundis che n Weisthum ern um 1406 — 1425 Entnommene, 
so ergiebt sich, dass nicht nur im Sissgau um 1370 der Begriff 
der Laodgrafachaft noch wörtlich ziemlich ebenso umschrieben 
wurde, wie 40—50 Jahre vorher im Linzgau, sondern dass der- 
selbe sogar noch hundert Jahre nach Aufnahme der Linzgauer 
Kundschaft (zu Schattenbuch von 1322) im Volksbewusstsein des 
Bernerlandes ebenso völlig wach war. Es ist dies um so be- 
merkenswerther, als die bezüglichen Kundschaften aus räumlich 
sich nicht berührenden Gegenden stammen und als offenbar die 
älteste (s. unten) die systematisch am vollständigsten angeord- 
nete ist. 

Die Versuche , die Verhältnisse zu verdunkeln , treten zuerst 
in der Mitte des 15. Jahrhunderts planmässig auf und dann vor- 
iugsweise in der Nähe der mächtigen und herrschsüchtigen Frei- 
städte Bern und Zürich hervor. 
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Die Landg^afschaften am deutschen Bodensee- und 
Itheinufer, sowie auf dem Schwarzwald. 

Entsprechend den Landgrafschaften , welchen wir anf der 
linken Seeufer- und Rheiaseite in der jetzigen Schweiz für den 
Thur-, Zürich- und SiaBgau etc. begegneten, schlössen sich and 
auf der jetzt noch deutschen See- und Rheiaseite Landgraf- 
sohafteB im Linzgau, Hegau und Elettgau in unmittel- 
barer Folge an einander an. Und wie sich in der inoem Schweiz 
jenen ähnliche Institute für den Aargau, Buchegau und Burguuä 
angereiht hatten, so finden sich auch im deutschen Binnenlasde 
dieselben im hinteren Alpgau (Stühlingen) und in der Baar 
als unmittelbare Nachbarn der Ufergrafscbaften wieder. Im Uebri- 
gen waren sowohl auf der rechten, wie auf der linken Rbeinaeite 
zwischen diesen Landgrafschaften Tiele längst geBchlosBene Heir- 
Schaftsgebiete (weltlicher und geistlicher Herren, sowie der überall 
hier zahlreichen ReichBBtädte) eingestreut , so dass namentlich 
durch die habsburgischen Stammbesitzungen aowohl im Aargan 
und im Frickthal in der Schweiz, wie im vorderen Alpgau (Hauen- 
stein) am Schwarzwatd, und durch biachöflich baseliscbe und 
markgräfllcb badiBche Besitzungen die Folge der Landgrafscbaften 
bis zu den Grenzen des Elsasses und des Breisgaues mehrfach 
unterbrochen wird. 

L Obgleich für die „Grafschaft" zum Heiligenberg 
später der Landgrafentitel nicht mehr geiiihrt wurde, so unter- 
liegt es doch keinem Zweifel, dass mit dem Besitz des Schlosses 
Heiligenberg die Landgrafschaft im Linzgau sehr früh ver- 
bunden war, und dass das Landgericht dieser Grafschaft, welches 
zu Schattenbuch seine Malstätte hatte, bis ins 15. Jahrhundert 
unbestritten als ein freies kaiserlicheB Landgericht fungirte- 
(Vanotti, Geschichte der Grafen von Montfort und Werdenbe^ 
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S. 224 Note 1 leitet die Grafen von Heiligenberg tod der alten 
Grafeafamilie des Aar-, Linz- und Nibelgaues her.) 

Schon im Jahre 1169 heiset der Graf Heinrich zum Heiligen- 
berg in einer von Mone, Zeitschrift für Geschichte des Ober- 
rheins I S. 319 extrahirten Urkunde comes provincialis, 
indem gewisse Güter in generali piactio coram comüe provindali 
publica traditione den Käufern übergeben werden. Ferner spricht 
1259 Graf Berthold von Heiligenberg in judicio zwischen dem 
Ritter Heinrich von Leunegg und dem Stift Salem, offenbar eben- 
falls als comes provincialis (Mooe, I.e. III S. 474), Und nachdem 
der Letzte des Hauses Heiligenberg im Jahre 1277 mit Genehmi- 
gung des Königs Rudolph sein Schloss um 400 Mark Silber und 
den Comitat mit allen Lehen um 50Ö M. &., unter Vorbehalt 
der lebenslänglichen Nutzniessung fiir sich, verkauft hatte, er- 
scheint bald danach der Käufer, Graf Hugo von Werdenberg, 
ebenfalls mit dem Titel Landgraf. (Rudolphs Bestätigung bei 
Vanotti S. 538 nach dem Original zu Donaueschingen, und den 
Kaufvertrag bei Lichnowsky, Geschichte des Hauses Habsbnrg 
Band IV Regest 431, b S. DLX.) 

Allerdings war bereits 1274 dieser Graf als judex provincialis 
superioris Sueviae schon vom König beauftragt, die dortigen un- 
gerecht dem Reich entzogenen Güter wieder zu Händen von Kaiser 
und Reich zu bringen, allein diese Stellung hatte theils nur einen 
vorübergehenden, nicht lehenbaren Charakter, theils betraf sie 
Gegenden, welche damals schon vom Linzgan, wo Graf 
Hugo erst 1277 die Landgrafschaft erkaufte, getrennt und in 
welchen bereits eine von der Landgrafschaft unterschiedene förm- 
liche Reichsrogtei gegründet war. Graf Hugo liihrt demgemäss 
noch von 1275 — 1280 (seinem wahrscheinlichen Todesjahre) in 
verschiedenen Urkunden den Titel Landvogt von Oberschwaben 
neben demjenigen als judex provincialis und (1277 und 1278) 
landgravius superioris Sueviae"). Bezüglich der Landgrafschaft 
im Linzgau begegnen wir aber zuerst 1278 (Mone, l.c, HI S. 480) 
einer Urkunde, worin diesem Grafen Hugo der entsprechende Titel 
beigelegt wird. Damals bestätigte nämlich Schwigger von Teggen- 



*) Als Landvogt kommt er in den bei Yanotti citirtea Urkunden 
S. 324 Kote 2 vor. Als oberachwäbischer Landgraf aber 1277 bei Nen- 
gardt, cod. aieman. No. 1022 und 1218 bei Mone I S. 77 und lU S. 91 ff. 
und iD der Urkunde vod 1280 bei Vanotti S. 474 

f ranak, dl« LuidtnAohnftso. w 
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hnsen, „vicem gerens nobUis domini Hugonis, lantgravii in 
pago Lineegö, apud Schatebtch in judicio generali", 
eine Schenkung des Edelen Ortolf von Laiterberg au das Klostei 
Salem. 

Von da an erscheint dieser freie Herr Schwigger von Teggen- 
hnsen noch häuäg als Landrichter des jüngeren Grafen Hugo von 
Werdenberg und Heiligenberg (per totum comüatutn Sancti Miniis 
jtidex provincialis) auf der Malstätte zu Schattenbuch, zu Ratrams- 
weiler und zu Ralshofen in strala publica in den Jahren 1281 bis 
1285 und zwar in Geschäften ritterlicher , sowie eigentlicher 
Herren familien (Mone lU S. 227 ff.). Als Beweis, dass Letztere 
damals noch am Landgericht der Grafen zu Heiligenberg ihr 
Recht in persönlichen Dingen unweigerlich suchten, dienen nament- 
lich die Urkunden von 1259 und 1282 (bei Mone, l. e. UI S. 474 
und 481), in welchen Graf Wolfram von Veringen als Vogt des 
Ritters Heinrich von Leunegg, und beziehungsweiae Graf M. von 
Neuenbürg als erbetener Zeuge auftritt. 

Vom Anfang des 14. Jahrhunderts an kommt der Titel 
Landgraf bei den Grafen von Werdenberg-Heiligenberg nicht 
mehr urkundlich vor. Eine unter diesen Umständen besonders 
wichtige Aufklärung über die fortdauernde rechtliche Bedeutung 
der ^Grafschaft" zum Heiligenberg (als einer „Landgrafschaft") 
erhalten wir aber durch das Weisthum über dieselbe von 1322, 
welches Graf Albrecht IL, Sohn Hugo's des Einäugigen und Enkel 
des Erwerbers der Landgrafschaft, veranlasst hat. 

Graf Hugo der Einäugige, welcher die Grafschaft kaum erst 
durch den Abgang seines Druders Albrecht I, mit dem sonstigen 
Erbe des Käufers von Heiligenberg wieder vereinigt hatte (Vanotti 
giebt die Beatätigungsurkunde König Friedrichs des Schönen vom 
13. October 1319 über das Vermächtniss der Grafschaft durch 
Albrecht I. an Hugo im Regest S. 477), scheint deren Verwaltucg 
sofort seinem Sohne Älbrecht H. überlassen zu haben, denn dar- 
auf deutet die Urkunde selbst hin, wo sie davon spricht, der alte 
Graf habe dem Sohne auf dessen Bitte das Gericht über alle die 
Sachen bewilligt, welche in den Achtbüchern des Landgerichts ge- 
funden würden. Und um den Umfang der ihm hiernach über- 
tragenen Jurisdiction zu bestimmen , fordert nun der junge Graf 
den „Landtag" zu der vorliegenden Richtung auf. Das Original 
derselben beffind sich bis 1744 im Fürstenbergischen Archiv zu 
Möskirch, scheint aber bald nachher abhanden gekommen zu sein, 
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da das fürstliche HanptftrcIiiT za DonaueBchingen jetzt Dar noch 
die beglaubigte, aber in einzelnen Theilen offenbar sehr corrupt« 
Abschrift derselben besitzt, welche nachstehend hier zum ersten 
Mfile abgedruckt wird. Neben grossen Willkürlichkeiten in der 
gesammten Orthographie leidet die Urkande namentlich in der 
Stelle, wo TOD dem Miihlenrecht die Rede ist, an offenbaren 
Wortentstellungen und auch ein Theil der Eigennamen am Schloss 
scheint bis zur Unkenntlichkeit entstellt; in den für nns wesent- 
lichen Stellen ist jedoch zum Glück kein Missverständniss des 
Sinnes möglich. Die Urkunde lautet in der nns überkommenen 
Form: 

„17. März 1322. 
Wir grave Albrecht von Werdenberg ksmant an den landtag 
zu Schattebuch und batant unss zu erfahren an den gerichte, 
was unsers rechtens wäre in unser grafschafft zum Hejligenberg. 
Da wart uns erthailt: wa ain schädlicher mann begriffen in 
der grafschafft wird, an in freyen städten, dass man uns den 
antwortten soU; und hant behaupt, dass wa ain herkommen 
mann kumpt in unser graveschafft, dass der durch recht an 
kainen herrn soll nemmen, dann uns; und hant behanbt 
um den todtschlag und umb friedebrachs wunden, dass 
darum niemand richten soll wann wir; und hant bebaubt, dass 
die clöster, die vögtes nit enban sont durch recht, dass sich 
der durch niemand underziehen soll, wann wir; darnach hant wir 
behobt, dass in unser graveBcbafft nieman soll bachen, noch 
schenken, noch metzgen, wann mit nnserm willen, wann in des 
reiches städten, und hant behapt, daas wa rechte frohn- 
wälde sindt, dass die durch recht nieman bannen soll, wann 
wir; und hant bebaupt, dass in der graveschafften kein mess, 
weder kornmess, noch tucbmess, noch weinmess soll seyn, wann 
damit die graveachafft bewiden ist: dasselbe maäss ist baners- 
maäss; und hant bebaubt, wa mühlinen sejnd in unser grave- 
schafft^ dass wir die durch recht besorgen solt. um das itni, umb das 
wasaergange, wa ee zu recht seinen fluss habe, an die mahle nnd 
die pargen, die soll sein in der witten (?) von den stainen als der 
vorder gelaich an den daumen eines mesigen manns; und hant 
beliaupt, dass nieman an kein veste bauen soll in unser grave> 
schafft, weder städte, noch burgene, wann mit unserm willen; 
und hant behaupt, dass nieman an kein mühlen bauen soll, 
wann da ein rechte ehafftige hofstatt ist, wann mit unserm willen; 
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nnä hant befaaupt, dasB was an (in) den achtbnchen fuoden würde, 
dasB wir erbetteD von anserm vatter daes unser gericht über das 
Boll-gau; und hant bebaupt, dass nietnan den andern pfänden 
Bol], an des gericbts rerlanb; und hant bebanpt, ob zeschit wan- 
delbareB ist in den sacben allein, dass das durch recht niemand 
richten soll, wann wir. 

Aller der rede and hie Torgeacbriben stath , Tergihe ich 
Conrad dar Fnrst ron Contzenberg, der dess tages ge- 
waltige richter wass von meines Herrn gewalt Graven Albreclita 
von Werdenberg an dem landtag zu Schattenbuch, dass gab ur- 
theilen Herr Ulrich Ton Gnttingen, der unser liirBprecher 
waBB mnb dieselbe Bachen alle, darnach Herr Hanss von Hörn- 
stain, Herr Rudolph ron Kamansperg, Herr Conrad von 
Laubenberg, Herr Friedrich von Riedt, Herr Barkardt 
von Hofaenfals, Herr Hainrich NinarnsB, Herr HÖrmann 
Ninaris, Herr Albrecht von Requolziwiler, die ritter 
alle und Gonradt Selzali von Ravenspurg, ein bnrger, 
Frigke Oremelich, Bnrgkard Arbelin, Conrad Desae- 
lichoTer von Pfulendorff, Hug Schnewiss, Ulrich Pfefferlin 
von Constantz, die burger Heinrich der Hiller, Conrad 
V, Egaenwihler, Burkhardt der Witzig von AUmansbausen 
und darnach manch erbar mann, die da an dem gericht stundent, 
— Dass das wahr seye und statte bleibe, so hengken wir Conrad 
der Fürst von Contzenburg , Landrichter in der graveschafFt zum 
Heyligenberg, unser iansiegel an diesen gegenwärtigen brieff, der 
ward gegeben zu Scbattenbucb an dem Landtag, do man zablte 
von gottes geburth dreyzebenhundert jähr und danach in dem 
zweiandzwainzigsten jabr an dem nächaten Mittichen nach mitten 
Martzen." 

Wir begegnen in dieser Urkunde, wie bei der sissgauer Oeff- 
nung, vor Allem wieder den Rechten, welche schon in den 
Capitularen als die „Grafenrechte" der karolingiscben Z«it 
aufgezählt sind, wie dem Blutbann sammt dem auaschlieBslichen 
richterlichen Executions- (in specie Pfändungs-) Recht, dem Wild- 
fangsrecht, der Vogtei über die kirchlichen Anstalten im Bezirk — 
soweit sie nicht bereits auf einem speciellen Rechtstitel für An- 
dere beruht — , der Aufsicht über Maass und Gewicht, über die 
Bannwälder, dem Müblenrecht und der Aufsicht über die Mübien- 
anlagen etc. Alles Befugnisse, welche bei dem Landgrafen des 
Linzgaues zwar keine Vorzüge vor anderen „Grafen" erkennen 
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lassen, hier jedoch iu seltener YoUständigkeit fast BjatematiBch 
zusammeogeBtellt sind. — An das Wesen des Landgerichts zu 
Schatteahuch als eines &eien kaiserlichen und der „Grafschaft" 
als einer nicht geschlossenen jurisäidio provindalis in terrUorns 
dienis werden wir in der Urkunde ausdrücklich erinnert durch 
die mehrfach darin hervorgehobene Exemtion der freien 
Städte (Reichsstädte) von der landgräflichen Juris- 
diction und durch die Kamen der TJrtheilsfinder am Landtag 
zu Schattenbuch, anter welchen wir bekannte freie Geschlechter 
wie diejenigen rou Güttingen, Hornstein, Laubenberg, Hohenfels 
n. s. w. antreffen. Aus der Aufsicht über Maass und Gewicht 
scheint das besonders betonte Becht, das Backen, Schenken und 
Uetzgen zu bewilligen, hergeleitet zu sein. Das Befestigungs- 
recfat, welches hier (wie unten im Breisgau etc.) hervortritt, 
floBB nicht aus einer allgemeinen Kriegsfolge, sondern war ein 
Privileg, das zuerst am Ende des 13. Jahrhunderts allgemeiner 
verliehen wurde, und somit den Grafen zum Heiligenberg ver- 
hältnissmässig früh zustand. Von der Civiljurisdictieu ist nur mit 
Hinweisnng auf die Achtbücher die Rede; und ein Besteuerungs- 
oder überhaupt ein Gesetzgebungsrecht des Landgrafen ist hier 
so wenig bemerkbar, als ein Becht (als solcher) Kriegsdienste 
von den Grafscbaftsleuten zu verlangen. 

Die nächste uns bekannt gewordene Urkunde, welche sieb 
auf das Landgericht zu Schattenbuch in der Grafschaft Heiligen- 
berg be2ieht, ist ein ungedrucktes Privilegium de non evocando 
des Königs Wenzel d.ä. Bern auf Elisabethentag (19. November) 
I3S2 im Fürstenb ergischen Archiv. Darin werden die Grafschafts- 
angehörigen vom „Landrichter za Rottvryl und allen anderen 
Landrichtern und Richtern" und deren Citationen befreit. 

Sodann verordnet König Wenzel in einer weitern ungedruckten 
Urkunde des Archivs zu Donaueschingen, d. d. Frankfurt 19. Februar 
(Samstag vor Fabian -Sebastian) 1398, dass an dem dem Grafen 
Albert IV. von Werdenberg-Heiligenberg und seinen Vorfahren 
zustehenden Landgericht zu Schattenbuch das Verfahren mit Eides- 
helfem abgeschält sein und vom Grafen künftig zwölf „gute, 
unbesprochene" Leute zu Richtern gesetzt werden sollen, so 
oft dies nöthig. Wollen zwei Streitende das Gericht verstärkt 
haben, so soll jeder von ihnen nach Nothdurft sechs Fceje oder 
Richter, die unbesprochene Leute sind, dazu setzen, welche 
vie die regelmässigen Biditer anf ihren Eid zu Becht Bpreobeo 
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sollen. Es ergiebt eich hieraas das Bedürfniee, nicht schöffen- 
bare unbeBcliolteiie Leute zum Gerichtsstuhl zuzulassen, weil 
eich bereits hier (wie io der ganzen Gegend nach ähnlicheo 
kaiserlicben Anordnungen) die Zahl der anerkaünt Schöffeubaren 
zu sehr reducirt hatte. 

Im Jahre 1409 machte Herzog Friedrich mit der leeren Tasche 
den Versuch, die Grafschaft Heiligenberg vom Grafen Albrecht IV,, 
welcher ohne Leibeserben war, pfandweise zn erwerben, aber der 
nächste Agnat und Neffe Albrechts, Graf Hugo X., wusste dies 
zu vereiteln, so dass die Grafschaft bis zu seinem Tod und zum 
Ausgang der Linie Hugo's III. (1428) bei derselben verblieb 
(Vanotti S. 268 und 269). 

Nach Hugo's X. Tod kam die Grafschaft Heiligenberg durdi 
Graf Hans III. von Werdenberg -Sarganz an die Nachkommen 
Hartmanns I. von Werdenberg, eines Bruders des ersten Er- 
werbers von Heiligenberg, bei welchem sie nun bis zum Abgang 
des ganzen werdenbergischen Hauses mit Graf Christoph (1534) 
verblieb. 

Aus dieser Zeit ist uns, ausser zwei Landgerichts - Urkunden 
des Berchtold Hasbach, frye, Landrichter zum Heiligenberg ge- 
geben zu Scbattenbuch 18. Februar 1434 (Donstag vor Ma- 
theistag) und des Conrad Hartmann, von Ahusen, fry, Land- 
richter der Grafschaft Heiligenberg etc. gegeben zu Büren b; 
dem Dorf 21. April 1467 (Zinstag vor St, Jorgentäg) bei von 
Sohreckenstein in der Zeitschrift tiir Geschichte des Oher- 
rheins l. e. S. 24 und 25, nur folgende auf die Grafschaft zun 
Heiligenberg apeciell bezügliche Urkunde bekannt geworden. Näm- 
lich der Lehenbrief d. ä. Worms 11. Mai 1495, worin König Maii- 
miliaa I. die Brüder Georg, Ulrich und Hugo, Grafen von Werden- 
berg, mit der Grafschaft unter der Voraussetzung belehnt, dass 
sie das Landgericht daselbst wieder aufrichten (d. b. 
gehörig besetzen) und worin der König ihnen die alten Privilegien 
de non evoeando und die Erlaubniss „Aechter zu behalten" er- 
neuert. Der Lehenbrief befindet sich im Original zu Don&a- 
eschingen und ist von Vanotti S. 518 extrahirt. Er ist bedeut- 
sam, weil er selbst in so später Zeit noch einmal den engen 
Zusammenhang der „Grafschaft" znm Heiligenberg mit einem 
fireien kaiserlichen Landgericht recht deutlich documentirt. 

Durch den Tod des letzten Grafen von Werdenberg, Christoph, 
&el die Grafschaft zum Heiligenberg dem Reiche ganz anbeim und 
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Kaiser Karl V. belehnte damit im December 1535 den Schwieger- 
sohn Christophs, den Grafen Friedrich von Fürstenberg iiir sich 
und alle aeiue Nachkotomen und Agnaten (Vanotti S. 466). 
Das Haus Fürstenberg besitzt noch jetzt den Heiligenberg, führte 
aber nie von dieser Besitzung den Titel „Landgraf", wohl aber 
bemühte es sich stets, die mit Heiligenberg Terknüpfte (landgräf- 
liebe) jurisdictio provincialis in den Grenzen des alten Linzgaaes 
wieder zur Geltung zu bringen, nnd seit dem 18. Jahrhun- 
dert das Gericht zu Schatten buch als ein freies kaiser- 
liches Landgericht wieder aufzurichten. Nach den Juris- 
dictionalacten des Archivs 2u Donaueschingen wurde wenigstens 
die landgräfliche Jurisdiction (freilich mit geringem Erfolg) bis 
in die letzten Zeiten des Reichs pratendirt über die Deutsch- 
ordensgüter, die Dörfer der Reichsritterschaft, der Klöster Ochsen- 
haasen, Weingarten, Petershausen, Kreuzhngen, Elosterwald, Sa- 
lem, der Städte Ravensburg, Gonstanz, Pfullendorf, Ueberlingen, 
der Johanniter in Ueberlingen, des Spitals zu Constanz, desselben 
zu Ueberlingen, des Domstifts und der Domprobstei zu Constanz, 
in der ganzen Herrschaft Sigmaringen und auf einem grosseD 
Theile des Bodensees. 

Nicht nur die hier erwähnten meist blossen Niedergerichts- 
herren widersetzten sich jedoch den Fürstenbergischen Ansprüchen, 
sondern mehr noch die Landvogtei Schwaben, welche namentlich 
auf der ganzen Ostgrenze des Linzgaues dieselbe Jurisdiction 
für sich forderte. Die anerkannte Grenze sollte nach Mem- 
minger, Beschreibung des Oberamts Ravensburg S. 5 i. f. und 
i^. 16 die Ach oder Rothach sein, Fürstenberg prätendirte aber 
wegen der Grafschaft im Linzgau mehr, nämlich die hohe Ge- 
richtsbarkeit bis zum Schussenbacb (S. 68). — Üeber die grund- 
herrlichen Verhältnisse im Oberamt S. 52 und über die Land- 
vogtei im Allgemeinen S. 76—80. Obiger Grenzanspruch stützte 
sich auf eine OefTnnng von 1382 (nach Bader, badische Landes- 
geachichte S. 283 und S. 407 und Kolb, bist, topogr. Lexikon 
von Baden II S. 52). 

Neben diesen äusseren Schwierigkeiten der Wiederaufrichtung 
des Landgerichts zu Schattenbuch (für welches im 18. Jahr- 
bundert auf Befehl des Fürsten ein neues Siegel gefertigt wurde, 
welches nur in Fällen gebraucht werden sollte, wo die Juris- 
diction nicht mit der Fürstenbergischen Territorialherrlichkeit 
zusammenhänge) erhoben sich übrigens in solcher späten Zeit 
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dagegen natürlich noch mehr innere Anstände, ala im 16. Jahr- 
hundert, wo ja schon wegen Mangels freier Gerichtsbeisitzer iat I 
Landgericht rergebene auf seine Aufrichtung gewartet hatte. Man , 
findet in unserer Grafschaft keine freien Landgemeinden und j 
hatte zuletzt im Heiligenbergischen nicht einmal mehr freie Leute j 
genug für das Landrichteramt, welches diesen Stand jederzeit und [ 
bis zuletzt gefordert hatte. Man kam deshalb in der Heiligen- j 
berger Landgerichtaordnung Ton 1580 (welche derjenigen in der 
Bar fast wörtlich gleichlautend ist) auf das Auskunftsmittel Leib- 
eigene nur ad hunc actum zu manumittiren, weil man eben 
durchaus darauf bedacht war, dass der Landrichter ein in dem 
fürstenberg-heiligenbergisohen Gebiet Ansässiger sei. 

IL Die Landgrafschaft im Hegau und der Madacb 
berührt in der Nähe von Stockach diejenige zum HeiligenbeTg 
und erstreckt sich von da über die Landzunge zwischen dem 
Ueberlinger und Radolfzeller See, sowie landeinwärts bis zur 
Donau, der Kutrach und Wuttach, von dieser südöstlich am 
Banden hin nach SchafThansen bis in den Rhein. (Ueber die 
Grenzen s. Kolb, bist, topogr. Lexikon von Baden verb. Hegan 
Band H S. 27 — 30.) Es lagen in diesem Bezirk nicht nur meh- 
rere eximirte Städte, sowie Besitzungen der Stifter Constanz, 
Reichenau, Petershausen , des DeutschordeuB etc., sondern auch 
die Herrschaften der Freien von Tengen, von Hewen, von Klingeo- 
berg, von Roaeneck n. A. Von freien Landgemeinden dagegen 
findet sich im Hegau so wenig eine Spur, wie in den benach- 
barten Landgrafschaften. Die Grafenrecbte in dem Hegau solleo 
frühzeitig (nach Bader in Mone's Zeitschrift für die Geschichte 
des Oberrheins I S. 66 ff., auch S. 71) von dem abgegangenen 
pftillendorfiachen Grafenhaus an das Grafengeschlecht, daE 
sich (nach Bader's Regesten l c. S. 73 schon 1052, 1066, 1067) 
von der Nellenbarg bei Stockach nannte, gekommen sein. Doch 
anch in diesem Hause gingen sie durch Erbschaft von einem Zweige 
noch öfter auf den andern über, ohne dass sich mit Sicherheit be- 
stimmen lässt, ob der Graf Mangold von Veringen, dessen 
Bruder Wolfrad sich schon 1220 „von Nellenburg" nannte und 
der sich selbst dann 1223 mit Letzterem als „germani, comiies de 
NeUenhur^' bezeichnet findet, einem zweiten oder gar schon einem 
dritten Geschlecht von Neuenbürg angehört hat, oder ob nach 
ihnen nochmals ein viertes Geschlecht im 13. Jahrhundert diesen 
Namen übernahm, wie Bader (i. c. S, 88 — 91) will? 
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So viel ist gewiss, dass im Jahre 1275 Grare Manegoldt 
Ton Nellenburg ic einer deutschen Urkunde (Regest bei Bader, 
i.e. S- 77 au9 dem Petershanser Archiv in Karlsruhe) olant- 
grave in Hegowe* genannt wird. Derselbe ist dann 1278 
(ohne den Landgrafentitel) Zeuge in einer Urkunde d. d. apud 
Consiantiam Kai. Junii 1278 (aus dem Salemer Archiv in Earls- 
rnhe), worin der Gtaf Hugo von Werdeuberg als landj/ravius Suevte 
mperioris erscheint (siehe oben). Mit Bezug auf die Landgraf- 
schaft, welche hier allein in Betracht zu kommen bat, enthalten 
die von Bader, l. c. mitgetheilten Regesten der Nellenburger 
merkwürdiger Weise fast während des ganzen 14, Jahrhunderte 
keiDe urkundlichen Anhaltspunkte mehr, wenn man etwa nicht 
darin einen Act als „Landgraf" erkennen will, dass (nach dem 
Reg. S. 83) Graf Wolfram von Nellenburg 1380 einen Brief des 
Heinrich Walkan „vrie lantrichter in Hegew und in Ma- 
dach" als Siegler bekräftigt, der au der oft genannten Hegauer 
Malstätte zu Eigeltingen (unter der Nellenburg) ausgestellt ist. 
Dagegen Bind uns aus jener Zeit (bei Wegelin, histor. Bericht 
von der kaiserlichen und Reichsvogtei in Schwaben 1755 Urk. 
No. 167, 176, 177 und 182) mehrere ActeuBtücke deB Landgerichts 
erhalten, welche verschiedene Freie als „N fry, Landrichter in 
der Grafschaft des edelen Herrn Grafen Eberhards von Nellen- 
burg, Landgrafen im Hegau" ausfertigen. 

Endlich bringen die genannten Regeaten aus dem ersten 
Jahre des 15. Jahrhunderts verschiedene fiir die Verhältnisse der 
Laodgrafschaft wichtige Urkunden. So verleiht König Wenzel 
d. d. Prag 5. Mai (Mittwoch vor Jubilate) UOO den Grafen 
Friedrich, Conrad und Eberhard von Nellenburg für sich und 
ihre Unterthaoen der Landgrafschaft im Hegau und Madach das 
privüe^um de tum evocando (ausgenommen dem Hofgericht zu 
Rottweil gegenüber) und das Recht, Aechter aufzunehmen etc. 
Am 12. Mai (Mittwoch nach Jubilate) d. d- Prag 1400 erhalten 
dann aber dieselben Grafen die für den Zustand ihrer „Land- 
grafschaft" sehr bezeichnende Verwilligung : „dass sie das Land- 
Kericht in Hegoew und in Madach, so von Alters her mit 
fryen Lüten und auch Rittern besetzt gewesen, für- 
basser ewiglichen mit 12 erbern Mannen, in irer Grafschaft wol- 
gesessen, Bürgern und anderen Lüten, die sich bisher wol 
enthalten haben und unversprochen und unverleumte Lüte sein, 
besezen und bestellen mögen, dieweil sie solcher fryer Lüte 
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ünd Kitter zu dieser Zeit nit wol gehaben zu not- 
turften irs Lantgerichts, also dass von solchen Gebrediec 
wegen dasselbe oft gehindert und geirrt wirdet." 

Hier wird also der Abgang an schöffenbaren und ritter- 
biirtigen Freien für die gehörige Besetzung des freien kaiser- 
lichen Landgerichts der Landgrafschaft ausdrücklich als Grund 
des Privilegiums hinsichtlich der künftigen Besetzung mit ein- 
fachen unbescholtenen Leuten angegeben, wie wir einem ähn- 
lichen Privileg bereits für das Landgericht zu Schattenbuch vom 
Jahre 1398 begegnet sind und deren wir im Weiteren etwa um die- 
selbe Zeit in benachbarten Landgrafachaften noch begegnen werden. 
Diese Privilegien waren somit ein untrügliches Zeichen des voü- 
ständigen Verschwindens ritterbürtiger Schöffen aus den Land- 
gerichten und des damit zusammenhängeudeu Rückzugs derEitter- 
bürtigen von den ehemals freien Landgerichten, sowie des daraus 
folgenden äussern Verfalls der Landgrafschaften selbst im 14. Jahr- 
hundert. 

Aber auch für das innere Wesen der Landgrafschaft, die 
immer noch in ihrer alten Form als Prätension aufrecht erhalten 
wurde, bietet uns der Beginn des 15. Jahrhunderts (in jenen 
.Kegesten) zwei wichtige, das bereits vorgelegte Material ans 
anderen Gegenden ergänzende und bestätigende Urkunden in 
den beiden letzten kaiserlichen Lehenbriefen der Grafen von 
Neuenbürg von 1401 und 1415. In dem Lehenbrief d. ä. Augsburg 
11, September (Sonntag nach ncUivitalis Mariae) 1401 giebt König 
Ruprecht dem Grafen Eberhard von Neuenbürg zu Lehen ,die 
Landgrafschaft im Hegoew und in Madach und das Geleite, den 
Wiltbann, das Landgericht und den Bann zu derselben Land- 
grafschaft gehörig und dazu alle ire Lehenschaft, Mannschaft, 
Land und Liite". Zu Coustanz, am 22, Mai (Mittwoch nach 
Pfingsten) 1415 belehnt König Sigismund den Grafen Eberhard 
von Neuenbürg mit „der Grafschaft zu Nellonburg und der Land- 
grafschaft im Hegow und in Madach, mit allen iren Rechten, 
Herrlichkeiten, Manschaften, Landgerichten, Gerichten, Zwingen 
und Pennen etc. — als er die von seinen Altvordern gehabt und 



Nach der ersten Urkunde wäre also nur die Landgraf- 
schaft (welche auch hier in der bereits öfter wahrgenommenen 
Weise specificirt ist) als Reichslehen vergeben, wenn man 
den sehr vagen Nachsatz „und dazu alle ihre Lehenscliaft etc." 
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nicht auf die Verleihung der HerrBchaft zu Neuenbürg be- 
ziebeQ will. In der zweiten Urkunde ist dagegen unzweifelhaft 
von Betdem, der gräflichen Herrschaft Neuenbürg und der 
Landgraf Schaft (in fremden Gebieten über jene hinaus) die Rede, 
und deshalb ist auch wohl hei der speciellen Aufzählung aller 
mit beiden verbundenen Rechte neben „Gerichten, Twjngen und 
Bänuen" daa Landgericht ausdrücklich und zuerst erwähut, 
üass auf den Besitz des (freien) Landgerichts, als der eigent- 
lichen Grundlage der Landgrafschaft, bedeutendes Ge- 
wicht in den Lebenbriefen gelegt wird, hat sich schon oben aus 
den gleichzeitigen Urkunden Kaiser Sigismunds über den Thurgau 
ergeben und wird bei den unten folgenden Urkunden des Hegaus, 
Klettgaus, Stühlingens und der Baar etc. noch öfter ersichtlich 
werden. 

Doch die Tage des Hauses Neuenbürg waren bei der letzten 
Belehnung bereits gezählt, 1422 belehnte Kaiser Sigismund zu 
Nürnberg am 17. August (Montag nach as^inipHo Mariae) bereits 
den Hans von Tengen, Freiherm von Egiisau, als nächsten 
Magen und Erben der Grafen Conrad und Eberhard von Neuen- 
bürg, die ohne eheliche männliche Leibeserben verstorben, mit 
der Grafschaft und Landgrafschaft nebst Zubehör, Wappen und 
Helm , wie sie die Grafen von Neuenbürg besessen, — In den 
Lebenbriefen des Königs Albrecht II, vou 1439 fiir Heinrich von 
Tengen, Grafen zu Nelleuburg für ihn und seine Brüder, Söhne 
des obigen Hans von Tengen, erfolgt die Belehnung einfach mit 
der „Landgrafschaft Nellenburg" und Zubehör, während 
der Lehenbrief Kaiser Friedrichs III. denselben Grafen von Neuen- 
bürg 1454 wieder ausdrückhch Landgraf im Hegau und im Ma- 
dach nennt. 

Auch 1461 (Constanz, 16. Februar, Montag nach Pfaffeo- 
fastnacht) trifft „Graf Jobann's von Tengen, Graf zu Nelleuburg" 
durch beiderseitige Unterhändler eine Abrede mit Herzog Albrecht 
von Oesterreich nur über Verkauf der Burg und Grafschaft 
Xellenburg, während derselbe endlich am 23. April 1463 doch 
an Erzherzog Sigmund um 37,905 Goldgulden „Neuenbürg das 
Sloss und die Landgraveschaft in Hegow und in Madacb 
mit dem Landgericht, dem Wildbann, der Lehen- und Mann- 
schaft, mit Städten, Dörfern, Weilern und Höfen, Leuten und 
Gütern, Zinsen und Nutzungen" verkauft hat. Es beweist dies, 
daes damals der Begriff der Landgrafschaft sich schon rasch im 
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Leben yerdunkelt baben rnnsa, zumal aach hier wieder die knd- 
gräflicheii und die hen-Bchaftlichen GerechtBame diplomatiscli kaum 
erkennbar geschieden sind. 

Das Haus Oesterreich blieb fortan mit kurzer UnterbrechuDg 
(1606 — 1618) im Besitz von Nellenburg bis zur Auflösung des 
Reichs, doch wurde die Gerichtsbarkeit nach and nach vielfach 
durch Exemtionen geschmälert, so hinsichtlich der Herrschaftea 
Tengen, Hewen u. a., »eiche verschiedenen benachbarten 
Grafenhäusem zufielen und schliesslich meist von Fiirstenberg 
erworben wurden (Bader, badische Landesgescbichte S. 410 bis 
413). Die Hauptdingstätten im Hegau befanden sich in der Nähe 
der Nellenburg zu Eigeltingen, zu Stockach, auch kommen 
Landtage zu Wiohs und Aach vor. Das Landgericht wurde 
noch im 16. Jahrhundert häufig (conourrirend mit Rottweil) vom 
hohen Adel zur Errichtung von Urkunden über Erbverzicbte, 
Heirathsabreden , Pfand- und Geiselschaften etc. gebraucht, wie 
z. B. deren namentlich das Archiv zu Donauescbingen eine ganze 
Reihe von Gangolf Herrn zu Hohengeroldseck und seiner Ge- 
mahlin, einer Gräfin von Montfort, aufzuweisen hat. Bis znm 
Ende des Reichs blieb das Gericht als ein freies kaiserliches in 
Uebnng und führte ein grosses Insiegel. Bei Auflösung des 
Reichs kam die „Landgrafschaft Neuenbürg" zuerst an Württem- 
berg, im Jabre 1810 wurde dieselbe jedoch gegen Anderes von 
diesem Königreich an das Grossherzogthum Baden abgetreten, 
dessen Regent unter seinen Titeln auch denjenigen als „Landgraf 
von Neuenbürg" bis in die neueste Zeit geführt hat (Bader, 
badiscbe Landesgescbichte S. 594; Kolb, Hstor. statist. topogr. 
Lexikon von Baden Band H S. 307—310). 



in. Die Landgrafschaft im Eleggau. Diese Graf- 
schaft, welche Östlich vom Hegau, südlich vom Rhein, westlich 
die Wuttach aufwärts vom hinteren Alpgau (Stühlingen) und 
nördlich (jenseits des Randen) von dem Hegau begrenzt wurde, 
umfasste neben jetzt badischem Gebiet Theila des beutigen Kan- 
tons Schaffhausen und von Zürich. Ihre angesehensten Gerichte- 
stätten waren „an dem Langenstein" auf dem linken Wuttach- 
ufer bei Thiengen, auf der Halde zu Rheinau, zu Willma- 
diugen und „zu der Dicke" (Tikki), Die Grandherrschalt 
darin war unter verschiedene Städte, freie Herren und geistliche 
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Corporationen vertheilt, als deren bedeutendste die Stadt Scbaff- 
haasen (im Hegan), das Stiß; Constauz, sowie die Klöster Rheinaa 
und KeichenaD und die Beeitzungen der Grafen von Habsburg- 
Lauffenburg, der Herren von Regensberg und von Erenkingen zu 
nennen sind. 

Die landgräflichen Rechte scheiDen an die Burg zu Balbe 
oder Balm bei Rbeinau geknüpft gewesen zu sein, welche Graf 
Rudolph von Habsburg- Lauffenburg laut Urkunde TOm 12. Sep- 
tember 1294 (Herrgott, l c. Urkunde No. 672) von dem Frei- 
herrn Leuthold von Regensberg mit Zubehör erkaufte. Der sonst 
sehr zuverlässige Kolb, l. c. nimmt dagegen an, das Landgericht 
im Eleggau und damit die Landgrafschafb sei zuerst dem Grafen 
Rudolph von Habsburg - Lauffenburg durch besondere kaiserliche 
Verleihung zu Tb eil geworden (durch König Friedrich dem 
Schönen), Vom Jahre ISSö* ist ans eine Urkunde erhalten 
{Herrgott, l. c. No. 751), in welcher Graf Johann von Habs-, 
bürg sich ausdrücklich „Landgraf in Kleggoe" nennt, und 
bei der Lauffenburger Brudertheilung 1354 (l. c. No. 808) fällt 
dem Grafen Gottfried unter Anderem als Erbtheil zu: „die Stadt 
zu Rinow und die Grafschaft in dem Kleggau mit allen 
Rechten , Gerichten und Nutzen , Tningen und Bannen so darzu 
gehörend". Uebrigens erlangte Gottfrieds Bruder Rudolph bald 
die Mitbelebnung der Landgrafschafb zur gesammten Hand und 
kaufte 1365 (Herrgott, l. c. No. 830) Gottfrieds Tbeü TÖllig 
an sich. 

Aus den Zeiten Gottfrieds und Rudolphe datiren die Ur- 
kunden bei Herrgott No. 821 (wonach Landtage zu „Xikki" 
und Willmadingen gehalten wurden nnd Landgraf Gottfried 1362 
an letzterem Orte za Gericht sass), No. 854, 856, 885 und 886, 
in welchen Johannes Has, Fry, Landrichter im Kleggow anstatt 
des Grafen Rudolph TOD Habsburg oSeu Gericht „ze dem Langen- 
stein uf dem Landgericht" 1880 nnd 1389 hielt, No. 878, 
worin derselbe Freie als Landrichter „ze der Dikke an dem 
Landtag" (1389) Gericht hält, und No. 918, wonach Conrad 
Tanninger 1403 als „Landrichter in Cleggow offenlich ze Gericht 
uff der Rinhalde by Rinow sitzt. 

Im Jahre 1401 erlangte des Grafen Rudolph Sohn, Johann, 
Landgraf im Kleggau, vom König Ruprecht das öfter erwähnte 
bedeutungsvolle 'FriTileg, dass er sein Landgericht mit 12 un- 
bescholtenen Männern besetzen dürfe, so oft das Noth sei und 
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dass diese „solleD und mögen auch UrtLel sprechen, richten und 
ächten ane Freyen und Rittern, als dick sich das gebürt 
und Noth geschehen wird". Ferner verfügte damals der König, 
dass das seitherige Verfahren mit Eideshelfern, nie es sich beim 
Landgericht des Klettgau zum Schaden geringerer Kechtssuchen- 
der noch erhalten hatte, fortan abgeschaö't sein solle (Herrgott, 
l. c No. 913 und 926). Nach dem Tode des Grafen Johano ge- 
langte durch dessen Tochter Ursula, Gemahlin des Grafen Ru- 
dolph von Sulz, 1408 die Landgrafschaft an das Haus der 
Grafen von Sulz (Herrgott, l c. No. 928). Die „Graf- 
schaft im Cleggow mit dem Landgericht" war danach 
der Wittwe Johannes' „von Eherecht" verpiaodet und deshalb — 
sowie weil die Landgrafschaft eigentlich auf den minderjährigen 
Sohn Ursula's, nicht ihren Gemahl, überging — wurde in der 
kaiserlichen Bestälignng der Landgrafschaft etc., welche allerdings 
.Graf Rudolph von Sulz 1430 (Herrgott, l c No. 935 und 936) 
auswirkte, Heinrich Schnezer von Krenkingen mit dem Blut- 
banne beliehen „von wegen der edlen Agnes von Hahsburg 
(Wittwe des Landgrafen Johann), Ursula ihrer Tochter und Han- 
sens von Snlz, der Letzteren Sohn" im Cleggow zu Rhinau, 
und (im Elsass) zu Rotteoherg bei Masmünster. 

Am 17. Juni 1427 sitzt Hans, Fryg, Landrichter im Kläköw 
„auf Bitte der gemeinen Frigen, die dann da warent" im Kein- 
hof zu Zurzach im Äargau zu Gericht, um dem Vogt von 
Klingenau das Recht dort weisen zu lassen, insbeson- 
dere darüber, wie es mit fryen Gütern, die zu üngnoss Hand 
liegent, zu halten. Darauf wurde gesprochen, dass iu dem 
Kelnhof kein Urtheil um freie Güter gesprochen wer- 
den solle und könne, „als lang unz die Sidenlen in den 
Kelnhof mit frygen Richtern besetzt wurdint, als von Alter 
Herkommen ist" („Argovia" 1861 S. 141, 142). Es scheint nach 
der Einleitung der Urkunde , dass der Landrichter hier nicht als 
solcher in seinem Gerichtsbezirk, sondern nur wegen der dem 
Hause Sulz über die Güter der Chorherren von Zurzach im 
Ziirichgau zustehenden Schirmvogtei in deren Kelnhof das Weis- 
tbum auf Einladung erhob. 

Neue Malplätze erscheinen 1406 in einem Vidimus des Con- 
rad Teninger, Fry, Landrichter im Klettgau Namens des Grafen 
Hans von Habsburg, Landgrafen im Klettgau , gegeben „uf( dem 
lantag ze den Linden by Schaffhusen" 1406 28. July (Mittwoch 
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nach Jacobstag) und 1414 s. d. als Äemy Vogt, Fry, Landrichter 
im Klettgau anstatt des Herzogs Friedrich von Oesterreich (der 
damals Pfandberr des Gerichts war, nach Bader in der Zeit- 
schrift für Geschiebte des Oberrheins XXII S. 130) „Landtag zu 
Eaiserstuhl uf der Flä" hielt (v. Schreckenstein in der 
Zeitschrift für Geschichte des Oberrheins XXII S, 23). — Am 
25. August 1508 hält Peter Bierer, Fry, Landrichter im Cleggöw 
anstatt des Grafen Rudolph von Sulz „am fryen Landtag vor 
S c h a f f h n E e ß im llrwurf, an fryer kUngstross und an gewohnlicher 
Gerichtstatt" das Landgericht, und am 9. Mai 1588 ebenso „Dieter 
Zimmermann, derweilen des kaiserlicheu, freien Land- 
gerichts im Kleggow Landrichteramts Statthalter zu Ober- 
Lauchringen an freier Reichsstrasse mit Urtel frey, offen, 
verpanneu Landgericht". Der Ausdruck freies Landgericht wird 
im Context mehrmals wiederholt, wohl im Gegensatz zum Dorf- 
gericht zu Lauchringen (Zeitschrift l. c. S. 11)5 und 170). Doch 
noch ganz zuletzt nannte 1785, 15. Nov. J. B. Würtemberger sich 
„frey-kaiserlicher Landrichter im Kleggau" und hielt „auf 
der frey - kaiserlichen Landstraese zu Rheinheim offen ver- 
banntes Landgericht" (l. c- S. 449), 

Unter dem Hause Sulz waren übrigens manche landgräfliche 
Gerechtsame in Afterlehen weiter gegeben, so trugen z. B. die 
Herren von Mandach, daher 1482 den sogenannten „Irrgang oder 
das Mulafich" zu Lehen (l. c. S. 163). Beim Ausgang des sul- 
ziachen Mannesstammes fiel die Landgrafschaft durch eine Erb- 
tochter an die Fürsten von Schwarzenberg, für welche 1689 die 
Landgrafschaft im Klettgau gefürstet wurde. 

Dadurch, dass in dieser genannten Landgrafschaft zuletzt 
vorherrschend schweizerische Grundherren (Stifter, Städte 
and Adehge) die Niedergerichtsbarkeit besasseu, entstanden übri- 
gens seit der politischen Lostrennung der Schweiz von Deutsch- 
land vielfache Irrungen zvrischen der Landgrafschaft und diesen 
Niedergerichtsherrschaften, indem das landgräfliche Gericht als 
höhere Instanz bei Conflicten mit diesen nur das Reichskammer- 
gericht, jene aber den schweizerischen Landvogt und das Syndicat 
in Baden anerkennen und dabin Zug und Appellation gestatten 
wollten („Ärgovia" Band IV von 1864—65 Vorrede S. VUI und 
IX; Bader, badische Landesgeschichte S. 523 und 580 und in 
^er Zeitschrift für .Geschichte des Oberrheins Band XXU). Diese 
Znistigkeiten fanden ihren ersten Grund in dem Eintritt Schaff- 
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hausens und Rbeinaus in den Scbweizerbund (1453), obgleich seit 
1474 auch die Grafen von Sulz Bürger in Zürich geworden 
waren mit der ausdrücklichen Bestimmung, daes damit die Land- 
grafechaft ebenfalls unter Züricher Schutz stehen solle. Später 
verkaufte Graf Johann Ludwig von Salz mit Genehmigung des 
Kaisers und Reichs und unter Vorbehalt des Lehensverbandes 
für dieselben an Zürich 1651 die hohe (landgräfliche) Glerichts-: 
barkeit auf dem sogenannten Ra&erfeld, und an Schaffhausea 
1656 eben diese Rechte über den grössten Theil des obern Eleg- 
gaues. Damit waren obige Differenzen wenigstens zum Theil ge- 
hoben und der Friede von Lüneville löste endhch 1801 alte 
staatsrechtlichen Beziehungen der genannten Cantone im Klettgau 
zum deutschen Reich. Die Auflösung des letzteren stellte den 
Seh war zenb ergische n Antbeil der Landgrafschaft unter badiscbe 
Souverainetät und im Jahre 1812 kaufte die grossherzoglicbe Re- 
gierung von Baden alle dort noch dem fürstlichen Haus Schwarzen- 
berg gehörigen Gerechtsame an sich. ! 

IV. Die Landgrafschaft zu Stühlingen. 

Der Schwarzwälder Alpgau, dessen östliche und nördliche! 
Grenze die Wuttach von ihrem Einänss in den ß,hein aufwärts bis 
in den Feldbergsee resp. bis zu der Wasserscheide des Schönenbergs 
bei Lenzkirch bildete und der südlich vom Rhein und westlich 
vom Feldberg abwärts durch die Werrach begrenzt wurde, zerfiel 
frühzeitig in zwei Theile, welche von der Schwarzach-Schlücht ge- 
schieden wurden (Bader in der Zeitschrift für Geschichte des 
Oberrheins Band XXII S. 132). Die Grafschaft des vordem Theils 
desselben, dessen Hauptort Waldshut war und der u. A. die 
Herrschaft Hauenstein und die Abtei St. Blasien umfasste, wiir 
füihe bei dem Hause Habsburg, das sich dort in seinen ver- 
schiedenen Zweigen bis zur Auflösung des deutschen Reichs er- 
hielt und ein bedeutendes landesherrliches Territorium bildete. 
Der hintere Alpgau dagegen, dessen Grafen schon im 12. Jahr- 
hundert ihren Sitz in Stühlingen hatten, wurde nie zu einem 
territorütm dausum, sondern zerfiel in verschiedene kleinere Herr- 
schaften, die theils völhg eximirt, theils hinsichtlich der hohen 
Gerichtsbarkeit einer Landgrafschaft untergeben waren. Es 
gehörten dahin ursprünglich stift - constanzische, blaaianische und 
sonstige geistliche Besitzungen, die freien Herrschaften Lenzkirch, 
Krenkingen, Blumeneck, Tanneck (Bonndorf) u, A., die während 
des Bestandes der Landgrafschaft öfter ihre Besitzer wechselten, 
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aletzt aber meist an St. Blasien oder die landgräfliclie Familie 
er Herren von Lupfen gefallen vareo. 

Die erste Spur toq Grafen zu Stübiingen findet sich in drei 
frkunden von 1081, 1098 »ind 1124 (bei Zapf, mommenta anec- 
ota S. 387 ff.), in deren beiden ersten ein gewisser Gening und 
1 der dritten dessen Bruder Liutold als solche bezeichnet werden. 
)Bnii TeiBchwiudet der Name bis 1245, während von 1177 Glieder 
ier freiherrlichen Familie von Küssacbberg im Eleggau öfter mit 
lern Grafentitel vorkommen. Man folgert daraus, dass der 1177 
a einer Urkunde Bertbolds IV. von Zähringen erscheinende eomes 
Jenricus de (^lussachberck (Gorbert, hist. nigr. sävae III No. 63) 
ene Stiihlinger beerbt habe und dass die 1228 (Gerbert, LcUl 
*o. 92) genannten Henrieus d Uirieus eomites de Ckussachberck 
äne Söhne gewesen seien. Jedenfalls ist unzweifelhaft, 
lass der Graf Heinrich von Cussaperc, welcher 1240 in 
liiier Urkunde (bei Bader in Mone's Zeitschrift fiir Geschichte 
les Oberrbeins HI S. 252) vorkommt, dieselbe Person ist 
nit demjenigen Küssachberger, welcher 1244 seine Eigen- 
ster mit der Burg Kiissachbeig im Kleggau für den Fall seines 
linderlosen Absterbens an das Hochstift Constanz verkaufte und 
1er sich 1245 (Mone's Zeitschrift l e. S. 253) in einer Ur- 
tunde Sainrieus comes de Stülingen nennt. 

Die Grafenrechte zu Stühlingen, die vom Reich zu Lehen 
Bingen, waren also zuletzt in der Haud Heinrichs von Küssacb- 
berg gewesen und als dieser wirklich kinderlos starb, fielen sie 
wohl dem Reiche heim, da von einer Zwischenbelehnung bis jetzt 
keine Spur existirt Ueber den sonstigen Nachlass des Genannten 
entstand zwischen dessen Schwager, dem Freiherrn Heinrich von 
Lupfen in der Bar und dem Stifte zu Constanz ein heftiger 
Streit, der 1251 endlich dahin verglichen wurde, dass der Frei- 
ten von Lupfen zwar auf die Burg Küssacbberg sammt Zubehör 
förmlich verzichtete und diese dem Hochstift Constanz blieb, dass 
jener dagegen von letzterem ndt der Burg Stühlingen etc. belehnt 
vurde und alle sonstigen streitigen Güter erhielt, welche Lehen 
»eien. Von der vorher und später als mit Stühlingen im Zu- 
sammenhang erscheinenden Landgrafschaft ist nirgends die 
^de, auch von keiner alsbaldigen Belehnung damit durch das 
Reich eine Spur in den ersten Zeiten der Herren von Lupfen in Stüh- 
lingen au&ufinden. Der erste Erwerber von Stühlingen, Heinrich 
Ton Lupfen, führte vielmehr bis jetzt nachweisbar einen auf die 
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LaDdgra&chsft im hinteren Alpgau bezuglichen Titel nicht, and 
auch dessen Sohn Eberhard wird erst in einer Urkunde von 1256 
(Mone, l. c S. 295) pra^ectus provinddlis Stulingae genannt. 
Dagegen wird Letzterer in einer ungedruckten VergleichBurkunde 
über die (der Landgrafschaft später noch unterworfene) Herr- 
schaft Lenzkirch vom 1. September 1396 (im Fürstenbergischen 
Archiv zu Donaueechingen) deutlich als „Herr Eberhard von 
Lupfen, Landgrave zu Stnhlingen" bezeichnet und ebenso 
heisst in einer andern ungedruckten Urkunde des Fürsten- 
bergischen Archivs vom 11. April 1323 Eberhards dritter Sohni 
„Hug, ein freier Herr von Lupfen, Landgrave zu StühlisgeD".! 
YoD da an laset sich dieser Titel, ausdrücklich getrennt von dem 
Familiennamen (dem später ebenfalle der Grafentitei beigefugt 
wurde), bis zum Ausgange des Hauses Lupfen bei allen Besitzern 
von Stühliugen verfolgen. 

Die erste uns bekannt gewordene Reichslehensnrkunde über 
die Landgraf Schaft im hinteren Alpgau aber ist der zu Donau- 
eschingen bewahrte, ungedruckte Lebenbrief des Königs Ruprecht 
d. d. Augsburg (Dienstag nach assumpt. Mtrie) 16. August 1401, 
worin „Hans von Lupfen, Landgrave zu Stülingen** belehnt wird 
„mit der Landgrafscbaft zu Stülingen, mit dem Land- 
gericht daselbst, und darzu ander sein Graveachafte, Wüd- 
bänne. Banne, Mannen und Mannschaft, Land und Leute, Zölle, 
Geleithe und Vogteien, die er vom Reich zu Lehen hat" 
u. B. w. Nicht nur in dieser Wortfassung ist bereits die „Land- 
grafschaft" von den ssnatigen reichalehenbaren Besitzthümem 
genau geschieden und (wie oben bei den Thurgauer Urkunden 
und sonst) das „Landgericht" damit in ausdrückliche und engste 
Verbindung gebracht, sondern diesem Landgrafengericht wird 
auch noch ausserdem vom König eine besondere Aufmerksamkeit 
geschenkt. Der Belehnte wird nämlich in einer zweiten Urkunde 
von demselben Datum — fast genau mit den Worten der oben 
bereits hinsichtlich des Landgerichts im Kleggau erwähnten Ur- 
kunde desselben Königs (von 1401) für die Grafen von Sulz — 
angewiesen, das seither noch gebräuchliche Beweisverfahren mit 
Eideshelfern abzuschaffen, sein Landgericht zu Stülingen mit 12 
Richtern aus den erbaren Leuten zu besetzen und dieselben 
sprechen, richten und ächten zu lassen „ane Freyen und 
Ritter, als dick sich das gehurt und notb geschehen wird". 

In der ganzen oberrheinischen Gegend wurden also damals 
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lie kaiserlichen Landgerichte auf denselben, binBicbtlich der Frei- 
leit ihrer Beisitzer laxeren Fass gestellt, nm sie womöghch femer 
Thätigkeit za erhalten. 

So schleppte sich dann in der Landgra&chaft Stühhogen bis 
Qs 16. Jahrhundert der Becbtszustand mühsam fort, indem die 
rrafen von Lnpfen im hinteren Älpgau ausserhalb ihrer Grund- 
lerrschaften die hohe Gerichtsbarkeit über die Güter der Stadt 
ichaßhansen, Waldshnth, Stein am Rhein, der Grafen von Sulz 
regen der Stadt Thiengen und mehrerer Dörfer, des damals noch 
;eringeren blasianiscben Besitzes nnd desjenigen der Klöster zu 
[theinau und Biederen beanspruchen und zu üben suchten. 
lifalplätze des Landgerichts für den hintern Alpgau waren, nach 
untlichen Aufzeichnungen des Fürstenbergischen Archivs (von 
1768) und nach Urkunden bei Mone, l. c. III S. 370 u. Anderen, 
iu Stühlingen am sogenannten „Richtbmnnen" oder „am 
Graben" oder an der nEönigsstrasse'^ überhaupt, dann zu Gurt- 
weil ao der Brücke, zu Stubeneich, zu Walzen, Unter- 
[Qöttingen und Horbeim. Im Jahre 1525 wurde eine Land- 
gerichtsordnnng erlassen, die später in demselben Jahrhundert noch 
Ton den Grafen von Lupfen revidirt wurde, im Wesentlichen 
mit deijenigen zu Heiligenberg und in der Bar übereinstimmt, 
über das Wesen der landgräflichen Jurisdiction aber keinerlei 
klare Angaben enthalt Danach hatte zuletzt der Schultheiss 
zu Stühlingen immer auch die Landrichterstelle am Gericht der 
Landgrafschaft zu versehen und dabei ein besonderes Land- 
gerichts sie gel zu gebrauchen. Die oben beschriebenen Anord- 
nungen des Königs Ruprecht bestätigte Kaiser Sigismund am 
15. Febmar 1415 (Lupfen'sche Pririlegienbücher zu Donaneschin- 
gen vol. I, pars I, pag. 8) vollständig und ebenso wiederholen sich 
fortan die kaiserlichen Lehensbriefe über die Landgrafschaft dem 
gegebenen Wortlaut getreu bis zum Ausgang des Hauses Lupfen, 
der 1582 mit dem kinderlosen Tode des Landgrafen Heinrich im 
Mannesstamm erfolgte. 

Aus dem Lupfen'schen Machlass auf dem Schwarzwald und 
im Elsass, der hinsichtlich der Trennung der Allodien von den 
Reichs- und sonstigen Lehen sehr verwickelt war und demgemäss 
zu langwierigen Streitigkeiten zwischen vielen Interessenten An- 
lass gab, fiel die Landgrafschaft mit Anderem dem Reiche heim, 
doch hatten darauf schon Verschiedene Anwartschaften erworben, 
bevor der Lupfen'sche Stamm wirklich gefallen war. Vor Altem 
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hatte der Erbmarschall CoDrad von Pappenbeim gegen ZahlnDg 
Ton 83,000 ä. vom EaiBer am 23. October 1672 die nächste Ei-! 
spectauz auf die ReichBlehen in der Art erworben, dass er sie 
unbedingt erhalten solle, soweit deren Ertrag «ine gewisse Summe 
nicht übersteigen würde. Bezüglich eines etwaigen Mebrertr&|g 
der Reichslehen, in specte der Landgrafachaft, sollte aber Pappen- 
heim gehalten sein, sich mit dem Grafen Karl von Hohenzollenl 
abzufinden, dem darauf für sich und sein Hans eine Erentual-j 
anwartschaft ertheilt wurde. 

Der Marschall Conrad von Pappenbeim erhielt nun zwar in' 
Jahre 1583 wirklich für sich nnd seine männlichen Nacbkominei 
die Belehnung mit den ßeicbslehen und nannte sich dansc^j 
Landgraf zu Stühlingen, allein es wurden an ihn nicht du 
wegen der Reichslehen auf Grund obiger Eventualbelehnung und 
einer derselben günstigen Schätzung der Einkünfte Forderangen 
von Seiten des Hauses Fürstenberg-Heiligenberg gemacht,, 
welches die Hohenzollem'schen Rechte an sich gekauft hatte, 
sondern es kam auch sonst zu Streitigkeiten darüber, was Reiclis- 
lehen sei und was Lupfen'sche Allodialmasse. Aus letzterem äd- 
lasB wurde der Marschall Conrad zu Gewaltthätigkeiten hingerissen, 
die ihn schliesslich nie zum Genuss des neuen Erwerbs kommeD| 
Hessen, vielmehr wegen Landfriedensbruch bis zu seinem Tode in 
würtembergischen Stadtarrest in Tübingen brachten. Erst sein 
Sohn Maximilian gelangte 1605 zum ruhigen Besitz der Land' 
grafschalt, die er jedoch durch Verkauf der hohen Obrigkeit über 
alle St. Blasianische Niedergerichtsorte 1612 bedeutend verringerte 
(Bader in der Zeitschrift XXII S. 136—140). Da Maximilian 
von Pappenheims einziger Sohn bei der Belagerung von Hohen- 
Btoffeln im Hegau vor ihm kinderlos verstarb , so stand bald Ton 
Neuem ein Wechsel des Reichslehenbesitzes mit dem Tode Maii- 
milians in Aussicht. Dessen ganzes Bemühen war daher darauf 
gerichtet, die Pappenheim-Stüblingen'sche Erbschaft ungeschmälert 
auf den Sohn seiner einzigen Tochter mit dem Grafen Friedrich 
Rudolph von Fürstenberg Einzigthaler Linie, auf den Grafen 
Maximilian Franz von Fürstenberg, zu bringen. Durch den Ein- 
äuss des Grafen Friedrich Rudolph am kaiserlichen Hofe gelang 
es wirklich, die Uebertragung der Reicfaslehen auf die kinzigthaler 
Linie des Hausee Fürstenberg durchzusetzen, deren von Mai 
Franz abstammender Zweig sieb jetzt als den Fürstenberg- Stüh- 
lingen'schen bezeichnete. Bis es jedoch daliin gerieth, musate 
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Jhraf Rudolph für seinen Sohn Max Franz von Füretenberg 
chwierige Processe mit Pappenheim und Mörsberg wegen Ans- 
dn an rl er Setzung des Allo diain achlas Bes und der Lehen eb es semngen, 
cit Pappenheim und Fürstenberg-Heiligenberg wegen des Näher- 
echts zu den Reichslehen etc. und endlich sogar gegen das Haus 
)eaten'eich, als solches, wegen angeblicher Lehensverwirkung durch 
i'elonie aus den Zeiten der Herren von Lupfen (1418 ff.) durch- 
:ämpfen. 

Nachdem alle diese Streitigkeiten endlich beigelegt worden und 
amentlich mit dem Erzherzog Ferdinand für sein Haus im Jahre 
1659 ein Vergleich zu Stande gekommen war, belehnte dieser 
Srzlierzog am 2S. Juni 1660 zum ersten Mal den Grafen Max 
(■■ranz von Fürstenberg mit den von Letzterem als Österreichische 
Lehen anerkannten Herrschaften Stühliogen und Hewen mit Engen. 
Die Landgrafschaft zu Stiihlingen wurde damals nicht von 
ier Grundherrschaft unterschieden, sondern auch auf sie das 
3esterreich aufgetragene Lehenrecht, wonach fortan die Land- 
^afschaft also ein ßeichsafterlehen bei Fürstenberg sein sollte, 
Luegedehnt. So kam Filrstenberg- Stühlingen, welches später alle 
Linien jenes 1664 gefürsteten Hauses überdauerte, in Besitz der 
Landgrafschaft bis zur Auäösung des Reichs und suchte sie im 
18. Jahrhundert neu zu beleben, — Den wahren Sinn der Land- 
grafschaften hatte man freilich längst verloren, als durch das 
Bach Wegelins über die schwäbische Reichsvogtei und die kai- 
serliehen Landgerichte die möghche Wichtigkeit des Besitzes 
eines solchen Gerichts wieder anschaulich und damit der Wunsch 
rege wurde, die durch die Lehenbriefe für Fürstenberg, Werden- 
berg und Lupfen in der Bar, zu Heiligenberg und Stühlingen be- 
willigten Landgerichte wieder nutzbar zu machen. Man hoffte 
namentlich mit der sogenannten übergreifenden Gerichtsbarkeit, 
wie sie an anderen solchen Gerichten noch im Gange war, die 
damahge Finanznoth der fürstlich fürstenbergischen Kasse zu be- 
seitigen und vielleicht gar wohl auch — mittelst der aus der 
önterwerfung unter die hohe Gerichtsbarkeit so sehr beliebten 
SchluBsfolgerung auf Landeshoheit — dem iurstlichen Reicha- 
gebiet einige ritterschaftliche Grundherren oder unmittelbare 
Klöster mit ihren Hintersassen zu annexiren ! 

Deshalb wurden um 1768 die bereits erwähnten Erhebungen 
übet den TJmfeng des alten Jurisdictionsbezirks auch hier, wie in 
allen färsteuberglaohen Landgrafschaften gemacht, die Landgerichts- 
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siegel geputzt oder erneuert nnd schon hoffte z. B. namentlich da 
Amtmann zu Stühlingen, die Schranken des LandgerichtB bald 
wieder erstehen und sich daranf in alter Weise thronen zu Gehen, 
— ala man noch zeitig die Unmöglichkeit erkannte, solche Pratea 
sionen ohne tiefere KechtBbegründung, znmal gegen Mächtigere, 
durchzusetzen. Dicke Acten des Archivs zu Donaueschingen 
sind mit Jurisdictionalstreitigkeiten gefüllt, welche die höchst un- 
sanften Abweisungen grosser und kleiner Nachbarn (voran Oester- 
reich und Würtemberg) gegen Fürstenherg enthalten, und die 
hinlänglich erklären, warum die Wiederaufrichtung der landgräf- 
liehen Gerichte in jenen Landen noch früher in Todesschlaf ge- 
rieth, als das Reich selbst und die ganze Landesherrlichkeit von 
Fürstenberg. 

V. Am frühesten hatte übrigens das Haus Fürstenberg den 
Landgrafentitel in der Bar erlangt. Zwar besass denselben 
der Grründer des Hauses Freibui^-Fiirstenberg, jener Graf Egon 
Ton Urach, der aus der Erbschaft seines Schwagers BertholdV. 
von Zähringen 1218 die breisgauischen und scbwarzwälder Güter 
desselben (Namens seiner Gemahlin) erworben hatte, noch nicht. 
Vielmehr übte er sowohl wie sein gleichnamiger Sohn (f 1235), 
and anfangs auch seine Enkel, die zuerst die beiden Linien der 
Grafen Ton Freiburg und von Fürstenberg stifteten, nor die 
gräfliche Jnrisdiction in ihren eigenen Grundherrschaften. 
Im ßreisgan wie auf dem Walde geschah dies einzig anf Grund 
althergebrachter Exemtion, obgleich sie in beiden Gegenden die 
grössten Gebiete besassen. Es mag dies mit dem Umstände za- 
sammenhängen , dass Kaiser Friedrich II. und seine nächsten 
Nachfolger überhaupt vieles von dem Grafen von Urach als Z'äii- 
ringer Allod angesehene Gut für Reichsleben angesprochen und 
dadurch erbitterte Fehden hervorgerufen hatten, und dass deshalb 
der Eintritt der Grafen von Urach in den Reicbslehensyerband 
für dortige Besitzungen sich verzögerte und ihnen namentlich 
kein Reichefahnlehen gereicht wurde, weil sie der hohenstanfen- 
Bohen Dynastie nicht verläsaig genug schienen. Vergleiche meine 
Abhandlung über das zähringer Erbschaftsgebiet des Hauses Urach 
in der Zeitschrift des Freiburger Vereins für Geschichte des 
Breisgans etc. Band II (1870). 

Erst unter König Rudolph von Habsburg, der den Grafen 
Heinrich von Fürstenberg (Enkel Egon's TOn Urach) als Ver- 
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wandten und treuen Anhänger auszeichnete, besserte sich das 
Verhältniss dieser Linie des alten Hauses Urach zur ßeicbsgewalt 
nnrl es kam ein billiges Abkommen hinsichtlich der jenem Grafen 
zugefallenen Eile Eeichslehen angesprochenen Güter auf dem 
Schwarzwald zu Stande, während die Grafen von Freiburg noch 
fortgesetzt sich beschwert und darnm dem Reicbsoberbaupt ent- 
fremdet fühlten. Graf Heinrich von Fürstenberg hatte insbeson- 
dere Villingen, die grösste Stadt iu der sogenannten Bar (der 
Hochebene zwischen dem Schwarzwald nnd der rauben Alp), 
schliesslich vom Reich zu Lehen genommen, und da schon Kai- 
ser Otto HI, in einer Urkunde ?om 29. März 999 (Dumge, B^esta 
Baäensia S. 97) einem Grafen Berthold an jenem Orte Markt- 
recht, Münze, Zoll und dazu „totius pubUcae rei bannum in 
comitatu quoque Sara" (^em Hüdibaldua oomes tenere et po- 
terUer viädar Radiäre) verlieben hatte, so dürften wohl hieraus 
vom Grafen Heinrich zuerst Ansprüche auf eine, seine dortige 
Grundherrscfaaft überschreitende, constante gräfliche Gerichtsbar- 
keit hergeleitet worden sein, obgleich sich das Obige dem ganzen 
Zusammenhang der Urkunde nach doch wobl nur auf die Ver- 
hältnisfie zur Marktzeit und etwa auf das Geleit und Gericht 
in der Bar bezüglich des Jahrmarkts beziehen mochte. 

Auffallen muss es wenigstens, dass in einer verschollenen 
Urkunde der Jobannitercommende Villingen vom 13. Januar 1281 
(Ärchivalabschrift des vorigen Jahrhunderts in Donaueschingen) 
sowohl der Graf Heinrich von Fürstenberg, als auch der Graf Her- 
mann TOD Sulz — der nach unten Folgendem, damals die Land- 
grafschaft in der Bar besaes, ' — auf Bitte der Contrahenten 
ihre Siegel „zu eime Urkunde an den Verkaufsbrief hängen 
hiessen," den die freien Herren von Wartenberg dem Berthold 
dem Tannbeimer von Fürstenberg damals über Güter zu Weigheim 
gaben. Beide waren bei dem Kaufgeschäft, welches mit Geneh- 
migung der freien Herren von Lupfen, als Verwandte derer von 
Wartenberg, zu Stande kam, nicht anwesend. Sie fungirten also 
nicht als Zengen und selbst wenn man die Leheusverhältnisse des 
Tannheimer zum Grafen von Fürstenberg beachtet, lag kein ge- 
nügender Gmnd vor, warum dessen Siegel die Autorität des 
Grafen in der Bar in Geschäften des freien Herrenstandes hier 
verstärken sollte? — Es scheint daher, dass damals factisch 
wenigstens zwischen dem Grafen von Sulz, welcher im Besitz der 
Oraftchait in der Bar sich befimd, und dem Grafen von Fürstenberg, 
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der dieselben Rechte in jener Gegend ansprach, die Gericbts- 
handlungen in Gemeinschaft vorgenommen wurden, bis der Streic 
vor dem kaiserlichen Hofe aasgetragen sei. Beide waren Ver-' 
trauensmäoner des Kaisers und daher in öfterer persönhcher Be-; 
rührung am Hofe, ihre spätere Auseinandersetzung lässt freund- 
liche Beziehungen und der zu Ehenheim am 4. December 1281 
ergangene Hofgerichtasprucb das anfängliche Bestreben erkeoneD,! 
das Grafschaftsgebiet in der Bar zu t heilen. 

Eine (oft gedruckte) Urkunde König Rudolphs vom 18. Jan-; 
nnar 1283 erklärt jedoch, dass am 4. December 1282 das vom 
König mit Fürsten und Herren gehaltene Hofgericbt entschieden 
habe, guod nuUus comiltUus sub romano imperio sine nostro «ob- 
sms» possit vel debeat dividi, vel vendi aut distrahi 
pars aliqua, per quam esset comitatus hujusmodi di- 
minutus, dass aber durch Urtheil zugleich ausgesprochen wor- 1 
den sei, König Rudolph dürfe den ihm durch freien Verzicht des i 
Grafen Hermann von Sulz nunmehr heimgefallenen comit<Uum de ! 
Bare weiter verleihen. — In Folge dieses förmlichen Rechte- ■ 
Spruchs überträgt dann der König in derselben Urknnde dem i 
Grafen Heinrich von Fürstenberg sepedietum comüaium in Bare 
cum omn^s aitinentiis, plene et integre, sicui dietus comes Her- 
marmus et progenitores sui ipsum comüalum tenuerant, — mandan- 
tes universis et singulis in eodem comüaiu residentibus guod ipsi 
Henrico comüi de Vürstemberg tamquam suo domino reverenter o6fr 
diant et mtendant. 

Der Graf Hermann von Sulz tritt von nun an in der Ge- 
schichte der heutigen Bar ganz zurück, erscheint aber schon 
1299' am 2. Juli in einer ungedruckten Urkunde des ArchiTs zn 
Donaueschingen als „Hoirichter des Königs von Rom" zu Rott- 
weil, wo ursprünglich wohl seine angesehenste gräfliche Malstätte 
gewesen war und wo seine Nachkommen bald als Reichs-Erbliof- 
richter vorkommen. — Der Graf Heinrich nennt sich dagegen be- 
reits in einer ungedruckten Urkunde des obigen Archivs d. d. Vil- 
lingen vom 7. August 1287 S. comes de Furstenberg, lantgravius 
in Bara, indem er darin an zwei Präbendare und Priester zu 
Hüvingen mehrere Komgefälle verkauft von einem Hofe zu Ni- 
dingen „cum omni jure suo quocunque titulo sive quacunque raÜotK 
ad nos, vel ad comitatum spedare videnttir." 

Der Landgrafentitel kommt übrigens in anderen Urkunden 
Heinrichs nicht mehr vor und wird überhaupt zuerst wieder von 
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Beinein Sohn Egen, Herrn zu HaBelach im Einzigthal, in einer 
ongedmckten Urkunde vom 23. Februar 1307 (Copie zu Donau- 
escbingen aus dem Archiv der Johannitercommende ViUingen) 
geführt. Egen nennt sich darin, sowie auch in Urkunden von 
1308 und 1314 „Landgraf in Bare." Unter König Dbrecht scheint 
somit die Landgrafschaft nicht an die ältere Linie zu Fiirstenberg 
gelangt, sondern nur der jüngeren im Kinzigthal geliehen worden 
EU sein. Entweder weil jene Linie damals mit dem König und 
seinen Söhnen im offenen Kampfe lag, den sie 1305 nur mit 
schweren Opfern zu Ende brachte, oder weil die Landgrafschaft, 
nie die anderen Reichslehen, ausschliesslich der Linie im Kinzig- 
thal zugefallen war, oder weil sie, wie z. B. die leiningen'eche 
Landgrafschaft, als Seniorat behandelt wurde. — Während 
der Regierung Kaiser Heinrich VII. erscheint überhaupt kein 
Graf Ton Fürstenberg mit dem Landgrafentitel, und nach dieser 
Zeit kommt zum ersten Mal von der älteren Linie wieder Graf 
Heinrich II. von und zu Fiirstenberg in einer Urkunde YOm 
20. Juni 1318 wegen Schluchsee als „Landgraf in Bar" Yor, ohne 
dass der Grund des Uehergangs dieser Würde beiLebzeitEgons 
auf diese Linie aufgeklärt wäre. — Dieser Wechsel der Belehnten 
bleibt jedenfalls charakteristisch für die damalige Bedeutung der 
Landgrafschaft, die offenbar noch nicht an einen bestimmten 
Theil der fürsteohergischen Besitzungen festgeknüpft und bis da- 
hin immer nur einer Person verliehen war. Auch später erbte 
sie nur in Heinrichs Desceodenz fort, indem 1347 Heinrichs 
ältester Sohn Conrad, 1361 dieser mit seinem Bruder Heinrich IH. 
und dann bis 1408 nur Heinrich IV. den Landgrafentitel führen. 
Von dessen Söhnen heissen Egon Cl^OS) und Heinrich V. (1409) 
zugleich Landgrafen in der Bar, ihr Bruder Conrad zu Wolfach 
dagegen nicht. Dass übrigens inzwischen hier, wie früher schon 
bei Neuenbürg hemerklieh, die Landgrafscbaft im 15. Jahrhundert 
als blosses Pertinenzstück des Besitzes von Schloss Fürstenberg 
angesehen wurde, lässt der Text des ersten bekannten (unge- 
dnickten) Lehenbriefs Yom 10. Juni 1415 (Constanz, Montag vor 
Veitstag) erkennen. Darin belehut König Sigmund den Grafen 
Heinrich V. mit den Keicbslehen und zwar „mit Namen die 
Grafschaft, die zn Fürstenberg gehört, als lang, weit und 
breit und mit solcher Zugehör, wie die seine Vorderen und sein 
Vater selig gehabt haben und au ihn kommen sind, mit solchen 
Stücken so hernach geschrieben steht. Des Ersten die groasen 
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Gerichte, Landgerichte, Wildbäone, Jahnnäikte, Zölle, Geleit 
und mit allen Nutzen und Rechten, und mit anderen Leben, die 
er auB der Grafschaft von seiner Hand anderen Leuten zu 
leihen hat, (ferner) Städte und Dörfer, wie die genannt Bind, 
die alle von uns und dem Keich zu Lehen rühren," — Am 11. 
NoTember 1419 Urkunden Heinrich und Egon zu Fürstenberg zu- 
sammen als „Gebrüder Landgrafen in der Bar," am 19. Juli 
1435 {Brunn, Dienstag TOr Maria Magdalena) wiederholt der nun- 
mehrigc Kaiser Sigismund nur wörtlich die frühere Belebnung. 

Von den folgenden sämmtlich ungedruckten Leheubriefen — 
z. B. 1442, Juli 20. (Frankfurt, Freitag vor Maria Magdalena) 
des EönigB Friedrich fiir Hans von Fürstenberg nnd 1456, Mai 
24. (Neustadt, Montag vor Urban) desselben als Kaiser für die 
Grafen Heinrich (zu Wolfiich) und Conrad und Egon (zu Fürsten- 
berg) „alle Landgrafen in Bar" — sind nur diejenigen nach der 
Wiedervereinigung aller iursten beimischen Besitzungen in den 
Händen der Gebrüder Heinrich und Wolfgang, , Gebrüder Grafen 
zu Fürstenberg und Landgrafen in Bare" merkwürdig, welche 
König Max zu Worms am 19. Mai 1493 und nach Heinrichs Tode 
fiir Wolfgang allein zu Augsburg am 20. August 1500 aasgestellt 
hat. Dieselben enthalten zum ersten Male eine Grenzbeschreibnng 
der Landgrafschaft Bar, und zwar lautet diese im Lehnbrief Ton 
1500 wie folgt: 

,Mit namen die Lanndtgraf&chaft Fürstenberg, mit solicben 
getzirckhen wejtreicbinen vnd Marckhen, wie Jr Eltern vnd S; 
dieselben von alter rnd bissher Inngehapt vnd genossen betten, 
die anfahen zum Haydiscben stain auf dem Swartzwald vnd da^ 
auss bis an die Letzin auf der Strasse, von da dannen den 
nächsten in die kurnach, dieselb kumach vnd furtter dieselb knr- 
nach ab vnd daraus bis gen kumegkh in das Bargkstall, da dan- 
nen den nechsten vber vnd durch sannt Germansswald aus gen 
Munchweyler in das Sudelbächlin zum Bild genannt sant kathri- 
neu, da dannen in hof zu Sumertzhawsen, da dannen ob Obe^ 
Eschach dem Dorf in die Eschach vnd die Eschach ab bis gen 
Grauenegkh zum Burgkstall, da dannen in das Lenngental, das 
Lenngentall auf v ntz gen Tocbingen , von Tochingen in Neckers- 
furt, dauoQ auf Hurenpacher staig, danon gen Trossingen zwischen 
baiden Dörffem in die lynnden, dauon an Schurhamer Luckhea, 
dauon am höchsten in Lubenhart zu der hochen Tannen genannt, 
von da dannen bis gen Hawsen auf Freuen, danon die Stoig aof 
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den Syttingerberg, vnd den Sittingerberg ab Tntz an Weylerstayg 
vnd den Steyg ab vntz gen Weyler in pach, yon Weyler den 
pach ab vnntz zu Marzmulin, da dannen in Ottenfurt, vom selben 
Fartt das Tawbentelin auf bis in Duxbrunnen, für aus in die 
Letzin, da dannen in den Lachenden stain, da sich die drey 
Grafschafften vnd Herrschafften Hohenburg, Nellemburg vnd Fnr- 
stenberg tailen, daraus oben in das Griegertal in Brunnen, für 
aus gen Schopfloch in hof, dauon gen Enngen in Mayerpacb, da 
dannen gen Hawsen am Watlenberg, dauon gen Wattertingen an 
Etter, fUraus gen Tenngen vnder die Brugken, dauon gen Hasa- 
lach in bof, dauon auf den Wynndlsperg zum krewtz, vom Crewtz 
gen Hellisshofen in den Furtt, dauon anf den Randen vntz zum 
H^endom, dauon in Slattersteig gen Grymeltzhofen vnder die 
Brngkhen in die Wuttach bis zum dritten Joch." 

Sodann ist beachtenawerth, dass in diesen Lehenbriefen jetzt 
nur kurzweg von der Landgrafschaft Fürstenberg die 
Rede ist, velche allerdings u. A. mit „hohen und niederen Ge- 
richten, Landgerichten etc." gelieben wird, deren neue Be- 
zeichnung gegen den obigen Lehenbrief von 1433 aber als eine 
wesentliche Aendemng erscheint und die eingetretene Bedeutungs- 
losigkeit der Landgrafschaft als solcher, neben dem gräflichen 
Territorium, deutlich erkennen lässt. 

Im 13. und 14. Jahrhundert hatten in der Bar neben den 
furstenbergischen Landen die Freiherren von Wartenberg, Lupfen, 
RltDgenberg, Blumenberg, Wolfach, Falkenstein, Homberg u. s. w., 
die Abteien St. Georgen, Reicbenau, St. Gallen und St. Blasien, 
eigene Gerichtsbarkeiten und über diese Besitzungen, soweit sie 
nicht eximirt waren, sollte eben die Landgrafschaft in der Bar 
den Grafen zu Fürstenberg die hohe Gerichtsbarkeit verleihen. 
Die meisten jener Herrschaften gelangten jedoch vor dem 15. Jahr- 
hundert durch Kauf oder Erbschaft in das Eigenthum von Für- 
stenberg, Bo daas zuletzt die blos landgräöiche Gerichtsbarkeit 
nur noch in wenigen Gegenden angerufen zu werden brauchte, 
welche dem Erwerb jenes Hauses entgangen oder von demselben 
wieder verloren waren. Nach den Acten des Archivs zu Donau- 
eschingen über die Jnriadictionalstreitigkeiten, welche durch den 
oben berührten Wiederbelebungsversuch des kaiserlichen Land- 
gerichts in der Bar neu entbrannte und schon vorher mit gross- 
em Eifer betrieben wurden, sollte noch in der letzten Zeit des 
ßeicha von Fürstenberg die hohe Gerichtsbarkeit wegen der Land- 
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grafechaft Bar prätendirt werden, auf den würtembergischen Ge- 
bieten, die von Lupfen and St. Georgen herrübrteD, Bod&nn in 
der Herrschaft Konzenbei^, welche der conatanzer Domprobstei 
gehörte, dann in den Dörfern auf den Herrschaftsgebieten dei 
Reichsstadt Rottweil und der ÖBterreichiachen Städte Villingen 
und Bräunungen, sowie der Abtei St. Blasieo, der Gommende 
Villingen, des Deutschordene und namentlich denjenigen der 
Reichsritterschaf^. — Fast überall blieb es jedoch bei Präten- 
sionen and oft, z. B. mit den Rechtsnachfolgern der Herren von 
Tengen (Fürsten von Auersberg) und den Aebten von St. BlaHien, 
war man froh, sogenannte Compromiase zu schliessen, die wenig- 
stens etwas retten liessen. 

Was die inneren Zustande der landgerichtlichen Jurisdiction 
in der Bar betrifft, insbesondere die Frage wegen der achöffen- 
baren Gericbtsbesetzung, so fehlen darüber leider ältere Nach- 
richten. Ebenso fanden wir nur die nachbenannten wenigen Ur- 
kunden über die Frequenz gewisser Malstätten im 1 5, Jahrhundert 
und die dortigen freien Landrichter. 

Am 21. März 1426 (Domstag nach Palmtag) sitzt Berchtold 
Schultheiss von Fürstenberg, frye, Landrichter in der Baar von 
wegen der Herrschaft Fürstenberg zu Gericht ze Furstenberg 
untern Linden, uff offener freier Königsstrasse, und am 10, 
Mai 1479 stellt Heinrich Uelgkin, von Furstenberg, frei, Land- 
richter in der Bare, im Namen und an Statt des Grafen Conrad 
von Fürstenberg, unter dem Siegel des Landgerichts zu Fürsten- 
berg auf der Steig ein Vidimus einer Urkunde aus (Beide 
Urkunden im Archiv zu Carlaruhe, eratere gedruckt im Extract 
in der Zeitschrift l. c- XXII S. 24). Auch entscheidet am 22. No- 
TCmber 1512 (Montag vor Katherine) in einer Urkunde, „geben 
dess Landttags hy Furstenberg an der Staig'' AlesiuB 
Bosch, frj, Landrichter in Bare anstatt und im Namen des Grafen 
Wilhelm zu Furstenberg, einen Streit über Güter zu Nidingen. 

Von 1543 an wurden verschiedene Landesordnungen iur die 
Bar erlassen, welche die damalige Oerichtsorganisation zwar be- 
rühren, jedoch keinerlei Erinnerung an die frühere Bedeutung der 
Landgerichte zu erkennen geben. 

Eine kurze Notiz über letztere enthält der furstenbei^sche 
Erbtheilungsvertrag vom 27. Mai 1620 sub Nr, 6. Danach wurde 
damals noch das Landgericht „vermög der kaiserlichen Regalien" 
zwölfmal im Jahr altematim zu Geisingen und Fürstenberg ge- 
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halten aad auf Hilaty (13. Januar) dem Herkommen nach von 
Neuem besetzt and Rügegericht über die einzelnen, Beitherigen 
Gericbtsmitglieder durch ihre Collegen gebalten. Die Landrichter 
Qud Urtheilsfinder sollten jedoch nicht ohne Grund entfernt und 
Neue ernannt werden. 

Da die Landgrafschaft damals zwischen zwei Linien gemein- 
sam, die Bar ßonst aber in einen iur&tenbergiscben und warten- 
bergiscben Theil geschieden war, so ßollte mit Auswahl des Land- 
richters, Landgerichts Schreibers und Landboten zwischen beiden 
Theilen altemirt und das Landgericht mit gleichvielen Beisitzern 
aus jedem Theil besetzt werden. Ein Hochgericht, das sich bis 
dabin im wartenbergiscben Theil (zu Geisingen) befunden, sollte 
nun anch im fürstenbergischen Theil an einem passenden Orte 
aufgerichtet werden, beide aber ein gemeinsamer Scharfrichter 
versehen. Die Sportein bei Verbrechen erhält die Herrschaft in 
deren Gebiet delinquirt wurde. Vom Landgericht konnte an das 
(seit 1543 bemerkbare) Landbofgericbt, das ebenfalls gemeinsam 
war, appellirt werden. 
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Die Landgrafscliaft im Breisgau. 

In einer Urkunde vom 21. October 1276 (Schöpfiin, hisl. 
Bahr. bad. V S. 26Ö und Schreiber, Urk. Buch I S. 89) wird 
der Markgraf Heinrich von Hochberg zum ersten Mal als „der 
lantgrare ist in ßriscowe" bezeichnet, nachdem er kurz ztivor 
sich aoch in einer Urkunde vom 8. September 1276 selbst nur 
„lantrichter in Briscowe" genannt hatte (Schreiber l. c S. 88). 
Obgleich nun in frühester Zeit judex und comes provincialis oft 
gleichbedeutend gebraucht wurde, so war dies doch am Ende des 
13. Jahrhunderts längst nicht mehr der Fall, und „Landrichter" 
hiess damals schon (ausweislich vieler oben von uns citirter Dr- 
knnden) nur der vom Landgrafen eingesetzte Beamte, der für ihn 
am Landgericht den Stab hielt. Man ist daher wohl zu der 
Annahme berechtigt, dass das kaiserliche Landgericht im Breisguu 
zuerst zwischen obigen Daten als Reichslehen an die Mark- 
grafen von Hochberg kam, die „Landgrafschaft" also damals zu- 
erst verheben wurde und vorher ein anderes Verhältniss bestand. 

Jedenfalls hat Schöpfiin, h. e. h. I S. 338 seine Behaup- 
tung, die Landgraf Schaft im Breisgau sei schon um 1218 aus der 
Erbschaft der zähringer Herzoge an ihre Namensvettern von 
Hochberg gekommen , ganz ohne nrkundhche Begründung ge- 
lassen, und ein Blick in die Localverhältnisse des Breisgaus zur 
Zeit des Aasgangs der Hohenstaufen und des Interregnums Esst 
mehr gegen als für die Richtigkeit seiner Annahme finden. 

Dass die Herzoge von Zähringen ihrerseits schon eine „Land- 
grafschaft" im Breisgan besessen, ist nicht im Mindesten ange- 
deutet, ja es finden sich nicht einmal Spuren davon, dass sie 
überhaupt in ihren dortigen Besitzungen den Königsbann lehens- 
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weiae hatten. Als von ihnen freigewordene Beicbalehen, welche 
ihren Erben, den Grafen von TJrsch-Freiburg, dort vorenthslten 
worden, werden vielmehr immer nur einzelne Städte und Burgen 
genannt, um die jene Grafen mit den Hohenstsufen und ihren 
Nachfolgern am Reich bis auf König Rudolph wiederholt in er- 
bitterte Fehden geriethen, und die ihnen schliesslich zum Theil 
wirklich als freies Eigen, zum Theil aber auch nur als Reichs- 
lehen wieder eingeräumt wurden. Der Kern der dortigen Be- 
sitzungen der Zähringer wurde immer als allodial angesehen und 
scheint es auch geblieben zu sein, seit Kaiser Heinrich IV. dem 
Herzog Berthold I. guendam comitaium sUum in pago Brisgowe 
wegen Felonie entzogen und dem Bischof von Strassburg verliehen 
hatte. Was später Herzog Berthold IL bei dem Vergleich -von 
1096 an Reicbslehengut zurückerhielt, lag vorzugsweise in der 
burgnndischen Schweiz. Die Urkunden aus dem Breisgau von 
1218 bis 1276 deuten nicht darauf bin, dass dort überhaupt eine 
ßeichsgrafschaft durch den Abgang der Herzoge von Zäh- 
ringen frei geworden sei, denn die von Wegelin, Landvogtei 
Schwaben, Urkb. S. 201, extrahirte Urkunde datirt derselbe irr- 
thümlich von 1226 statt von 1296, wie Kopp, Geschichte der 
eidgenössischen Bünde (Leipzig 1845) Buch II S. 6i4, Note 3, 
darthut. Zudem ist nicht wohl anzunehmen, dass die Hohen- 
etaufen, welche ansehnliche Güter aus dem zähringischen Nach- 
lasH z. B. in der Ortenau und dem Breisgau von den als Erben 
aufgetretenen Herzogen von Teck gekauft und andere Reichsgüter 
dort eifrig für ihr eigenes Haus besetzt hatten, geneigt gewesen 
wären, Dritten aus dem Nacblass der Zähringer einen Gebiets- 
zuwachs mit Grafenrechten neben sich dort zu gönnen t 

Kaiser Friedrich II. behielt vielmehr die Burgen und Städte, 
welche er nach Bertholds V. von Zäbringen Tode schnell besetzt 
hatte, mindestens provisorisch im Besitz, bis die jederzeit schwie- 
rige separ(Uio feudi ah (äodio nach seinen Wünschen sich 
Tollziehen könnte, und benutzte diesen Zustand in der Zwischen- 
zeit politisch, um sich gelegentlich, durch Vertröstung auf deren 
Herausgabe als Gnadengeschenk, die Grafen von Freiburg, welche 
stets dem Papste näher standen als dem Kaiser, getugig za 
machen. (Näheres hierüber in meiner Abhandlung: das zährin- 
ger Erbschaftsgebiet der Grafen von Urach etc. in der Zeitschrift 
für Geschichte des Breisgaus etc. Band II S. 64 — 75). Als dann 
Kit 1246 Gegenkönige auftraten, versprachen auch diese wieder« 
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holt den Grafen voa Freiburg die Herausgabe der benannteo 
Städte and Burgen, und hätten dem sicher auch das BelehonngB- 
versprechen mit der reichslehnbarea Grafschaft im Breiegau bei- 
gefügt, wenn eine solche vacant gewesen wäre. (Schöpflin, 
l e. V. 214 und 220). 

Es scheint lange Zeit mehr darauf abgesehen gewesen zu 
sein, im Breisgau aus dortigen Krongütern eine Beichsrogtei 
(gleich denjenigen im Elsass und der Ortenau) einzurichten und 
in dieser (wie in Schwaben) den Judex provincialis nicht mit der 
Grafengerichtsbarkeit zu belehnen, sondern nur als Beamten 
zu bekleiden. Darauf deuten ebensowohl die gleichzeitigen 
Annalen hin (z. B. in Böhmer, fontes III, 132), als auch obige 
erste Bezeichnung des Markgrafen Ton Hocbberg. Nicht im 
Entferntesten widerspricht dem sodann die Urkunde von 1265 
(Schreiber, Urkb. I S. 60 £f.), welche von Schreiber in seiner 
(späteren) Geschichte von Freiburg S. 46 ganz irrig so gedeutet 
wird, als handele sie hinsichtlich des Geleits und der 
Münze, welche die Grafen von Freiburg von den Markgrafen in 
P&nd hatten, von Zubehören der Landgrafschaft. Beide 
nutzbare BegaUen waren anerkannt keine nothwendige Ingre- 
dienzien der Grafenrechte und Tön ihnen ist darum auf eine 
„Landgrafschafb" aus jener Urkunde (welche zudem dieses Wort 
nicht nennt) keinerlei Schluss zulässig. 

Wer übrigens in jenen regellosen Zeiten die hohe Gerichts- 
barkeit über die unmittelbaren, aber nicht reichsständischen Ge- 
biete im Breisgau geübt hat, liegt noch ganz im Dnnkeln und 
für die Zähringer oder Hochberge spricht in dieser Beziehung 
vor 1276 nicht die leiseste bevorzugende Vermuthung den ande- 
ren ebenso mächtigen dortigen Grafen und Herren gegenüber. 

Wahrscheinlich waren durch die sich rasch folgenden Erblalle 
der Zähringer und Hohenstaufen in jener Gegend jetzterst manche 
bis dahin durch Afterbelehnung einstens mittelbar gewordenen 
Beichslehen- Gebiete wieder unmittelbar unter das Beich zurück- 
gekehrt und so fand wohl zuerst König Rudolph bei seinem Re- 
gierungsantritt 1273 Verhältnisse vor, welche die Einrichtang 
einer Landgrafschaft im Breisgau forderten. Wie dieses ge- 
schehen konnte, setzt Daniels, l. c. II, 3 S. 400 — 402 ausführ- 
lich auseinander und es ergiebt sich auch aus den Beispielen, 
welche sich theils unten an der Landgrafschaft im Breisgau selbst 
zeigen, theils mit Bezug auf di^enigen, welche im Elsass besprochen 
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werden, — Rudolph war selbst Landgraf im oberen Ebiass go- 
vesen und kannte also sieber die Voraussetzungea dieser Ein- 
richtong genau, die unter seiner Regierung an mebreren Orten 
zuerst urkundlich hervortritt. Ein eigentliches gräfliches Lehens- 
territorium fiind sich zwar im Breisgau nicht, aber eine bin- 
längUcbe Zahl Reicbsnnmittelbarer, um mit ihnen und für sie und 
ibre Besitzungen ein freies Gericht zu hegen, dessen reichslebn- 
barer Graf wohl neben der Einnahme an Gerichtshuasen und 
sonstigen Amtsgefallen, auch mit einigen in Äfterleben auszu- 
gebenden Krongütern und Dörfern ausgestattet werden konnte. 

Das war dann die „Landgrafschaft", welche Markgraf Hein- 
rich Ton Hacbberg 1276 zu Lehen empfing, wobl weil seine po- 
litische Haltung damals allein unter den breiagauiscben Herren 
gestattete, ihm eine Vertrauensstellung im Interesse des Königs 
Rndoipb anzuweisen. Die fireiburger Erben der Zähringer insbe- 
sondere waren dazu am wenigsten befähigt, weil sie die Streitig- 
keiten um die angesprochenen Guter mit Rudolph von Neuem 
aafgenommen hatten. 

Das Landgericht der neuen Landgrafen umfasste nicht nur 
die Unmittelbaren des niederen Breisgaues, sondern hatte auch 
Malatätten im Oberlande, wie sich dies u. A. aus den Urkun- 
den von 1296 und 1309 (Schöflin, Mst- aahr. badens. V S. 305, 
332 — 34) ergiebt, nach deren Erster Ulrich von Eistatt das Land- 
gericht für die Markgrafen Heinrich und Rudolf von Hachberg, Land- 
grafen im Breisgau hält und die Urkunde selbst mit des Landge- 
richts Siegel beglaubigt — Die Zweite enthält ein dienstliches 
Zeugniss vor Delegirten, welches der Markgraf Rudolph I. von 
Hochberg, als Landgraf im Breisgau vor dem Landgericht in Schlien-. 
gen ablegt, das bei dieser Gelegenheit fiir ihn von Graf Walraf 
Ton Thierstein gehalten wird und das die Urkunde mit demselben 
Landgerichtssiegel siegelt. — Ausserdem kommen in Urkunden 
(nach Schöpflin, l. c II S. 450) noch landgräflicbe Gerichts- 
platze von 1276 in Brombach, 1296 in Tenningen, 1298 in Wald- 
Hich, 1306 in Burgheim am Rhein, 1309 in Schliengen, 1356 in 
Tannenkirch und öfter vor dem Schlosse Rötelen, wo ein Platz 
das ;,Kapfgericht" hiess. 

In einer Urkunde von 1314 bei Schöpflin, l. c. V S. 344 
ertheilt der Markgraf eine Burgenhauconcession als Landgraf, 
vie dieses Recht ganz ebenso oben in der Urkunde von 1322 dem 
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Qrafen zam Heiligenberg vom Landtag za Schatte&bach zage- 
sprochen wird. 

Was die LandgrafHchaft an Gefallen etwa ertragen moctil:«, 
läset sich aus der Urkunde vom 7. Febraar 1318 (Schreiber, 
ürkb. S. 222 £f. und Schöpflin, V S. 368 ff.) entnehmen, wo- 
nach Markgraf Heinrich von Hochberg- Röteln Rudolphs I. Soho) 
den Grafen Conrad und Friedrich von Freibarg die Landgraf- 
schaft mit Mannen und Gerichten und allen Rechten, 
die dazu gehören, für ein Capital von 700 Mark Silber (frei- 
bui^er Gewäges) verpfändet zur Sicherheit eines Heirathsgnta 
in gleichem Betrage für Heinrichs Schwester, welche dem Grafen 
Friedrich toq Freiburg vennäblt wurde. — Die landesübhchen 
Zinsen dieses Capitals dürften also die ungefähre Reute sein, 
welche die Landgra&chaft mit den Lehens gefallen von ihren 
Mannen und allen sonstigen Rechten abwarf, zu der etwa nni 
noch der Ertrag der ungenannten Dörfer, welche zur Landgraf- 
Schaft gehörten und die damals im Besitz der Markgrafen zurück- 
geblieben waren, hinzuzuzählen wären. 

Die wenigen Besoldungsgüter (ungenannte Dörfer), welche 
utunittelbar in den Händen der Landgrafen-Markgrafen geblieben 
waren, reservirten sich diese auch ferner und zwar im unmittel- 
baren Lehensverband zum Reich „zu allen den rechten, als ander 
herren in dem Brisgau dörffer band von der Landgra&chaflt.' 
Dagegen sollte den Pfandherren die Landgrafschaft mit 
allen Rechten gefertigt (d. h. überliefert) werden iiiiil 
mit allen den Dingen, der sie bedürfen, und zwar inner- 
halb zwei Monaten, unter Erbieten zum Einlager and einer Gon- 
yentionalstrafe von 1000 Mark Silber im Falle der Verzögerung. 
Die Einlösung solle nur zu dem Zweck, die Landgrafschaft selbat 
wieder zu übernehmen, den Markgrafen gestattet sein und die- 
selbe Niemand Anderem werden. 

Das hierdurch begründete Verbältniss der Grafen von Frei- 
burg war also ein ganz persönliches und privatrechtliches, es 
hing mit dem Besitz ihrer allodialen Herrschaft Freiburg noch in 
keiner Weise zusammen. Die Pfandschaft bestätigte Kaiser Lud- 
wig zuerst am 19. Mai 1334 (Schreiber, Urkb. S, 303, nach 
Schöpflin 416 S.) dem Grafen Friedrich von Freiburg als „die 
Pfändung der Lantgrafschaft und des Lantgerichtes im 
Brisgöwe, daz von uns und dem Riche zu Lehen rüret," 
und fügt bei: „Und geben ihm dazwischent (d. h. bis sax 
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EinlöBUDg) vollen gewalt ze richtende, als ein Lantgraf 
durch reht billichen richten sol und wollen nicht, daz in 
Jeman hinder oder irre mit keinerlei Sache." 

Wahrscheinlich mussten die PfluidBchaldner nach jedem Lehens- 
M, der ihre neue Belehnung von Beichswegen nötbig machte, 
aach regelmässig den Grafen von Freiburg als Pfandglaubigem 
die Landgrafschaft sammt dem Landgerichte in obiger Weise von 
Neuem fertigen, sie dort förmlich einweisen. Denn am 9. Mai 
1335 Torsprechen die Brüder des inmitteUt verstorbenen ersten 
Verpfänders, die Markgrafen Rudolph IL und Otto von Hochberg- 
Böteln, dem Grafen Friedrich von Freiburg ihm auf Erfordern 
binnen drei Monaten „zu vertigen und ufrichten das Land- 
gericht, das wir im gegeben han, — von Kunigen und von 
Keisern und alss wir billichen sullen und in allem dem Rechte, 
also es an uns und an unser Vordem daher kommen ist" 
(Schreiber, 1. c. S. 320, nach Schöpflin, 1. c. Nr. 251). 

Da den Grafen von Freiburg nur die pfandweise Aus- 
übnng der Landgrafschaft und der Bezug ihrer Gefalle zustand 
(vergleiche Schöpflin, l. e. V Urkb. Nr. 255) und die Mark- 
grafen dem Reich gegenüber fortwährend die Lehenträger für 
dieses Reichslehen blieben, so nannte eich Markgraf Otto von 
Hochberg in Urkunden von 1327 und 1333 (bei Schöpflin, l c. 
Bd. V Nr. 239 und 245) fortwährend „Landgraf im Brisgowe," 
Täbrend merkwürdigerweise auch die Grafen von Freiburg sich 
gleichzeitig eben diesen Titel beilegten, während derjenige eines 
liloBsen „Landrichters anstatt des Markgrafen" wohl passender 
gewesen wäre. 

Dies, sowie der Umstand, dass die bei der Verplandung nach 
dem Wortlaut der Urkunden räumlich mit keiner Beschränkung 
»n die Grafen von Freiburg übertragene Grafengerichtsbarkeit 
Ton dem Markgrafen Otto von Hochberg und Herrn zu Sausen- 
Wg doch auf seinem Eigen und sogar im ganzen oberen Breis- 
gaii fortwährend persönlich ausgeübt und den Grafen streitig ge- 
macht wurde, scheint übrigens bald das Bedürfniss nach einer 
grÖBseren Feststellung der beiderseitigen Verhältnisse fühlbar ge- 
macht zn haben. Während nämlich der Markgraf Otto sich nach 
Graf Conrads von Freiburg Tode (1350) urkundlich schon 1351 
(bei Schöpflin, l. e. V Nr. 268) „Landgraf im oberen Bris- 
gowe" nennt und zn Tannenkilche einen offenen Landtag auf „der 
Herrschail Eigen und in sime Landgericht" hält, erwirbt 1356 
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nach Oraf Friedriche von Freiburg Tode, dessen Stiefbruder Gn^ 
Egon von Freiburg sich vom Eön^ Kar] nun eine förmliche 
Belehnnng mit der Landgrafschaft, wenigstens im nie- 
deren Breisgan. Die Urkunde über diese Belehnung ist uns 
zwar nicht erhalten, doch bezieht sich eine spätere Urkunde 
Karls IV. selbst ansdrückUch darauf — somit bleibt das Factum 
imzweifelhaft. 

Verschiedene Vorkomnmtsse hatten iozwischen die Verhält- 
nisse sehr verwickelt, der letzte Pfandherr der Landgrafschaft, 
Graf Friedrich von Freiburg, war 1356 gestorben and au die 
reichslehenbare Landgrafschaft erhob gerade damals auf Seiten 
der Ffandscbulduer eine andere hochbergische Linie, als diejenige 
des ersten Verpfänders, Ansprüche. Des Grafen Friedrichs Toch- 
ter, Clara, vermählte Ffalzgrään von Tübingen stritt sich daher 
nicht nur mit ihrem Stief-Oheim, dem genannten Grafen Egon, 
der als nächster männUcher Krbe auftrat, um die Herrschaft zu 
Freiburg, sondern zugleich auch mit dem Markgrafen Heinrich IV. 
von Hochberg-Hocbberg und dem Grafen aus verschiedenen 
Gründen um die landgräfliche Pfaudschaft. Die Landgrafschaft 
war, bei der Theilung der hochbergischeu Besitzthümer unter die 
Söhne des ersten Landgrafen, Heinrich I. zwar noch dem Mark- 
grafen Rudolph I, und Heinrich U. zunächst gemeinsam zugefallen, 
dann aber dem Ersteren und dessen Söhnen und mit ihnen der 
rötelen' sehen Linie wohl in Folge der Senioratssuccession 
in solche Reichslehen, welche unten bei der Landgrafschaft 
im Wormsgau ganz bestimmt hervortritt, eine Zeit lang allein 
zugefiiUen, — bis bei Graf Friedrichs Tode, auch Markgraf Hein- 
rich von der hochbergischen Linie sich als Landgraf im Breisgan 
geltend machte (z. B. bei Schreiber, freiburger Urkundenbnch 
S. 117 und 151) und fiir gut fand, die Landgrafschaft und das 
Landgericht nicht, wie seither, den Pfandgläubigem seinerseits 
fertigen. 

Nach längerem Streiten wurde übrigens Alles durch Vergleiche 
beigelegt, wobei der Markgraf entschieden den Kurzem zog, nach- 
dem er, wie es scheint, auf Fertigung der Landgrafschaft, be- 
ziehungsweise auf Zahlung der in dem alten Pfandvertrag im Falle 
der Säumigkeit hierbei vorbehaltenen Conventionalstrafe förmlich 
verklagt und im Anleiteprocess verurtheilt worden war. Er var 
nahe daran, sein Stammschloss zu verlieren, denn bei Schreiber, 
Uikundeabuch S. 459 und 461, findet sich ein Anleitebrief vom 
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17. Jannar 1358, worin daB Schloss Hochberg als P£a.ndobject 
für die Summe von 1000 Mark Silber in Beschlag genommen 
wird. Das Nähere der echliesslichen Auseinandersetzungen zwi- 
schen den Häusern Hochberg - Hochberg und Freiburg ist nicht 
bekannt, wir erfahren vielmehr nur mittelbar aus der schon oben 
erwähnten kaiserlichen Lehensurkunde, dasa Freiburg dem erste- 
ren Hauae die Landgrafschail als directes Keichslehen abgenom- 
men und dass deren Besitz wiederum Graf Egon seiner Nichte 
abgestritten hatte. 

Am 11. April 1359 bestätigt nämlich der nunmehrige Kaiser 
Karl IV. dem Grafen Egon von Freibarg „die Landgrafschaft im 
nydern Bryakow, die ihm von der Qrä£n Clara von Tübingen 
worden ist" und die der Kaiser, nach Graf Friedrichs von 
Freiburg Tod, „bereits 1356 als römischer König dem 
Grafen Egen von seiner und des Keichs wegen 7er- 
liehen hette", nun mit seiner kaiserlichen Macht und be- 
lehnt ihn Ton Neuem mit der vorgenannten Landgrafschaft im 
nyder Bryskow, also „daz ouch dieselbe Iiandgrafschaft, 
(die Juden) und waz der Graf von dem Reiche zu Lehen hat, 
als davor begriffen ist, bei der Grafschaft zu Friburg un- 
gescheidenlich stete beliebe, mit Behaltnüzze in sulchen 
Sachen uneers und des heiligen Beichs Bechten und ouch aller 
ander Leute". 

Es war damit die Landgrafschaft gegen die alten Reichs- 
satzangen in zwei Theile getheilt und für die Grafen von Frei- 
burg, wenigstens im niederen Breisgau, aus einer blossen P&nd- 
Bchaft an der Landgrafschaft eine unmittelbare Reichsbelehnung 
mit derselben geworden, welche ausserdem künftig unzertrennlich 
mit dem Besitz der Herrschaft (Gra&chaft) Freiburg als dingliche 
Pertinenz verbunden sein sollte. 

Durch diese Urkunde von 1359 war also das Hochbergische 
HauB aus der Landgrafschaft mindestens im niederen Breisgsu 
schon vollständig verdrängt, da deren künftiger Besitz jedesmal 
an die Erwerbung der Grafschaft Freiburg geknüpft war, was 
später zu Jahrhunderte langen Streitigkeiten Änlass geben eollte. 

Uebrigenfl blieben die Gunstbeweiae des Kaisers fiir den 
Grafen Egon von Freiburg keineswegs hierbei stehen, sondern' 
der erstere urkundet am 16. August 1360 weiter, dass er dem 
Grafen Egon zu Friburg verliehen habe und verleihe „von kaiser- 
licher Macht und rechter Wizze die Laudgrafschaft in Bris- 
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gow etc. und was za der Herrschaft von Fribui^ gehöret, du 
von nne und dem Riche rüret ze Lehen, doch mit aogetan Under- 
scheid, daz wer under des vorgenannten Egeua Erben, Nach- 
kommenen, oder der Herre ze Fribarg ist oder die vor- 
genannt Herschaft ze Friburg inne hat, als vorgeschrieben 
atat, uns, unser Nachkomenen, römischen Eejsem und Eüngen 
und dem Riche von dem obgeschribenen Leben gebunden sia eol 
zu allen Sachen, als ein Man sinen rechten Herren päichtig ist 
nnd bizher gewonlich ist gewest von der Herschaft ze tuende und 
von Alter herkomen." (Beide vorerwähnten Urkunden finden sich 
bei Schreiber, ürkundenbuch I S. 444—480.) 

Hier wird offenbar nicht mehr zwischen der Landgralschaft 
im oberen und dem unteren Breisgan unterschieden, sondern das 
Ganze unanterschiedlich verliehen, und darin liegt gewiss 
das wesentlich Neue, welches durch diese Urkunde ausgedrückt 
werden wollte und das deren Ausstellung bei dem übrigen, recht- 
lich irrelevanteren Inhalt derselben wohl allein veranlassen konnte. 
So scheint auch Graf Egon später die Sache aufgefasst zu haben, 
als er am 30. März 1368 (Urkondenbuch l c. S. 512) in der 
Abtretungsurkunde bezüglich der Stadt Friburg sagte: „Wir 
Graf Egon von Friburg vorgenannt hant ouch uns selber nnd 
unseren Erben und Nachkomenen in dirre Suon und Bichtunge 
vorbehept und usgenomen, daz wir uswendig der vorbenemten 
(Weichbild-) Erützen umb Friburg haben sollent und bliben bi 
allen unsern Friheiten, Bebten, Gütern, Nützen und Gülten, 
die anser Vordem und wir von derselben Herrschaft wegen von 
Friburg her hant braht untz uf disen hiittigen Tag ane Geverde. 
Und ist das mit Namen die Lantgrafschaft in Brisgow 
mit der Manscbaft und mit allen ihren Rehten, darzu 
die Manscbaft, die von der Herscbaft von Friburg darrüret." 

In dieser Urkunde, welche die Verhältnisse (z. B. hinsichtlich 
der Mannschaft) in der Laadgrafachaft nnd in der gräflichen 
Herrschaft Freibnrg so bestimmt aus einander hält, ist eine Un- 
genanigkeit des Ausdrucks gerade bezüglich dea Hanptgegen- 
standes ganz undenkbar und somit sicher anzunehmen, dass 
Graf Egon von Freiburg seit der kaiserheben Belehnung von 
1360 wirkhch Landgraf im ganzen Breisgan war. Wahrscbeinlich 
' war die Theilung des reichalebenbaren GrafengericbtabezirkB, 
welche nach älterem Rechte überhaupt unstatthaft war, doch 
scblieaslich auf Anatände beim Kaiaer gestossen und das Hans 



)by Google 



Die liand^roftchaft im Breisgan. 103 

Hocbbßrg mit seinen Aneprüchen zorückgetreten. £rBclieint ja 
doch seit 1360 kein Markgraf mit dem Laodgrafentitel mehr, 
auch waren damals die beiden Häuser Hochberg und Freiburg 
so nahe verschwägert, dass ein gütliches Abkommen wohl erzielt 
werden konnte, indem Egons Tochter mit Markgraf Rudolph DI. 
von Hochberg in zweiter Ehe vermählt war. 

Die günstigen Wirkungen dieser nahen Verwandtschaft zeigten 
sich für. Hochberg-Rötelen bereits im Jahre 1387, als Graf Konrad 
von Freiburg, Egons Sohn, seinen Schwager Markgraf Rudolph III. 
von Hochberg-Sansenherg und Röteleo in die Gemeinschaft aller 
seiner Lehen aufnahm, wodurch für Letzterem nach bekannten 
Grundsätzen die Succession in die Landgrafschaft für den Fall 
des kinderlosen Absterbens des Grafen schon ziemlich gesichert 
erschien. Ifoch mehr aber, als derselbe Graf am letzten Juli 
1395 seinen Schwager Rudolph und dessen Nachkommen im Falle 
seines ohne Leibeserben erfolgten Ablebens zu Universalerben 
einsetzte und ferner im September 1395 zu Gunsten seines 
Schwagers auf sein Pfandrecht an der Landgrafschaft 
förmlich verzichtete und die Landgrafschaft alsdann vom 
Markgrafen als Reichsafterlehen zurücknahm (Schöpflin, 
(. c. Band V No. 302, 303 und 304 und Band VI No. 347). 

Die Motivirung dieses Schrittes ist zu charakteristisch, als 
dass wir hier nicht die Urkunden selbst reden lassen müssten. 
In der vor SchnlthoisB und Stadtgericht an offener Strasse zu 
Neaburg am Rhein abgegebenen Verzichtsnrkande heisst es näm- 
lich, der genannte Graf habe erklärt: ^^dass die Landgrafschaft 
in BrisgÖwe siner Vorderen und sin Pfände gewesen sie von des 
Markgraf« Rudolphs von Hachberg seines lieben Swagers Vor- 
deren und ihm umb ein Sum Gutes nach der Briefen Wisunge, 
die darüber geben sient, und als lange in Pfände gewesen sie, daz 
sie von Abniessens wegen billicb lidig sie". „Harumb 
bekannt sich da vor mir vor offenem Gerichte der obgenante 
Gräfe Ganrat von Friburg, das sin Vordem und er dieselb Laut- 
grafechaft in Brisgow wol als lange genossen haben, daz 
sie erlöset sie, und darumb und ouch von sunder liebi 
nnd freundschaft wegen, die der obgenant Graf Cunrat zu 
dem obgenanten Marggrafe Rudolphen sinem liehen Swager und 
einen Erben hett, so gap da vor mir, vor offenem Gerichte der 
obgenant Gräfe Cunrat die obgeschriben Lantgraf- 
schaft in Brisgowe uff, reht und redolich uaser siner 
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Hand und Gewalt lideklich dem obgesanten Mark- 
grafen Radolphen — and sinen Erben in sin Hand and Ge- 
walt, und aam auch der obbenant Marggrafe Rudolpb die Gabe 
also uff, für sich und sin Erben in sin Hand und Gewalt" etc. 
d. d. Näwenburg 3. September (Fritag nach S. Verenentag) 1395. 

Unmittelbar nach diesem Acte Terlieh dann Markgraf Rtt- 
dolph HL ebenfalls vor dem Stadtgericht zu Neuenbürg ;,Yon 
sunderer Liebi und Freundschaft wegen" dem Grafen und seinen 
Leibeserben die Lantgrafschaft in Brisgowe, „also, daz sie im daron 
jergelich nf St. Jacobstag des Zwelfbotten-tag geben sollent einen 
Habch und ouch also mit BoHchem Gedinge, were das der ob- 
genant Gräfe Canrat von Fribnrg abgienge ane Libeserben, daz 
denne dieselb Torgescbriben Lantgrafschaft ihm Marggrafe Ra- 
dolphen von Hachberg Torgenant und sinen Erben lidig and loss 
widerfallen und ira sin sol, ane allermenglicbes Sumseli und 
Widerrede". 

Obgleich auf diese Weise der Markgraf wieder unmittelbarer 
Lehenemann des Reichs lur die Landgrafschaft im Breiegau ge- 
worden war, so giebt ihm König Wenzel 1397 und 13d8 (Schöpf- 
lin, l. c. V No. 306 und 310) doch nicht den Landgrafentitel, 
und Rudolph führt ihn überhaupt nicht mehr, wohl aber wird 
in letzterer Urkunde ihm und seinen Erben erlaubt, „dasa sie in 
ihr Landgrafschaft und in allen und jeglichen ihren Schlössern 
etc. — allerley Aechtem etc. — enthalten, hausen und hofen' 
dürfen. 

Erst König Ruprecht rerleiht in einem Lehenbrief d. d. Heidel- 
berg 4. August (Donnerstag nach Peterstag ad imcla) 1401 dem 
Markgrafen Rudolph j,die Lantgraveschaft in Brissgouw mit Land- 
gerichte, Hochgerichte, Manschaß'ten and Wiltpenn von Reichs- 
wegen" (Schöpflin, l. c. VI No. 320), und dieser Belehnung 
folgt 1414 die Investitur des Königs Sigmund fast mit gleichen 
Worten (l. e. No. 341). 

Im Jahre 1424 wurden Weistbümer wegen Streitigkeiten mit 
Basel über die Rechte des Landgrafen - Markgrafen in Schliengen 
und Steinestatt erhoben (Schöpflin, l. c. VI No. 363) und nm 
1428 die Grenzen zwischen der Landgrafschaft des obem und 
des untern Breisgaues in folgender Weise, als Erläuterung einer 
Grenzbeschreibung der Herrschaft Badenweiler, definirt: iMd 
itifra Auggenam incipit Dynastia Badenvülana ei cum ea Icait- 
graviatus inferior. Quae superius smit, voc<Uur Sausenhart, 
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qme iirferius simpltdier Hart, aäeogue SauseiAaria in superiore 
hntgraviatu, Hardta in inferiore sita est. Inferior ad Bleicham 
uique progeditur (Schöpflin, l. c. VI S. 164). 

Nach Markgraf Rudolphs III. Tode erhielt sein Sohn Wilhelm 
die BelehnuDg mit der Landgrafachaft 1429 vom König Sigiemund 
(Schöpflin, l. e. VI No. 370); derselbe Btand damals noch unter 
Vormundschaft des Grafen Jobann yon Freihnrg, welcher die Land- 
grafschaft als Afterlehen besass, und Wilhelms Sohn Rudolph IV. 
zuletzt zu seinem Universalerben einsetzte. 

Im Jahre 1458 starb wirklich das Haus der Grafen von Frei- 
barg mit dem Grafen Johann aus, ffodurcb dessen Reichsafter- 
leben der Landgrafschaft nach den Verträgen bei dem Hause 
Hochberg' Rötelen consolidirt wurde. Doch sollte Letzteres diese 
Landgrafschaft anch jetzt noch nicht unangefochten besitzen, 
mdem 1479 Erzherzog Sigmund vom Markgrafen Rudolph IV. den 
Nachweis forderte, auf welchem Rechtsgrund derselbe die Land- 
grafschaft and Herrschaft Badenweiler besitze? Da dessen Vater, 
Markgraf Wilhelm — welcher selbst, wie bemerkt, lange Zeit 
unter Vormundscbaft des letzten Grafen von Freiburg gestanden 
nnd schon 1441 seinem Sohne die Regierung in seinen Landen 
abgetreten hatte — bis zu seinem 1473 erfolgten Tode öster- 
reichischer Statthalter im Breisgau, Eleass etc. gewesen war, so 
werden deshalb bis dahin wohl die österreichischen Ansprüche 
nicht zur Sprache gebracht worden sein. Jetzt aber wurden mit 
obiger Anfrage dreihundertjährige Streitigkeiten eröffnet, indem 
Oesterreich an der Landgrafschaft und an Badenweiler ein besseres 
Recht zu haben glaubte, weil es im Hinblick anf die oben be- 
sprochene Urkunde des Kaisers Karl IV. von 1360 die Landgraf- 
schaft als eine Pertinenz der inzwischen österreichisch 
gewordenen Stadt Freiburg und die Herrschaft Badenweiler 
als ein 1398 erworbenes, noch nicht eingelöstes Ffandstück an- 
sprechen zu können meinte. Da Graf Egon von Freiburg nicht 
die gräfliche Herrschaft zu Freiburg, sondern nur die Stadt im 
Jahre 1368 abgetreten und sich damals ganz ausdrücklich die 
Landgrafschaft vorbehalten hatte, auch in der Urkunde von 1360 
die Landgrafschaft nicht nur dem Stadtberrn, sondern ebenso 
dem Herrschaftsbesitzer als Pertinenz bestimmt war, so erscheint 
schon deshalb der österreichische Anspruch wenig begründet. 
Koch minder aber, weil durch die späteren Handlungen bezüglich 
der Landgrafschaft — wodnrch Hochberg zuerst in die LeheoB- 
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gemeiDBchaft mit Freibnrg und schliesslich, nach Verzicht auf die 
PfandBchafl) von Freiburg, in den ßeichslehensnexus hinsichtlich 
der Landgrafschaft wieder allein and unmittelbar eingetreten war 
— mit dem Ansgang der Grafen von Freiburg überhaupt keine 
Beicbslebenseröffnung stattgefunden hatte, auf die sieb lÜe öster- 
reichische FrätensioQ hätte berufen können. 

Noch weniger aber konnte von einer oder der andern Seite 
vom Recbtsstandpunkte und nach dem Wortlaut der Urkunden ein 
Anspruch für begründet erscheinen, wonach die Landgrafschai^ 
wieder in zwei Theile zu theilen und dem Hause Oesterreicb die 
Grafenrechte im niederen, demjenigen von Hochberg aber diejenigen 
im oberen Breisgau auf Grund der Urkunde TOn 1359 zuzusprechen 
sein sollten. Factisch kam es allerdings schliesslich zn dieser Aus- 
kunft, selbst noch unter dem Hause Hochberg, dessen Markgrafen 
schon seit 1434 öfter nur die „Landgrafen am Saasenhardt" 
beissen, ond dasselbe Verbältniss setzte sich fort, als durch das 
Aassterben des letzten Zweiges jenes Hauses 1503 dessen Be- 
sitzungen im Breisgau dem Markgrafen Christoph ron Baden 



Der Sohn Christophs, Markgraf Ernst, welcher später die 
noch blähende Linie Baden -Darlach stiftete und dem die oberen 
Lande schon 1510 zufielen, nannte sich daher 1522 zuerst ur- 
kundlich Markgraf zu Baden und Hochberg, Landgraf zu 
Sausenberg, welchen Titel seine Linie seitdem beibehielt. 

Schon Kaiser Max hatte Vergleichsunterhandlungen mit Baden 
gepflogen, um eine gütliche Schlichtung der streitigen Anspräche 
hinsichtlich der oberen hochbergischen Lande herbeizuführen. 
Allein die österreichischen Vorschläge waren für Baden stets 
ziemlich ungünstig gewesen und im 16. und 17. Jahrhundert 
hatte die Stellang der Linie Baden - Durlach zu den allgemeinen 
religiös - politischen Fragen , besonders in dem dreissigjährigen 
Krieg, und schon vorher zu der von Oesterreich beschützten 
Linie Baden-Baden diese Unterhandlungen zeitweise nicht nur 
erschwert, sondern unmöglich gemacht. Erst im Jahre 1741 ge- 
lang es dem Markgrafen Carl Friedrich (späterem Grossherzoge) 
mit dem Erzhause einen Vergleich zu schliessen, der Letzteres 
mit allen seinen Ansprüchen im badischen Oberlands durch 
230,000 fl. baar abfand. Die landgräflicben Rechte als solche 
waren dabei natürlich kaum mehr in Anschlag gekommen, denn 
sie waren längst sowohl im österreichiBchen, wie im badischeu . 
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Bieisgau darch neue Gerichte- und VerwaltangBorganisatioDen 
gegeuBtaadsIos geworden. (Näheres darüber bei Kolb, l. e. 
verb. Breisgau und Baden.) 

Obgleich die Markgrafen yon Hochberg (nach Ficker's 
Untersuchungen über den Reichsfurstenstand Band I und den 
Titulaturen bei Schöpflin, l c. VI, 381 und 382) im ganzen 
Mittelalter nicht zu den Fürsten gezählt wurden, während ihre 
Vettern von Baden allerdings dem Beichsfürstenstande angehörten, 
80 erlangte Baden- Durlach auf dem späteren Reichstage neben 
der Stimme für Baden doch auch eine Stimme liir die „gefiirstete 
Grafschaft Hochberg" im Fürstencolleg (Moser, Keichsstände 
S. 530 und 593), was nach analogen Erscheinungen bei Leuchteu- 
berg und Leiningen doch wohl der „Landgrafschaft im Sausen- 
hardt" und der seit Ende des 15. Jahrhunderts vielfach ver- 
breiteten Ansicht von dem Landgrafentitel als einer fürstlichen 
Bezeichnung zu danken gewesen sein dürfte. 

Die OeSnungeu und Weistbümer vom österreichischen Schwarz- 
wald und Breisgau, welche sowohl Grimm, l. c. Band I, IV und 
VI, als auch Mone in der Zeitschrift für Geschichte des Ober- 
rheins Band 1 — 21 in grosser Auswahl mitgetheilt haben, ent- 
halten zwar häufig interessante Einzelnheiten zur Charakteristik 
der Stellung der Landgrafscbaft zu der Niedergerichtsbarkeit 
Q. B. w. , allein sie geben im grossen Ganzen keine neuen Auf- 
EcblüBse über den allmäligen Wegfall der Bedingungen , auf wel- 
chen die Wirksamkeit der Erstaren überhaupt in althergebrachter 
Weise beruhte. Wir beschranken uns deshalb auf eine Hin- 
weisang auf jene schätzbaren Quellen für Localforscher und 
glauben nur hervorheben zu sollen, dass die oben mitgetheilte 
Verzichtleistung von 1395 auf die landgräfliche Pfandschaft, trotz- 
dem dass beide Theile dem Herrenstande angehören, vor einem 
meist mit einfachen Bürgern besetzten Gericht stattfand und dasa 
überhaupt, im Gegensatz zum hinteren Walde, im Breisgau länger 
Spuren freier Grafschaftsleute auch auf dem Lande beobachtet 
werden können. Nach Grimm, l. c. I S. 366 sassen noch 1341 
z. B. zu Hochberg freie Leute in der Herrschaft, welche ihr 
Recht dreimal am Landgericht daselbst holten. Interessant ist 
endlich die Äusdrucksweise des Dingrotuls von St. Trutbert 
aus dem 15. Jahrhundert (abgedruckt bei Mone, {. c. Band XXI 
S. 455 ff. und bei Grimm VI S. 381), sowohl in Bezug auf das 
Sachliche, als auf die Art, wie die Erinnerung an die dabei be- 
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tbeiligten Persönlicbbeiteß zu erhalten gesncht wird, indem es 
lieisst: „Und sol dis Kloster (St. Trutpert) han einen Staffelstein 
and einen Stock von zwein Küngen, die hiessen beid Lndewig 
und von einem Marggrave, der hie&B Otte, daz weder Eüng, noch 
Lantgrave deliein Gericht hie inne haben sol, der Abbet nnd 
der Vogt ladent sü denn« harin. Daz Recht gaben die 
Eünge nnd der Marggrave Otte dirre Ho&tatt und deren GestifL" 
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SchoB im 9. Jahrhosdert werden duo comitatus in Elisatio 
genaiiBt und dem entsprechend war auch seit ältester Zeit das 
Land dorch die sogenannte Landwelir zwischen Gemar und Schlett- 
Gtadt in zwei ungleiche Theile getheilt, weiche ursprünglich Nord- 
gau und Snndgau, später aber, als diese Gaueintheilung die poli- 
tische Gebietsabgrenzung nicht mehr völlig deckte, Ober- oad 
Unterelsass genannt wurden. 

Bis ins 12. Jahrhundert werden im Elsass die Grafen nur 
mit ihren Vornamen aufgeführt, wobei gelegentlich der Zusatz 
nin pago Älsaiiae" oder wohl „im Nord- and Sundgau" im Co- 
mitate des Genannten hinzutritt. Letzteres, sowie das gleich- 
zeitige Erscheinen mehrerer Grafen in einem Gaue, leitet dann 
im Verlauf des 12. Jahrhunderts das Auftreten TOn Grafen mit 
Familiennamen ein, indem sich solche im Sundgau nach ihren 
Sitzen zu Egisheim, Part und Horburg, und im Nordgan von 
DageBburg, Huneburg, Lützelbnrg, Frankenburg, Falkenstein, 
Lützelstein und Wörth dauernd benennen. 

Trotzdem gab es aber auch in jener Zeit immer nur zwei 
reichslehenbare Gra&chaften im alten Sinne im Elsass und 
die erwähnten Grafentitel deuten keineswegs auf eine dauernde 
geographische Zerlegung eben jener Reichsleben, etwa unter ver- 
Bchiedene Zweige eines Grafenhauses hin, wie sie anderwärts 
bemerkt wird. Schöflin in seiner Älsatia iUustrata, Colmar 
1761, Band II und in der dieses Werk ergänzenden Älsatia diplo- 
mUica, Mannheim 1772, Band I und II hat speciell nachgewiesen, 
d&BS die Besitzungen aller vorgenannten Grafen&milien entweder 
alB AUodien oder auf Rechtstitel hin zusammengebracht wurden, 
welche dem ReichslehensTerband fremd waren. Das plötzliche 
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und mehrfaclie Erscheinen bo vieler «Grafen' zwischen 1120 bis 
USO erklärt sich daher nur dadurch, d&SB sich neben den von 
der Grafengewalt länget eximirten groseen Gütern der Bisthümer 
Basel, Strassbnrg und Speier, sowie der reichBunmittelbaren 
Klöster und Stifter, z.B. in der obem (atrassburger) Mundat 
(Immunität) zu Rnfach und der (zuletzt Bpeierischen) untern Mandat 
zu Weiasenburg, oder den Besitzungen von Murbach, Liitzel, Mass- 
münster und Maurusmünater u. s. w., nun auch weltliche exi- 
mirte Herrachaften zu bilden begannen. Diese scheinen 
jedoch seltener den Eönigsbanu ohne Mannschaft und damit Be- 
freiung von der allgemeinen Grafengewalt vom Kaiser erworben, 
als sich den Grafentitel vielmehr deshalb beigelegt zu haben, weil 
sie Lehengüter der ezimirten Bisthümer und Stifter in sieb 
schlössen, welche eutn omni iatino comUis verliehen waren, wie 
z. B. das von Strassburg lehenbare Schlosa Frankenburg. Auaser- 
dem sehen wir mehrfach das Bemühen, ein reichslehenbares 
Landgericht (etwa eine Cent ihres GSrafensprengela) von den 
Grafen wenigstens in Afterlehen zu erhalten und begegnen dann 
auch bei dieser nur abgeleiteten und auf einen gewissen District 
(Cent) der Grafschaft beschränkten üebung der Grafenrechte dem 
Grafentitel bei dem Beichsafterlehensmanne. Beispiele letzterer 
Art geben die Familien von Part, Horburg, Lichtenberg, Flecken- 
stein u. A., welchen auch vielfach die mit Königsbann versehenen 
Schirmvogteien der oben genannten Klöster übertragen waren. 

Im Zweifel hatte allerdings der reichslehenbare Graf die 
Schirmvogtei über die geistlichen Güter aeiuer Grafschaft, wie 
z. B. in der oben mitgetheilten Urkunde von 1322 aus der Graf- 
schaft znm Heiligenberg deutlichst gesagt ist. Es gab aber firnb- 
zeitig Privilegien, wonach den Stiftern und Klöstern die freie 
Wahl ihrer Vögte ausdrücklich gestattet wurde, oder die Vogtei 
war von den Gründern der Klöster auadnicklich für ihre Familie 
vorbehalten worden. Habsburg hatte die Vogtei zu Lützel in 
Folge der „Grafschaft" im Oberelsasa , die von Murbacb und in 
der obern Mandat dagegen durch ireiwillige Verleihung, ebenso 
besassen Port diejenige von Maasmünster, Geroldseck am Wasgen 
die zu Mauruamünster, Horburg die von St. Thomas in Strass- 
burg, Lichtenberg die Vogtei dea Hochstifts zu Straasburg. 

Im GlsasB ist die Vorgeschichte der späteren Grafenfamilien 
durchweg zu dunkel, um überall den Grund ihres Titels und 
ihrer frühen nach Obigem oft nur scheinbaren Exemtion von der 
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iufisdietio provineialis des Grafen ganz bestimmt angeben za 
bönnen, auch genügt ea To]Ikommen als Ausgangspunkt für das 
Folgende, dass feststeht, im ganzen Elsasa seien noch später, 
ebenso wie im 9. Jahrhundert, immer nur zwei reichslehen- 
bare Grafschaften und Fabnlehen yorhanden gewesen. 
Welche nun von den seit 1120 mit Namen auftretenden 
Grafen- und Herrenfamilien vor dem 12. Jahrhundert die reichs- 
lebenbare Würde eines Grafen im Oberelsass trug, ist noch 
immer unerwiesen, deun die genealogischen Gründe, welche gel- 
tend gemacht wurden, am schon vor 1144 den Grafen von Habs- 
burg dieses Beichslehen und zwar durch dessen Erbübergang auf 
sie Ton Seiten der ebenfalls dunkeln Grafen von Egisheim zu- 
ZDsprechen, scheinen auf zu schwankem Boden zu stehen. Aller- 
dings besassen jene Grafen frühe im Elsass viele Baseler und 
Strassburger Stülslehen, sowie einige AUodien, die auf sehr alte 
dortige Beziehungen hindeuten, aber die erwähnte Annahme stutzt 
eich doch hauptsächlich auf die von Herrgott, genealogia habs- 
hurg. 11 No. 247 mitgetheilte Urkunde, worin die alten Grafen 
des Gaues an verschiedenen Stellen praedecessores et und sive 
pTogmüores der Habsburger genannt werden. Da nun diese Aus* 
drücke ebenso wohl sagen können, die früheren Grafen seien 
tbeils blosse Amtsvorgäuger , theils auch Ahnen der Habs- 
bnrger gewesen, wie sie dahin gedeutet werden können, jene 
alten Grafen seien Beides zugleich gewesen, so wird durch 
diese Urkunde schwerlich das erwünschte Licht jemals in die 
Genealogie zu bringen sein. 

Dagegen steht unumstösslich fest, dass um 1089 die Graf- 
Bcbaft im Unterelsass in den Händen der Familie von Dages- 
burg war, welche dieselbe damals durch eine Felonie des Grafen 
Hngo kurz vor dessen Tode verlor (Schöpflin, Alsaiia iUttstr. 
S. 516). 

Schon in der Zeit, als in diesen Landen zuerst „benannte" 
Grafengeschlechter als Reichsbelehnte vortreten, waren freilich 
clie Bezirke, in welchen femer unmittelbar vom Reiche die Grafen- 
gerichtsbarkeit geübt werden sollte , längst sehr beschränkt. Die 
oben genannten Immunitäten sind sehr alt und die Bischöfe hatten 
wegen ihrer Ausdehnung an die gräflichen Familien von Pfirt, 
Habgburg, Dagesberg, Lützelstein und Wörth bereits namhafte 
ciimirte Gebiete in Leben oder AfterUhenscbaft davon hinaus« 
gegeben, immerhin aber muss lur jene Zeit überall da, wo kan 
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bestimmter Gegenbeweis vorliegt, der Fortbestand der gräflichen 
Jurisdiction im Gatt angenommen werden, obgleich diese in spä- 
terer Zeit fort und fort beständig noch mehr durchlöchert und 
geschmälert wurde. Es begegnen uns nämlich noch so lange die 
ersten Herrenfamilien des obern und untern Elsasses (z. B. die 
von RappoltsteiD und von Lichtenberg) für sich und ihr Eigen 
als dem landgräflichen Banne unterworfen, dass namentlich für 
die weltlichen Zwingherren die Erwerbung einer Exemtion im 
Allgemeinen noch grosse Schwierigkeiten gehabt haben muEs; 
wenn auch dieselbe für Dingböfe, welche ursprünglich in geist- 
lichen Händen waren, vielleicht öfter und früher nachweisbar sein 
dürfte. Wir werden auf diese, die inneren Zustände der Land- 
grafscbaften im Ebass berührenden Verhältnisse unten zurück- 
kommen, hier sind zunächst die äusseren Schicksale der beiden 
Landgrafscbaften darzulegen. 

Da jedoch diese beiden Grafschaften des Reichs im Elsass 
sehr verschiedene Erlebnisse hatten, so kann dies nur in einer 
jede derselben gesondert betrachtenden Darstellung geschehen 
und verdient hierbei der Unterelsass die vorderste Betrachtung. 

L Nachdem die Grafen von Dagesburg die reichslehenbare 
Grafschaft im Nordgau oder Unterelsass, wie bemerkt, um 
1088 verloren hatten, wird dort schon 1097 in einer Urkunde 
des Bischofs von Strassburg fdr Altorf ein Graf Gottfried aus 
dem Hause der Grafen von Metz aufgeführt {AlsaUa diplomaiica 
No. 230) und dessen Sohn Dietrich oder Theodorich erscheint 
unter mehreren nur mit Vornamen genannten Grafen 1138 als 
Zeuge einer Urkunde des Bischofs von Strassburg unter der Be- 
nennung Theodoricus comes provineialis, sowie im Jahre 1139 
in einer Mainzer Urkunde als Thiederkus eotnes patriae äe 
. Alsatia. (Für Ersteres citirt die Als. iHust. S. 519 ein unge- 
drucktes Saalbuch des Strassburger Domstifts und f&r die zweite 
Urkunde Leuckfeld, aniiquitates Walhenriedenses S. 254, welche 
uns nicht zu Händen gekommen sind.) Auf Dietrich folgte sein 
Sohn Gottfried H., der im Jahre 1159 in einer Urkunde des unter- 
elaäsaischen Klosters Neuburg ebenfalls comes provineialis ge- 
nannt und 1175 dahin näher bezeichnet wie, qui domieäiwn habe- 
hat apt4d Sun^rch {Als- dipt. No. 300 und 317). 

Er scheint damals schon todt gewesen zu sein, jeden&lls 
war seine reichslehenbare Grafschaft aber schon vor 1197 in den 
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Händen des Grafen Siegbert von Werde (Wörtb), dem sie Kaiser 
Heinrich VI. noch übertragen hatte und der 1210 urkundlich ah 
Sygbertus lantgravius Älsatiae vorkommt (Als. dipl. No. 382 
und 484). Dessen Sohn Heinrich spricht nämlich 1236 mit Bezug 
auf die Belehnung seines Vaters Ton der Zeit cum prefatus im- 
perator ^sam lantgraviam in manu stia tanguam possesaionem pro- 
priam adhue tmeret ei nondum de feodo lantgraviae patrem meum, 
comÜem Sigdiertum, infeodasset , und da Heinrich VI. schon 1196 
nach Italien gezogen war, wo er 1197 verstarb, so mnss diese 
Belebnnng noch vorher geschehen sein. Die reichslehenbsre 
Grafschaß, im Niederelsass war also innerhalb einhundert Jahren 
beim dritten Hause und ihre Besitzer nannten sich seit Beginn 
des 12. Jahrhunderts unzweifelhaft comites provincialis , eomites 
patriae, lanigravii Alsaliae. Dass jedoch nur die Grafschaft im 
Uuterelsass gemeint war, ergeben andere gleichzeitige Urkunden 
aus dem Oberelsass, wo die Grafen von Habsburg ebenfalls den 
Landgrafentitel fuhren. 

Interessant ist bei dem Erscheinen des Hauses Wörtb — 
das schon vor 1197 eine namhafte theils allodiale, theils von 
Verschiedenen lehenbare Grundherrschaft und nnter Anderem 
darin das Schloss Frankenbnrg, als Strassburger Stiftslehen, cum 
omni cwniiis banno besass , also seinerseits längst von dem Judi- 
cium provinciale eximirt war — , dass die neuen Landgrafen 
sich sofort der arsprünglichen Ausdehnung ihrer landgräflichen 
Gewalt auf sämmtliche Territorien des Niederelsasses, als der 
ordentlichen Gerichtsbarkeit darin über Freie und freies Eigen, 
erinnerten und darum nach Erwerb der Landgrafschaft ihre früher 
durch Exemtion erlangten Rechte auch auf ihrem Herrschaftsgebiet 
mit dem neuen Amte als consolidirt ansahen. Sie fassten daher 
ihre früheren Besitzungen nun als iutegrirende Theile der Land- 
pafscfaaft auf (Als. iUust. II S. 126) und nannten sich nur selten 
noch comiies de Werde, Älsatiae (itiferioris) lanigravii, sondern 
meist und besonders auf ihren Siegeln nur noch comites oder 
Uaiigravii ÄlsaÜae. Selbstverständlich werden sie sich bemüht 
haben, die hohe Jurisdiction, welche sie nunmehr selbst auf ihren 
eigenen Besitzungen wieder ganz aus der Reichsbelehnung 
mit der Landgrafschaft statt aus Privilegien etc. herleiteten, 
strenge auch auf diesen Rechtstitel hin von allen Nachbarn zu 
fordern, welche keine ähnlichen Privilegien wie sie beatimmtest 
aufweisen konnten. 

FriBck, Dia LudimfKhifl*!!. 8 ^ 
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Es war dies um so gebotener, als im Laufe des 13. Jahr- 
hunderts wieder ein ganz eigentlich zum LandgrafenBpreugel ge- 
höriger Landstrich, wenigstens tbeiiweise, dem Fahnlehen ent- 
iremdet worden war, indem in mehreren Dörfern einer Gegend 
des Hattengaues, „quae vulgarüer dicuntur Graveschaft, 
in quibus itnperium ei episcopatus omnia habent eommuma" die 
Strassburger Kirche die Ausübung der Grafenrechte erlangt hatte 
(Als. ülustr. S. 193 und Als. dipl. II No. 427, 432, 639 und 
Grimm, Weisthiimer V S. 500 ET.). Solche Verluste waren selten 
wieder gut zu machen und im Hattgau stellte sich später das 
Verhältniss so, dass die freiherrlichen Häuser von Lichtenberg 
und von Fleckenstein die Jurisdiction gemeinsam übten. Erst 
in den Jahren 1356 und 1370 verständigten sieb Beide dahio, 
dass Lichtenberg die hohe Obrigkeit und das Einlagen-echt allein, 
Fleckenstein dagegen alle übrigen Gerechtsame in den Dörfern 
Boit jenem gemeinsam haben solle. Jedenfalls war auf die er- 
wähnte Art jener Dörfercomplex der unmittelbaren Einwirkung 
der landgräflichen Jurisdiction ent&emdet und wurde es noch 
mehr, als im Jahre 1423 Lichtenberg seinerseits auch die ihm 
reservirte hohe Obrigkeit {Als. iUttsir. II S. 231) an Fleckenstein 
lehenweise überliess und dieses somit im Hattengau die oberst- 
richterlichen und zwingherrlichen Gerechtsame (wenn auch nur 
als Lehenbesitzer) verband. Freilich war damals die Landgraf- 
schaft bereits factisch aufgelöst und schon lange vorher nameot- 
lich zu Gunsten Lichtenbergs urkundlich überall, wo dieses Haus 
von derselben Lehen hatte, sehr eingeschränkt worden. 

Die eigentliche Dotation, womit der Landgraf im 14. Jahr- ' 
hundert für sein also sehr bestrittenes und beengtes Grafenamt 
im Niederelsass beliehen war, ist aus einer besondern VeranlasGung 
von Kaiser Karl IV. 1352 urkundlich speciäcirt worden und er- 
weist sich, wie anderwärts, als ziemlich gering. Sie bestand näm- 
lich ausser einzelnen auf Städte und Dörfer angewiesenen Gefällen 
nur aus dem Dorfe Erstein im unmittelbaren Besitz der Land- 
grafen und aus der Manuschaft, welche dieselben für die von 
ihnen an Viele in Äfterlehen weiter gegebenen, zerstreuten Rei<dis- 1 
lehenstücke zu fordern hatten. 

Unter diesen ausgegebenen Lebensstücken befanden sich 
mehrere Ritterleben um das Städteben Brumath, sodann das in 
elf Dörfern im Ried (oder UfTrietb) bestehende Landgericht zu . 
RoBchwoog, das später die Herren von Pleckenstein zu veriüanueii 
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ifttten und ebenso einige (ungenannte) Güter, welche die Herrea 
lon Lichtenberg von den Landgrafen in Afterlehen hatten, die 
«doch ein eigentliches Herrschaftsgebiet (wie andere in After- 
eben gegebene „Reicbsgrafschafiea") nicht bildeten. 

Mit der „Grafschaft" finden vir im Unterelsass an Regalien 
iQBdrücklich das Wildfangsrecht, das Befestigungsrecht oder die 
Aufsicht über die Burgen und Städtebauten im Lande, das Geleit 
ind den Wildbann verbunden. Die Grundlage aller dieser Rechte 
war aber und blieb die Gerichtsbarkeit an achter Malstätte über 
Freie und deren Eigen, die „Grafschaft", welche der Landgraf im 
biserlichen Landgericht handhabte. Dessen Zuständigkeit für 
perBönliche Sachen des höchsten Adels wurde z. ß. noch 1236 
ausdrücklich von dem kaiserlichen Pfalz- und llofgericht hin- 
sichtlich der Dagesburgischen Erbschaftsangelegenlieit anerkannt 
[Ah. Ulusir. &. 523). Die Landgrafen des Unterelsasses aus dem 
Wörthischen Hause errichteten ihre eigenen P'amilien Urkunden 
übrigens meist zu Strassburg vor dem judex curtae argenfinfnsis. 

Eine Gerichtsstätte des Landgerichts befand sich zu Erstein, 
eine andere zu Roschwoog und später findet sich auch zu 
Hagenau ein Judicium provinäale, das offenbar früher den Land- 
grafen gehört hatte und wob] auch, neben der unten angegebenen 
Bücksicht, mit wegen Abhangs genügender Gerichtsbesetzung 
durch Schöfienbare auf dem Lande in jene Stadt verlegt worden 
Wii. Selbst Hagenan, obgleich längst Sitz des Reichslandvo^ts, 
mnsste sieb laut einer (in der Habelstiftung zu Miltenberg be- 
fiodlichen) Urkunde vom 10. December 1351 (Samstag vor Lucia) 
noch vom Landgrafen einen Schultheissen setzen lassen in der 
Person des Johann von Ramstain, Edelknechts von Roaheim und 
der Landgraf schwor der Stadt seinerseits am 30. October 1350 
{Samstag vor Allerheiligen), was unsere Ansicht bestätigt, dass 
die Stadtgerichte vieler später vom Landgerichte ganz esimirten 
Städte vorher noch demselben , wie anderwärts und wie die 
Zwingherren im Elsass, wenigstens in manchen Dingen unter- 
»orfen waren. Die Geschichte des städtischen Gerichtswesens za 
Hagenau, insbesondere des Stadtgerichts unter der Laube im Ver- 
bältniss zum Burggericht vor der P&lzkapelle daselbst (Gräthen- 
gmcht), ist übersichtlich geschildert von Gerber im Bulletin 
^ la sociUe pour la conservation des monutnents Mstoriques d'Alsace 
1870 Band VH S. 1 18—120. Danach wurde urkundlich das Lauben- 
Bericht zuerst 1311 eingerichtet. 

8* 
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DasB übrigens zoletzt dieses nLaHbengericht" zu Hageoan 
ein judkium provineiale war, sagt die Urkunde der Alsat. dipL 
No. 1347 von 1448 ganz bestimmt, indem darin dieses Gericht 
ein „gemein Landgericbt" und des „heiligen Reichs Gericht" ge- 
nannt wird. Mit dem Hagenauer Stadtgericht aber, too welchem 
noch in den von Schöpflin, Äls<^a diptomat. ans dem H.Jahr- 
hundert angezogenen Urkunden allein die Rede ist, hing es ur- 
sprünglich nicht zusammen. Erat nachdem 1372 mehrere Reichs- 
dörfer im Ried aus politischen Gründen und mit Rücksicht auf 
die Dotation der Burgmannen von Hagenau in die Reichsvogtei, 
welche laut Alsat. dipl. No. 1074 vor dem Jahre 1358 nur Städte 
umlasste, eingereiht worden waren (Als(^. d^. II No. 1163 and 
1169), scheint das Landgericht tod Roschwoog für jene 
Dörfer nach Hagenau verlegt reep. mit den Schöffen des 
dortigen Stadtgerichts besetzt worden zu sein. Es hatten sicher' 
in seiner spätem Verfassung verschiedene Reichsdörfer , sowie 
äeckeDsteinische und lichtenbergische Hintersassen an dieses 
Laubengericht „ihren Gezog" von den Vogteigerichten, nach 
Ausweis obiger Urkunde von 1448. Der ganze Vorgang, auf 
welchen wir unten nochmals zurückkommen mässen, erinnert la 
ähnliche, ziemlich gleichzeitige Einrichtungen in der Schweiz, 
namentlich an das in der Stadt Zürich für deren Ausbnrger auf- 
gerichtete kaiserliche Landgericht vor der Zeit, wo diese Stadt 
die Landgra&cbaft im Zürichgau selbst erworben hatte. 

Im Laufe des 14. Jahrhunderts trat abermals ein Wechsel 
im Besitze der Landgrafschaft im Niederelsasa und damit deren 
fast gäuzliche Auflösung ein. Nachdem der Landgraf Ulrich von 
Werde die Hoffnung aufgegeben hatte, seinen Stamm durch seinen 
preBshaften Sohn Johann fortgepflanzt zu sehen, dachte er zeitig 
daran, seine allodialen und nicht reichslehenbaren Besitzungen 
und womöglich die Landgrafschaft im Niederelsass seinen näch- 
sten Verwandten zuzuwenden. Während er daher schon 1332 
theilweise seine Besitzungen an die Herren von Lichtenberg käuf- 
lich übertrug, nahm er 1336 seinen Sohn Johann, seineo SGhwiege^ 
söhn Friedrich Grafen von Oettingen und dessen Bruder Ludwig 
mit Genehmigung des Kaisers in die Gewere der Landgraf- 
schaft insgesammt auf. Es nennen sich daher schon seit- 
dem diese Grafen von Oettingen auch Landgrafen im Elsass, ob- 
gleich Ulrich erst 1344 starb. 

Nach Ulrichs Tod finden wir zwar Beinen Sohn, den Grafan 
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Jobann too Werde (Wörth) rechtlich im ungetheilten Besitz mit 
«einen öttinger Verwandten, bei seiner Presshaftigkeit treten diese 
aber fortan in allen die Landgrafschaft betreffenden Geschäften 
entschieden in den Vordergrund nnd ihre Interessen herrschen 
dabei sehr sichtbar vor. Besonders die Urkunden in Alsai. diplom. 
No. 971 und 983 beweisen, dass Landgraf Johann von Wörth nur 
noch den Namen hergab, während Graf Ludwig der Äeltere Ton 
Oettingen die landgrääiche Gewalt allein ausübte. 

Schon 1350 machten die Grafen Friedrich und Ludwig von 
Oettingen den Versuch, die ihnen entlegeneren Besitzungen der 
elaässischen Landgrafschaft gegen die Belehnnng mit den Reiche- 
städtchen Bopfingen und Dingelabühl, welche sie als Ffandherren 
inne hatten, und gegen eine baare Summe an Kaiser Karl IV. 
abzutreten. Dieser hatte die Landgrafschaft den Grafen von 
Hohenberg zu Haigerloch zugedacht und in den Urkunden der 
Jahre 1350 und 1351 fBr Hsgenau, welche oben angeführt wur- 
den, nennt sich der Graf Hugo Ton Hohenberg bereits „Landgraf 
ia Niederelsass' und schwört und befiehlt als solcher. 

Da sich jedoch ergab, dass man die zur Landgrafschaft wirk- 
lich noch gehörenden Reichsiehe nstticke bedeutend überschätzt 
und Manches aus dem sonstigen wörthischen Besitz irrthümlich 
dazu gerechnet hatte, was von Anderen zu Lehen ging, so schei' 
terte obiges Project an der zu geringen Ertragafähigkeit der 
Landgrafschaft (Älsat dy?lom. No. 1050 und 1052). Doch nahm 
der Kaiser selbst davon Anlass , den damaligen eigentlichen Be- 
Btand der landgräflichen Reicbslehen in den vorgenannten Ur- 
kunden der Älsatia d^omatica festzustellen. 

Graf Friedrich von Oettingen verstarb in demselben Jahre und 
jetzt grifl'en dessen Sohn Ludwig (Enkel Ulrichs und Neffe des Land- 
grafen Jobann von Wörth) mit Graf Ludwig dem Äelteren von Oet- 
tingen den Plan, die elsässischen Güter und Gerechtsame sämmtlich 
2n veräussem, in anderer Richtung wieder auf. Sie traten za 
diesem Zwecke mit dem Hause Lichtenberg, welches, wie wir 
^eu, an manchen Orten bereits die landgräflichen Rechte in 
Afterlehen besass und damals durch den Bischof Johann von 
Lichtenberg auch den strassburger Stuhl inne hatte, in Ünter- 
^imdlungen. Deren Ergebniss kam dann in einer Reihe von Ur- 
Wden vom 18. Januar 1359 (nämlich Donnerstag vor Patdi 
^vtrsio, welcher Tag selbst ein Donnerstag, der 25. Januar war) 
™ folgendem vorläufigen Abschlüsse : 1) die Landgrafen verzichten 
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zu (jUDsten des Sigmund Herra tou Lichtenberg auf die mainzer 
Lehen zu Brumath, indem sie den Lehensherrn bitten, dieselben 
auf jenen zu übertragen. Sodann verkaufeii sie 2) an den Bischof 
Johann von Strassburg und sein Stift die Burg Werd (Wörtb) 
und den Kest ihrer strassburger Lehen um zwanzigtauseod Gul- 
den. 3) Sie verp6ichten sich dem Bischof, auf dessen Anforde- 
rung die Landgrafschaft and das Landgericht zu Er- 
stein auszuliefern oder einen vom Bischof dazu bestimmten 
Träger damit zu belehnen, widrigenfalls sie die für obige Lehen 
(2) empfangene Summe als Conventionalstrafe zahlen sollen. 
4) Dem Sigmund von Lichtenberg geben sie ferner „die Graf- 
schaft und das Landgericht, das sie von der Landgrafschaft 
zu Niedern-Elsass wegen gehabt haben, über ihn, seine Herr- 
schaft, über seine Vesten, Städte, Lande, Dörfer, Ge- 
richte, Zwinge und Banne etc. zu einem rechten Lehen und 
zugleich ebenso alle von der Landgrafschaft zu Lehen 
gehende Mannschaft und Lehen in den Gerichten nnd Ma- 
nen zu Brumat und in allen den Dörfern, Gerichten, Zwingen und 
Bannen, die in vorderen Zeiten von der Landgrafschaft 
an die Hand der Herren von Lichtenberg gekommen 
sind." 5) Sämmtliche unter 4 dem Sigmund von Lichtenberg 
übergebene Reichslehenstücke kündigen sie dem Kaiser auf mit 
der Bitte, die Herren von Lichtenberg damit zu belehnen. 

Die verschiedenen Urkunden, welche über dieses Geschäft an 
obigem Tage ausgestellt wurden, sind zum Theil im Staatsarchiv 
zu Darmstadt (Abtheilung Hau au -Lichtenberg) im Original noch 
vorhanden; gedruckt sind sie bei Schöpflin, ÄlscU, diplom.U. 
S. 225 — 230, die suh 4 erwähnte Belehn uogsurkunde auoh bei 
Wenk, hessische Laudesgescbichte, Urkundenbuch H Nr. 385 
und die Lehensaufsage sub 5 bei Glafey, anecäot. S. 327. 

Genau betrachtet, fiel mit obigen Abmachungen wohl der 
grösste Theil der Landgrafschaft dem Sigmund von Lichtenberg 
zu, theils indem auf die hohe Gerichtsbarkeit derselben im 
lichtenbergiscben eigenen Gebiete zu Gunsten dieses 
Herrn verzichtet, theila indem die Äfterlehensherrlichkeit über 
die nur im Lehens -Besitz des Hauses Lichtenberg befindlichen, 
von der Landgrafschaft herrührenden Mannschaft und Ge- 
rechtsame zu Gunsten jenes Hauses aufgegeben wurde. An den 
Bischof Johann und sein Stift kam einzig der Anspruch auf die 
„Fertigung des landgräfiichen Landgerichts zu Erstein" (also 
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einer einzigen Cent) zar Sicherung vor Eviction wegen der an 
jene verkanfteo, stark mit Pfandrechten belasteten stiftischen 
Lehen und der allodialen Burg Wörth. Deshalb kann es nicht 
erstaunen, wenn in der bei Schöpfliu, Alsat. diplom. II No. 1091 
abgedrtickten Quittung für die eudlich gefertigte „Landgrafschaft" 
vom Süit Scrassburg nur 3000 fl. bezahlt wurden. 

Der Kaiser genehmigte ohne Anstand am 3. September 1360 
den Uebergang der an Sigmund von Lichtenberg abgetretenen 
Reichslehen und belehnte denselben seinerseits direct und also 
zum ewigen Nachtbeil der Landgraf seh aft damit (Original im 
Staatsarchiv in Darmstadt, Äbtbeilung Hanau-Lichtenberg und 
gedruckt bei v. Ludewig, reliqtt. manuscr. X S. 223). Dieses 
Verfahren Karls IV. zeigt übrigens, zusammengehalten mit ähn- 
lichen Vorgängen in der Schweiz untt im Breisgau, deutlich den 
Weg, wie wohl die meisten Freiherren sich nur allmälig der 
Landgrafscbaft entwandten, sowie zum Besitze des bannus regius 
und damit zur Vollendung ihrer Territorialbobeit gelangt sind. 
Sie suchten sich danach zuerst in den Mitbesitz der Grafenrechte 
irgendwie auf eioea vorübergehenden Kechtsgrund z. B. pfand- 
weise u. s. w. zu bringen und gaben dann diesem Zustand da- 
durch Dauerhaftigkeit, dass sie bezüglich der Grafenrechte sich 
eine Afterbelehnung vom eigentlichen Berechtigten verschafften. 
War diese nur erst erreicht, so brachte schon ein günstiger 
Aogenblick die Resignation des Afterlehensberrn und die directe ■ 
Belehnnng durch Kaiser und Reich mit dem Königsbann für die 
Grenzen des seitherigen einfachen Zwiughermgebiets, d. i. die 
Exemtion desselben von der Landgrafschaft. Dem folgte in nicht 
zu femer Zeit sogar meist die Anerkennung des Orafentitels 
nach, wie diese ja auch schliesslich dem Hause Lichtenberg — 
und zwar nach den soeben nachgewiesenen, seit 1359 oder 1360 
bestehenden factischen Verhältnissen ganz sachentsprechend — 
zu Theil wurde. 

Die pfandweise Uebertragung der landgrääichen Rechte am 
Landgericht Erstein auf den bischöflichen Stuhl zu Strassburg 
scheint beim Kaiser nicht zur Sprache gekommen, auch vom 
Bischof Jobann, trotz der erwähnten Quittung, die Handhabung 
der landgräflichen Jurisdiction, selbst nach der Fertigung der 
Laudgra&chaK, nicht sofort betrieben worden zu sein, denn der 
Bischof nannte sich niemals „Landgraf," wie Ändere in gleichem 
Pfandbesitz. Vielmehr behielten diesen Titel die Grafen von 
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OettingeD noch lange und Johann von Wörtb bis zu seinem errt 
1376 erfolgten Tode, und die Ersteren reichten noch 1359 ond 
1362 landgrääiche Lehen. Die an das Stift Strassbarg ver- 
kauften Güter der Landgrafen waren mit so vielen Pfandschnlden 
belastet, dass die bei der Fertigung der Landgrafschaft zu Er- 
stein in erster Linie erstrebte Sicherung gegen Evictioii hinsicht- 
lich dieser Güter keineswegs überflüssig war. Deshalb mussten 
diese Güter auch längere Zeit von einer stiftischen Commission 
gesondert von dem anderen Bisthumsgebiet verwaltet werden und 
Bischof Jobann noch 1362 vom Kaiser die Erlaubniss auswirken, 
die alten Pfandschaften von diesen Reichslehen stücken abznlösen, 
um dieselben alsdann lur eigene Rechnung als Pfander der Land- 
grafschaft zu behalten (JJsat. dißom. No. 1113). 

Das ganze Geschäft erwies sich somit zwar für die Famihe 
des Bischofs, nicht aber fiir dessen Stift vortheilhaft; doch er- 
langte Johanns Nachfolger, der Bischof Friedrich von Blanken- 
heim, wenigstens am 19. November 1384 von König Wenzel die 
formliche Belehnung als Landgraf des Niederelsas- 
ses {Alsat. diplom. II No. 1207) und führte fortan diesen Titel, 
der nunmehr den Bischöfen von Strassburg bis zur Auflösung des 
Reiches verblieb. Rechte, welche demselben extra terrüorio ent- 
sprochen hätten, waren nach dem Bisherigen übrigens kaum mehr 
aufzufinden und ebensowenig wurde der Landgrafentitel in dieser 
Verbindung jemals als ein fürstlicher angesehen und dorch 
eine Stimme im ReichsfÜrstencolIeg vertreten. 

Im Jahre 1384 war die Landgrafschaft des unteren Elsasses 
fast nur noch auf das Stiftsgebiet in seiner nenen Ausdehnung 
beschränkt, denn nicht nur die Herren von Lichtenberg, als die 
grössten derselben bislang untergebenen Zwingherren, hatten sich 
durch die obigen Yerträge die Exemtion davon verschafiTt, son- 
dern die Reichsvögte zu Hagenau hatten derselben sogar die 
DingpÖichtigen des Landgerichts zu Roschwoog entführt und ihrer 
erweiterten Landvogtei die meisten reichsfreien Ritter, Stifter und 
Dörfer unterworfen {Ahat. äiplom. II No. 11 G3 und 1169). Nach- 
dem sich gezeigt hatte, dass die seitherigen Landgrafen bei ihrer 
Machtlosigkeit nicht im Stande sein würden, die juirisdictio tnipe- 
rialis et provincialis, welche ihnen anvertraut war, gegen die 
Pflichtigen zu handhaben, hätte nach den gegebenen UmstÄnden 
vielleicht die Belehnung der Herren von Lichtenberg, als der mäch- 
tigsten Zwingherren in der „Landgrafschaft", mit den Attributen 
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der Lacdgrafscbaft als die nächstliegende Maasregel geschienen, 
doch hätte diese Belehnung jenen Herren voranssichtlicb wieder nur 
als Mittel, ihr Gebiet zu schliessen und auf Kosten der Schwächeren 
abzurunden, gedient. Theils um dieses zu Termeiden, theils aber 
auch um durch die Uebertragung des Landgerichts über die Reste 
der B ei chsun mittelbaren im Niederelsass an die Reicbslandvogtei, 
und damit durch eiuen Zuwachs neuer und wachaamer Mitbethei- 
ligter, den Beichsdomänen (Reichsstädte und BeicbsdÖrfer 
dortselbst) einen grösseren Rückhalt zu gewähren, ist 
vohl der andere Weg gewählt worden, der in der That die klei- 
nen reichsfreien Elemente und die Beichsgüter bis in späteste 
Zeit bei ihrer Integrität geschützt hat. 

Es lag sicher im wirklieben Interesse des Reichs, dass im 
niederen Elsass die verwahrlosten Aufgaben der Landgrafschaft jetzt 
der Reichslandvogtei überwiesen wurden und ein ähnliches Ver- 
fahren erwies sich hinsichtlich der oberschwäbischen kaiserlichen 
Landgerichte in der schwäbischen Reichsvogtei ebenso zweck- 
mässig, — doch mögen auch bei diesen an sich klugen Verfügun- 
gen des Kaisers keineswegs immer die besseren Gründe die ent- 
scheidensten und treibendsten gewesen sein ! Schon fing man 
nämlich an, das Princip, welches die Reichsvogteilande in der 
unmittelbaren, am ts weisen Verwaltung des Reichs 
erhalten wollte, zu vergessen und die Beicbslandvogteien für 
die ewigen Geldbedürfnisse des luxemburgischen Kaiserhauses auf 
längere Zeit an erwerbslustige Fürsten iu Pfand, schliesslich so- 
gar zu Lehen zu geben. Oder es wurde die Landvogtei an Herren 
übertragen, welche bereits andere, mit den Pflichten und Rechten 
des BeichsYOgts sich streitende oder unsanft berührende Stellun- 
gen einnahmen. Beides kann im Elsass wie in Schwaben beob- 
achtet werden. In unserer Gegend waren z. B. schon Ulrich von 
Werde und nach ihm zeitweise die Grafen von Oettingen gleich- 
zeitig Landgrafen und Reichsvögte im Nieder- Elsasse gewesen, 
Dod nach ihnen hatten fortwährend Gläubiger und Freunde des 
Kaisers in dem Amte eines Landvogts gewechselt, bis schliesslich 
(seit 1413) die Kurfürsten von der Pfalz — , welche gleichzeitig 
ihren Einfluss unter den rerschiedensten Recbtstiteln in dem 
Speiergau, der Ortenau u. s. w. ausdehnten, — die Reichsland- 
vogtei Unter-ElsasB als Pfandschaft erwarben und bis zum Aus- 
gang des Mittelalters festhielten. Wie die Pfalzgrafen aber 
einen so getrübten Besitzstand, wie er sich im Elsass vorfand, 
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Btets auBzunutzen verstanden, ist ans der allgemeinen Beicht- 
geschichte hinlänglich bekannt und wird unten an den Scbick- 
saleu der leiningenschen Landgrafschaft im Wormsgau noch be- 
sonders illustrirt werden. 

Doch schon früher war die Wirksamkeit des Earfiirsten toe 
der Pfalz in einer Streitigkeit der Herren von Fleckenatein mit 
der Reichslandvogtei zu Giinsten der Letzteren entscheidend. 
Jene Herren hatten, wie ohen erzählt, schon im 13. Jahrhundert 
das Landgericht zu Roschwoog wegen der GraJschafl im 
Bied mit den Landgrafen gemeinsam besessen (Alsat. di^on. 
No. 632 und 639) und später dasselbe 1359 von denselben durch- 
aus als H eich Saft er] eh en zu gesammter Hand empfangen {ÄUai. 
diplom. II No. 1090). Trotzdem aber erkannte ihnen 1360 (nacli 
Alsat. ültistr. II S. 245) ein Schiedsspruch des Kurfürsten 
Ruprecht L zu Gunsten des Reichslandvogts den Königs- 
und ßlutbann ab in den Dörfern der sogenannten Grafschaft int 
Ried und liess ihnen dort nur die Niedergericfatsbarkeit übrig. 
Allerdings behielt der Reichslandvogt die so gewonnene hohe 
Gerichtsbarkeit nicht, wie man erwarten sollte, bei sich, sondern 
sie gelangte durch denselben als Beichsafterlehen an das Hans 
Lichtenberg, welches also auch hier, wenigstens factisch, der Erbe 
der Landgrafen wurde. 

- Zur Zeit des Verlustes des Elsass im IT. Jahrhundert an 
Frankreich bestanden im Nieder- Elsass, neben den Reichsstädten, 
noch viele unmittelbare Stifter, 40 Reichsdörfer und 90 Dörfer 
der Reichsritterschaft, welche ursprünglich sämmtlich dem kaiser- 
lichen Landgericht des Landgrafen unterworfen gewesen waren. 
Es waren aber damals und zwar urkundlich sbhon seit Kaiser 
Earl IV. {Älsat. diplom. No. 1163) die freien Bauerschaften, wie 
die eigentlich reichsüskalischen Dörfer, längst in jeder Beziehung 
der Reichslandvogtei untergehen, nnd der Reichsritterschaft war 
es ebenso zeitig gelungen, sich als staatsrechtliche Verbindung 
fest zusammenzuschliessen und mit Abweisung jeder &emden 
Oberhoheit durch ein selbstgewähltes Directorium zu regieren. Es 
hatte dazu theils das von den Ritterbürtigen im Allgemeinen 
gegen die Landgerichte festgehaltene System gefuhrt, theils waren 
auch hie nnd da förmliche privüegia de non evocando erwirkt 
worden. 

Manche änihere blosse Zwingherrschaften des Niederelsasses 
waren inzwischen auch in reichsständische Hände gelangt 



Die beiden Landgrafsch afiten im Elsan. 123 

und ihre BeBitzer übten nuo die hohe Obrigkeit oder Landes- 
hoheit, selbst veaa sie für das elsässische Gebiet keinen beson- 
deren ßecbtstitel dafiir aufweisen konnten, — wie dieser z. B. den 
Herren von Fleckeostein, Ochsenstein , Geroldseck n. A. doch 
mannichfacb fehlte — als ihr persönäiches, ihnen angeborenes, 
Eomit von Aussen mitgebrachtes Recht aus. So thaten z. 6. die 
Grafen von Leiningen und die Herren von Westerburg zn Dages- 
bürg, Ober- und Niederbronn, die Grafen von Hanau und später 
ihre Erben, die Landgrafen von Hessen-Darmstadt, in den ver- 
schiedenen lichtenbergischen und ochsensteini sehen Besitzungen, 
die Pfalzgrafen zu Lützelstein u. s. w. 

Die Stifter forderten überhaupt die ihnen vor Alters bewil- 
ligte Immunität für alle ihre selbst ziemhch späten Erwerbungen, 
und die freie Reichsstadt Strassburg besass ebenfalls im Unter- 
elsass mehrere Herrschaften mit unbestrittener, voller Landes- 
hoheit. Die bischöfliche „Landgrafschaft " war somit schliesslich 
unr ein leerer Titel für das kleine, von den Rechtsnachfolgen] 
der Familie von Wörth sehr theuer erkaufte Territorium zn Wörth 
nnd um Erstein. 

Als Episode der Geschichte der unterelsässischen Landgraf- 
schaft ans früherer Zeit sei noch hervorgehoben, dass der Herzog 
Conradin von Schwaben „und Elsass" sich im Jabre 1260 berech- 
tigt glaubte, über die Landgrafschaft zu verfugen, indem Ludwig 
von Lichtenberg, Schirmvogt von Strassburg am 11. April 1260 
bekennt (Alsat. Ülustr. II S. 325), von Conradin mit dieser Land- 
grafschaft, die er jedoch zuerst von den Grafen von 
Werde erobern müsse, belehnt worden zu sein. Der Anlass 
sowie die Berechtigung zu dieser Belehnung sind gleich dunkel 
und Conradin, den wir als jugendlichen Märtyrer zu sehen gerne 
gewohnt sind, scheint hier leider, wie vor seinem Abgang nach 
Italien noch in anderen Fällen, eine zweideutige oder mindestens 
komische Bolle gespielt zu haben, bei vrelcher er nicht nur die 
realen Verhältnisse verkannte, sondern auch die kaiserlichen, die 
angeblich herzoglichen, sowie seine Familienrechte bedenklieb ver- 
wechselte. 

II, Im OberelsasB oder Sundgau erstickte frühzeitig die 
Territorialgewalt die landgräflicben Rechte, indem mindestens seit 
1186 die Grafen von Habsburg dort ununterbrochen bis zum 17. 
Jahrhundert im Besitz der Landgrafschaft und zugleich der mei* 
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sten Herrschaften waren. In oben genanntem Jahre erscfaeint 
Graf Älbrecht von Habshurg znerst mit dem landgrääichen Titel 
in einer Urkunde für St. Trntbert im BreiBgatt and denselben 
trägt auch schon bei seinen Lebzeiten sein Sohn Rudolph im 
Jahre 1196, der dem Landgrafen Albrecht in der Regierung sei- 
ner Lande zuerst 1199 bis 1232 succedirte (Herrgott, genetd. 
diplom. hA^nirgica, TJrkundenband No. 247). Bei dem erwähnten 
Grafen Rudolph wird 1208, als apud judieem ordinarium ä 
advoeatum, dommum B. vtddicet ÄlsaHae l(aitgravittm, eine Klage 
der Mönche von Murbacfa gegen einen ihrer Vasallen angebracht 
(Alsat diplom. I No. 369) und im Jabre 1207 resp. 1212 hegt 
Rudolphs Sohn, Graf Albrecht II als provincüüis comes und iani- 
gravius ÄlscUtae das Landgericht zn Meienheim bei Ensisheim. 
Dagegen sass derselbe Graf im Jahre 1215 nur als Schirmvogt 
der oberen strassburger Mundat dem Immunitätsgericbt zu Rn- 
fach vor (Herrgott, l. e. No. 270), aufweiche Vogtei zuerst 
der spätere König Rudolph 1269 verzichtete. 

Unter dem späteren König Rudolph, dem Enkel des oben 
erwähnten gleichnamigen Grafen wird der Landgrafentitel der Grafen 
von Habsburg im Elsass zuerst als der eines lantgravius Älsatiae 
superioris präcisirt und geht sodann zunächst auf König ßa- 
dolphs Söhne Albrecbt und Hartmann, sowie endlich auf die habs- 
burgische Linie der Herzoge von Oesterreicb über. 

Von der Thätigkeit des oberelsässischen Landgerichts in 
Sachen des hoben Adels geben zwei Urkunden von 1300 bffl 
Herrgott, /. c. No. 691 und C92 Zeugnias. In der ersten ver- 
zichtet die Gemahlin des Ulrich von Regenaberg zu Gunsten ihres 
Bruders, des Grafen Theobald von Ffirt, vor dem Landrichter 
Peter von Bollweiler und dem Landgericht zu Thann „an des 
Reichs Strasse," und in der zweiten Urkunde vollzieht die Ge- 
mahlin Herzog Albrechts, eine geborene Gmfin von Pfirt, eben- 
daselbst vor dem kaiserlichen Landgericht, dem der Herzog 
Leopold von Oesterreicb in Selbstperson als Landgraf vorsass, die 
Aufnahme ihres Gemahls in die Gemeinschaft der Grafschaft Pfirt, 
welche in Folge davon bald nachher durch Erbgang vollständig 
in den Besitz der Herzoge gelangte. 

Da sich die Familie von Färt den gräflichen Titel beilegte, 
auch Graf Theobald der Aeltere von Part 1278 urkundlich selbst 
zu Altkirch einem Landgerichte vorsass (Herrgott, i. e. Nr. 
577), so ist es au£EalIend, dass in obigen Fällen von Anderen im 
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eigenen Namea auf dem Gebiet toq Pfirt kaiserliche Land- 
gericbte gehalten wurden und noch be&emdender ist der Um- 
Btand, dass das von der Grafenfamilie an Oesterreich ge- 
fallene Gebiet (ein von jener, den Grafen von Mömpelgard 
oder Montis Säligaräis entsprossenen, Familie dem Stift Basel zu 
Lehen aufgetragenes AUod) später in Lehenbriefen nur als 
„Herrschaft" Pfirt bezeichnet wird (^fcai. dipfof». No. 1102 
von 1361). 

Der Umstand, dass in obigen Fällen Familienverhältnisse und 
Gutsaufgaben zn vollziehen waren, erklärt die berührte Erschei- 
nung nicht, denn in solchen Fällen substituirte der Gerichts- 
herr nur einen Anderen, der bei den Geschäften, in welchen jener 
mithandelte, zwar den Gerichtsstab luhrte, aber doch dem Gericht 
immer nur „anstatt" des Gericbtsherrn vorsa&s, dessen „Land- 
richter" er ad hoc war. Hier erscheinen aber die Grafen von 
Pfirt vor Landgerichten, welche auf ihrem Gebiet ausdrücklich 
im Namen Dritter gehegt werden. — Es beweist dies unbedingt, 
dass die Herrschaft Pfirt als solche nicht von der landgräflichen 
Gewalt eximirt war, und der Grafentitel ihrer Herren kann (da 
wir blosse Titulargrafen bis jetzt nirgends fanden und Graf Theo- 
bald nach Obigem 1278 wirklich zeitweise im pfirter Gebiet 
tirafenrecbte geübt hatte) somit nur darauf beruht haben, dass 
die Herren von Port aus dem gräflichen Hause Mömpelgard die 
Grafenrechte und folglich die Landgerichte auf ihrem 
Gebiet als Afterleben von den Landgrafen inne hat- 
ten. Darauf deutet besonders der Umstand hin, dass die Ge- 
richtsstätten des Landgrafengerichts im Gebiet von Pfirt sich 
finden, was sonst nicht gewöhnlich war und meist, wie in der 
Schweiz, späte und ganz besondere Verwilligungen an die Land- 
grafen voraussetzte, deren Malatätten regelmässig auf ihren reicbs- 
lebenbaren Besoldnngsgütem lagen. Ebenso spricht für diese 
Erklärung die oben berührte Benennung des Territoriums von 
Pfirt in den Lehenbriefen des Stifts Basel, welche deutlichst 
zeigt, dass seiner Zeit diesem Stifte nur die Allodialherrachaft 
Pfirt ohne Grafenrechte, comiiaius, von dem Hause Pfirt auf- 
getragen worden war. 

Es wird unsere Annahme endlich durch analoge Verhältnisse 
im Elsass unterstützt, deren wir mehrere bereits im Unterelsass 
angegeben haben und deren eines sich im Oberelsass ganz in der 
Käh« von Pflrt selbst vorfindet. Wir meinen das Verhältnis^ 
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der Herren yon Horburg in dem Landgericht in der „Graf- 
schaft Witkisan," welches bald im Leimenthal zu Rappolts- 
weiler, bald zu Blenn gehalten wurde, und das diese Herren 
ebenfalls von den Landgrafen in Afterlehen hatten. Zwar ver- 
kauften 1326 die Herren von Horburg {Alsat. diplom. H No. 929) 
„das Landgericht im Leimenthal und die Grafschaft 
in der Witkisau" an die Grafen ron Wiirtemberg, doch fiodet 
man Beides schon 1393 wieder in den Händen der Herzoge von 
Oesterreich als Landgrafen des Oberelsasses, welche damals ihr 
Landgericht zu Blenn hielten (Alsat. älustr. H S. 25), was entweder 
die Befugniss der Herren von Horburg zu obigem mit der Veräusse- 
rung ihrer Grandherrschaft verbundenen Verkauf bezweifeln oder 
vermuthen lässt, dass dieses Geschäft nur eine vorübergehende, ver- i 
Hchleierte Verpfandung war. In dem bei Grimm, l, c. V S. 339 : 
abgedruckten Weisthum über den Wald von Blenn bei Dattenried 
von 1393 heisst es in §. 6 ausdrücklich: „Auch wissent sie (die | 
Gerichtsleute) wol, das unser Herrschaft von Oestreich , 
yon ire Lantgrafschaft in öbern Elsass Becht habe, ' 
ir Lautgericbt ze Blenne wider den Wald harabe ze | 
bähende, zebeeitzende, wie digke das Lantgericht dar ge- j 
leit wird, want sie das Lantgericht viel und mäuig daselbs ge- | 
sehen band." Nach Alsat. diplom. H No. 1177 hegte ebenso zu 
Bappoltstein im Jahre 1374 der letzte Horburg das Land- i 
geriebt „an des Reichs Strasse" nur als landgräfiicher Landrichter 
(judex provincialis) Namens der Herzoge, — Die anderen Herren- I 
geschlecbter im oberen Elsass, z. B. die von Rappoltstein, Mors- i 
berg und BoUweiler übten auf ihren Gebieten den Königsbasn 
nicht einmal unter abgeleiteter Form, sondern die Landgrafen- 
Herzoge Borgten dafür, dass sie die hohe Gerichtsbarkeit bis znm 
Ausgang des Mittelalters überhaupt nicht erlangten. Für die 
mächtige Familie von Rappoltstein insbesondere ist dies erwiesen 
durch die Urkunden der Alsat. diplom. H No. 808, 880 und 8S3 
aus den Jahren 1298, 1314 und 1315, welche bei genauester Auf- 
zählung der Gerechtsame jener Herren nichts von Grafenrechten 
oder Landgerichten, die sie besessen hätten, zu sagen wissen. 

Unter Herzog Albrecht IL von Oesterreich soll der Versnch 
gemacht worden sein , die Landgrafschaft des Unterelsasses mit 
derjenigen des Oberelsasees zu vereinigen , was voraussichtlich 
der ganzen inneni BechtBgeschichte des Elsasses einen andern 
Verlauf gegeben und zur Bildung einer compacten vorderöster- 
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reichischen Macht auf beiden Seiten des Rheins, im ßreiegan and 
der Ortenau, wie im Sund- und Nordgau geführt hätte. Diesen 
Plan zu vereiteln, soll sich der Bischof Johann von Strassbnrg 
übrigens bei seinem Geschäfte mit den Grafen von Oettingen über 
die Landgrafscbaft im Nordgau mit zur Aufgabe gemacht haben, 
und diiri^e dies — mithin die Rücksicht auf die grössere Sicher- 
heit der territorialen Entwickelung des Stifts zu Strassbui^ über- 
haapt — ihn bestimmt oder ihm doch einen Vorwand geboten 
haben, über die sonstigen Anstände des Geschäfts für das Stift 
hinwegzusehen. 

Ueberhaupt übten die Landgrafen im oberen Elsass durch 
ihre Beamten im 14. Jahrhundert ihre Gerechtsame so eifrig, dass 
dagegen wiederholt laute Beschwerden, z. B. der Städte Colmar, 
Müblhausen etc. laut wurden (als Probe Alsat. dipl. No. 1186) 
und 1390 sogar aämmtliche oberelsässische Reichsstände sich 
gegen das Landgericht daselbst förmlich zu Schutz und Trutz 
7erbandeu. In der bezüglichen Urkunde Alsai. dipl. II No. 1217 
werden unter diesen Ständen nur aufgeführt die Stifter Strass- 
burg, Murbach, das Haus Würtemberg wegen seiner ober- 
elsässischen Besitzungen (Mömpelgard gehörte nicht ins Elsass, 
sondern zu Hochburgund) und endlich die Reichsstädte. 
Kappoltstein , Bollweiler und Mörsherg fehlen, was deren aner- 
kannte Abhängigkeit vom landgräflichen Landgericht abermals 
documentirt. Merkwürdig ist übrigens, dass das österreichische 
Haus, welches die land gräflichen Rechte nach Vorstehendem gegen 
seine Nachbarn so unnachsichtig üben wollte, seine eigenen 
Lande im Elsass längst durch ein Privilegium de non evocando 
Ton dem dortigen Landgericht hatte ausnehmen lassen {Älsat. 
dipl, II No. 1109). Noch 1146 bestand Oesterreich eine harte 
Fehde mit den Baselern, weil diese verschiedene Rechte der Land- 
grafschaft und des oberelsässischen Landgerichts verletzt hatten 
[Alsai. iUusir. II S. 506). 

Die Schwierigkeit der Besetzung des Landgerichts mit an- 
erkannt Schöffenbaren gegenüber den Ansprüchen des Ritter* 
Standes mag jedoch auch hier wenigstens seit der Mitte des 
U. Jahrhunderts ein Hauptanlass solcher Streitigkeiten gewesen 
lein, denn in der Bestätigungsurkunde des Königs Ruprecht tov 
UOl über das von den Herzogen-Landgrafen hergebrachte kaiser* 
Hebe Landgericht (Herrgott, l. c. No. 879) wird im Obereisasa 
die 80 häufige Concession wiederholt, wonach das mit einfach uu- 
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bescboltenen Mänaem besetzte Gericht liir gehörig coDstitnirt 
gelten Bolle. Eb geschah dies einhundert Jahre später als im | 
Uuterelsass, wo schon 1310 bei dem Stadtgericht zu Selz nicht 
nur einfache Biedermänner, sondern sogar Eigenleute des Abtes 1 
zum Schöffenamt zugekssen waren (Grimm, l,c. I S. 763 No.35}. 

Im Jahre 1411 übergab Herzog Friedrich der Wittwe des 
Herzogs Leopold auf eine Zeit das kaiserliche Landgericht im 
Oberelsass „um es zu besetzen und zu gebrauchen" (Älsat. d^. 
No. 1260) und etwa 60 Jahre später war es schon gelungen, das- 
selbe in eine moderne landesherrliche Behörde umzuwaudela. 

Das Landgericht soll nämlich U78 zum letzten Male zn 
Ensisbeim in althergebrachter Weise gehalten worden sein, von 
da an trat allmälig die österreichische „Regierung", eine Vep 
waltung sb eh ör de, die zugleich eine Art Hofgericht bildete, an die 
Stelle des Landgerichts. Das älteste VerzeidmisB der RegiemngB- 
mitglieder ist von 1469 und diese Behörde hatte als Gericht in 
der Zeit der burgundischen Ffandscbaft urkundlich nachweisbar 
seine „Gezoge" nach Mechelen. Es war 1521 mit dem öster- 
reichischen Landvogt als Präsidenten, drei Adeligen, drei Doctoren 
und einem Kanzler besetzt, später galt Insbruck für dasselbe 
als ReTisiODsinstanz (Alsat. iUudr. II S. 23 S.). 

Bevor jedoch diese Umwandlung vollendet werden konnte, 
mussten zuvor — ähnlich wie im österreicbiscben Breisgan ~- 
alle reichsunmittelbaren Gerichtsangehörigen dcB Landgerichts 
durch LehensverbinduDgen abhängig oder sonst wie landsässig 
gemacht werden. Es gelang dies, hier wie anderwärts, in den 
Kreisen der Bitter und Herren durch wohlbelohnte Hofdienste, 
in welchen z. B. selbst die Herren von Rappoltstein fiir die ihnen 
versagten vollen Begierungsrechte in ihrem Gebiete Entschädigung 
suchten. Zwar erlangte der Letzte dieses Hauses eben wohl den 
Grafentitel und ihre Bechtsnachfolger , die Pfalzgrafen, machten 
später in der Herrschaft Bappoltstein ähnliche persönliche An- 
sprüche geltend, wie wir sie schon hei den reichsständiacben 
Herren des Unterelsasses erwähnt haben, allein so lange das 
alte Haus existirte, war dessen Abhängigkeit vom Hause Oester- 
reich bis zur Vertretung seiner Stenerpäicht für die reichsfreie 
Herrschaft und dadurch bis zu dem Zustand von Mediatisining 
gelangt,. den man im späteren Reicbsstaatsrechte euphemistisch 
eine Exemtion nannte. 

Da es den Herzögen von Oesterreicb in der Torerwähnteo 
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Art sebr &fibe gelnDgen war, ihren ganzen landgräfüchen Bezirk, 
soweit er nicht die Gebiete der oben genannten Reicbsstände um- 
schloBSen hatte, in ein geschloasenes Reichsterritorium zu. rer- 
wandeln, bo hat man keinerlei Anbaltspankte mehr dafnr, worin 
ursprünglich denn die eigentliche Dotation der oberelBäBsischen 
Landgrafschaft bestanden hatte? Nur so viel steht fest, dass die 
Grafen yon Habsbnrg , schon bevor sie als Landgrafen im Elsass 
genannt werden, die Vogtei der obern Mandat und die der Abtei 
Murbacb, sowie einzelne Allodialgüter besassen. König Rudolph 
resignirte zwar die Vogtei der Mundat Rnfach im Jahre 1269 an 
Strassborg {Aisai. dipl. I No. 655), erhielt aber dafür andere 
Güter ZQ Lehen von diesem Stift. Die von Basel lehenbare Herr- 
schaft Pfirt fiel znerst 1332 dem Hause Habsbnrg za, doch wurde 
dsdtircb, wie wir oben annahmen, der Bezirk, in welchem Habs- 
burg wegen der Landgrafschaft schon Grafeorecbte zu üben hatte, 
uicht erweitert 

Die landgräfliche Jurisdiction an den einzelnen Oerichts- 
plätzen des Oberelsaases übten im 14. Jahrhundert die Herzöge 
liemUch selten persönlich aua, zum Theil weil an manchen Orten, 
wie wir sahen, hier wie im Unterelsass die hohe Jurisdiction in 
Äfterleben -gegeben war. Wo dies jedoch nicht der Fall war, 
wurde regelmässig ein aLandrichter" bestellt, in welchem Amte 
wir „anstatt" der Landgrafen -Herzoge Glieder der Häuser Hor- 
burg, Bollweiler u. e. w. begegnen. Selbst das Amt eines Land- 
buttels war zu Lehen an ein ritterliches Geschlecht ausgegeben 
{AlsaL iUusir. U No. 506 and 512; Mstü. dipl. H No. 691). 



Ea ist za bedaaeni, dass SchÖpflin in seinen sonst so 
eiDgebenden, oben citirten Werken keine bestimmten Nachrichten 
Sber die allmälige Herausbildung wenigstens der grösseren Terri- 
torien zur Reichsstandschaft , insbesondere über die Art, wie 
dieselben im Einzelnen zu den Grafenrechten und damit zur Be- 
freiung von der IJandgrafschaft gelangten, gegeben hat. Ebenso 
dass er nicht über den Bestand der staatsrechtlichen Befugnisse 
der nicht zur Standschaft gelangten reichsunmittelbaren Stifter 
und freien Herren in den mittleren Zeiten erschöpfend berichtet 
bat. Die erste Lücke nöthigte uns wiederholt, sich, wenn auch 
im engsten Anschluaa an die zu Gebote stehenden Urkunden, auf 
das nasiobere Feld der Conjecturen zu wagen, und der Mangel 
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TOQ allen facÜBclien Angaben in der zweiten Bichtimg entzielt 
uns namentlich ganz den MasBstab für die Beurtheilung darüber, 
wie weit jene von der Landgrafechaft sclilie&Blich eximirten Ge- 
biete und ihre Herren die in der Territorialentwickelnng zurück- 
gebliebenen geistlichen und weltlichen Dinghöfe überholt haben? 
Ein dritter Punkt, auf welchen wir zu achten hatten' und bezüglich 
dessen SchÖpflin kein Auge hatte, ist die Frage nach der Stel- 
lung der alten ScböSenbarkeit im Elsasa zu den Ritterbürtigen 
und blossen freien Yogtleuten im 14. und 15. Jahrhundert. 

In dieser Beziehung können wir im Unterelsass nur all 
schwache Spuren der anderweit nachgewiesenen Bewegung der 
Stände und ihres Einflusses auf die Landgerichte das Weistbum 
von Selz von 1310 anführen (Grimm, l. c l S. 763 No. 35], 
worin der Begriff des Schöffenthums bereits als ein veränderter 
und geminderter erscheint, indem danach der Abt die SchöffeD 
der Stadt Selz ernennt und jeder Biedermann unweigerlich 
ein Jahr Schöffe sein muss. Es erscheint nach der ganzen Aoe- 
drucksweise das Schöffenthum als eine Last und dies führt offen- 
bar zu der weiteren Bestimmung: „ist aber der Biedermann dez 
Stiftes zu Selse vome Libe, der müs Scheffen sin alslange m 
Abbet wilt," Im Gegensatz hiervon scheint, nach Grimm, I.<^ 
I S. 699 ff., das ScbÖffeDgericbt zu Hasetach wenigstens noch 
1336 mit freien Vogtleuten, die achtes Eigen hatten, besetzt 
gewesen zu sein und in den DiogbÖfen zu Sundhofem, zu Münetei 
im Gregorienthai und zu Kienzheim finden sich neben Leibeigenen 
ausdrücklich auch Königsleute und freie Leute erwähnt oder doch 
ein freier Vogt, der nach dem Beispiele aus der Schweiz, eben- 
falls freie Gerichtsleute voraussetzt (Grimm, I.e. BaudIV S. 152, 
186, 2W). — Dass im Oberelsass eine kaiserliche Urkunde von 
UOi wenigstens den endlichen, gewohnten Verlauf hiDsichtlicb der 
Fähigkeit zum Beisitz im Landgericht bestimmt erkennen lässt, 
ist bereits erwähnt worden. 

Was wir in obiger zweiter Richtung hei SchÖpflin ver- 
missen, ist theils durch die Zusammenstellung der in vielen älte- 
ren und neueren Werken zerstreuten Dinghoföffnungen bei Grimm, 
theils durch neuere Publicationen von solchen in der Zeitschrill 
für Geschichte des Oberrheins u. A. glucklich ergänzt, und dieses 
Material hat zudem durch Zöpfl in den Alterthämem des dent- 
schen Reichs und Rechts Band I S. 3 bis 349 einen competenten 
Bearbeiter gefunden. Dessen Abbandlung in den Alterthüfflem 
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aber den Dinghof zn Ebersheim hat eich nicht damit begnügt, 
die Verhältnisse dieBee einzelnen Hofea festzustellen, sondera der 
verdiente Forscher hat die anf Letzteren bezügliche Dingrotul- 
emenerang nnr als Ausgangspunkt und Anknüpfung benatzt, um 
sämmtliche elaässische bekannten Weisthnmer damit zu verglei- 
chen und aus deren eich gegenseitig erläuterndem und bestäti- 
gendem Inhalte die Begriffsbestimmung des gutshenlichen Zwings 
und Bannes selbst abzuleiten. Indem wir auf diese höchst beleh- 
rende (und durch eine Vergleichung des deutschen Dinghofrechts 
mit den Befugnissen der englischen Barone in der angelsächsischen 
Zeit die Forschung fast auf das ganze germanische Hofrecbt 
überhaupt ausdehnende) Schrift im Allgemeinen hiermit als Er- 
gänzung obiger Lücke für den Elsass hinweisen, mochten wir 
für unsere Untersuchung den Schwerpunkt derselben 
namentlich darin finden, dass die Untersuchung Zöpfls 
die Grenzen zwischen den Befugnissen des Grundherrn als 
solchen und denjenigen , welche er später als quasi • öffent- 
licher Beamter (durch die beschränkte oder unbeschränkte 
Bogenannte Vogteigerichtsbarkeit) hinzu erlangte , mit urkund- 
lichen Belegen nun völlig klar gestellt hat. Es wird dies ins- 
besondere gestatten, die Probe darüber zu machen, in wiefern 
ältere, mitunter abstracto und mit fremden Rechtshe griffen 
gemischte Theorien der Wahrheit nahe kamen, sowie endlich, ob 
nicht doch mitunter unbewusst, z. B. in den Verträgen zwischen 
Landgrafscbaft und Zwingherren in der Schweiz, der Gang der 
geBchichtlichen Entwickeluug an manchen Orten von selbst das 
alte, wahre Recht wieder ins Leben zurückgerührt hat?l 

Dass selbst in gänzlich von der ordentlichen Gerichtsbarkeit 
des Landgrafen befreiten Dinghöfen der Landgraf mitunter zur 
Unterstützung des schwächeren Dingberren in seinem Gerichts- 
Tollzng in Folge seiner allgemeinen Rechts- und Friedensachutz- 
päicht herbeigerufen werden konnte, als ein „belehnter Richter" 
des Kaisers, ist bei ZÖpfl erörtert. Wie es aber dann und über- 
haupt da mit grösster Vorsicht gebalten wurde, wo der Landgraf 
mit einem Freihof, einer mmunitas ab introüu, in Berührung z. B. 
bei Auslieferung von Missetbätern oder sonst kam, ist in dea 
Weisthümern Grimms, Band I S. 667, IV S. 152, 1B7, V 8. 340 
mitunter sehr drastisch ausgedrückt. 

Trotz dieser sowohl im Unterelsass wie im Oberelsass ganz 
gleichartigen Zustände der Niedergericbtabarkeit, hat die Ent» 
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wickeluDg der durch die beiden LandgrafsclLaften in erster Linie 
vertretenen hohen Gerichtsbarkeit über das Blut und Person und 
Eigen der freien Leute doch in beiden Gegenden, wie wir sahen, 
zu sohr verschiedenen schliesslichen Ergebnissen geführt. 

Es rührt dies vorzugsweise daher, dass die Landgrafechaft 
des oberen Elsasses seit dem 12. Jahrhundert stets in der Hand 
desselben Geschlechts blieb und zwar eines Hauses, das sich 
in der deutschen Geschichte durch einen merkwürdig stetigen 
Machtzuwachs ausgezeichnet hat, tbeils bat die KrscheinuDg aber 
auch ihren Grund in den äusserlich sehr verschiedenen Gebiets- 
Verhältnissen des Nord- und des Snndgaus. Im ersteren waren 
die geistlichen Besitzungen grösser und die Reichsstädte sowohl 
zahlreicher als bedeutender wie im Sundgau und namentlich lag 
dort das eigentliche strassburger Stiftsgebiet, welchem die land- 
gräfiiche Familie selbst durch vielerlei Lehensbande verpflichtet 
war. Endlich bestanden im Dnterelsass neben den Landgrafen 
von Wörth verschiedene mindestens ebenso mächtige Herren- 
geschlechter mit ausgedehnten Gebieten, während im Sondgao, 
neben der strassburger Immunität und den Herrschaften ßappolt- 
stein und Horburg, nur noch einige Stifter und Reichsstädte 
ausserhalb der österreichischen Eigenlande zu finden waren. 

Im unteren Elsass war demgemüss das Uebergewicht einer 
starken Hausmacht des Landgrafen nicht so fühlbar, wie im obe- 
ren Elsass, das zudem unmittelbar mit den hreisgauischen Be- 
sitzungen des habsburgi sehen Herzogshauses zusammenhing. Wäre 
im Nordgau ein Druck versucht worden, so hätte er im Zusam- 
menschlüsse der freien Herren, der ausserordenthcb zahlreichen 
Reichsritterschaft und der Reichsstädte je unter sich und mit- 
unter für Alle zusammen rasch einen kräftigen Widerstand ge- 
funden, der wohl noch von eifersüchtigen, ansserelsässischen 
Fürsten der oberen Rheingegend unterstützt worden w^e, welche 
entweder selbst im Elsass bereits Fuss gefasst hatten als Rechts- 
nachfolger abblühender dortiger Geschlechter, oder sich durch 
längere Verwaltung der Reichslandvogtei dort festzusetzen suchten. 

Ein wesentlicher Stützpunkt für die Unabhängigkeit der nicht 
reichsständischen Unmittelbaren waren ja überall die Reichsland- 
vogteien geworden und so auch die im Elsass seit ihrer Erweite- 
rung durch Kaiser Karl lY. Durch diesen Kaiser wurden in diese 
BeichsTOgtei, welche vorher nur für eine Anzahl königlicher Städte 
bestanden hatte, wie wir bereits sahen, viele königliche und reichs- 
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cninittelbaTe Dörfer hineinge zogen, indem das Stadtgericht zn 
Hagenan (das Laabengericlit) für dieselben zam Landgeridit er- 
klärt und alao die ganze ehemals schöffenbare and ritterbürtige 
BevÖlkeruBg dahin fUr ihre Rechtsgeschäfte gewieBen wnrde. 
Allerdings binderte dies in den freien Ständen der Ritter, BUrger 
nnd Baaero keineswegs schliesslich jene ständische Zerklüftung 
nnd in Folge davon die Missachtnng der Landgerichte, welche wir 
anderwärts and in ganz Deutschland in verschiedenen Phasen be- 
obachten konnten. Allein das Günstige hatte doch die Erweite- 
rung der Beichslandvogtei für Alle im Gefolge, dass sie durch 
den darin unmittelbar von Reichswegen gewährten Rechtsschutz 
den gefährlichen Einflössen der allmähhg überall mit der Land- 
gerichtsjuiisdiction Terwechselten Landeshoheit entrückt waren. 
Schon vor vierhundert Jahren finden wir hiernach im Elsass, 
und TOrzagsweise in dessen nördlichem Theile, eine unmittelbar 
vom Reich ausgehende Staatsverwidtung, ähnlich wie dieselbe zur 
Zeit wiederum bestellt ist. 

Die Einrichtungen der Reichslandvogtei waren, in ihrer notb- 
wendigen Schonung der localen Eigentbümlicfakeiten, sicher mehr 
geeignet, die alträterliche Sitte und die deutschen Rechts- 
anschanongen im Volke allseitig wach zu erhalten, als dies einer 
strenger concentrirten nnd von einseitigen Eingebungen geleiteten 
Territorialregiemng möglich gewesen wäre , jene haben deshalb 
anch selbst die französische Herrschaft des ganzen 17. und 18. 
Jahrhunderts (besonders im Unterelsass) überdauert. Freilich 
worden nach dem Verluste des Elsasses an Frankreich auch Seitens 
aller Betheiligten die mannigfachsten Anstrengungen gemacht, um 
den vorhandenen Zustand möglichst zu erhalten, und es kann 
nicht geleugnet werden, dass sich selbst die Regierung Ludwigs XIV. 
in diesen Dingen ganz nmgänglich erwies. Bei den über die 
inneren Verhältnisse des Elsasses und die ferneren Beziehungen 
der dort begüterten Reichsstände, sowie der Ritterschaft, der 
KetchBstädte (voran Strassburg) und der Reichsvogteileute zum 
deutschen Reiche angeknüpften Verhandlungen, rechtlichen Begut- 
achtungen und Protestationen, wobei mitunter das ganze damalige 
europäische Concert in Bewegung gesetzt wurde, kam es unter 
Anderem auch wieder zur Frage, was eigenthch die Landgrafscbaft 
im Elsass ihrem Besitzer für Rechte verleihe. Der Kaiser hatte 
nämlich im Frieden nicht nur die seinem Hause im Sun^an ge- 
borigen Gebiete, sondern auch die Landgrafschaft im oberen and 
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uBteren Elsaag und die ReicbsTOgtei abgetreten, eine Nachgabe, 
die ohne das Beich eigentlich unstatthaft war, bei welcher aber 
dieses nicht zeitig ge&agt, sondern nur zur nachträglichen Ge> 
nehmiguDg zugelassen worden war und deren Sinn nach allen 
Seiten hin alsbald streitig wurde. Eine Antwort hierauf im Geiste 
der damals von vielen Seiten selbst in Deutschland für specielle 
Interessen gepflegten Meinung, wonach die hohe (Gerichtsbarkeit 
die Landeshoheit in sich schhessen sollte, hätte nun fiir alle Ge- 
biete im ElsasB die anbedingte und unmittelbare Unterwerfung 
ihrer Angehörigen unter die Krone Frankreich gebracht, welche 
in den abgetretenen österreichischeo Gebieten des Oberelsasses 
wirklich stattfand und wohl ein Hauptgrund für die Erscheinung 
ist, dass dort alsbald der französische Einäuss breitere und tiefere 
Wurzeln fasste. i 

Zum Glück drang diese Ansicht jedoch nicht durch, obgleich 
sie selbst der Elsässer Scböpflin noch lange nachher in der 
Alsai. iUustr, U. S. 25 — 26, anscheinend ganz eigentlich in usum 
Ddphini, d. h. zu Gunsten der französischen Interessen, mit 
grossem Eifer vertrat, und darüber sein eigenes Axiom, wonach ! 
die Landgrafschaft bloss eine jurisäictio in Alsatia, mm m 
Älaatiatn sein sollte, völlig vergass. 

Das Richtige hatten die von Schöpflin nicht widerlegten 
Coecejus in prudmiiajtms pabUci cap. 5 Sectio VII Nb. 41 und 
Schragius in nullitas itiiguitasgue Beunionis Jisatiae § XI 
pag. 58 langst gesagt, indem Ersterer erklärte: „Jandgravi<üus 
Alsatiae nttdam nommjudicii est: „landgerich^', uii rdigui in terris 
immediatis. Etsi enim landgravwdus in terris mediatis in veros 
principatus jam olim ereeti sint (oder doch dahin gestrebt wurde), 
in immediatis tarnen mansere judieii et jurisdictionis nomina. 
Noch bestimmter sagt der Zweite : landgraviatus utriusque Alsatiae 
non signifieat territorium vel districtum cerium terrarum rertm- 
que corporalium, sed potestatem judiciariam, jus judieandi de 
factis et actionibus hominum reöusgue certi dish'ictus. Ueber die 
Terschiedenen Unterhandlungen zur Zeit des westphälischen, pyre 
näischen Friedens und der Reunion siebe Laguille, histoire dt 
la province d'Älsaee (1727) Band II cap. 19—32. 

Dem entsprechend blieben denn die Rechtsverhältnisse der 
ReichsuD mittelbaren nach Oben auch unter der französischen 
Krone im Wesentlichen unverändert, indem nur die Lehenshoheit 
an Frankreich überging und die Stelle der Reichsvogtei zu einer 
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königlichen Präfectar warde. Unter dieser Oberherrlichkeit aber 
lebte mau in den derselben nur mittelbar unterworfenen Gebieten 
der pfälzischen, wiirtembergiscben, hesaiBchen und anderer Reichs- 
fiirsten, der reichsfreien Abteien and Stifter, der Städte and der 
Bitterschaft ganz in der alten Weise fort, bis die Revolution von 
1789 auch hier, wie im übrigen Frankreich, alle provinziellen 
Schranken umrisB, zugleich aber auch die proTinzielle Lebens- und 
Charaktereigenthümlichkeit wegwischen zu können meinte. 

Möge es der nunmehrigen deutBcben Beichsverwaltang im 
Elsass gelingen, nach jetzt beiläufig hundert Jahren, die Spuren 
deutscher Eigenart und Sitte, welche die Gleichmacherei über- 
lebten, im Staats- und Heehtsleben der Gegenwart wieder glück- 
lich zu verbinden und zu beleben, ohne die Elsässer um diejenigen 
werthvoUen politischen Errungenschaften besorgt zu machen, welche 
aie nach dem Vorbemerkten früher von Frankreich doch immer 
mit einem Theit ihres eigensten Wesens erkauft haben! 
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Obgleich die OrafeD ron Leiningen eich vor dem Jahr 1444 
niemals Landgrafen nannten, so waren sie doch im Wonnsfeld 
(einem Tbeile des ehemaligen Wormsgaues) im Besitz einer reichs- 
lehenbaren Grafschaft, welche schon im Beginn des 14. Jahr- 
hunderts ausdrücklich eine „Landgrafschaft" genannt ond als 
solche von anderen Grafschaften, insbesondere einigen mit Grafen- 
rechten versehenen Grundbesitzungen des Hauses Leiningen selbst, 
unterschieden wird. 

Es mag dahin stehen, ob die Grafen von Leiningen, welche 
als solche zum ersten Mal mit EmUßw comes de Leinit^m um 
1149 in einer Urkunde des Klosters Otterburg (Remling, Otter- 
bnrger ürkundenbuch No. 1) vorkommen, von den alten Gau- 
grafen jener Gegend abstammen, denn es spricht bis jetzt dafür 
nichts, als die Wiederkehr des Namens Emich in ihrer Familie, 
der bereits unter den alten eomtes ohne Beinamen erscheint 
Desselben Umstandes können sich ancb mehrere andere Grafen- 
familien der Gegend fär einen ähnlichen Filiatioosversnch rühmen. 
Auch lässt sich weder aus der Nutztheüung der leiningenachen 
Besitzungen vom 17. October 1237 (abgedruckt in der Leiningen- 
Dagesburgischen Deduction und Demonstration, Marboi^ 
8. a., Beilage 1 und in den Leiningen -Westerhurgiscben rechtl 
Auszügen Beilage No. 1), noch aus dem Bestätigungsbrief König 
Albrechts L für Graf Friedrich IV. von Leiningen (Lünig, Reichs- 
archiv XXII S. 382 und Extract bei Böhmer, regesta «npmi 
1246—1313 S. 206 No. 86) hinsichtlich der Besitzungen und Rechtfl 
des Grafen entnehmen, ob damals die in der Urkunde von 1337 
dem Grafen Friedrich III. mit dem Scbloss Hartenbui^ in Nutzung 
zugetheilte Grafschaft (castrum Hartmbuch emn omni&t» reddäSm 
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comecie atUnmübM) noch anmittelbar Tom Reiche zu Lehen 
ging, oder bereite (wie schon 1317 angeblich seit Menschen- 
gedenken) ein Reichaafterlehen der Pfalz war, und ob sie ur- 
sprünglich von den Pfalzgrafen den Grafen in ünterbelehnung 
gegeben oder von Letzteren den Erstereu aufgetragen war? 

Da übrigens in dem LeheusTerzeichniss des Werner von 
Bolanden (bei Köllner, Geschichte von Kirchheim etc. [1854] 
S. 27) alB Lehen der Grafen Ton Leiningen im Jahr 1190 unter 
Anderem das Comitat in Flersheim, Steden, Eschelburnen, Rns- 
Bingen, Widebadwiler n. b. w., sowie das Comitat über Teis 
und über HarfiiDgen, und endlich dasjenige in Gimmensheim auf- 
gezählt sind, nach bekanntem Reichsstaatsrecht aber eio amitatw 
nicht weiter als wie in die dritte Hand lehenweise gegeben 
Verden konnte, so scheint hieraus allerdings zu folgen, dass die 
Graten tod Leioingen ihren Comitat 1190 (noch) selbst in zweiter 
Hand, also unmittelbar vom Reiche hatten. Auch dürfte ferner 
daiär noch später sprechen, dass König Albrecht in der oben an- 
gefnhrten Urkunde den Grafen Friedrich „seinen und des 
Keichs Getreuen" nennt und (ohne Erwähnung eines da- 
ürischen stehenden Berechtigten) erlaubt und gunnt „demselben 
Friedrich and seinen Erben alles Rechtes und Gerichtes 
über sein Land und über seine Leute, das seine Vordem 
TOB Alter an ihnen herbrachten". Freilich könnte man darin 
etva auch nur die Verleihung des Eönigsbannes (ohne Mann- 
schaft) auf seinen eigenen Gütern in der Landgrafschaft erkennen 
vollen I 

Die Urkunden No, 3, 4 und 5 bei Senkenberg, medtdatwnes 
äe unwerso jure d hisioria S. 629 ff. beweisen endlich an einem 
anderen Verhältniss, dass unter Kaiser Friedrich ü. die F&lz- 
grafen nach 1214 gemeinsam mit den Grafen Ton Leiningen 
gewisse Lehen trugen, welche schon 1220 lur die letzteren zu 
pfalziBchen Afterlehen geworden waren. 

Da nun 1220 das alte leininger Grafengeschlecbt im Mannes- 
Etanme erloschen war und Name und Besitzungen desselben auf 
einen Neffen des letzten Leiningers, den Grafen Friedrich von 
Saarbrücken übergehen sollten, so könnte damals oder im grossen 
Interregnum der Pfalzgraf wohl ebenso hinsichtlich der reichs- 
lehenbaren Grafschaft im Wormsfeld, das die leininger Stamm- 
gilter umschloss, wie anderWeit, das neue Haus Leiningen in ein 
AilerlebensTcrhältniss zur Pfalz resp. zur Oblation des ReichlebenB 
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SD dieselbe gebracht haben. Wenigstens hatte dieser Vorgang' 
immer noch mebr Wahrscheinlichkeit, als die Ableitung der pfäi- 
zischen Afterlehensherrlichkeit aus den sogenannten Herzogs- 
rechten, welche die Pfalzgrafen aus der salisch - hohenstaofischen 
Erbschaft (nach Crollius in den Actis acad. polat. HI S. 416 ff-, 
dem Lehmann in seiner Geschichte von Leiningen S. 2 ff. ge- 
folgt ist) erhalten haben sollen. Ein rheinfrankisches Herzogthnm 
mit seinen Attributen dürfte nämlich schwer zu erweisen seiB- 
und noch schwerer der Erbgang der letzteren herab bis zum 
wittelsbachischen Hanse der Pfalzgrafen. Im Frage&U besteht 
jedenfalls eine Lücke seit Ankunft dieses Hauses am Rhein bia 
zum Erscheineu der pfälziscb-leiningenschen LehensverhältniBBe 
hiusichtlieh der Grafschaft im Wormsfelde von rielen Jahrzehnten, 
die kaum urkundlich auszufüllen sein wird. 

Dies Alles jedoch nur zur Abwehr einer Conjectur, nicht zsr 
Einführung einer neuen. Uns genügen vollkommen die That- 
SBcben, dass sicher im Jahre 1317 die Grafschaft, worin di» 
Hartenbui^ und die beiden Burgen Leiningen lagen, fSr eine 
„Landgrafschaft", d. h. für ein ursprüngliches Reichsfabo- 
lehen erkennbar ist; sowie, dass diese damals in zweiter Uand 
schon im Besitz der Pfalzgrafen und nur noch in dritter in 
derjenigen der Grafen von Leiningen war. 

Der Anlaas zur urkundlichen Erörterung dieser VerbältniBse 
war im Jahre 1317 eine Brudertheilung in dem neuen Hanse 
Leiningen, welche die Berufung von Schiedsmännern nnd die E^ 
hebung von Kundschaften beiderseitiger Vertrauensmänner zur 
Schlichtung bestehender Meinungsverschiedenheiten unter den 
Brüdern nöthig machte. Die betreffenden Urkunden von 1316 
bis 1318 sind in den oben erwähnten beiden Processschrülen (in 
jeder) als Beilage No. 2, 3, 4 und 5 abgedruckt nnd entnehmen 
wir denselben Folgendes, 

In einer Kundschaft, welche die Rathleute 1316 vor ihreis 
Sprach über die Verbältnisse der zu theilenden Besitzungen usd 
Rechte von den betreffenden Dorfgemeinden und von den Land- 
gerichtsBchöffen und alten Leuten zu Oggersheim auf deren 
Eid eingezogen hatten, heisst es: „alss sie hant erfahren von iren 
Vorfahren, dass Ogerssheim die Graveschafft sje nnd » 
Lehen rure von dem Herzog von Bayern (Pfalzgrafen bei Rhein), 
und dazu gehöre die Auwe zu Hermingerssheim und 
nichts nit nssgenommen und das Gaet, das da beisset 
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iea GraTen Gaet Das visses sie nit, wie das tod Alter sey 
herkommaD, wann dase es des Qraven Guet je und je tod Alter- 
her geheissen se^e, und wissent nit, wesseu es Eigen eeye oder 
Leben seye." 

Am 21. April (Dooneratag vor St. Georgentag) 1317 erklären 
dann die Rathleute, nämlich die Ritter Hugo von Monseheim, 
Johann von Willenstein und Eberhard von Randeck auf ihre Eide, 
zunächst hinsichtlich der zwischen den Stiefbrüdern Friedrich V. 
nnd Jofriet von Leiningen streitigen „Lantgraveschafft und Land- 
gericht. So sprechen wir, dass man zu Recbt Niemant dann 
einen Lantgraven haben soll. Der soll ein Lantrichter 
sein nnd auch also Herkommens ist von Recht, dass ihr ein vor 
sein Bmder besass und hett die Landgraveschafft und 
die Landgericht, davon dass er der Äelteste war, 
biss auf sein Todt. Darnach irrer Zweier Vatter, der vor- 
genant Bruder (Graf Friedrich IV.), vor sein Vettern und seines 
Vettern Sohne (Emich IV. und V. von der landecker Linie) die 
Landgraveschafft und die Landgericht auch besass und hat biss 
auf seinen Todt und die kein Recht daran hatten. Darumb 
sprechen wir, dass Grave Friederich die Landgraveschafft und 
Landgericht und das dazu gehört, das ist mit Nahmen Ogerss- 
heim und was dazu gehört und das Guet, das da heisset das 
Gravengnt und Erpolssheim, das Gleit und Zoll auf der 
Strassen und die Mannen und Vogteien über die Klöster, 
die in der Landgraveschafft gelegen sint, von Recht haben soll. 
Ohne (d.h. „ausserdem") die zwei Klöster Hayne und Hartungss- 
hausen, die nehmen wir mit Namen auss, davon dass sie auf dem 
Eigen seint gelegen and dass Herr Jofriet nichts mit den Klöstern 
soll zu schaffen bau, wan er nit mit dem Eigen zu schaffen hett 
Ton Recht und er Grave Friedencheo nit daran soll irren. 

Ob nuhe Jemans spreche , dass ander Graveschafften getheilt 
sein, so sprechen wir das dagegen, dass der Grafschafft (solcher 
Graveschafften) Keine kein Lantgericht hatt und kein 
L an tge rieht nit in ist und auch je und je um diese Lant- 
graveschafft und diess Lantgericht alts Herkommen ist, dass sie 
sie getheilt worden und je und je bei dem Eltesten pHeben 
eint und was auch der ein Landrichter und Landgrave nach der 
Lants Recht und Gewonheit. Davon nuhe der Grave Friedrieh 
der Eltst und also Herkommen ist von Recht, dass er die Lant- 
graveschaft und Gericht von Recht soll haben vor seinen Brader 
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Herrn Jofriet und er ihnen nit daran irren Boll, das sprechen wir 
die vorgenannte Rathleuth vor ein Recht u£F unser Eyde." 

Da im Uebrigen die meisten Güter, welche zur Theilnng 
kommen sollten, von den Rathleuten auf obige Kundschaft hin 
nicht als Lehen und nicht als in zweiter Ehe des Grafen Fried- 
rich IV. erworben, sondern ^ altes Eigen erfunden worden 
waren, welche den Kindern erster Ehe nach Landrecht gehören 
sollten, so wurde auch hier dem Sohne zweiter Ehe, Jofiiet, fast 
Alles aberkannt, und nur hin und wider der Nachweis fi-eigestellt, 
dass gewisse Dörfer and Güter Lehen und er nach Lehenrecbt 
mit dazu berufen sei. 

Der Spruch, welcher in vieler Beziehung von grossem rechts- 
geschichtlichen Interesse ist, kam jedoch nicht znr stricten Aus- 
führting , sondern die beiden Stiefbrüder verglichen sich am 
18. October 1317 (St Lucaatag in Diirkheim) in einer für Gott- 
fried weit günstigeren Weise. Doch anch nach ihm erhielt Graf 
Friedrich für sich allein „Ogerssheim die Statt und Land- 
gericht mit allen Rechten, alas sie gelegen sint", während er 
die Wiesen zu Ergolzbeim mit seinem Bruder tbeilte und 
Geleit und Zölle auf der Strassen mit ihm gemeinsam 
nehmen und schirmen sollte. Bezüglich mancher Dörfer bestand 
nach jenem Vertrag noch zeitweise eine Gemeinschaft zwischen 
den Brüdern fort, die aber am 20. April 1318 (Donnerstag vor 
St. Georgentag) ebenfalls durch eine urkundliche Theilung aof- 
gelöst wurde. 

Weder in dem Schiedsspruch noch in dem Vergleich von 
1317 wird des Lehensverhältnisses hinsichtlich der Landgrsfschaft 
zu der Pfalz erwähnt, welches die Kundschaft bestimmt behauptet, 
und die Fassung dieser Eandscbaft von 1316 selbst Hesse be- 
sonders mit Rücksicht auf das zur dienstlichen Ausstattung des 
Grafen offenbar gehörige „Grafengut" wohl zweifelhaft, ob die 
vorher erwähnte Lebenschaft sich nur auf die Stadt Oggersheim 
oder auch auf die Grafschaft selbst beziehen solle, zu deren Fer- 
tinenzen jene Stadt, wie das Grafengut, gehörte. 

Doch enthebt uns eine Urkunde des Grafen Friedrichs V. 
vom 4. August 1323 (bei Krämer, Geschichte des ardenniscben 
Geschlechts H S. 255 No. 10) weiterer Zweifel, weil darin jener 
Graf Friedrich aasdrücklich sagt, dass die Grafschaft uüd 
das Landgericht von den Pfalzem zu Lehen gehe und daBB 
der Pfalzgraf ihm darüber längstens bis kommenden Michaeli 
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Briefe za geben habe. Dasselbe wurde damals beim Verkauf der 
Stadt Oggersheim und anderer Pertinenzstücke der Landgraf- 
achaft ausdrücklich auBgeDommen mit den Worten: gWir habeo 
auch Qsagenommea unser Graveschafft und unser Landgericht, 
der eins ist off Stantbuel zascheu Worms und Franckendal, das 
aader an der Hirstege uff der Primme und das dritte off dem 
Schanpfe, mit allen Rechten, Nutzen und Oewonheiten, als e s off 
uns kommen ist und es her haben bracht bitz off diesen gen- 
«iirdigen Brief vor uns, alle unser Erben und Nachkommen; 
dasB dieselbe Stadt Agersheim und die Bärger derselben Staidt 
mit den viirgenannten Landgerichten nit zu schaffen sollen haben, 
noch zu tun." 

In einem Lehensrerers des Grafen Friedrich YUL von der 
altem Linie für Cburfürst Ruprecht von der Pfalz vom 18. Sep- 
tember 13d8 (Mittwoch nach exaUatio emeis) wird unter Anderem 
der Emp&ng des Grafschaftslehens bestätigt und dessen Bestand 
genauer bezeichnet wie folgt: „zum Ersten die GraveschafFt von 
LjTiingen mit allem iren Begriffe und darzu diy Landtgerichte, 
der lieget eynes zusehen Wormsse und Spier, das beiset off dem 
Stahelbohel, so liget das Ander by Wachenheim off der 
FTyme, das heisset off dem Kaldenberge, so liget das dritte 
off dem Stamp zusehen Stauf und Alsingerbom, dass heisset an 
den Stolon." (Dedactioa und Demonstration etc. Beilage No. 6 
S. 79.) 

Dieselbe Lebensbeschreibung wiederholt sich dann wörtlich 
in allen folgenden Reversen dieser Linie, z. B. in demjenigen des 
Grafen Hesso von 1437 (Deduction No. 8 S. 81), während in den 
Lehensreversen der jüngeren Linie aus Gründen, welche aus ihrem 
Contezt erhellen, jede Specification der Grafschaft unterlassen 
ist. Dort heisst es nämlich im Lehensrevers des Grafen Emich VI. 
für Cburfürst Ruprecht vom 14. März 1398 (feria quinta nach 
OcuU) (Deduction und Demonstration Beilage No, 7 S. 80) nur 
ein&ch: „Zum Ersten so rüret die Qraveschafft von LTuingen 
von dem egenannten unseren gnedigen Herren und der Pfaltza 
za Lehen, die Grave Friedrich (VIII.) von Lyningen enphaen soll, 
ffann der der Eldest ist, als das die TeUungsbrieff asswisseut, 
die uns Altem darüber gemachet baut; was wir da empbaen 
sollen, das empbaen wir, dass wir by unsern Rechten 
(das heisst doch wohl in der Lebensgemeiuscbaft) daran bliben." 
Dud dieser Formel entsprechen dann mutatis mutandis gaoi 
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w&rtUcb die Lahenbriefe der Ffalzgrafen Ludwig UL und IV. für ! 
denselben Grafen von 1424 und 1443. (Länig, ReicbsarchiT \ 
Band 22 S. 392 und 394). 

Eine Beschreibung der äussern Grenze der L a n d grafschaft, , 
welche wir in gedruckten Urkunden bis jetzt nicht entdeckeo 
konnten, giebt Lehmann, l. e. S. 6 ohne nähere QueUeoangabe 
dahin: „Die Grenze derselben nahm ManDbeim gegenüber ihren 
AnEang und zog sich über Oggerefaeim (Agersheim) nach Er- 
polzheim an die Isenach , welcher Bacb nun die Scheidelinie (deE 
ehemaligen Worms- und Spejergaues) bildete bis zu ihrem Ur- 
sprung. Von da wand eich dieselbe an der Grenze des watten- 
heimer Gewäldes und des Stumpfwaldea an Hettenheim vorbä ' 
über die Eisbach nach Ebertsheim und so weiter über Lauters- 1 
heim und Büdeeheim auf Einseltheim jenseits der Primm und ; 
über Frettenheim, Bibetnheim, Uillesbeim, Dolgesbeim und Gunters- 1 
blum wieder bei Dienheim an den Rhein." 

Doch scheint uns diese Begrenzung nach Westen, besonders; 
im Hinblick auf die Maletätte an den Stolen tind die io dem 
Bolandischen Lehensverzeichniss erwähnten, ursprünglich in den 
Comitat gehörigen Orte, keineswegs zutreffend, weil diese danach 
aus den Grenzen der Laudgrafscbaft hinaus äelen. Vielmehr 
mÜBste danach sich die Grafechaftsgrenze von der Isenach nicht 
an die Quelle der Eis, sondern nach derjenigen der Pfrimm hin- 
gewendet haben und dieser etwa schon vom Pfrimmerhof bei 
Breunigweiler über Dreis gefolgt sein. So viel würde aber schon 
aus dem tou Lehmann beschriebenen Bezirk erhellen , dau 
dieser so ziemlich den ganzen linkerheiniechen Bistbumssprecgel 
von Worms umfasst« und dort die hohe Gerichtsbarkeit über be- 
deutende Besitzungen von Zwingherren, Klöstern, Grafen und 
Städten verlieh. 

Das ursprünglich zur Landgrafschaft gehörige Geleit reichte 
auf den ihm bestimmten Linien noch viel weiter, kann aber für 
die Grenzen der Jurisdiction des Landgrafen als solchen 
nicht massgebend sein. (Dasselbe ist in den oben citirten Lehen- 
reversen von 1398 und 1437 in der Deduction etc. Beilagen No.6 
nnd 8 beschrieben.) 1 

In den Grenzen der Grafschaft lagen ausser den davon be- I 
freiten Städten Worms und Oggersheim viele bischöfliche Dörfer, 
Besitzungen der Herren von Bolanden, die Herrschaft Stauf, mehrere 
Dörfer später reicbsritterscbaftlicher Familien, die Klöster Limburg, 
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Ramseo, Rosenthal, sowie viele Besitzungen tod Weissenburg, Pfolz, 
Worms n. A., welche die verschiedenen Zweige des Hauses Lei- 
ningen nur zu Lehen hatten, endlich die meisten alten StammgUter 
der Familie. — Ueber alle diese Liegenschaften und deren Be- 
wohner, soweit sie nicht ausdrücklich davon befreit waren, übte 
das Haas Leiningen durch den Aeltesten der Familie resp. 
der älteren Linie die Grafenrechte auf den drei Dingstätten 
in freien Landgerichten, und deshalb heben die Schiedmänner 
von 1317 (welche selbst zum Theit später reicbsritterBcbaftlichen 
Familien angebörteo, z. B. Randeck) die landgericbtliche 
Jurisdiction ausdrücklich hervor. Deshalb benennen sie auch 
ihrerseits die Grafschaft von Leiningen eine „Landgraf- 
achaft", während diese Bezeichnung in den gleichzeitig von 
den Grafen selbst gefertigten Urkunden und in den pfälzischen 
Lehenbriefen nicht vorkommt, bis sie etwa 1 50 Jahre nachher in 
einer ganz veränderten Bedeutung von diesen hervorgezogen wird. 

Ueber die Uebung der landgerichtlicbea Jurisdiction auf den 
bezeichneten Malstätten, die Art der Gericbtsbesetznng und das 
VerhältnisB der Ritterburtigen zu derselben sind uns bis jetzt 
keine urkundlichen Belege bekannt geworden. Dagegen beweiaeit 
die leiningen sehen Familienurkunden , welche in den oben be- 
zeichneten Streitschriften und sonst in grosser Masse gedruckt 
Bind, dass kurz vor und bei dem Ausgang des älteren, mit der 
Grafacbaß in erster Reihe beliehenen Stammes der Grafen von 
Leiningen, Niemand unter den Betheiligten mehr eine klare Vor- 
Bteliung von dem Wesen der allerdings 1444 wieder von dem 
Letzten der Friedrich'scheo Linie hervorgezogenen „Landgraf- 
schaft" besass. Die Frage, was eigentlich zu der Grafschaft 
von Leiningen, welche untheilbar und ein Seniorat sein und drei 
Landgerichte haben sollte, gehöre, insbesondere ob die alten lei~ 
ningenschen Stammgüter und die Lehen dazu gehörten, wurde 
schon seit 1439 lebhaft zwischen den Stämmen der Grafen Fried- 
rich und Gottfried (von 1317) erörtert und dabei auch die Frage . 
au^eworfen, ob die Tbeilung von 1317 nur eine Mutscharung 
oder eine Grund- und Todtheilung gewesen sei, sowie ob Gott- 
frieds Stamm sich durch die oben berührten Lehensacte in der 
Lehensgemeinschaft mit Friedrichs Stamm hinsichtlich der 
Grafschaft erhalten habe? 

Schon damals wurde nämlich der (1467 wirklich erfolgte) 
kinderlose Tod des Grafen Hesse von Friedrichs Stamm und 
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damit dessen Abgang in männlicher Linie TorauBgeseban. Die 
Verhandlungen über Obiges vor den Käthen der P£slz (abgedmckt 
in Schliessliche Einrede etc. in Sachen Westerburg c. Leimogen 
Beilagen Lit. G, H und N) hatten übiigenB damals, vielleicht 
aus Gründen des pfälzischen Interesses, das sich 
später so rückhaltlos offenbarte, iiir die Linie des Grafen 
Gottfried keinen günstigen Erfolg, nnd selbst die bald nachher 
von Graf HesBO von Leiningen beim Kaiser erwirkte „Wieder- 
aufrichtung der Landgrafschaft" scheint theilweise eine De- 
monstration gegen die Gottfried'sche Linie und ihr Erbrecht ge- 
wesen zu sein. Im Wesentlichen freilich lief sie nur auf eine 
Standeserhöhung zur Befriedigung der fürstlichen Eitelkeit bei 
der Vermählung Hesso's mit der Herzogin Elisabeth von Bayern- 
München hinaus. 

Kurz vor dieser Vermählung nnd im Hinblick auf dieselbe 
erwirkte nämlich Graf Hesso seine Erhebung in den Fürsten- 
Stand bei Kaiser Friedrich III., welcher diese Standeserhöhimg 
in einer Urkunde d.ä. Nürnberg Donnerstag nach Michaeli (I.Oc- 
tober) 1444 folgend er massen motivirt: „Wann nun der wollige- 
bome Hesse, Graff zu Leiningen, unser und des Reichs lieber 
Getreuer, als wir anterweisst seyen, von dem ältesten und 
dem Stamm, der die Landgrafschaft zu Leiningen ge- 
erbt and besessen haben and der dieselbe Landgraf- 
schaft noch inhat und besitzet, kommen nnd geboren ist 
und auch ein sonder Unterschied ist zwischen den Landgraffen 
und Grafen za Leiningen, sein wir vom selben Hessen demüthig- 
lieh gebeten worden, dieselbe alte Landgrafschaft wieder zu ei- 
beben nnd mit mehrer Gnaden mildiglich zu versehen. Daa 
haben wir etc. — dieselbe alte Landgrafschaft zu Leiuingen 
wiederum erhoben und vemeuret etc., — also dass sie nun St- 
basshin in ihren Ehren, Namen und Würden, also dass sich der 
obgenannt Graff Hesse und nach ihme seine Erben, die die Land- 
graffschaft innehaben und besitzen werden, der gebrauchen soll 
als einer gefürsteten Landgraffschaft von dem heiligen 
Beicb und dass sich auch der genannt Graff Hesse and alle 
seine Erben , die dieselbe Landgrafschaft innehaben , fürbass 
Landgraffen zu Leiningen schreiben und nennen und aller Frei- 
heit und Ehren sich recht gebrauchen, auch alle ihre Briefe mit 
Tothem Wachs versiegeln mögen in zukünfUgen ewigen Zeiten* 
(Lünig, Beicbsarchiv Band XI S. 84 ff.). 
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Man siebt sofort, dass die Einleitung dieses Qnadenacts ein- 
fach dasjenige nachspricht, was die Schiedmänner von 1317 zur 
BegriindnDg der üntheilbarkeit der Landgrafschaft ausgesprochen 
hatten, ohn« dass jedoch das Wesen der Landgrafschaft, aJs einer 
reichslehenharen hohen Gerichtsbarkeit namentlich über Freie und 
deren Güter, sowie die Bedingungen ihrer Ausübung, hier irgend- 
vie klar gestellt würden. Man erfälirt deshalb auch nicht, wie 
nnd wodurch denn nun diese „alte" Landgrafschaft „von dem 
Reich" (d, i, des Reichs) eigentlich wieder erneuert werden 
könne und solle? Von dem auf den drei Malplätzen früher ge- 
hegten kaiserlichen freien Landgericht, welches etwa fünfzig 
Jahre vorher noch in den Lehenbriefen mit Bestimmtheit hervor- 
gehoben wnrde, ist namentlich keine Rede mehr und scheint es 
trotz seiner entscheidenden Wichtigkeit also hier, ebenso wie 
anderwärts, 1444 längst vergessen gewesen zu sein. Aber auch 
die „Erhebung" der Landgrafschaft zu einer gefürsteten „des 
Reichs" verliert viel von ihrem Werthe, wenn mim aus dem wei- 
teren Verlauf der leiningenschen Geschichte ersieht, dass diese 
keineswegs mit der Rückkehr der Grafschaft in den 
unmittelbaren Beichslehenverband und der Besignation 
der pfälzischen Afterlehensherrlichkeit verbunden war, was 
doch tiir die Gonstituirung einer wahren Reichsiiirstenwärde 
und namentlich fiir den Begriff einer „gefürsteten Grafschaft" 
nuerlässlich gewesen wäre. Näheres über die sogenannten Fürsten- 
standserhöhungen und gefürsteten Grafschaften imd den wahren 
Sinn dieser Vorkommnisse im 14. und 15. Jahrhundert giebt 
Ficker, Reichsfürstenstand I [1861] §§ 60—62, 104, 135, 140, 
U7, 172. 

Der neue Landgraf stellte übrigens, ganz wie wir dies bei 
fast allen bisher berührten landgräflichen Herren beobachteten, 
seinen Hausbesitz in seinem Titel der Landgrafschaft voran und 
nennt sich in einer Urkunde vom 20. oder 27. Januar, Freitag 
[vor oder nach?] Gonversio Pauli 1447 (Schliessliche Einrede l c 
Beilage M. S. 61) „Wir Hesse Grave zu Lyningen und Land- 
graTe«. 

HesBO starb im Jafare 1467 und mit ihm erlosch die Friedricb- 
sche Linie der Grafen von Leiningen im Mannesstamm, um deren 
Verlassenschaft es alsbald zu heftigen Streitigkeiten zwischen dem 
Repräsentanten des GotUriedischen Stammes, dem Grafen Emich 
von Leiningen und Hesso's nachgelassener Schwester Margaretha, 
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Wittwe des Hemi Reinhardt von Weeterbarg (für iLren SoIid 
Beiobfirdt, der eich später Graf von Leiningen • WeBterborg 
nannte) kam. 

Auf der Seite des Hauses Westerborg stuiden die baden 
Hauptleheosberren der abgegangenen Linie, der Eurfürst tod 
der Pfalz und der Bischof toh Worms, welche Beide dem Hanse 
Leiningen gegenüber hisBicbtlich der von ihnen gegebenen Lehen 
den freien Heimfall derselben behaupteten. Da sich nun Graf 
Emich von Leiningen -Hartenbnrg dem widersetzte, sich alsbald 
z. B, in einer Urkunde in Schliessl. Einreden Beilage K, S. 79 
Tom 15. September, Dienstag nach exaU. crucis, 1467 „Emich 
Lantgrave zu Leiningen, Grave zu Dagspurg und Herr zu 
Aspermont" nannte, auch einen Theil des Erbschaftsgebiets be- 
setzte , so liesB sich der Euriiirst Friedrich II. vom Bischof Ton 
Worms und der Frau Ton Westerburg die Hälfte ihrer dem 
Grafen abzunehmenden Lehen- resp. Erbschaftsstücke für seine 
Unterstützung versprechen und griff dann den Grafen von Lei- 
ningen mit Ueberlegenheit an. Letzterer wurde aus dem "Exh- 
schaftsbesitz nicht nur verdrängt, sondern verlor auch noch meh- 
rere seither seiner Linie gehörigen Besitzungen au die P&lz wegen 
angeblicher Felonie (Lehmann, l. c. S. 171 — 181). 

Das Haus Leiningen verglich sich zuerst unter Emichs VII. 
Söhnen 1506 mit Kurfürst Philipp über alle erlittenen Schäden 
und verlorene Ansprüche und erhielt dafür wieder die Belehnnng 
mit der „Grafscbafft Leiningen, usserhalb der Gerechtig- 
keit, so Landgrauff Hess daran gebebt", sowie als ge- 
sondertes Lehnstück das eigentlich zur Landgrafschaft gehörige 
Wildfangsrecht an gewissen Orten, während sich im Uebrigen die 
Pfelz dasselbe reservirte (Rechtliche Auszüge eta Beilage No. 12 
und !Ko. 8), Die nLandgrafschaft" war natürlich unter dem ein- 
gezogenen Antheil Hesso's und auch Westerburg wurde, obgleich 
der Kaiser zu Köln am 30. September 1475 dem Reinhardt von 
Westerburg die Standeaerhöhung Hesso's bestätigt hatte, nicht 
mehr damit beliehen. Ueberhaupt wird das Wort in den Streitig- 
keiten zwischen Pfalz, Leiningen und Westerburg nicht mehr ge- 
braucht, wobl weil man für dasselbe neben der „Gra&chaft za 
Leiningen", d. i. dem an die verBchiedenen Linien' vertheilten 
leioingenscben Territorialbesitz, ex^a territorio eigentlich keine 
Grundlagen mehr finden konnte und weil namentlif^ die fiarten- 
borger für ihre Besitzmigen noch dea kauerlichui £zeiBtion>- 
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priTÜegien von 1461 und 1470 (Lüsig, BeichsurcliiT XXII S.403 
414) ihrer nicht mehr bedurften , nin ihre Territorien anderen 
Prätendent«! der Landgrafschaft za Terschliessen, 

Der Name nnd die Sache mhten daher fortan mehrere Gene- 
rationen, Mb der Veranch der nanmehrigen Grafen von Leiningen- 
Westerbnrg im Jahre 1615, sich auf Grund ihres Antheils an der 
HesBoniBchen Erbschaft beim E&iser wieder „die ffiretUcbe 
Ehr and Hochheit eines Landgrafen zu Leiningen'^ and damit 
den Vorrang vor dem alten Hanse Leiniogen zu TerechafFen, 
einen Rechtsstreit zwischen beiden ^osem hervorrief (KecfatUcfae 
AuBztige Beilagen No. II S. 12 und 13 nnd Lehmann, l. e, 
S. 242 und 243), der zuerst mit dem heiligen römischen Reiche 
deutscher Nation selber, doch unerledigt, zu Grabe gehen sollte. 
Uebrigens ward dem ursprünglichen Hanse Leiningen am 23. Joli 
1779 die Genugthunng, auf seinen Grafen Karl Friedrich Wilhelm 
vom Kaiser Joseph ü. die von Westerburg vei^eblich erstrebte 
Füratenwärde endlich doch noch übertragen zu sehen, ohne dass 
die „Landgrafschaft" zam dritten Male förmlich ausgegraben 
werden musate (Lehmann, l. e. S. 260). 



Da unsere Aufgabe sich darauf beschränkt hat, nur solche 
Landgrafecbaften ausfuhrticJi zu besprechen, deren Besitzer sich 
wenigstens zu irgend einer Zeit den landgräflicben Titel 
beigelegt haben, so mussten wir ans am Mittelrhein auf die Aus- 
führung der Geschichte der Wonnsfelder Landgrafscbaft be- 
schränken. Dass aber diese in jenen Gegenden noch im 14. Jahr- 
hundert nicht vereinzelt und dass der in dem Spruch von 1317 
angedeutete, die Landgrafschaften vor Allodialgrafschaftan aus- 
zeichnende Besitz eines kaiserlichen Landgerichts auch ander- 
weit hervorgehoben wird, mag hier beiläufig noch mit einem be- 
sonderen Beispiele ans der hessisoben Pfalz belegt und im Uebri- 
gen auf die WeisthSmer bei Grimm aus den Grafschaften Sayn, 
Dietz, Rhineck, Wertheim u. s, w., welche gleiche Zustände er- 
kennen lassen, verwiesen werden. 

In einem Schiedspruch zwischen den beiden Wildgraien 
Emich und Gottfried, welchen Otto von Bickenhacb im November 
1278 erliess, heisst es bezüglich des Nahganes „guod I^icho 
eomes sSvester frtUri suo Oi)defrido comiciam sive landgra- 
viatnm cum jure oHmenie partiri non debet (Grnsner, 
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diplomat. Beiträge Theil 4 S. 215), was also die üntheitbarkeit 
einer GrafBchaft des Reichs bcIioq vor dem oben nna der Bar be- 
richteten Spruch des Hofgerichts Eönig Radolphs wiederholt als i 
bekanntes Recht bestätigt Das Landgericht dieser Grafschaft j 
der Wildgrafen im Nahgau vird bei Gelegenheit ebenfalls aas- 
drücklich faerrorgeboben, z. B, in der Bewidmungsurkunde der 
Agnes Ton Schöneck von 1309 bei Schott, diplomat. Nachricht 
TOD der Winterhauch etc. S, 61 und 62, worin das Witthura ver- 
sichert wird „super comeciam et possessionibus comecie perti- 
nentSms, viddicet väla Monster prope Pingen, vüla Heidensheim, 
viUa Flonkeittt, viUa Wonsheim et saper judieiis ad predidam 
ctmedam spectantihus"* etc. Auch diese Landgrafschaft hatte 
also ihr Landgericht und zwar wird Beides in dem Lehenbrief 
Kaiser Ludwigs für den Wildgrafen Johann von Dhaun 1332 in 
der nothwendigen innem Verbindung ausdrücklich mit den Worten i 
erwähnt als „die Landgrafschaft, die gelegen ist zwischen Mentze j 
und Trier, die die Wildgrafen alleweg von dem Riebe zu Lehen 
gehabt and vonderwegen das Gericht lit zu Spiessheim „uff 
der Locher", d.i. entweder Spiessheim zwischen Wörrstadt und 
Odemheim oder Gau - Spiessheim auch Gaispolzheim jetzt Gabs- 
heim, wie die Eurzgefasste Historie der ErbsfäUe in der 
Gra&chaft Leiningen [1749] Probatio XV § 10 und 11 annimmt. 
Im wild- und rheingräflichen Hause, ebenso wie bei den dem- 
selben gesippten Baugrafen, liegen ausserdem Kauls- und 
Uebeigabsverträge hinsichtlich der ursprünglich vom Reich rele- 
virenden Grafenrechte bestimmt vor, wodurch diese zuerst ganz 
oder theilweise an die Pfalz gelangten, so dass wenigstens bin- 
sichtlich der pfälzischen Rechte an dieser „Landgrafschaft" ein 
Zurückgreifen auf die sogenannten rheinfränkischen Herzogsrechte 
oder eine frühere unmittelbare Reichsbelehnung der Pfalz ganz un- 
thunlich ist. Es darf daher ein ähnlicher Hergang, wie hier, auch an- 
derwärts, wo später die Pfalz die hohe Gerichtsbarkeit und als einen 
wichtigen Theil derselben das sogenannte Wildfangsrecht präten- 
dirte, wie z. B. bei Leiningen mit ziemlicher Sicherheit angenommen 
werden. Zwischen Mainz und Trier sassen in der Grafschaft der 
Wildgrafen übrigens nicht nur viele grössere und kleinere Zving- 
herren und geistliche Stifter mit &eiem Grundbesitz, eondem es 
fanden sich dort mehrere unmittelbare Reichsdörfer (wie z. B. im 
logelheimer Grunde), auch grosse Reichsbnrgmaimschaften nnd 
Gauerbiate, welche die oben erwäluten »Rittergerichte" bei sich 
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2a besonderer Blütbe brachten, zogleicb aber zum r&scheu Ver- 
f&II des freien Landgericbts in dortiger Gegend selbBtrerstäadüch 
entschieden beitragen. 

Bei Grimm, l. e. Band I S. 798 belBst es mit Bezug darauf 
jdaB Gericht des Pfalzgrafen zu Alzey ist mit 14 Schöffen be- 
Getzt, die sollen Bitter sein". Einer derselben «ird zam Schul- 
tbeissen gewählt, wenn aber der Pfalzgraf selbst das Gericht 
braucht, so sitzt der Raugraf mit zwei freien Mannen bei dem 
SchultheisBen, und er „soll hören des Pfalzgrafen Bresten und boII 
die richten, da ihn (den Pfalzgrafen) der Scbaltheiss nit ge- 
liebten mag." 

Dieses dem 14. Jahrhundert entstammende, aber nor in einem 
Vidimns von 1589 erhaltene Weisthum führt nach Oben den 
Satz, dasB jeder Freie nur von seines Gleichen gerichtet werden 
könne, noch ziemlich massig durch, indem hier der Pfalzgraf 
Dur verlangt, dass in seinen Angelegenheiten eine Person von 
hohem Adel den Stab halte, dagegen die „Bitter" als Beisitzer 
auf der Schöffenbank geduldet werden. Diese Letzteren waren, 
wie wir sahen, in ihren eigenen Angelegenheiten nach Unten 
viel anspruchsvoller I 
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UrBprÜBglicb hatten die Burggrafen von Regensbnrg (im 
baieriscben Donaugau) zugleich auch die Landgraischaft im Nord- 
gau (der früh von ßaiern abgerissen und bald za Thüringen, bald 
zu Ost&anken gezählt wurde) besessen. Diese Burggrafen und 
Landgrafen, deren letzter z. B. am 22. März 1194 (in monumaita 
Boica Band XXIX, 1 S. 463) als Otto lancravius de Steveniitge 
urkundlich erscheint, starben jedoch am Ende des 12. Jahrhon- 
derts (1196) aus. Während nun durch die Gemahlin Herzog Otto's 
IV. von Bayern, Eilika von Lengeofeld, eine Erbtochter des stef- 
ling'schen Hauses, die Barggrafschaft Begensburg und die Allodien 
in der Landgrafschaft an das herzogliche Haas gekommen sein 
sollen, finden wir seit 1199 den Landgrafentitel des fränkischen 
Kordgaue bei den Herren TOn Leuchtenberg, welche durch eine 
Schwester der Eilika, Adelheid, ebenfalls steäingische Güter da- 
selbst ererbt haben aollen. Die Grenzen dieses Nordgauee sind 
selbst sehr zweifelhaft and noch zweifelhafter, was darin im 
Beginn des 13. Jahrhunderts noch der reichslehenbaren Grafen- 
gewalt (Landgrafschaft) unterworfen oder was schon dort zu den 
Grafen verschlossenen Territorien geworden war; daher die schwan- 
kenden Angaben in der Bavaria, Landes- und Volkskunde des 
Königreichs Bayern (1863) II, 1 S. 400—429 and bei r. Lang, 
Bayerns alte Gauen 1830, Nordgau S. HO — 128 und t. Lang, 
Bayerns alte Grafschaften und Gebiete 1831 S. 173—177. Die 
unten folgende Grenzbeschreibung von 1362 beweist nur, dttes 
damals die „Landgrafschaft" der Lenchtenberge fast ganz auf 
die Beste ihres eigenen Herrscliaftsgebiets zusammengeschrumpft 
war, ohne dass deshalb ihre frühere grössere Ausdehnung im 
Nordgau nach den sonstigen unten gegebenen urkundlichen An- 
haltspunkten zu bestreiten wäre. 
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Am 10. Jnli 1199 ist Diepddns lantgravius äe Luehin- 
bere Zeuge in einer Urkunde König Philipps und ebenso wird er 
am 14. April 1205 bei einem ätmlicben Aulass genannt (JUbnu- 
metUa Boica Band XXIX, 1 S. 487 und 517). Im Jahre 1237 
(December) beurkundet Kaiser Friedrich II. guod lanegravius de 
Luchenber<A, fidelis noster, obtinuit legiiime corcmi nobis, quod ipse 
iucatam cwrruum per districtum comitatus sui ienere debeat, 
simi antecessores sui ipsum ducatum (Geleit) tenuisse noscuntur etc. 
(Mm. Boica Band XXX, 1 S. 266) und im Jahre 1270 bestätigen 
die Landgrafen Friedrich und Gebhard von Leuchtenberg dem 
Kloster Reichenbach am Begenfluss die von ihren Vor&hren 
^ogenUores) demselben ertheilte Befreiung a judicio provin- 
ciali, guod nostro Bpeädliter cedit jure, welche Befreiung sie dem 
besagten Landgericht befohlen haben, auszufertigen, aepedietum 
prwiHcidle Judicium — donatiOTiem prefatam decrevimws intwvare. 
(Mon. Boica XXVU 8. 65). 

Während bis dahin nirgend ein Anhaltspunkt dafür zu finden 
ist, dasa die später wieder unzweifelhaft unmittelbar reichs- 
lehenbare Landgrafschaft zum Leuchtenberg bereits seit dem 12. 
Jahrhundert in einem Afterlehensrerhältniss zum bayerischen 
Hanse gestanden habe, — das allerdings schon längst und später 
besonders in den plalzischen Zweigen im fränkischen Nordgau 
z. B. nach dem Saalbuch Otto's des Erlauchten zu Regenstauf 
nnd Stevening (Bayaria S. 411) stark begütert war — so er- 
scheinen im Jahre 1283 dagegen zwei Urkunden, welche nicht 
nur beide den Verkauf der Landgrafschaft an Herzog Lud- 
wig von Baiem durch die Landgrafen documentiren, sondern auch 
wenigstens von Seiten des Landgrafen Friedrich das Bekenntniss 
eines schoD vorher bestandenen Lebensverhältnisses enthalten. 
Dieselben sind abgedruckt in Scheid, bibHcfheca historica Gottin' 
gensis 1 S. 207 ff. 

Die erste dieser Urkunden d. d. Happurch 18. October (in 
oäava heati Martini) 1282 beginnt: nos Seinricus langramus de 
LeukeiAerge, filius Gerhardt quondam langravii etc. —^ proteslamur 
quod domino nostro Lodwico ülustri principi, comüi palatino Beni etc. 
d predarissime domine MeeMUde, uzori tgus, Serenissimi BomanO' 
rum regia filie, neenon hai-edä>us eorumdem, partem comecie 
nostre in Leukenberg, Judicium et conductum eidem 
comeeie annexum, que patema suceesaione et jure hereditwio 
nos eonÜngUHt, v&ididimus et ^adiäimus de consensuJtarisairninostri 
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fratris, Friderici junioris hngravii, pro 109 ff dmariortmt n^ 
tisponensiam etc. — cttm omnibus Jimima d dignttatüms , qaestUs 
4 inquirendis etc. 

Während hier nun ausdrücklich gesagt iet, d&BS der Theil 
der Orafschafterechte (comeeia), welche tob den Brüdern des Land- 
grafen Heinrich und Friedrich dem Jüngeren von Lenchtenberg 
verkauft werden, denselben nach Erbrecht aus dem Täterlichen 
Nachlass zugefallen sei, erklärt am 10. Januar (quario idus Janwont) 
1283 d. ä. Ingolstatt ihr oben bereits 1270 genannter Oheim, 
Landgraf Friedrich der Äeltere „quod domino nostro Ludvneo iRu- 
slri cotniti palaüno Reni etc. — vendidimtts et tradidimus etc. — 
pro 1200 fS äenariorum ratisponensium, quarum 500 ad mcmum 
recepimus in presenti, lantgraviam nostram, Judicium et 
conductum cum omnibus suis juribus, horwribus et dignitatänts, 
que noa ab ipso domino nostro duce in feodum reeogaos- 
cimus habuisse. 

Es dürfte hieraus jedoch trotz der oft auegesprochenen 
gegentheiligen Meinung bayerischer Schriftsteller nicht mehr zn 
folgern sein, als dass zuerst Friedrich, der mit seinem Bruder 
Gebhard und später seinen Neffen die Landgrafschaft getheüt 
beaass, sein Theil dem Pfalzgrafen kurze Zeit vorher zu [jehen 
aufgetragen hatte, als er es dann 1283 förmlich, nach dem 
Beispiel seiner Neffen, verkaufen wollte. Dass es sich hierbei nni 
tun die Landgrafschaft im eigentlichen Sinne und nicht implicita 
um Grundbesitz handelte, ist nach dem Wortlaut der Urkun- 
den unzweifelhaft und um so gewisser, als Friedrich zu gleicher 
Zeit über den Verkauf seiner Herrschaft Waldeck besonders 
pactirte. 

Schon in der Verkaufsurkunde des Landgrafen Friedrich 
werden übrigens Vorsichtsmassregeln des Pfalzgrafen sichtbar fiii 
den Fall, dass ihm die Landgrafschaft nicht richtig 
ausgeantwortet werden könne. Von den dafür versproche- 
■nen 1200 ff Heller bleiben nämlich Seitens des Pfalzgrafen 700 S 
deponirt, und zugleich werden demselben vom Landgrafen durch 
Treuhänder verschiedene Güter als Sicherheit für die bis Fast- 
nacht längstens zu vollziehende Tradition der Landgrafecbaft 
übergeben, an welchen er sich für die bereits gezahlten 500 K 
erholen soll, falls der Landgraf d^ Versprochene nicht leistet. 

Es scheint aber trotz aller dieser Voreichtsnaseregeln sdihess- 
lich aus dem ganzen Geschäfte nichts geworden zu sein, denn es 
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findet sich nach dieser Zeit keinerlei directe Spar eines Lehens- 
rerhältnisBeB, noch andererseite eine Handhabung der Land- 
grafschaft im Nordgan durch das pfalz-bajerische Haus mit 
ausdrücklicher Erwähnung dieses Rechtstitels mehr vor. Nur in 
einer Urkunde von 1354 (Begesta Boiea VIH, 299) wird noch 
einmal erwähnt, dass das Geleit von Nürnberg nach Böh- 
men immer dem Haus Leuchtenberg nur vom niederen Land zu 
Bayern als Lehen gereicht norden sei und dass Oberbayem kein 
Recht daran habe. 

Am 28. Januar 1366 land zwischen den Landgrafen Ulrich 
nnd Johann von Leuchtenherg eine Landtheilung statt, bei wel- 
cher allerdings die „Landgratschaft" nicht ausdrücklich erwähnt, 
sondern dem Ersteren nur , Leuchtenberg mit Zugehör etc.", 
dem Zweiten aber die Feste Neuhaus und „das Geleit zum 
Eger" mit Anderem zugewiesen wird. Dagegen giebt Witt- 
mann, Geschichte der Landgrafen von Leuchtenberg (in den Ab- 
handlungen der bajerischen Akademie Band VI 1S50— 52) S. 79 
bis 90 aus der Registratur des früheren Rentamts Leuchtenberg 
eine Grenzbeschreibnng der „Landgrafschaft", welche einem 
zwischen obigen Landgrafen bereits 1362 zu Stande gekommenen 
Erbvertrag zu Grunde gelegt worden sein soll. 

Darin heisst es: nErstlich hebt sich die Gränze beim Fran- 
kenstein, geht hinüber gen Reisach, darin Winruth gelegen, 
bis zum Schauerbach, in demselben zu Berg bis zu dem 
Natzeubronnen, davon gen Poppenrieht mitten in den Kirch- 
tburm, zu Mitte in das Wasser der Pfreimt, darin ein grosser 
breiter Stein liegt, von diesem Stein zu Mitten der Pfreimt hin- 
auf in den Goldbach, von diesem aufwärts bis zu dem (sagen- 
berühmten) kalten Päumleiu auf vohendresser (vohenstrausser) 
Strasse, darin Desberg gelegen; von dem kalten Päumlein auf 
den Steig, so man von Steinach gen Unterlint geht, bis 
mitten in die Fürth des Baches daselbst, von der Mitte des 
Fürths zn den Handkreuzen auf die Brücke gen Erpetshof, 
von da in Lutzenbach, von da gen Tryseul, von da über den 
Berg zu dem Brunnen, von da gen Wilchenried das Dorf, von 
da bis zu den Kreuzen, wo die von WücheDiied gen die Weiden 
gehen, von da zu der Bnpertsbnchen, von dahin als die von 
Edeldorf gen Hamer-Harlasperg gehen, von da zu Mitten 
der Naab herab gen die Stadt Weiden bis zu Mitten auf die 
Naabbru(^en, darauf ein heimlich Gemach steht, von da zu Mit- 
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ten der Naab herab gen Wildenau, von da za Mitten der Naab 
herab in den Scbilterbacb, von da in das Dorf Schittern, 
von da auf Lohau zu Berg wieder auf den Frankenstein. " 

Diese Grenzbe Schreibung deckt nach der sehr detailliiten 
Karte der Oberpfalz, welche Graf Hugo von Walderdorff in der 
Zeitschrift des histor. Vereins fär Oberpfalz und Regensburg 
Band XXVU (1870) veröffentlicht hat, die Grenzen des eigent- 
lichen Herrschaftsgebiets der Leuchtenberge doch nicht ganz und 
lässt in ihren Angaben, welche möglichst natürliche Grenzen auf- 
suchen, weniger eine Landmark, als eine alte Gerichtsgrenze ei- 
kennen. 

Dass früher übrigens die Landgrafschaft wohl den ganzen 
District zwischen dem Regen, der Haidnaab einer* und dem 
Fichtelgebirge und Böhmerwald andererseits umschloss, und nur 
erst nach und nach durch fortgesetzte Exemtionen bis auf die 
„Steinpfalz" eingeengt wurde, das beweisen auch die Nachrichten 
über die VerhältniBse der hohen Gerichtsbarkeit, welche von 
Landeskundigen in der Bavaria zusammengestellt sind. Dieee 
Notizen gehen (S. 458} von Burglengenfeld aus, (S. 460) nach 
Schwandorf und die Naab hinauf bis Erbendorf (S. 481), sodann 
die böhmische Grenze entlang über Falkenberg (S. 633), Von- 
atrausa (S. 642, 649) nach Schönsee (S. 571), Waldmünchen und 
Druck (S. 567), an den Regen bei Nitenau (S. 568) hinab und 
weisen überall auf die Landgrafen als frühere Besitzer der hohen 
Gerichte zu unmittelbarem Reichslehen hin. 

Wittmann erwähnt zum Ueberäuss eines nngedruc^en 
Reicbslehenbriefs des Kaisers Sigismund d.d. Brilnn Mitticfa 
vor St. Otwald (29. Juli) 1439 für die Landgrafen Friedrich und 
Ludwig, und ebensolcher Briefe des Kaisers Karl V. d. d. Worms 
5. Mai I52I und Regensburg 28. Juni 1532 über die Landgraf- 
sohaft und die dazu gehörigen Rechte, als Bergwerke, Blutbann 
ete., was keinen Zweifel zulässt, dass das Geschäft von 1283 aus 
irgend einem Grunde jedenfalls nicht zu dauerndem Becht^bestand 
und zur kaiserlichen Genehmigung gelangte (Wittmann, l. c. 
S. 295, 305 und 485). 

Dem entsprachen auch die ferneren Schicksale der Landgraf- 
schaft vollkommen — die, als es zum Aussterben ihrer Besitzer 
kam, völlig andere Schicksale als das Herrschaftsgebiet hatte. 
Wittmann, l. c. S. 525 ff. specificirt ganz genau den reidu- 
lehenbaren und sonstigen Nachlass der Landgrafen von Leuchten- 
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lerg and zeigt, dass es für den überscbnldeten Allodialnaohlasi 
:eme Liebhaber gab, wahrend die „LandgrafBcfaafb" beim Kaiser 
roD Terstdüedenen Seiten frühzeitig und eifrig erstrebt wurde, 
ülodialerbe war mit den Grafen Ton Manderecheid unzweifelhaft 
ler Herzog Albrecht VI. von Bayern, welcher Mechtilde, Land- 
;räfia von Leuchtenberg, zur Gemahlin hatte, dereelbe legte aber 
venig Gewicht auf die verschuldete ÄllodialmasBe, BOndera suchte 
ichon 1636 bei Kaiser Ferdinand II. nur hiDsichtlich der reiche* 
ehenbaren Landgrafechaft vorsorglich am eine formliche Anwart- 
whaft nach. Er erhielt auch dieselbe, obgleich bereits das her- 
zogliche Haus von Mecklenburg eine .solche für die Hälfte der 
Landgrafschaft von König Max I. vom Jahre 1602 her aufza- 
veisen hatte. Die Ansprüche des Haases Mecklenburg wurden 
zwar geltend gemacht, wohl aber wegen der inzwischen über 
dieses Haus verhängten Reichsacht als erloschen angesehen. 

Als im Jahre 1646 der Landgraf Max Adam von Lenchten- 
berg starb, erhielt deshalb Herzog Albrecht VL die Belehnung mit 
der Landgrafscbaft als Anwärter unbestritten und ersteigerte 
die meisten leuchtenbergischen Besitzungen aus der Concursmasse 
da.2u. Sodann vertauschte er diese „Landgrafscbaft" am 18. März 
1650 an seinen Bruder, den Kurfürsten Maximilian I. gegen die 
Grafschaft Haag, worauf der Kurfürst die Landgrafschaft Leuch- 
tenberg am 5. Juni 1650 seinem zweiten Sohn Max Philipp ein* 
räumte (Bavaria, Landes- und Volkskunde des Känigreiohs Bayern 
(1863) Band II, 1 S. 650). 

Obgleich schon die Landgrafen von Leuchtenberg für die 
Landgrafscbaft eine Stimme im ReichsfUrstencolleg zwischen 8a> 
Tojen und Anhalt gefuhrt haben (Moser, Beichsstände S. 537, 
597) und im sogenannten Quatemiooensystem unter den 4 Land- 
grafen des Beichs aafgezählt wurden, so galten sie doch im ganzen 
Mittelalter nicht als Reichsfürsten. (Vergl. z. B. die Titulaturen etc. 
bei V. Beitzenstein, Begesten der Grafen von Orlamünde (1871) 
S. 179, 233, 234, 238, 242). Die mit der fürstUchen Stimme für 
Leuchtenberg versehene Linie des bayerischen Kurhauses erlosch 
am 1705 unglücklicherweise gerade zu der Zeit, als Kurfürst Max 
Emanuel geächtet war. Es vrurde daher das Reichslehea eingezogen 
und von Kaiser Joseph I. I70S dem neugefürsteten Grafen von 
Umberg übergeben, welcher 1709 von der Stimme im Reiohs- 
fuiBtencolleg Besitz nahm, was ineofem sofort versdiiedene Pro- 
teste hervorrief als Lamberg mit seiner nenen Würde zugteidi dem 
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Platz der alten bayerisch-leuchtenbergisclien' Stimme einnehmen 
wollte, wozu ihm die Berechtigung Ton Verschiedenen lebhaft be- 
stritten wurde, bis der Frieden von Baden dem Kurfürst Mai 
Eraanuel 1714 auch die Landgrafschaft zurückgab. Dieselbe 
wurde seitdem bei dem kurbajerischen Hause als selbstÄndiges 
Fürstenthum verwaltet und später ebenso auf den Kurfürsten 
Karl Theodor von der Pfalz vererbt. Die gegen Letzteren von 
Mecklenburg nochmals erneuerten Anwartschaftsansprüche i&ni 
der Kaiser mit einem privilegio de non appeUando definitiv ab. 

Im Jahre 1817 verlieb König Max Joseph I. von Bayern dem 
Prinzen Eugen von Beauharnais, seinem Schwiegersohne, mit dem 
Fürstenthum Eicbstätt den Titel eines Herzogs von Leuchtenberg, 
welchen die Enkel des ersten Herzogs, die zugleich durch ihre 
Verwandtschaft mit dem russischen Kaiaerhause seit 1852 Fürsten 
RomanofFsky geworden sind, noch führen (Bavaria, 2. c. S. 650), 

Für die innere Geschichte der Landgrafschaft zum Leuchten- 
berg äiessen unsere Quellen sehr spärlich und müssen wir nas 
begnügen, darauf hinzuweisen, dass die unter den Öeissig zusam- 
mengebrachten Detailnachrichten der Bavaria, l. c. auf Seite 4ä8 
und 460 gegebenen Notizen über die Landgerichte zu Burgleng- 
felden. Kaimünz und Schwandorf unsere früheren Ausfiihn^ngen 
über das schliessliche Uebergewicht der Ritterbürtigen in den 
Landgerichten auch für den Nordgau vollkommen bestätigen. 
Das ursprünglich landgräfliche Gericht zu Burglengenfeld wurde 
im 15. Jahrhundert nur noch mit 7 adeligen Beisitzern aus der 
dortigen Bitterschaft besetzt und zwar durch den Landrichter. 
Vor dieses Landgericht gehörten alle Streitsachen über 32 fl. Wertb, 
und über Erb und Eigen von Edelen oder Leuten, die nicht in 
eine Stadt verburgert waren, musste ebenfalls an diesem I,uid- 
gericht Recht gesucht werden. — An dem wesentlichen Erforder- 
niss der landgräflichen Jurisdiction, an jenen kleinen Herrschaften 
„deren Besitzern es zwar gelang, die ursprünglichen faofrechtliclien 
Befugnisse allmälig zu erweitem, obgleich sie hinsichtlich 
ihrer Personen und frei eigenen Güter dem alten 
Grafenbanne unterworfen bliebeu" (Bavaria, l. c. S. 413) 
war in der Oberpfalz bis in die neueste Zeit, nach den massen- 
haften, aber zerstreuten Notizen über die kleinen Grundherren 
in der Bavaria, kein Mangel und deshalb auch bis zu der den 
freien kaiserlichen Landgerichten verderblichen Rechtsumbildung 
ein genügender Boden für die „Landgrafschaft", 
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Dasjenige, was in anderen Gegenden des Zwingherrea im 
Kampfe mit der Landgrafschaft als der neuen „Landeshoheit" end- 
lich noch von ihrer , Herrlichkeit" übrig blieb, entspricht ao ziem- 
lich demjenigen, was in der Oberpfalz (dem Kern des Nordgaus) 
die LandsasBenfreiheit hiess. Nach der Bavaria, l. e. S. 526 
und 527 stand dieselbe nur dem eingesessenen alten Adel auf 
befreiten Gütern von Rechtswegen zu, anderen Personen and 
Adeligen, welche ein nnbefreites Gut erwarben, wurde diese 
Freiheit als Gnade gegen einen bestimmten Geldbetrag ertheilt. 
Unbefreite Personen, als Prälaten, Bürger und Banern, mn^i- 
ten denselben , Abtrag" bei Erwerb eines Rittergutes bezahlen. 

Die Landsassenfreiheit gab ihren Inhabern folgende Rechte: 
befreiten Gerichtsstand in persönlichen Angelegenheiten, 
niedere Gerichtsbarkeit auf den in befreiten Händen ge- 
wesenen Hauptgütem oder einschichtigen Bauerngütern (be- 
schränkt auf sogenannte persönliche Sachen und Handlungen 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit und einen ersten Vergleichsver- 
Buch in dinghchen (häblichen) Sachen, sowie auf die eigenen 
ünterthanen). Besetzung der Handwerke und Gewerbe. 
Brauereigerechtigkeit and Tafernrecht, sehr beschränktes Jagd- 
recht nur auf landgerichtlichen (befreiten) Gütern, Befreiung der 
Hintersassen vom landgerichtlichen Scharwerk (Frohnden). 

Die Landsassenfreiheit war kein Bealrecht, sondern ein per- 
sönliches, welches oft nur für eine Person ertheilt wurde. Durch 
den Besitz einer Hofmark (Dingbof) kam aber noch zu ihr hinzu 
das Recht des Angriffs und der 3tä{;igen Verfestigung des in dem 
Hofbezirk ergriffenen Verbrechers und (nach den Grundsätzen des 
nnvordenklichen Besitzes oft) auch die Malefiz, acHones reales um 
Gmnd und Boden, das Vergantungsrecht , sowie die hohe und 
niedere Jagd. 

Ks bedarf wohl keiner näheren Erörterung, wie hier alle die 
Rechte, welche ursprünglich aus einem allgemeinen RechtB- 
grunde entstanden sind, bereits den Charakter eines Privilegs 
angenommen haben, wie aber trotzdem durch diese Verdunkelung 
überall die zwei unzertrennlichen altdeutschen Grundlagen aller 
Vollberechti'gung in Gericht und'Gemeinde, achtes 
Eigenthum in der Hand eines freien, wehrhaften und darum 
nadetigen" Mannes, unverkennbar uns entgegentreten. 

\ 
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Im Bereich des alten Herzogtlmms Sachsen wird znm erstm 
Mal der Titel eines comes patriae in der BestätigungBnrknnde 
des Erzbiecbofe von Mainz für das Kloster Reinhaosen von 1110 
mit Bezug auf den Grafen Hermann I. von Winzenburg (f 1122) 
und von demselben gebraacht. Nach seinem Tode nennt ihn \IU 
Kaiser Eonrad III. pie record^Utonis Heritnannus comes patriae 
and 1168 Heinrich der Löwe provincialis comes (Leibnitz, 
Seriptores I p. 706 und Origines gudficae T. UI, 24). Dann er- 
Bcheiot sein Sohn Hermann II. schon in einer Urkunde Kaiser 
Lothars von 1129 als Hermatmua landgravius (bei Mader, 
aNfi^ui brunswie. p. 229). 

Von Letzterem erzählt der gleichzeitige anncUista saxo (bei 
Echard, corpus med. aevi p. 593) znm Jahr 1130, er habe dch 
der Anstiftung des Mords an Bnrchard von Lackenheim, einem 
Freunde des Königs, schuldig gemacht, unde rex lAuderus nm 
minima t^ectus animi tristida tum de interitu amici, quum de 
perptirata iiyustieia, casb-um Winceburch obsidime dreumdat H 
eiramtjacentia i^ie eremavit et comitatum ejus (ESerimanm 
praedieto) comUi Lodovieo de Thuringia dedit. Auch das wenig 
Bpätere t^onicon morUis Sereni oder Laaterburg bei Menken, 
Script, n S, 173 nnd der chronographus saxo sagen bestimmtest 
eomitatttm ipsius (Berimanni) dedU (rex) Ludeivieo de Thuringia. 

Letzterer wird nun alsbald in Urkunden für Hersfeld von 
1133 and 1139 bei Wenk, hessische Geschichte, Urkunden* 
buoh U No. 55 and 59 regionarius comes genannt, and von 
seinem Sohne Ladwig heisst es bei Wenk, l. c. No. 69 von 1145 
aosdriicklich : Ludaivico regionario comiie Thwingie secundo ad- 
vocatiam tenente Heresfe^denais eedesiae, sowie derselbe auch schon 
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1140 bei Enchenbecker, hesBiscbe Erbhoföinter addUamen^tm 
A als lantgravius Thuringie bezeichnet wird. Von da an er- 
hält dch dieser landgräfliche Titel in dem Hause des Grafen 
Ludwig mit dem Barte, der ihn noch nicht besass und sich über- 
haupt um 1036 zuerst in Thüringen niedergelassen hatte (We- 
gele, thüringische Geschicfatsquellen I annales Eeinhardsbrutmenses 
S. 3—4, II Chromeon Nicolai de Siegen S. 220, III Düringische 
Chronik des Johannes Rothe S. 250 — 260) bis zum Ausgang des 
MannesstammeB dieses Hauses im Jahre 1247. 

Dass der Landgrafeotitel im Jahre 1130 in diesem Hanse 
neu gewesen sei und mit Uebertragung des dem Landgrafen 
Hermann II. von Winzenburg abgenommenen comOatus zusammen- 
hänge, suchte Wenk, l. e, II S. 725 zu bestreiten, allein er hat 
dabei alles Obige und namentlich sogar die von ihm selbst edirte 
Hersfelder Crkande von 1145 gegen eich: Diese Urknnde be- 
zeichnet nämlich den Landgrafen Ludwig, der als Glied seines 
Hauses der vierte Ludwig war, nach obigem Citate aasdriicklich 
als zweiten cofnes regionarius des Kamens Ludwig nnd diese 
gleichalterige , urkundliche Bezeichnung wird weiter bestimmtest 
in unserem Sinne illustrirt durch die wenig jüngeren annales 
brevissimae (bei Pistorius, sa^ptores I p. 369), welche von dem 
Grafen Ludwig IIL, der zuerst von Kaiser Lothar den reichs- 
lebenbaren Comitat des Hermann von Winzenbui^ erhielt, be- 
richten: in^eratoria latyiHone primus landgravius faetus. Femer 
durch das dironicon Gosecense (bei Hoff mann, scrij^es Imso^ 
Vi p. ni), das sogar denselben Ludwig primum et genere ei 
nomine comUem provincicdem nennt, was endlich die antidles 
breves (bei Eckardt, hist. geneaJog. princip. Saxoniae Superioris 
p. 347) in UDZweidentigflter Weise als Ludovieum Imdgravwm 
kujus nominis primum commentiren. 

„Landgrafen" hatte es nach den oben zuerst angezogenen 
Urkunden von 1110 — 1130 unzweifelhaft schon vor Ludwig in 
Sachsen - Thüringen gegeben; er war also nur der Erste seines 
Hauses (geaeris) nnd seinea Namens Ludwig (nominis). Den Lfmd- 
grafentitel hatten aber vor dem Grafen Ludwig nur die beiden 
Winzenburger geführt, während feststeht (Wegele, thüringische 
Oeschicbtsquellen I Einleitung S. IX bis X, Zeitschrift des Ver- 
eins für thüringische Geschichte Band VIH [1871] S. 182 und 
T, Reitzenstein, Regetten der Grafen von Orlamünde, Bayreuth 
1871), dass vorher schon die einbeimischen Grafen von WeiDUU> 
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Orlamfinde, welche 1112 ansstarben, mit dem Königsbana in jeueo 
Gegenden Tbüringens , in welchen sich epäter die Landgrafschaft 
vorfindet, vom Kaiser belehnt waren. Da sowohl daa ans Bayern 
Btammende winzenburgische Haus, wie auch die Familie des Grafen 
Ladwig eingewanderte Geschlechter waren, so wiederholt sich 
hier bezii^ch des Erscheinens des Landgrafentitela nar dieselbe 
Wahrnehmung, welche wir anderweit gemacht haben, indem sie 
zugleich die vordere Deutung desselben bestätigt. Die Meinung 
Wenk's, welcher gern die landgräfliche Würde des Grafen Lud- 
wig III. höher biuaußuhran möchte und schon vor der Absetzung 
Hermanns von Winzenburg für jenen Ladwig, neben dem hierbei 
erworbenen Comitat, noch eine zweite reichslehenbare Graf- 
schaft (Landgraf Bchaft) annehmen wollte, von welcher bereits die 
Familie Ludwigs mit dem Barte sich de Tkuringia oder eomäes 
de TMtrwgia genannt hätten, widerspricht zunächst direct obigen 
Quellenangaben. Femer giebt aber anch der Sachsenspiegel UI, 63 
§ 2 den nnnmstösslichen Beweis dafür, dass es stets in Sachsen- 
Thüringen nur eine Landgrafschaft gab, indem er ausdrücUich 
die sieben einzigen Reicbsfabnlehen au&ählt, die sich im Be- 
reich des Sachsenlandes im weiteren Sinne vorfanden. Es sind 
diese das spätere (kleinere) Herzogthum, die Plalzgrafschaft, die 
Markgrafschaften zu Meissen, Brandenburg nnd in der Lausitz, 
sowie die Landgrafschaft in Thüringen nnd die Grafschaß; zn 
Aschersleben. Da nun im Jahre 1130 nachweisbar letztere 
Grafschaft nicht im Besitz der Winzenbui^er war und ausser 
dieser nur noch die spätere „Landgrafschaft" als ein gräfliches 
Beichsfahnlehen übrig ist, welches der Kaiser etwa hätte, wie er 
that, einziehen können, so ist vollständig erwiesen, dass der dem 
Grafen Ludwig von Thüringen neu verliehene comüatus eben 
diese Landgrafschaft war. 

Ueber Lage nnd Umfang der thüringischen Landgra&chaft 
haben wir nur sehr unvollkommene Xachricbten in der l^enda 
St. Sonifacii (bei Menken, scriptores I S. 845 fE), welche die 
Grenzen des »alten Thüringen" nach Norden bis zam Harz, 
nach Süden bis zum Frankenwald, nach Osten bis an die 
Saale und nach Westen bis an die Werra reichend umschreibt. 
Jeden&lls irrt Wenk, wenn er die Landgrafschaft ursprünglich 
auf das Landgericht am Leinberg bei Göttingen beschränken will, 
da urkundlich eine ganze Reihe den Landgrafen gehöriger, vom 
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Leinberg sehr entfernter Gerichtsstätten schon im 13, Jahrhandert 
bekannt sind. 

Ueber die Be&gnisse, welche in dem Landgrafenamte, 
das König Lothar dem Grafen Ludwig tod Thüringen verliehen, 
gelegen haben sollen, hat eich die patriotische Phantasie der 
älteren hessischen und sächsischen Schriftsteller oft und sehr er- 
hitzt, allein ihre Ausschmückungen und gewagten Beweisführungen 
sind längst an der unerbittlichen WirklicLkeit, wie sie die älteren 
Quellen und die Urkunden zu Tage brachten, zu Grunde gegangen. 
In Thüringen und beziehungsweise iu Hessen war die 
Landgrafschaft ebenso wenig jemals die Ober- und 
Groesgrafschaft, Yon welcher bereits mehrfach die Eede war, 
wie irgend sonst in einer Gegend, in welcher wir einer 
„Landgrafschaft'' begegnet sind. Dass die Landgrafen von Thü- 
ringen sich auch nach dem Jahre 1180, welches die Trennung 
des Herrenstandes in illustres und magnates bezeichnen dürfte, 
bei dem Reichsfürstenstande erhielten, während alle anderen 
Landgrafen, selbst diejenigen aus dem Hause Habsburg, seitdem 
nnr zu den Magnaten (einfache Grafen und Herren) gezählt 
wurden, lag nicht in der Natur der thüringischen Landgrafschaft 
als eines Fürsteothums, sondern in den unten näher zu erörtern- 
den persönlichen Verhältnissen jener Landgrafen selbst. Vor 
dem Schlüsse des 12. Jahrhunderts galten alle Grafen des Reichs 
ebensowohl als Fürsten, wie die Herzöge, Pialzgrafen, Land- 
grafen n. B. w. 

Deshalb ist es vor Allem ein grosser Irrthum gewesen 
schon aus dem Umstände, dasa der erste Landgraf Ludwig in 
Thüringen schon vorher, wie seine Vorfahren, sich comes de Thu- 
ringia genannt hatte oder nennen liess, iiir dessen Haus eine 
bevorzugte Stellung dort herzuleiten. Abgesehen davon, dass 
letztere nur durch eine Beichsbelehnung zu erlangen gewesen 
wäre, welche, wie wir sahen, Ludwig mit dem Barte und seine 
nächsten Nachkommen noch nicht hatten, so ist auch urkundlich 
gewiss, dass Ludwig nicht der einzige Graf in Thüringen war, 
und dass er steh nicht allein „von Thüringen" nannte. Es werden 
z. B. in den Annalen auch manche Grafen von Schwarzburg und 
nach der oben angeführten Zeitochrift Band VIII S. 183 und 190 
solche von Weimar, Eefemburg u, s. w. öfter einfach als comües 
de Tktmngia aufgefiUirt, auch kam unter den einheimischen Grafen- 
häusern dasjenige Ludwigs mit dem Barte erst ziemlich spät zu 
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grösserem Ansehen und Einfluss. Wie letzteres geechab, liegt im 
klarsten Liebte der Geschichte; es erfolgte an&ngs (vergl. nament- 
heb Ännales SeinharäsWunnenses S. 81 £f.) wesentlich durch Käufe, 
Heirathszubringen und namentlich durch Uebemabme geist- 
licher Lehen. Ludwig mit dem Barte war nach obigen Annalen 
als mainzischer Vicedom zuerst nach Thüringen gekommen, wo 
er sich im Gothaischen bei Friedrichsrode und im Loibewald 
niederliess und dann eigene Güter zusammenkaufte und erhei- 
rathete. Zum Bau der Scbaaenburg bedurfte er nocli, 
vie andere blosse Zwingherren, der Genehmigung des Gra- 
fen jener Gegend. Seine Nachkommen sowohl wie die anderen 
gräflichen Familien Thüringens waren nach dem Zeugniss der Ur- 
kunden und aller Localhiatoriker (vergl. z. B, hinsichtlich der da- 
mit zusammenhängenden Vererbung der Grafschaft Beicblingen 
die mehrerwähnte thüringische Zeitschrift VIII S. 186 S., hinsicht- 
lich der Grafschaft Weimar - Orlamünde die erwähnten ßegesten 
S. 279 und Micfaelsen, Urkundlicher Ausgang der Grafschaft 
Orlamünde, Jena 185G) sämmtlich entweder Besitzer allodialer 
Herrschaften, auf welchen ihnen der Comitat (Grafenbann) nur 
über ihre Hintersassen vom König ohne Mannschaft verliehen 
war oder sie trugen von der dortigen reichslehenbaren Grafen- 
gewalt esimirte geistliche Güter zn Lehen. Keiner dieser 
sämmtlichen Herren aber stand in einer Reicbslehensverbindung 
und es besass deshalb auch unter keinen Umständen einer der- 
selben einen richterlichen Einäuss auf fremdem Gebiete, wie 
ihn die Landgrafschaft bedingte. Der Boden für Letztere lag 
anderswo und wurde verbältuiBsmässig spät bereitet. (Vergleiche 
auch Wegele, thüringische Oescbichtsquellen Einleitung za den 
annales Beirüiardsbr. und die Stellen dieser Annalen S. 33 Zeile 26, 
S. 36 Zeile 1—10, S. 40 Zeile 25 ff.) 

Noch im Jahre 908 oder gar 912 hatte das thüringer Land, 
wenigstens theilweise, unter den Markgrafen des limes sorabictts 
gestanden und war zuerst unter dem Herzog Otto dem Frlauchtea 
oder dessen Sohn, dem späteren König Heinrich, mit dem Herzog- 
thum Sachsen im alten Sinne vereinigt worden. Wilhelm IL, Graf 
TOn Weimar (f 1003), heisst Herzog der Thüringer und Wil- 
helm IV, aus eben diesem Hause (f 1062) war nicht nur Graf 
von Orlamünde und Weimar, sondern auch (1043) Pfalzgraf in 
Sachsen und (1046) Markgraf zu Meissen und im Osterlande 
(Regesten Stammtafel H). Erst in dieser Zeit dürfte die Möglich- 
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keit einer OrganisatioQ des Laades nach der GauverfasBuiig ein- 
getreten sein, weil dieae freie Leute mit achtem Eigen voraus- 
setzte, die unter Königsbann standen, der bekanntlich den 
alten Markgrafen, als blossen Militärgouverneuren von Grenz- 
districten, fehlte. Jedenfalls war aber diese Gaueinrichtung schon 
wieder zer&tlen, als Ludwig mit dem Bart in Thüringen einzog, 
da er als Vicedom eines geistlichen Stifts gerade ein bereits aus 
dem Grafengerichtsverband wieder ausgefallenes Ge- 
biet zu verwalten hatte. In ähnlicher Weise hatten sich alle 
grösseren weltlichen Familien, wie die Grt^en von Weimar und 
Orlamünde aus dem (neuen) askaniscfaen Geschlecht, die von 
Schwarzburg, Eefembarg, Beichlingen, Henneberg u. A. davon 
emnncipirt, doch erübrigten zur Uebuog der reichslehenbaren 
hohen Gerichtsbarkeit im ächten Grafendinge immerhin 'auch hier, 
wie anderweit, noch eine Reihe von eigentlichen Krongütern und 
Güter und freie Einwohner, welche nicht jenen Zwingherren unter- 
worfen und landsässig, sondern reichsunmittelbar waren. Die 
Existenz derselben lasst sich nicht nur aus der Aufzählung der 
fdnf königlichen Pfalzen in den Städten Oruna bei Göttingen, 
Walehausen, Werl-Goslar, Altstede und Merseburg darthun, wo 
der König nach dem Sachsenspiegel „ächten Hof 
halten sollte, wenn er nach Sachsen kam, sondern noch mehr 
durch häufige urkundliche Nachrichten über gräfliche Juris- 
dictionshandlungen in Angelegenheiten Reichsunmittelbarer, welche 
auf den Malstatten des Leinbergs hei Göttingen, zu Duderstadt, 
Mittelhausen und sonst in Thüringen vor ächten Landdingeu 
vorgenommen vmrden. 

Sodann führt Tittmann, Heinrich der Erlauchte I S. 55 ff. 
ausser obigen Pfalzen noch viele sonstige Reicbsgüter in Thü- 
ringen speciell mit urkundlichen Belegen auf und erwähnt femer 
die Vögte von Weida, Gera, Plauen als Keichsvögte, sowie 
Erfurt, Mühlhausen und Nordhausen als ursprünglich in der Land- 
grafschaft Thüringen gelegene Reichsstädte. Es gab demnach 
neben den mancherlei gräflichen Territorien in Thüringen und 
neben den Stiitsgütem, welche der ordentlichen Jurisdiction eines 
kaiserlichen Landgerichts entzogen waren, auf den beträchtlichen 
Reichsgütem und über die kleineren Zwingherren und freien 
Bauerschaften im 12. Jahrhundert einen hinlänglichen Raam für 
die Thätigkeit eines kaiserlichen belehnten Richters. 

Die Verwaltung dieser hohen Gerichtsbarkeit war es denn, 
11* 
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welche nach den obigen Quellen zuerst daa ansgestorbene , ältere 
Geschlecht der einheimischen Grafen von Orlamünde-Weimar iane 
gehabt, hierauf im Jahre 1110 den Grafen von Winzenbnrg Mni 
zwanzig Jahre nachher den Grafen von Thiiringea aus dem Hause 
Ludwigs des Bärtigen als Reichalehen übergeben worden war 
und die, da sie über die Hausbesitzungen der Beliehenen weit 
hinausreichte, als eomUaius pcUriae, provincicdis, regionarius be- 
zeichnet wurde. 

DasB dieses Landgrafenthum ganz gleichbedeutend mit dem 
Grafenamte im alten Sinne war, bestätigt nicht nur der mehr- 
genaunte höchst competente Herausgeber der Thüringischen Ge- 
schichts quellen l. c, sondern es ergiebt sich unwiderleglich aus 
den vielen bei Tittmann zusammengetragenen UrkundenbelegeQ 
über die richterliche Thätigkeit der Landgrafen im Einzelnen auf 
verschiedenen thüringischen Gerichtsstätten , wobei die Gerichte 
von den Landgrafen seibat, wie von dem übrigen Herrenstande 
für persönliche Angelegenheiten benutzt und als ächte Diuge, 
Landdinge, placita legitima, placita communia, ausdrücklich be- 
zeichnet werden. (Vergl. Tittmann, Heinrich der Erlauchte I 
S. 28, 115, 117, 121—123, 125, 128, 129 und 131, und thüriD|. 
Zeitschrift VIU S. 192.) Letztere bedeutungsvolle BezeichuQQg 
findet sich unter Anderem z. B. in Urkunden aus Buttelstädt 
(1120), Thomasbrück (1327) und Gotha (1350); es ergiebt Bich 
also daraus, dasa die Angaben der oben erwähnten legenda S. Sony 
facii, als seien diese Gerichtsstätten dem im 1 3. Jahrhundert ur- 
kundhch oft genanuten Landgericbtssitz Mittelhausen unter- 
geordnet gewesen, als die vier Stühle zu Gotha, Thomasbrückea, 
Weissensee und Bottelstädt, völlig grundlos sind; was freilich bei 
der ganzen Darstellungsweise jener ziemlich jungen Quelle (von 
1513) kaum zu verwundern ist. Zu allem Ueberäuss beweisen 
sogar die Thatsachen, welche Tittmaun, l. c. S. 123 beziig- 
heb bestimmter Geschäfte angiebt (und an welche wir uns mit 
mehr Vertrauen halten, als an seine eigenen Deductionen) ioso- 
fern ebenfalls, dass keine der genannten Landdiogstätten vor der 
andern einen Vorzug hatte, als dort (wie auch in der Schweii 
u. s.w.) sehr häufig die auf einem mallus begonnenen Geschäft« 
auf einem anderen zum Abschluss gebracht resp. fortgeführt 
wurden. 

Nach der phantastischen Art, wie die legenda S. Bomfim 
die Gründung des Landgerichts Thüringen durch Karl den Groseeü 
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«rzäfalt and das Heine Mittelhaasen ale dessen einziger Sitz dabei her- 
vorgehoben wird, könnten höchstens die Schilderung der AeuBserlich- 
keiten bei der Gerichtshegung , sowie die Behauptung, dass dort 
nur Leute vom Herren- und Ritterstande Schöffen gewesen seien, 
auf eine ältere Quelle der Legende hindeuten und etwa den Zeit- 
punkt der Entstehung der letzteren im 14. Jahrhundert vermuthen 
lassen. Hinsichtlich der Gerichtsbesetzung heisst es nämhch im 
Caput Vni jener Legende (Menken, scrtptoris I S. 845) zuerst: 
{Bex Carolus) dam ei (lantgravto) auctoritatem ut de natis Tku- 
ringiae comüibus satis vüa et moribm ac in ionis iemporcUibus dt- 
latos sex eligerd, qui sex, una cum lantgravio, adhuc sex de optimis 
d senioribus terrae digere debent, qui duodecim lantgravio jurare 
debent de administranda justitia sine dolo, und dann weiter l. c. 
S. 846 posiio d omato hHundli, lantgravius cum suis assessoriius 
sive scabitiis etc. Obgleich hier schliesshch die Gerichtsbeisitzer 
Qoch Schöffen heissen, ao beweist doch der vorher geschilderte 
Wablmodus, dass die Schilderung nur noch eine Zeit kennt, 
in welcher am thüringischen Landgericht die üühere Zulassung 
Ton bürgerlichen und häuerlichen Elementen zum Schöffenamt auf 
den mallis legitimis gänzlich vergessen war und man das alleinige 
Recht der Ritterbürtigen (_die hier zur Erhöhung des Glanzes als 
Dur dem Grafen- und Herrenstande augehörig beschrieben werden) 
bereits als althergebrachte Sitte ansah. Mit dieser ziemlich späten 
BQd vereinzelten Auffassung der Schöffenbarkeit au einem Land- 
gericht contrastirt zwar auf den ersten Blick die sehr umständ- 
liche Schilderung der Gerichtshegung, des Aufputzes der Schran- 
ken etc., welche älter und einer eigenen Anschauung entnommen 
Bcheint. Bei näherer Betrachtung erglebt sich aber, dass auch 
diese ganze Darstellung nur auf einer ziemlich einseitigen Tra- 
dition beruhen kann und lediglich der sagenhafte Aufputz von 
einem frühe verschollenen Gerichtsplatz ist. Die Schilderung 
enthält nämlich zwar ganz richtige Angaben über die Verband- 
lungsweise im ächten Ding, im Gegensatz zu den gewöhn- 
lichen Verhandlungen auf jenem mallus, sie vermischt aber diese 
richtigen Mittheilungen nicht nur im eapui IX, wo sie von angeb- 
lichen thüringischen Privilegien spricht, in einer für einen Mit- 
lebenden und Zuschauer der dortigen Gerichtspäege geradezu an- 
möglichen Weise mit völlig Unverstandenem, sondern sie macht 
anch in ein&chen, jedem Zeitgenossen nnbedingt geläufigen 
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Funkten, vie z. B. in der Angabe der feststehenden Tftge üir die 
UDgebotenen Dinge, völlig irrige Mittbeilangen. 

Während aus dem längst verscholleneD , weil früh von der 
LandgrafBchaft abgekommenen, Landgericht zu Mittelhaasen sagen- I 
haft ein Kitter- oder gar Fürstengericht in eaput Vin gemacht 
wird, wie es nnr einem Anhänger der ritterbürtigen Forderungen 
des 14. Jahrhunderts vorschweben konnte, enthält caput IX der 
tegenda S. Bonifadi eine auf noch späteren Anschauungen be- 
ruhende schematische Eiotheilnng von „alt Thüringen" in viei 
Quartiere, deren jedes eine Ganmatstätte, ein geistliches Send- ' 
gericht und eine gräfliche Herrschaft (comitivä) enthalten haben 
soll! Dort heissen nämlich im Schlasssatz die vier angeblichen . 
Dingstühle „Vogteien", eine Benennung, welche deutlichst nur 
in einer Zeit geläufig gewesen sein kann, wo die kaiserlichen 
Landgerichte als ScböfTengericbte überhaupt längst in Vergessen- 
heit gerathen und die wesentlichen Attribute derselben an die 
früheren Vögte und ihre Gerichte übergegangen waren, also im 
15. Jahrhundert, auf welch letztere Zeit auch die Spielerei mit | 
der Vierzahl (Quaternionen) hindeutet. 

So viel zur Beseitigung der Legende und ihrer Fabeln; die 
Wirklichkeit, nämlich dass nicht nur allein die Landgrafen, 
sondern auch andere Grafen in Thüringen „Landgerichte" hatten, 
sowie dass crstere für dieselben ihrerseits auch mehr als vier 
maUi legüimi zur Verfügung hatten, braucht nach obiger Dar- 
legung der Staat srechtli eben Verhältnisse im mittelalterlichen Thü- 
ringen nnr noch angedeutet zu werden. Urkandlicbe Nachrichten 
über Landdinge, welche andere Grafen in ihren Gebieten hielten 
und wobei dieselben, ebenso wie die comites provinciales, an ihrer 
Stelle Landrichter sitzen hatten, finden sich bei Tittmann I 
S. 29, 30, 121, 127, 128. Danach sasB der Pfalzgraf zu See- 
hausen, der Graf von Rabenwald zu Wolmirstädt und Lüchows 
zu Gericht. Dass der Graf von Beichlingen noch am SchlnsEä 
des 12. Jahrhunderts mit dem Landgrafen auf ganz gleichem 
Fnsse verhandelte, ergieht auch die Erörterung über die Eot- 
stehung der Stadt Weissensee und sonst in der Zeitschrift VHI 
S. 195, 211, 212 und der erste Anlass zum Verlust der Graf- 
schaft Weimar in der Mitte des 14. Jahrhunderts wurde (nach der 
oben von Klichelsen citirten Schrift freilich fälschlich) gerade 
in dieser Art des Auftretens eipes Grafen von Orlamünde gegen 
Landgraf Friedrich (1342 — 45) sagenhaft gesudit. 
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Bei anderen Gelegenheiten erscheinen, wie in allen anderen 
Xandgrafschaften, anch in Thüringen Grafen nehen dem Land- 
grafen oder als dessen Ersatzmänner (Landrichter) an seinen 
Gerichten, was, wie überall, auch hier entweder auf momentane 
"Vertretung wegen rechtlicher Abhaltungen des Landgrafen oder 
mitunter wohl auch in späterer Zeit schon anf eine Afterbelehnung 
mit einem Landgericht, wie im Elsass nnd der Schweiz u. s. w. 
bindeutet. Dass aber selbst Glieder des landgräflichen Hauses 
in dieser Weise einfach' committirt wurden, finden wir in der 
Urkunde bei Schminke, monum. Hass. II S. 400 von 1241, wo 
Landgraf Hermann der Jüngere auf dem Leinberg als comes 
ffassiae et dominus terrae prope Laynam , eoram nobilibus et com- 
muni populo zu Gericht sitzt und eine Auflassung yornimmt, wäh- 
rend zu Duderstädt dieselbe Handlung, zur grössern Sicherheit, 
in judicio gloriosi privdpis Heinrici senioris, coram — sadteto, 
nobilibus, burgensibus et plfhejis, wiederholt wird. 

Wenn nun zwar in Thüringen so wenig wie anderwärts die 
Landgrafschaft an sich eine gewisse Landeshoheit über andere 
Reichsunmittelbare mit sich brachte, so war ihre Ent'erbung doch 
immerhin ein Vorzug, den auch die mächtigsten Herren der Ge- 
gend im 12. Jahrhundert erstreben mochten und an dessen Ver- 
leihung die Kaiser stets wohlberechnete politische Absichten 
knüpfben. Der König suchte nämlich damit, entsprechend der 
von den Ottonen langst iuaugurirten Politik, dem Reiche die 
mächtigen Landherren als Vasallen zu rerpäichten und diese 
nahmen gern das Lehen, weil es ihnen nach dem Stande der 
Sache wenigstens factisch eine jurisdictio in territorio alteno 
(wenn nicht über Grafen, doch über die kleinen, nicht mit dem 
Banne beliehenen Herren und Stifter) gab und weil ihnen, seit- 
dem aller Reichsdienst Lehendienst war, der Eintritt in den 
Reichsl eben verband mit einem Fahnlehen das formelle Recht 
gab, an den Reichsgeschäften als Stände Theil zu nehmen. Dar- 
auf bezieht sich denn namentlich der Ausdruck prindpaias, 
Fürsteoamt, in den Quellen des 12. Jahrhunderts, welcher hier 
einen Vorzug andeutet, der zwar bereits dem Ilerrenstande, wel- 
cher ihn ebenfalls besessen, Terloren, aber wenigstens noch allen 
Fahnlehen gemeinsam war. Das „Fürsten thum" charakterisirt 
sich danach nicht durch gewisse berrorragende Regierungs- 
rechte in einem reichslehenbaren Territorium, sondern durch 
die mit dem Besitz eines Territoriums und der reicbslehenbarea 
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Grafenrechte darin (und darüber hinaus) verbondenen Stand- 
achaft in ReicliBsachen. 

Alle vom König mit Fahnlehen Beliehene, mochten sie Her^ 
zöge, Pfalz-, Mark-, Landgrafen oder Grafen heissen, waren, wie 
bereits oben gesagt, damals noch prinäpes (Fürsten oder Fürsten- 
genossen) und den Grafen entging später dieser Vorzug im All- 
gemeinen wohl nur deshalb, weil viele derselben ihre Graiscbaften 
nicht mehr unmittelbar aus der Hand des Eöniga, also in 
zweiter Hand hatten, sondern (wie viele Landgrafen) nur als 
Aftervasallen in dritter Hand. Sowie wohl aucb, weil sie dadnrch 
(oder in anderen Lehensbeziehangen) bereits Mannen anderer 
weltlicher Herren geworden waren und damit ihren Heer- 
scbild ebenso den unmittelbaren weltlichen Reichsieh enträgem 
(Reichs für sten) gegenüber gemindert hatten, wie diese den geist- 
lichen Reichsfiirsten aus einem ähnlichen Grunde nachstanden. 

Dies traf im Einzelnen, wie wir sahen, auch Leute mit höhe- 
ren Titeln als dem Grafentitel, z. B. die Ffalzgrafen von Tübingen, 
die Herzöge von Urslingen und Teck, die Markgrafen von Hoch- 
berg, viele Landgrafen u. s. w., und die alte Ansicht, dass alle 
höheren Titel und zusammengesetzten Grafentitel f |i r s 1 1 i ch e 
seien, ist damit hinfällig. Dass der Landgraf von Thüringen unter 
allen Landgrafen um 1180 allein beim Fürstenstande blieb, ver- 
dankte er offenbar, wie mehrfach erwähnt, nicht seiner staats- 
rechtlichen Würde, sondern seinen von obigen Fehlern frei ge- 
bliebenen Lehensverhältnissen. 

Seit der Erwerbung der Landgrafschaft war das Haus Lud- 
wigs des Bärtigen nämlich stets an Ansehen gewachsen, pasaive 
LehensverbinduDgen hatte dasselbe nur mit geistlichen Fürsten, 
besonders mit Mainz, ausser mit dorn Kaiser eingegangen, durch 
active Lehensverhältnisse war es dagegen zum Lehensherm fast 
aller ihm benachbarten thüringischen und hessischen Grafen- and 
Herrengeschlechter und einer zahlreichen Ritterschaft geworden, 
indem die Landgrafen an diese ihre vielen ererbten und erheira- 
theteu Besitzungen zum Theil wieder als Lehen hinausgaben, 
theils auch jede Gelegenheit zu benutzen wossten, wo ein Ge- 
schlecht durch sauften Druck oder sonst zu Lehensaufträgen ge- 
bracht werden konnte. 

Ein grosser Lehenhof war somit die Grundlage 
der 1 and gräflichen Hausmacht, nicht eine „Obergraf- 
schaft' von Reichswegen, wie sie Estor, originea juris puNict hu- 
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siaci S. 138, wohl gestützt auf die Chronik Bothe's (bei We- 
gele, I. c. S. 287), mit grosser Sicherheit behauptet, igdem er 
sogar zwölf bestimmte Grafenhäaser in Sachsen, ThüringeQ und 
am Harze aufzählt, welche 1130 dem Grafen Ludwig vom Kaiser 
als ihrem Provinz- und Grossgrafen untergeordnet worden sein 
sollen. Dass die von Estor so schon vor siebenhundert Jahren 
Mediatiairten völlig unabhängig in dieser Richtung vom Land- 
grafen waren, ist bei Tittmann, l. e. S. 25 — 30 und 115 fT., 
sowie an den oben bereits erwähnten speciellen Beispielen in der 
thüringer Zeitschrift VIII S. 177 vollständig nachgewiesen. Nach 
einem Spruch vom 2. Juni 1456 wurden sogar die damals schon 
sehr herabgekommenen Grafen von Orlamünde noch immer für 
„geforstete Grafen und Herrn von sich selber" und 
der Graf von Gleichen für einen „Graf vor selbst" erklärt, 
deren Güter nicht i n herzoglich sächsischen Ländern lägen 
(Reitzenstein, Regesten S. 232) und damit deren Reichs- 
unmittelbarkeit ausdrücklich anerkannt. Der Urgrund der ganzen 
fälschen Anschauung Estor s scheint ein komisches Missverständ- 
nisB der Stelle des Schwabenspiegels (Lehenrecht c. 18 und 84) 
zn sein, wo. es hcisst, ein Herr, welcher ein Lehengeiicht halten 
wolle, müsse mindestens zwölf Vasallen haben und das Lehen- 
gericht dürfe nie mit weniger als sieben Mannen besetzt sein. 

Obgleich unsere Aufgabe nicht die Schilderung der allmäligen 
Zunahme der fürstlichen Hausmacht der Landgrafen von Thü- 
ringen ist, so dürfen wir wegen der folgenden Erörterungen über 
die Landgrafscbaft der hessischen Fürsten doch nicht übergehen, 
dass bereits der erste Landgraf Ludwig (f 1140) durch Heirath 
in das hessische Grafenhaus der Gisonen grosse allodiale und von 
verschiedenen Stiftern lehenbare Güter in Hessen erworben hatte 
und dass sein Enkel Landgraf Ludwig IIL (t 1 190) zu seinem 
ßeichslehen der Landgrafschaft in Thüringen im Jahre 1180 auch 
noch dasjenige der Pfalzgrafschaft in Sachsen hinzuerhielt, 
wodurch er in Thüringen wie in ganz Sachsen schliesslich die 
höchste vom Kaiser zu verleihende Ricbtergewalt (insbesondere 
in Strafsachen gegen den Grafen- und Herrenstand) erlangte und 
demgemäss natürlich sein Ansehen und Einäuss bei den sonst 
ebenbürtigen Nachbarn sehr gesteigert wurde. 

Das Strafgericht, welches von Landgraf Ludwig H., genannt 
dem Eisernen, auf dem sogenannten Adelsacker hei Naumburg 
der Sage nach gehalten worden sein soll, kann nach Obigem zwu 
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nicht aus der den Landgrafen erst später erworbenen pfalzgräf- , 
lieben Richtergewalt hergeleitet werden. Da aber die angebliclie 
Bestrafung der Adeligen eine Ehrenstrafe war, die gegen Glie- 
der des Herrenetandes im älteren Sinne nicht Tom Landgrafen 
verhängt werden konnte (siehe oben S. 13, 26), so könnte die Sage : 
vielleicht spätere Befugnisse anticipirt, oder auch nur auf adelige 
Lehensleute der Landgrafen zam Schatze seiner ihnen unter- 
gebenen Hintersassen, oder auf ritterbürtigen sonst von ihm 
unabhängigen Reichsmiuisterialen zu bezieben sein. Letz- 
teres ist am wahrscbeinlicbsten , da nach dem ganzen Wortlaut 
der Sage das Strafgericht nicht wegen Misshandlang von Hinter- 
sassen, sondern wegen Unterdrückung von Gemeinfreien darcb die 
Ritter gehalten wurde und somit eine eigentlich reichsgericbt- 
liche Rechtshandlung sein sollte. Ludwig der EiBeme selbst galt , 
keineswegs für einen Tugendhelden, wie z.B. aus der in den 
Annalen erzählten Beschwörung seines Geistes auf Befehl seines 
Sohnes hervorgeht, welche den Landgrafen aus dem tiefsten Höüen- 
pfuhl heraufgezogen haben soll, — allein dafür war er um so 
entschlossener, seine Rechte strengstens zu üben und eher aus- 
zudehnen, als zu beschränken. Von der Furcht, die er schliess- 
lich überall seinen Gerichtsangehörigen eingeäösst hatte, giebt die 
Geschichte seiner Scheinbeerdigung und der Nachwirkung seines 
scheinbar plötzlichen Wiederer wachen s bei seinem nachher wirk- 
lieben Tode eine komische Itlustratton, 

Die von Landgraf Ludwig III. erworbene Pfalzgrafenwurde 
oder „Pfalzgrafecbafl" war übrigens nach den von Tittmana, 
t. e. 1 S. 90 gegebenen Anhaitapunkten so wenig in Thüringen 
mit einem 'ßeichsterritorium dotirt, wie solches bei der 
Landgrafscbaft der Fall war. Beide Lehen waren vielmehr nnr 
wie anderweit mit einzelnen Gütern und Mannschaften ausgestattet, 
welche im Einzelnen nachzuweisen jetzt aber nicht mehr gelingeo 
dürfte, da sieb in Thüringen offenbar sehr früh der ganze Com- 
plex der Besitzungen des landgräflicben Hauses in ein geschlos- 
senes Fürstenthnm vereinigen Hess und vereinigt hat Sein 
Besitzer war aus den oben berührten Ursachen allein anter allen 
Landgrafen dem Fürstenstande angehörig und hatte durch 
die Häufung seiner reichslehenbaren Aemter wirklich eine den 
genannten Reichsfürsten- oder Herzogsrechten völlig entsprechende 
Summe von Machtbefugnissen, erlangt. 

Im Jahre 1247 verstarb mit dem Gegenkönig und Landgrafen 
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Heiuricli ßaspo der letzte männliche SprOBBe doB thüringischeD 
Haunes und es entstand nun die Frage wegen der Nachfolge in 
die Beichslehen, sowie in die sonstigen Besitzungen dieses Hauses, 
welches gerade im 13. Jahrhundert den Höhepunkt seiner Macht 
erreicht und dabei viel&ch in die Geschicke von ganz Deutsch- 
land eingegriffen hatte. 

Nehen den in entfernteren Graden zur Erbfolge sich berafen 
fühlenden Häusern Braunschweig und Anhalt concurrirten be- 
sonders zwei Geschwisterkinder des letzten Landgrafen, nämlich 
die Tochter des vorrerstorbenen Landgrafen Ludwig (des Hei- 
ligen) Sophia, Gemahlin des Herzogs von Brahant, für 
sich und ihren mindetjährigen Sohn Heinrich, und der Mark- 
graf Heinrich der Erlauchte von Meissen, Sohn einer 
älteren Schwester Heinrich Raspo's. Diese vereinigten sich nun 
vor Allem zu einer einstweiligen gemeinsamen Besitznahme der 
thüringischen Erbschaft, um allen anderen Betheiligten zuvor- 
zukommen und beschlossen die Entscheidung ihrer beiderseitigen 
Ansprüche demnächst einem fürstlichen Schiedsgericht zu über- 
lassen (Tittmann, l. c. I S. 194 und die dort angeführten 
Quellen). Beide Tbeile führten auch mindestens seit 1248 gleich- 
zeitig den Landgrafentitel Ton Thüringen und Markgraf Heinrieb 
traf, als Treuhänder in Thüringen auf 10 Jahre iiir Heinrich das 
Kind, Anordnungen ausdrücklich mit im Namen der Herzogin 
Sophie und ihres Sohnes, des Infanten von Brabant, dessen Vor- 
mundschaft er 1250 auch fiir Hessen führte. Nur zu bald (1256) 
brach über die Erbauseiuandereetzung jedoch auch zwischen diesen 
beiden Theilen ein erbitterter mehrjähriger Krieg aus, insbeson- 
dere weil sich die Landgräfin -Herzogin bei früheren Unterhand- 
lungen, trotzdem dass sie zu denselben mehrere Reliquien ihrer 
beilig gesprochenen Mutter, der berühmten Landgräfin Elisabeth, 
zu ihrem Schutze mitgebracht hatte, für überlistet erachtete; Jetzt 
hatte sie in Herzog Albrecht von Braunschweig und dem Erz- 
bischof von Mainz Verbündete gefunden, während schon 1249 
fünfzehn zu der Landgrafschaft in Lehensverbindung stehende 
Grafen und Herren den Markgrafen Heinrich den Erlauchten 
feierlichst als alleinigen Landgrafen von Thüringen anerkannt 
und ihm ihre Hülfe unter gewissen Bedingungen zugesagt hatten 
(Tittmann, l. c. I S. 202 und 205). 

Der rielbeschäitigte Markgraf hatte inzwischen auch seine 
Söhne Albreeht und Dietrich zur Verwaltung des Landes heran- 
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gezogen (Tittmanii, 1. c. S. 231 and 232) und diese waren eo 
glncklich, 1363 den Herzog von Braunschweig zu fangen, wodurch 
der grausam geführte Krieg seinem Ende zugeführt wurde. i 

Doch auch bei dem schliesBÜchen Vergleich (1264) wurden 
dem Markgrafen die Reicbsleheu und insbesondere duo prinäpatus 
neinrid lantfframi Thuringie de, videlicd landgravia et ctmUta 
palatini Saxonie allein zu Tbeil und zwar weniger wegen eines 
allgemeinen Vorzugs, den er nach dem Erbrecht in die Leben 
Tor der Herzogin und ihrem Sohne anzusprechen gehabt hätte, 
als wegen des ümstandes, dass er sich schon seit 1242 in der 
Gemeinschaft dieser Lehen befand. Die Urkunde Kaiser 
Friedrichs von 1243 enthält zwar nur eine Eventualbelebnung 
fiir Markgraf Heinrich im Falle des kinderlosen Todes Heinrieb 
Kaspo's (nach Lünig, ßeichsarcliiv H p. 177 bei Wideburg, 
origines et antiquiiates marggravUitus Misnici 1734 abgedruckt), 
jedoch nach Heinrich Raspo's Tod war sie sofort in Kraft ge- 
treten. Es siegte also hier ein Grundsatz, dem wir in vielen 
Landgraf Schäften, namentlich auch im Elsass, bereits begegneten, 
der selbst in Hessen später wieder zur Anwendung kam, und nur 
in dem oben geschilderten Erbstreite zwischen Leiningen und 
Westerburg, offenbar durch die Interessen der Oberlehensberren, 
gewaltsam verdunkelt worden war. 

Die thüringische Landgrafscbaft blieb von obiger Theilung 
bis zur Auflösung des heiligen römischen Keichs im Besitz des 
meissnischen Hauses, welches bekanntlich zu den oben drei ge- 
nannten Reichsfahnlehen im 15. Jahrhundert das Herzogtbum and 
die Kurwürde in Sachsen hinzuerwarb und zur Zeit in zwei 
Hauptstämmen fortbiübt, welche beide den Titel der Landgraf- 
Bchaft in Thüringen führen. 

Sobald der Erbschnftsstreit zwischen Meissen uud Brabant 
definitiv dabin entschieden war, dass Markgraf Heinrich die Land- 
grafscbaft in Thüringen, die Pfalzgrafscbaft in Sachsen und die 
tbüriDgischen Lande, die Herzogin von Brabant für ihren Sohn 
aber die hessischen Lande des im Mannesstamm ausgestorbenen 
Landgrafenhauses und mehrere vom Herzog von Braunscbwe^ 
abzutretende Besitzungen an der Werra erhalten sollte, schritt 
Heinrich der Erlauchte, obgleich erst 47 Jahre alt, zur Theilong 
seiner Besitzungen unter seine Söhne Albrecht und Dietrich. 
Er übergab 1265 an Albrecht die Landgrafschaft und Pialz- 
gra&chaft und an Dietrich das Osterland und Landsberg, während 
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er sich selbst Meiesen bis zu seinem 1288 erfolgten Tode vor- 
behielt. 

Im letzten Jahrzehnt des 13. Jahrhunderts liess sich Land- 
graf Albrecht in Unterhandlungen ein, welcbe das meissenische 
Haus mit dem Verlust der kaum erworbenen Landgrafschaft in 
Thüringen bedrohten und sowohl zwischen dem Landgrafen und 
seinen Söhnen erster Ehe, als aucb zwischen Vater und Söhnen 
gegenüber der Reichsgewalt zu langen und schweren Verwicke- 
lungen führten. Der Thatbestand ist in der thüringer Zeitschrift VE 
Heft 1 S. 7 ff. von Michelsen in einem Aufsatz über die Land- 
grafschaft Thüringen unter den Königen Adolph, Älbrecht und 
Heinrich VII. nach den neuesten, zu Pisa entdeckten Urkunden 
erörtert und ergiebt sich danach im Wesentlichen das Folgende. 

Bei der Sühne, welcbe Markgraf Dietzmann, zweiter Sohn 
Albrechts, am 28. September 1293 mit seinem Vater sehloss, 
hatte Letzterer dem Ersteren (mit Umgebung des altern Sohnes 
Friedrich mit der gebissenen Wange) für den Fall seines Todes 
die Nachfolge in sein Fürstenthum mit Allem, was er jetzt habe 
und noch erlange, zugesagt und ihm verschiedene feste Plätze 
eingeräumt. Dagegen hatte Dietzmann bedeutende Summen in 
sehr kurzen Fristen an seinen Vater oder dessen Gläubiger zu 
zaiilen versprochen und Verpflichtungen hinsichtlich des Witthums 
seiner Stiefmutter übernommen. Der Vater räumte dem Sohne 
namentlich auch vollkommen gleiche Theilnahme an seinem Land- 
ding und seinem Landfrieden ein, bei deren Handhabung 
Ersterer dem Letzteren mit ganzer Treue beistehen wolle, zumal 
Dietzmann schon dazu erkoren sei „mit Gunst und mit Willen 
der Herren und des Landes gemeine". Mdrkgraf Friedrich solle 
um Genehmigung angegangen werden, käme es aber zum Streit 
und Kampf über das Abkommen, so sollten Albrecht und Dietz- 
mann sich einander gegen Friedrich beistehen. 

Trotz dieses Vertrags kam aber 1294 König Adolph mit 
Heeresmacht nach Thüringen und zwar nach dem Ckronicon San 
Pärinum: ad terras Tkuringie receptanäas, quas a seniora 
Thuringie lantgravio, promissis ui (^nt eidem duodecim mar- 
carum milUbus coemerat, redamattübus tarnen ^usdem laniffravii 
fUiis — niaxime Tkeodorico juniore lantgravio, ctti eadem provineia 
non solum herediialis, ymmo et emptionis jure debuerai obvenire. 
Den Grund dieses Wortbnichs des alten Landgrafen kennt man 
nicht, doch steht die Tbatsache fest, dass Landgraf Albrecbt au{ 
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Kosten seiner Nachkommen dem König die Landgrafschafl vei- 
bandelt hatte und dass Adolph mit grösster Strenge das ihm 
verkaufte Land niederkämpile und dann einen Landfrieden 1295 i 
für Thüringen aufrichtete, nach welchem alle ferneren Widerstands- 
Tersuche der Söhne Albrecbts und ihrer Verbündeten als Land- ^ 
friedeosbrnch ausgelegt werden konnten nnd mitunter wurden. | 
In einem Schreiben Adolphs vom April 1296 spricht der König 
übrigens von den prineipati&us Misnensi, Orienicäi ^ ThttringK 
nostro imperio triumphaiUer applicatis, was auf die Absiebt 
hinweist, diese Länder uoter der unmittelbaren Verwaltung des 
Beichs zu behalten. Nach Adolphs Tod hört man vorerst nichts 
von Einmischungen des neuen Königs Albrecbt in die thüringischen 
Angelegenheiten, erst 1303 sendet derselbe den Erzbischof von 
Mainz nach Thüringen, um den öffentlichen Frieden dort mit 
Rath genannter Fürsten , Grafen und Herren wieder herzustellen, 
da derselbe fortwährend namentlich durch die Fehden des alt^n 
Landgrafen mit seinen Söhnen gestört war. Bei den Kämpfen 
der Jahre 1304 und 1305 scheint auch der alte Landgraf mehr- 
mals die Hülfe der Landfriedensschützer für sich gegen seine 
Söhne genossen zn haben. 

Als aber im Jahre 1306 König Albrecht aaf einem HofUg 
zu Fulda erklärte, die thüringische Frage wegen des ans Beich 
verkauften Anfallsrechts der Laudgrafschaft wieder eroBt- 
lieh aufnehmen zu wollen, einigten sich endlich Vater und Söhne. 
Uebrigens hatte auch hier wieder Landgraf Albrecht gegen seine 
Söhne gewisse Hintergedanken, indem er am 9. Juli 1306 za 
Fulda urkundlich dem König bekannte, quod cum terra noslra 
Tkuringie, qua ad vitatn »ostram gaudere volumus et ea 
utifrui, post tnorien nostram ad ia^ertum devdlvi d^eat pleno 
jure, also die Bechte seines Hauses wiederum seinen persönlichen 
Interessen geopfert hatte. Wahrscheinlich hatte der König dem 
alten Landgrafen den gewünschten Usu&nct nicht gewähren wollen 
und denselben so in die Arme seiner Söhne getrieben, gegen die 
DUO der König und seine thüringischen Anhänger, wie z. B. 
Eisenacb, Erfurt, 1306 und 1307 zu Felde lagen. In dieser Zeit 
wurde Landgraf Dietzmann ermordet and Markgraf Friedrieb 
setzte sich schleunig in Besitz von dessen Landen, wodurch der 
Widerstand auf landgräflicher Seite sehr concentrirt wurde. Die 
eigentliche Gefahr wurde aber auch hier, wie firüher dem König 
Adolph gegenüber, durch den plötzlichen Tod König Albrechts 
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1308 beseitigt. Zwar trat der neue König Heinrich bald in die 
AnBprücbe fiirs Reich ein, allein Landgraf Friedrich hatte die 
Gelegenheit benutzt, seine Anhänger in Thüringen zu ermuthigen 
und zu vfirmehren und es gelang ihm schliesslich, die Sache auf 
den Weg friedlicher Unterhandlungen zu bringen, die ihm, der 
bisher nicht selbst YOm Reich als Landgr^, sondern nur als Land- 
graf Älbrechts Sohn anerkannt worden war, endlich am 19. De- 
cember 1310 den Frieden und die Reicbsbelehnung mit Thüringen 
und Meissen brachten, „tan^*am ad verum heredem d legUimum 
successorem" , was zugleich alle früheren anderen Verfugungen 
seines Vaters als ungesetzlich verwarf. 

Landgraf Friedrich vereinigte einige Zeit danach durch den 
Abgang der landsberger Linie wieder in seiner Hand alle Be- 
sitzungen seines Hauses, die er 1324 auf seinen Sohn Friedrich 
den Ernsten (f 1349) übertrug. Von dessen vier Söhnen erhielt 
bei der nach vorheriger gemeinsamer Regierung 1376 eingetrete- 
nen Tbeilung Balthasar die Landgrafschaft Thüringen, bei 
dessen Tod 1406 dieselbe auf die Enkel Friedrichs, insbesondere 
den nachherigen Kurfürsten Friedrich von Sachsen gelangte. 

In dieser Zeit hatte auch in Thüringen die Rechtsanscbauung. 
und die Gerichtsverfassung, worauf die „Landgrafschaft" beruhten, 
die überall bemerkten Wandlungen durchgemacht, doch haben 
wir keine allseitig genügenden Quellennachweise über die Art wie 
und die Zeit wann sich dieselben hier vollzogen. Tittmann, 
dessen Aufmerksamkeit allerdings auf diesen Punkt gerichtet war, 
giebt darüber doch keine bestimmten und klaren Anhaltspunkte. 
Uebrigens behauptet er I S. 132 und 133 schon unter Heinrich 
dem Erlauchten ein allmäliges Verschwinden der Landdinge; zu- 
erst zu Mittelhausen, dessen kleine von Mainz lebeabare Cometie 
1270 durch Landgraf Älbrecht an die Stadt Erfurt veräussert 
wurde, dann in Thüringen zuletzt zu Tbomasbrücken , welches 
1362 noch erwähnt wird. Diesem Zurücktreten der Landgerichte 
soll dann ein schon 1255 bemerkbarer EinBuss eines fürstlichen 
Hof- und Lehensgerichts entsprechen (Tittmann, l. c. I S. 133 
bis 135), und als weitere damit zusammentreffende Erscheinung 
wäre der Umstand zu erachten, dass offenbar alle Landdinge 
schon im 13. Jahrhundert bei Städten gehalten werden. Letz- 
teres scheint auf die Beanstandung der Schöffen barkeit freier 
Bauern durch die Ritter und Gesohlechter hinzuweieen und in 
diesem Sinne dürfte auch nochmals hier der legendären Aus^ 
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scbmückuDg der Besetzang des SchöffenatuhlB zu Mittelhausen zu 
gedenken sein. Für die sagenhafte Bedeutung dieser kleinen 
Cometie mag schliesslich übrigens daneben doch auch der Um- 
stand gewirkt haben, daBs dort — ausser dem Landding — zeit- 
weise auch das Landfriedenagericht für ThnriDgen gehegt 
wurde, das dann etwas von dem Ansehen seiner Beisitzer 
anf das ursprÜDgliche Landgericht hat abgeben müssen. Dei 
höchst interessante thüringische Landfriede vom 20. November 
1338, welcher das Landfriedensgericbt öfter hervorrief, ist in ans- 
führlichem Regest mitgetheilt bei v. Keitzenstein, l. c. S. IST 
und das Siegel des Landfriedensgerichts zu Mittelhausen be- 
schrieben bei Bein in der ThUringer Zeitschrift II S. 172. Äelten 
Landfrieden sind bereits oben iu unserer Oeschichtserzahlung er- 
wähnt. 

Als Abschluss des alten Gerichtswesens kann im sächsiacben 
Thüringen spätestens die Einführung eines Oberbofgerichts, 
welches abwechselnd in Altenburg und Leipzig sich versammelte 
und 1493 seine Gerichtsordnung erhielt, angesehen werden, aber 
schon in Urkunden von 1408 kommen statt der SchÖffengericbte 
in Civilsachen Aemter vor {cf. Rein in der Zeitschrift II S. 169 
und 172) und bald nachher wurden die privüegia de tum evoatsäo 
et de non appdlando der städtischen Schöffengerichte bedeutend 
beschränkt, bis mit oben erwähnter Institution ein förmlicher, all- 
gemeiner Instanzeozug eingeführt wurde. Dass aber doch im 
15, Jahrhundert noch Landgerichte, wenigstens als Halsgericbte 
im Gebrauch waren, beweist die in der thüringer Zeitschrift VIU 
S. 357 abgedruckte Ordnung der acktgerichie und he^sgerichte nadi 
gewonhaii und herkommen der statte Eyssenach, dessgUichen naci 
gewotÜMÜ der landgeriehte etc- Es wird darin das Verfahren 
vor dem Richter und den Schöffen am Landgericht in uralter 
Weise Schritt für Schritt geschildert und doch in I § 3 (S. 363) 
des „Herzogs" und in II § 4 (S. 368) des „Herzogs von Sachsen" 
erwähnt, womit erwiesen ist, dass diese Ordnung erst im 15. Jahr- 
hundert aufgezeichnet wurde und damals noch völlig praktisch war. 

Die Benutzung der Landgerichte für Privatangelegenheiten 
der Reichsunmittelbaren wird seit der Mitte des 14. Jahrhunderts 
— übereinstimmend mit unseren anderweiten Beobachtungen — 
immer seltener und findet man dafür Privaturkunden des Herren- 
standes mit vielen Sieglern und Zeugen des Adele- und Rittnv 
Standes. Doch wird noch am 27. April 1344 die Verzichtleistnnf; 
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der Gräfin Ton Orlamiinde, sowie an demselben Tage in getrenn- 
tem Acte die Anflaeaung der gräflichen Herrschaft etc. vor dem 
Gericht zu Orlamiinde und vor „geheigter Bank" zu Gansten des 
Land- and Markgrafen TOrgenommeo (t. Reizenatein, l. c- 
S. 162 und 163). 

Auch am 16. Juli 13i7 sitzt noch Heinricb, Vogt von Gera, 
als „Landrichter" im Lande Meisaen, Osterland und Landsberg 
zu Gericht in einem Achtprocess zwischen dem Markgrafea Friedrich 
und Rudolph von Ryscbacb, allein bei diesem Gericht sind nur 
Adelige zugegen und ebeueo bei der 1393 am 17. Januar Seitens 
des Grafen Otto von Orlamiinde für den Markgrafen erfolgten Auf- 
lassung aeinea „Frey eigen" an den Schlössern Scbauenforst etc. 
vor Gericht (v. Reizenstein, Regesten von Orlamünde S, 169 
und 204). Allerdings war es Sitte, bei solchen Uebergaben die 
„ehrbare Mannschaft" mit zu übergeben und deabalb beizuladen, 
dennoch aber scheint nach Allem in Thüringen die Ritterschaft 
in den Landgerichten sich allerdings noch längere Zeit einen be- 
deutenden Einänss bewahrt zu haben. 

Einem Hofrichter begegneten wir, trotz der zuvereichtlichen 
Behauptung Tittmaans S. 134, urkundlich nicht früher in Thü- 
ringen als am 14. Juni 14S5, wo Conrad Thun als herzoglicher 
Hofrichter zu Weissenfels ein Executoriale gegen den Grafen 
Wühelm von Orlamünde in alle seine im Herzogthum Sachsen 
liegenden Güter (zu Gunsten der Forderung eines Juden) erlässt 
(v. Reizenstein, l. e. S. 219) und dann wieder am 22. Mai 1476 
zu Weimar, wo der Scheuk Burghard von Tautenburg als Hof- 
richter in einer Sache des Grafen von Orlamünde als Klägers 
gegen Michael von Eönitz als Beklagten verhandelt. 

Schon zwanzig Jahre danach war aber das ganze mittelalter- 
hche Rechts- und Verwaltnngswesen in der Landgrafschaft Thü- 
ringen (nach Obigem) beseitigt und auf einen die neue Regierungs- 
weise einleitenden Fnsa gestellt (cf. die Hofrathsordnung Kurfürst 
Friedrichs und Herzog Johanns von Sachsen von 1499, erläutert 
TOD Emminghaus in der thüring. Zeitschrift U S. 97 ff.). 
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Nachdem wir die 'Verhältnisse aller sbnst in Dentechland nna 
bekannt gewordenen Landgra&chaften im WeBentlichen unter sich 
gleichartig und dem von uns aas den stets viederkehrendeii Ein- 
richtungen ahgezogenen Begriffe entsprechend gefunden haben, 
erübrigt noch die Untersuchung des Rechtszustandes in dieser 
Richtung bezüglich der hessischen Lande. 

Gerade die dortigen Gelehrten haben nämlich am längsten 
für eine hessische Landgrafschaft in dem bis jetzt bei nnsereo 
Untersuchungen nirgends bewährten Sinne einer besondern 
neuen staatlichen Einrichtung oder eines Reichfürsten- 
thums des 13. Jahrhunderts gestritten und ihre Ansichten sind 
selbst noch in den neuesten hessischen Gesohichtswerkeo nicht 
ohne Nachwirkung geblieben. 

Es kommt nun bei dieser Untersuchung zunächst auf Fest- 
stellung der Frage an, ob in Hessen überhaupt jemals eine 
Landgrafschaft im eigentlichen Sinne bestanden hat, d. h. eine 
. reichslehenbare, ordentliche Orafengerichtsbarkeit über Freie und 
deren Eigen, welche nach Entwickelnng der Territorien über das 
Herrschaftsgebiet des damit TOm Reiche Beliehenen binausreicbte 
und in einem gewissen District also später gleichsam eine jtms- 
dictio provincialis in territorto alieno darstellte? Dann erst wird 
sich fragen , ob ein solcher Landgraf in Hessen zu den gewöhn- 
lichen Rechten seiner Ämtsgenossen noch weitere Vorzüge hiuzu- 
erworben hat, welche seine reichslehenbare Würde ausnahmsweise 
als ein Reichsfürstenamt in dem oft erwähnten Sinne er- 
scheinen lassen könnten. 

Beides ist gelegentlich bestimmter Ansprüche des hessischen 
Hauses gegen mehrere reichsritterschafUiche Familien und den 
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dentschea Orden wegen ihrer in HeBsen gelegenen, angeblich 
landsäsBigen Güter in bekannten proceBsualischen StreitBchriften 
unter Hinweisung auf angebliche urkundliche Belege behauptet 
worden. Es sind die ausführlichsten hierher gehörigen Streit- 
schriften: Eoch, historisch und recbtshegrüudete Nach- 
richt vom Ursprung, Wachathum und LandstandBchaft des deut- 
schen Hauses etc. zu Marbnrg und (dessen): Beurkundete 
Nachricht Ton dem Elosterbaus und Commende Schiffenberg, 
und auf der Gegenseite Feders Diplomatischen Unter- 
richt und (dessen) Entdeckter Ungrund'der hessen-kassel- 
ecben und hessen - darmatädtischen ImpreBaorum in Sachen der 
deutschen Ordensballey HcBsen. Dann haben Kopp, Nachricht 
von der altern und neuen Verfassung der geistlichen und Ciril- 
gerichte in den heBaeu-kasaelischen Landen 1769 ff., und Andere 
dieselben Ansprüche theoretisch ausgeführt und endlich sind diese 
von da durch Wenk, Bommel und selbst noch Rehm in ihren 
hesaiachen Geschicbtswerken bia in die neueste Zeit weiter ver- 
breitet worden. Beides hat aber'in Wirklichkeit niemals 
bestanden und der Name „Landgrafschaft" wurde nur auf die 
Besitzungen des thüringisch - salischen Hausea und dann der bra- 
bantischen Erben desselben übertragen , weil diese fürstlichen 
Häuser bereits für Thüringen diesen Titel führten oder be- 
ansprucht hatten. 

Da jede Landgraf^chaft , wie wir oben sahen, ein Beichs- 
fahnlehen sein musste, um Rechte über das Herrschaftsgebiet 
des Landgrafen hinaus gewähren zu können; und da ferner für 
die Ausübung dieser Rechte eidra territorio nicht nur Schöffenbare 
in Stadt und Land, sondern namentlich reichsnnmittelbare 
Zwingherren ohne Königsbann in der Gegend erforderlich 
waren, so ist unsere erste Frage sofort verneinend entschieden, 
wenn wir darauf hinweisen, daBs in Hessen seit Beginn der Terri- 
torialentwickelnng keinerlei Spuren von Reichahelehnungen mit 
Grafschaften zu finden sind und dass man sich auch vei^eblich 
dort nach Herrschaften ohne Eönigabann umsieht, über 
welche als t&mioria aliena ein Landgraf zu Gericht hätte sitzen 
können. Die berühmten Grafengeschlechter der Wember und 
Gisonen werden zwar gewöhnlich für sogenannte Gaugrafen- 
geacblechter erklärt und mit dem Hause der salischen Könige 
und Herzöge in Verbindung gebracht, allein die desfallsigen genea* 
logiachen Conjecturen sind wegen ihrer Verwegenheit berüchtigt^ 
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dagegen aber der Mangel des Nachweises irgend eines ßeicha- 
fahnleheoB, welches nach Abgang jener Geschlechter in HeBsen 
offen geworden, immer noch nicht gehoben! 

Es bleibt somit leider nur Vermnthung, dass diese Grafen 
irgendwo die ordentliche kaiserliohe Gerichtsbarkeit in Hessen 
gehabt haben könnten, während dagegen gewiss» ist, dass dis 
Landgrafen von Thüringen aus dem Erbtheil jener Familien, 
welchen sie durch Heirath verbunden waren, keine Reichslehea 
erbalten haben; dass diese also, fklls sie vorbanden waren. An- 
deren zugefallen sein müssten, von welchen wir nichts wisseii. 
Letzteres ist übrigens nach sonstigen urkundlichen Wahrnehmun- 
gen durchaus unwahrscheinlich. 

So lange nämlich die Landgrafen von Thüringen als in 
Hessen begütert erscheinen, ist dort die Grafengerichtsbarkeit 
TÖllig nach den Grenzen der vielen kleinen hessischen Herr- 
Bcbaftsgebiete vertheilt. Neben mehreren Herrengescblechteni 
sehen wir auf diese Art namentlich das Erzstift Mainz xmi 
die Stifter Fulda und Hersfeld im eigenthnnüichen Besitz von 
Landgerichten oder Cometien in ihren vollständig ausgebildeten 
Beichsgebieten, an anderen Orten erscheinen sie doch wenig- 
stens als Lehensherren solcher Gerichte, welche Grafen und Her- 
ren von ihnen nur zu Lehen hatten. Nirgends kommt bei 
diesen Verleihungen eine Mitwirkung des Reichs vor, es ist des- 
halb anzunehmen, dass die so erscheinenden Landgerichte, Com!- 
täte oder Cometien den ächten Eigenthümern des Territoriums 
ohne Mannschaft vom König einst verliehen oder, wie in späterer 
Zeit so oft, förmlich verschenkt worden waren. Der Erzbiscbof 
und sein Stift zu Mainz z. B. hatten, wie die Urkunden bei 
Gaden, Wenk u. A, unwidersprechlich beweisen, in allen ihren 
Besitzungen den comiiatas ohne Mannschaft, weshalb sowohl die 
Landgrafen von Thüringen, wie die Grafen von Battenberg u. A. 
regelmässig ihre Güter vom Erzstift mit Landgerichtsstätten I 
zu Lehen hatten. Damit soll jedoch keineswegs behauptet sein, 
dasa Mainz zuletzt Lehensherm oder Obereigentbümer von gani 
Hessen gewesen sei oder dass ein freies kaiserliches Landgericht ^ 
daselbst von ihm als Reichslehen besessen nnd weiter als Reichs' j 
afterlehen ausgegeben worden sei. Denn das eigentliche Eenn- 
zeichen einer reichslehenbaren Landgrafscbaft, die getrennte Ans- ! 
Übung der hohen und der niederen Gerichtsbarkeit einerseits 
(Inrch den Grafen und anderseits durch Zwingberren kraft eige- 
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neD Rechts, findet aich nirgends urkundlich inHeBseo, so wenig 
wie Spuren reichsunmittelbarer Bitter, königlicher Städte oder 
einer Reich svogtei. 

Das thüringische Haus selbst zeigt sich mit dem Landgrafen 
Ludwig von Thüringen urkundlich bestimmt nachweisbar znm ersten 
Male in Hessen 1133 als geistlicher Lehenstrager, nämlich als 
Schirmvogt von Hersfeld bei Wenk, l. e. No. 55, 59 und 82, 
denn von den Mainzer Leben und den Allodialbesitzungeu, welche 
nach Johann Rothe (in den Thüringer Geschichtsquelleu HI 
S. 250 — 253) schon Ludwig im Bart von seinem ^Neffen" Wicb- 
mann in Hessen ererbt haben soll, wissen ältere Annalen und 
Urkunden nichts. Unter die ältesten Allodien des thüringischen 
Hauses aher gehörte Marburg und Anderes in Oberhesseu oder 
dem Lande an der Lahn, nicht in Niederhessen. 

Die Landgrafen von Thüringen haben übrigens niemals be- 
hauptet, dass sie zugleich Landgrafen in Hessen seien, sondern 
sie nennen sich in ihren Urkunden nur entweder domini oder 
eomües Hetösiae, trotadem dass obiger Titel in seiner besondern 
Bedeutung Ton ihnen für Thüringen längst adoptirt war. Die 
Brüder der Landgrafen Ludwig H. und HL z. B-, Heinrich Raspe IL 
und HL, welche auf Hessen abgetheilt waren, erscheinen nur anter 
obigen Bezeichnungen bei Gudenus, codex diplomaticws 1 S. 188 
und bei Wenk, hess. Geschichte II No. S4; und in der Urkunde 
bei Schminke, monumetUa hassiaca p. 400 nennt sich Landgraf 
Hermann II. jwiior Tkuringiae larUgravius, comes Hassiae ei dO' 
minus terrae prope Laytiam. — Unter den Lehen der Landgrafen 
vom Erzstjft Mainz in Niederhessen befand sich nun freilich auch 
ein „eomitatus Hassiae" zu Maden, der von den alten Schrift- 
steilem Hessens lange für das oberste Landgericht des 
ganzen Hessenlandes und als der Sitz der getränmtea 
dortigen Landgrafschaft ausgegeben wurde. Allein 
dass er dieses nicht war, sondern nur eines der vielen oben 
erwähnten herrschaftlichen Landgerichte im fränkischen Hessen- 
gan (Niederhessen), ist von der neuern deutschen Rechtsgeschicbte 
langst festgestellt und erbellt besonders auch aus dem Revers, 
welchen S(^hia, filia heate EU/eabeik, lantgravia Thuringie, domina 
Hassiae flir sich und ihren Sohn Hemicus lantgravius Tkuringiae 
1263 (bei Estor, origines jwris piMici hassiaci S. 153) dem 
Erzbiscbof Werner von Mainz über die von demselben empfange- 
nen Lehen gegeben hat. Dort heisst es: in feodo ree^mus ista . 
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hona, gue inferius contmentur, scäicet eomidam sive latUgerüM 
Hassie, omnes deeimas comicie ipsius, sive infeudale sint (äUs sive 
non; advocatiam de ffasungen, advocatiatn de Breytenowe, jus pairo- 
»(Uu3 ecdesiarum de Wildungen, de Bycheeetihagen, de Velsperg, de 
Wenegen Cenre, item qppida et caära de Grunenberg et Francketi- 
herg cum hominibus, judieiis, ß(rihus et aliis suis periweTieiis ms- 
versis. Die specielle Aufzählung der Scbirmvogteien dar zwei 
Klöster und der meist im fränkischen HeBsengau gelegenen Güter 
mit der Niedergericfatsbarkeit (judieia) and allen Pertinenzen 
-wäre nicht nöthig gewesen, wenn es sich um eine „Landgraf- 
Schaft," d. h. die im Zweifel sachlich unbeschränkte und über 
Alle ausgedehnte reichslehenhare Grafengericbtsbarkeit io jenem 
Gau, gehandelt hätte. Der fränkische Hessengau war zudem niclit 
der einzige des Hesseulandes im weiteren Sinne und ein Comitat 
in jenem hätte z. B. unbedingt nicht die im Oberlahngau gelegene 
Orte GrUnberg und Frankenberg berührt. 

Selbst im fränkischen Hessengan besassen endlich die 
Landgrafen neben der von Mainz lehnbaren comitia zu Maden, 
auch noch andere allodiale Comitien, z. B. nach Wenk, l. c. Nr. 
142 im Jahre 1249 die yon den Herren von Hohenfels erworbene 
comiiia Thudefe, und gleichzeitig befinden sich dort auch die 
Grafen von Ziegenhain, ßilstein, Battenberg, Merenberg u. A. ur- 
kundlich im Besitz von Landgerichten, welche sie entweder kraft 
eigenen Rechts besassen oder von Mainz, Fulda etc. zu Leben 
hatten. . Dasa die sogenannte comitia Sassiae in Kiederbessen nur 
sehr klein war, erhellt auch deutlichst theile aus der obigen Ver- 
leihung der Zehnten in derselben (welche man früher frei- 
lich auf das ganze Hessenland bezog und deshalb wieder mit 
vielen Localurkunden in Widerspruch kam), theils aus der Ur- 
kunde bei Wenk, Z. c. Nr. 298, welcher den 1325 vor dem mainzer 
Lehenhof geführten Frocess des Landgrafen Otto um die ihm vom 
Erzbischof verweigerten Lehen des Landgrafen Johannes betrifft. 

Dies vorausgeschickt, wird es nun nicht schwer sein, die Ur- 
kunden, auf welche Kopp, l. c. oben seinen Beweis einer heBsi- 
Bchen Landgrafschaft unter den thüringischen Fürsten zu be- 
gründen versucht hat, auf ihre wahre Bedeutung zurückzuführen 
und insbesondere die übertriebene Vorstellung von den Rechten 
der thüringer Landgrafen im Hessenlande (nicht bloss in ihren 
dortigen Besitzungen, sondern darüber hinaus als Landgrafen) zu 
widerlegen. 
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Die fraglichen Urkunden atanuneo Bämmtlicb ans der letzten 
Zeit der HerrBchaft des thiiringisclien Hauses in Hessen und sind 
deshalb — ' bevor wir zu den Verhältnissen des brabantischen 
Fürstenhauses als Erbe desselben in Hessen übergehen — auch 
chronologisch nothwendig hier einzureihen. Die erste Ton Kopp, 
l. c. S. 252 aus Kuchenbecker, hessische Erhholamter S. 6 
der Beihigen angezogene Urkunde von 1227 sollte beweisen, dass 
die Grafen von Wittgenstein und Battenberg als solche der 
JarisdictioD des Landgrafen unterworfen gewesen seien. Sie redet 
aber nur von einem Schiedsgericht, dem sich die genannten Gra- 
fen als Burgmannen von Marburg, mithin als Vasallen des Land- 
grafen, in Streitigkeiten mit anderen dortigen Burgmanneo unter- 
werfen wollen^ Es handelt sich also hier nicht um eine öffent- 
liche ordentliche Reichsgericbtsbarkeit oder gar um eine Aner- 
kennung der oberrichterlichen Gewalt eines gefürsteten Land- 
grafen über einfache Grafen, sondern nur um ein mit dem Lehen- 
wesen zusammenhängendes Verhaltniss, und ein Mannengericht 
für ganz bestimmte Fälle, 

Die zweite iiir die „Obergrafschaft" angerufene Urkunde von 
1233 ist Ton Estor, t c. S. 311—312 aus des älteren Kopp 
Geschichte der Herren von Itter S. 183 mitgetheilt. Dieselbe 
spricht noch weniger von jener Unterordnung des Grafen TOn 
Ziegenhayn-Reichenbach anter die Landgrafen, welche die genann- 
ten Gelehrten darin finden wollten, weil sie annahmen, der Graf 
hätte darin der Bestätigung eines Schenkungsactes, welchen 
er zn Gunsten des Klosters Haina TOrnahm, durch die Landgrafen 
Erwähnung gethan. Es wird dort nur gesagt: aä hoc eüara ui 
haec nostra confirmatio amplius robur accipiat, rogavimus domitios 
prcmmäales ut hoc nostrum testimoniMm suo confirmetur 
autkenüco, was doch nichts anderes sagen will, als die Brüder 
Heinrich und Conrad von Thüringen sollten zum Zeug nies des 
Grafen über die Schenkung noch das Ihrige hinzufügen, damit 
die (an sich schon gültige) Bestätigung des Grafen noch grössere 
(d. b weiterreichende und geschütztere) Anerkennung erbalte. 
In diesem Sinne erfolgte dann auch wirklich 1234 (Estor, l. e. 
S. 312 — 14) die Beurkundung der beiden Landgrafen, indem die- 
selben ausdrücklich bemerken, sie erfüllten die Bitte des Grafen 
«e hoc, guod ipse (eomes) ßrmiter dbservare eoneepit et permanere 
desiderat, aliquis ausu temerario coniradieai. 

Merkwürdig ist die Bezeichnung der Landgrafen oben als 
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domini provinciates, was übrigeaB (}er Sprachweise einer Urkunde 
TOD 1189 bei Weuk, l. c. Urkuodenbuch II Nr. 84 entspricht, 
worin der Landgraf Ladewiats provineialis Thuringie et Hassie 
genannt iBt. 

Gegen wen der Schatz der Landgrafen in obiger Urkunde 
Ton 1233 angerufen wnrde, erhellt sehr deutlich aus anderen Ur* 
künden bei Wenk, l c. Urkundenbuch II Nr. 123, 124 (beide 
TOD 1241) und 130 (von 1245), aus welchen auch zu ersehen ist, 
dasB ein innerer Mangel des Geschäftfi — nämlich derjenige des 
zu seiner Gültigkeit erforderlichen GonBenses mehrerer gräflichen 
Agnaten — der Grund war, warum die Landgrafen zum beson- 
deren Schutze des von ihnen begünstigten Klosters im Besitz des 
Geschenkten angegangen wurden. Ganz epecielle Verhältnisee 
und damit zusammenhängende BediirfniBse haben somit obige 
Urkunde hervorgerufen, keineswegs ein allgemeines Abhängig- 
keitsverhältniss der Grafen von Ziegenhain von den Landgrafen 
von Thüringen, Die Grafen waren Letzteren verwandt und durch- 
aus ebenbürtig, sowie bezüglich ihrer Grafschaft damals noch 
ganz unabhängig von denselben, wenn sie auch vielleicht schon 
einzelne persönliche Lehensverpflichtungen zu ihnen hatten. 
LehenspSicht machte nämlich nicht an sich schon landsässig und 
jene Grafen trugen bekanntlich erst 1437, kurz Tor ihrem Aus- 
sterben, ihre Grafschaften Ziegenhain und Nidda dem hessischen 
Hause zu Lehen auf Nach den Urkunden No. 114 und 225 bei 
Wenk, l. c. verhandelte Landgraf Conrad mit den Grafen von 
Siegenhain und Reichenbach demgemäss wirklich vollständig wie 
mit unabhängigen Reichsständen, wobei ausdrücklich von deren 
proprietas, comitia und (fuldischen) aävocatia die Rede ist. 

Das beiGudenus codex d^omaiieusl.S. 597 erwähnte „«o- j 
jus tribunal comitatus Hassiae" ist dem ganzen urkundlichen Zu- | 
sammenhang nach lediglich das „Landgericht" Judicium provin- 
dale, der mdUus legitimus der kleinen Comitia Sassiae bei Maden 
oder Gudensberg, worin wohl einst den Erzbiachöfen von den 
Königen die Grafenrechte zu gewissen Gütern geschenkt worden 
waren, welche jene dann an die Landgrafen mit denselben Gütern 
als Lehen ausgethan hatten. In der Urkunde ist der Gegensatz 
zwischen der hohen Gerichtsbarkeit des tribunal majus und der 
Cent- oder Vogteigerichtebarkeit in der betreffenden Gegend ganz 
scharf hervorgehoben. Die Niedergerichte waren nämlich von 
Mainz an eine Eitterfamilie verpfändet und die Centleute 
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Bollen nun zwar in geringeren Sachen diesen Pfandherren unter- 
worfen sein, sonst aber dem höheren Gericht (trüntnal ttu^us, 
Land- und Blutgericht) an seinen Stuhl folgen. 

Noch weniger laset sich der Versuch Kopp's rechtfertigen, 
aus der Urkunde bei Gudenus codex diplomattcus II S. 175 für 
das Kloster Altenburg bei Weilburg von 1270 eine Unterwiiräg- 
keit dieses Klosters, sowie der Grafen von Solms, unter die Juria- 
dictioQ des Landgrafen Heinrich des Infanten von Brabant her- 
auslesen zu wollen. Abgesehen davon, daas in dieser Urkunde 
der Genannte keineswegs als Richter, sondern deutlichst nur 
— wie seine Mutter, der Graf von Wittgenstein, die Stadt Wetz- 
lar und die Bui^mannschaft von Calsmunt — als Urkunds- 
person erscheint, waren 1270 die Besitzungen des Landgrafen 
kaum erst seit 1265 bis in den Mederlahngau, in welchem Alten- 
burg liegt, durch den Einkauf in die Gemeinschaft der Herren 
von Merenberg zu Giessen u. s. w. ausgedehnt worden und dabei, 
indem jedes Reicbslehensverhältniss fehlt, sieber keine weiterrei- 
chende Gerichtsbarkeit erworben worden. Zum UeberfluBs giebt 
ferner Wenk, l. c. No. 24i noch eine Urkunde von 1299, in 
welcher von einem ProcesB des Klosters Altenburg mit Darnbach 
die Rede ist, der damals vor den Grafen von Wittgenstein als 
Richtern entschieden wurde (coratn — verscäxUar) , was den all- 
gemeinen dortigen Territorialverhältnissen weit besser entspricht. 

Die spätere Lehensabhängigkeit der Grafen von Solms hat 
natürlich ganz andere Ursachen, als die aus obiger Urkunde von 
Kopp deducirte „Obergrafschaft", und die Anwesenheit des Land- 
grafen bei obigem Geschäft lässt sieb einlach auf Rücksichten 
der Verwandtschaft zurückführen, welche z. B. aus der Urkunde 
No. 165 bei Wenk, l. e. von 1263 erhellen, worin die Meisterin 
Gertrud zu Altenburg als Schwester der Sophia, filia sanctae 
Elixobelh, lanfgravia Thuringort^, domtna Sassiae, qumdatn du- 
eissa BrabanUae kenntlich wird. 

Sonstige Beispiele einer irgendwo auf dem Gebiet unmit- 
telbarer, zwischen den Besitzungen der Landgrafen liegender, 
Stifter und Klöster von den Landgrafen geübten Gerichts- 
barkeit sind bis jetzt nicht aufgebracht worden. Dagegen suchten 
die hessischen Deductionenverfasser eifrig zu beweisen, dass alle 
in hessischen oder anderen weltlichen Herrschaftsgebieten gelege- 
nen Güter reichsunmittelbarer Stifter der landesherrlichen hohen 
Gerichtsbarkeit unterworfen gewesen seien, Dass dieses die Regel 
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gewesen, mögeo sie immerhin dargethan haben, dagegen £ndea 
sich aber in Werken dieser Schriftsteller selbst, z. B. hei Estor, 
l. c. S. 361 — 63 in einer Urkunde von 1263 und in der historiBch 
und rechtsbegründeten Nachricht S. 32 Urkunde No. 40, sowie 
bei Wenk, /. e. Urkundenbuch II No. 184 nnd 223, bedeuteame 
Ausnahmen von der Regel durch Schenkungen oder Yeräusseran- 
gen an öremde Stifter von Gütern nmit allen Jurisdictionalrechten, 
Nichts ausgenommen."- In solchen Fallen war aus den neuen 
Erwerbungen unmittelbarer Stifter sicher eine förmUche Enclsve 
jremden Gebiets in der seitherigen HerrEchaft, wozu die Güter 
gehört hatten, geworden ; and dies war denn auch der Streitpunkt, 
welcher u. A. zwischen Hessen und dem Deutschorden mit Auf- 
gebot aller Kräfte erörtert wurde. — Das Begelmässige waren 
allerdings Vergabungen nur mit der Niedergericbtsbarkeit, nuter 
ausdrücklichem Vorbehalt des Grafengerichts (tribanal mqjus, in spe- 
«6^ gladii), wie sie hei Gudenus, l e. I S, 544 und 597, bei 
Wenk, l c. II No. 101 yon 1220 und S. 200 in der Anmerkm^ 
(Urkunde Ton 1265) vorkommen; unter den gegentheiligen Bei- 
spielen sei dagegen wegen der Motivirung der Exemtion nach- 
träglich noch hervorgehoben die Urkunde von 1270 bei Wenk, 
l. c- U No. 185, worin es ausdrücklich heisst: ut (das Kloster 
Höckelheim) ad nullius principis dominium propier pro- 
privates acquirendas compellantur se transferre. 

Für die, nach den bekannten deutschen Bechtsanschauungen, 
ziemlich exorbitante Behauptung, Geistliche hätten in Hessen för 
ihre Person als Beklagte an weltlichen Gerichten Recht genom- 
men, hat Kopp nicht das Mindeste von Bedeutung beigebracht. 
Die dafür angerufene Urkunde No. 214 S, 63 der beurkundeten 
Nachrichten z, ß. ist bei näherer Betrachtung nur ein Schiedsspruch 
oder ein förmlicher Staatsvertrag zwischen Mainz und Hessen 
über gegenseitige Bechtshülfe; solche Sprüche sehen ans 
Gründen, welche ans Wenk, l. c II No. 258 ersichtlich sind, oft 
ürtheilen sehr ähnlich. Das directe Gegentheil YOn Kopp's 
Behauptung finden wir aber in No. 201 S. 47 der beurkundeten 
Nachrichten Über SchifTenberg, worin nicht nur die Freiheit der 
Geistlichen in Hessen vom weltlichen Gerichtszwang als Beklagte, 
sondern dazu denselben noch eine specielle Begünstigung als 
Kläger in der Stadt Grünberg zugestanden ist. 
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Hätten die Landgrafen von Thüringen eine reicbslehen- 
bare Grafschaft oder sonstige Reicbslehen in Hessen besessen, 
so hätten diese natürlich nach dem Abgang des landgrääichen 
Hauses in den neuen für ihre Erben und Nachfolger von den 
Kaisern ausgestellten Beichslehenbriefen zum Vorschein kommen 
müssen. Allein es findet sich nirgends dergleichen. 

In dem Leheubrief König Adolfs iiir den Infanten Heinrich 
von Brabant von 1292 (bei Estor, l. c. S. 127) wird das dem- 
selben .verliehene neue Reichsfürstenthum einzig auf die 
von Heinrich dem Reiche unmittelbar vorher neu aufgetragene 
Stadt Eschwege und das jenem hierauf dazu als Lehen gegebene 
ReichsschloBS Bomeneburg gegründet; von weiteren Lehenstücken, 
insbesondere von Comitaten, ist dagegen nicht die Rede. 

Selbst die Lehenbriefe Kaiser Ludwigs von 1331 und Karls IV. 
von 1348 (Wenk, l. c. II No. 314 S. 319 und No. 359 S. 367) 
lauten liir ihren „lieben Fürsten, Landgrafen Heinrich, Herrn zu 
Hessen" nur über „Alles daz, es sie Laut, Lut, Burg oder 
Stet, daz von uns oder dem Biche Lehin ist, daz sin Vatir und 
sin Eldervatir an in bracht haut." Die Zusammensetzung des 
Reichsfürstenlehens von Hessen hatte sich also selbst damals 
noch nicht verändert und schloss namentlich keine ßelehnnng 
mit Grafenrechten, zumal über fremde Gebiete, wie sie die Land- 
grafschaft gewissermassen gab, in sieb. 

Estor, I.e. S. 137 sagt ebenfalls, ganz ühereinstimmend mit 
diesen Urkunden, Hessen sei während seiner Vereinigung mit 
Thüringen weder ein FürstentUum, noch eine LandgrafschaJt, 
sondern lediglich eine (mit Königsbann versehene) Herrschaft 
gewesen, und dies bestätigend redet auch Landgraf Otto 1325 
(Beurkundete Nachricht etc. Urkunde No. 236) mit Bezug auf 
seine Vorfahren von Thüringen von „principai^us et dominus 
terrarum eorum." 

Warum sich nun, trotz dieser dem Landgrafeutitel wider- 
sprechenden in Hessen bestehenden Verhältnisse, die Erben der 
Thüringer aus dem brabautischen Fürstenhanse doch „Landgrafen" 
nannten, ist zwar nicht einzig aus der Bedeutsamkeit und an- 
geblichen Fürstlichkeit dieses Titels herzuleiten, wohl aber aus 
anderen Gründen sehr erklärlich. 

Einmal hatten die Herzogin Sophie von Brabant und ihr 
Sohn, der Infint Heinrich, schon viele Jahre vor der vergleichs- 
weieen Erledigung der thüringer Erbschaftsfrage den Landgrafen- 
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titel als Prätenden ten der ganzen thäringiBchen Erb' 
Schaft geführt und namentlich auf Gmnd dieses Titels 
und dieser PräteoBion für sich die Regierung in Heseen, 
bei der erzählten, provisoriBchen Besitznahme des Erbachafts- 
gebiets durch Sophie von ßrabaut und Heinrich Ton Meisseo, 
angetreten. 

Sodann bezeichnete er ihre Abkunft von einem der ersten 
Fürstenhäuser Deutschlands, das kurz vor seinem Ausgange dem 
Keiche einen König und der Kirche eine Heilige gegeben hatte, 
auf welch letztere namentlich die LandgräSn Sophia mit Stolz in 
ihren Urkunden, als auf ihre Mutter, wie wir oben sahen, hinzu- 
weisen pflegte. 

Endlich mochte allerdings der Landgrafentitel, welcher im- 
mer eine Lehensverbindung mit dem Reiche voraussetEte, 
in der Zeit, wo der Infant von Brabant nach Reichsstaatereclit 
zwar ein geborener Fürstengenosa (Prinz), aber wegen seioee 
durchaus allodialen dominii terrae in Hessen noch nicht als 
Reichsturst im ReichsIebensTerband war, selbst als entfemtesteT 
Anspruchstitel auf die thüringischen Reich sfahnlehen 
von Bedeutung sein. 

DasB aber wirklich nur aus diesen durchweg persönlichen 
Gründen , nicht mit Bezug auf den von Sophie von Brabant in 
Hessen erlangten Länderbesitz, der Landgrafentitel von den hes- 
siBchen Fürsten angenommen wurde, erhellt unzweifelhaft aus der 
von Heinrich I. lufant von Brabant und Beinen Söhnen gebrancli- 
ten Titulatur. DicBelben setzen nämlich bald den Titel „Land- 
graf ihrem Namen vor und lassen dann erst nach diesem Na- 
men ihren Titel terrae Hassiae dwiinus oder äominus Hassiae 
folgen, bald ordnen sie zwar beide Titel unmittelbar hinter ein 
ander, unterscheiden aber beide bestimmtest in der Wortstellung. 
So thut z. B., mit einer Ausnahme (Beurkundete Nachrichten 
No. 19) von 1265, der Landgraf Heinrich L stets, und dieselbe 
Anordnung findet man im Jahre 1310 bei seinem Sohne Johann 
(Kopp, l. c. No. 110) und bei Otto L 1320 und 1325 (in Ent- 
deckter Ungrund, Urkunden No. 26 und 182), ja sogar noch 1334 
bei seinem Enkel Heinrich dem Eisernen (bei Kopp, l. c. No. 91 
S. 173). 

Ebenso bezeichnend in unserem Sinne ist die Wahmehmnng, 
dass Sophie und ihr Sohn Heinrich zwar bis zum Grbvergleich ron 
1264 stets sich lantgravii Thuringiae nennen, nach diesem Er- 
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eignisB dagegen nur noch den Landgrafentitel ohne einen Länder- 
namen füfaren. 

Uebrigens kam damals schon der Sprachgebrauch auf, die 
Gebiete der Reichsstände nach deren persönlichen Titeln zu be- 
zeichnen, wodurch also auch gewöhnliche fürstliche und nicht- 
fuTBtlicbe Territorien als Herzogthümer (wie z. B. Braunschweig, 
Zähringen, Teck), Markgrafscbaften (wie Baden und Hochberg, 
Bui^au), P&lzgraf Schäften (wie diejenige am Khein, in Bayern, 
Sachsen und Schwaben) benannt wurden, während ihre inneren 
Verhältnisse und Beziehungen zum Beich schlechterdings nicht 
dem dafür ursprünglich bestandenen Btaatsrechtlicben Begriff (wie 
er z. B, ih den alten StammeBherzogthümem, den alten Nord- 
und Ostmarken des Reichs vorgelegen hatte) entsprachen. In 
dieser Weise scheint denn allmälig auch für Hessen statt der 
nach den dortigen Verhältnissen richtigeren Bezeichnung als 
„Fürstenthnm" diejenige als „Landgrafschaft" gebräuchlich ge- 
worden zu sein. 

Schon König Adolph nennt in dem ersten Reichslehenbrief 
wegen Seesen den geborenen Herzog Heinrich von Brabant lant- 
gravius Hassiae und dieser thut in der oben bezeichneten, ver- 
einzelten Urkunde von 1265 dasselbe. Häufiger wird der Land- 
grafentitel in dieser Verbindung mit dem hessischen Landesnamen 
unter Heinrich H. dem Eisernen, der sich z. B. schon 1338 (Be- 
urkundete Nachricht, Urkunde No. 222) und 1349 (Entdeckter 
Ungrnnd, Urkunde No. 183} lanigravius terrae Hassiae und 
später z. B. in den bei Estor, l. e. S. 164 und 165 citirten Ur- 
kunden von 1350 und 1366 geradezu „Landgraf za Hessen" 
nennt. Denselben Namen giebt der Lehenbrief König Karls IV. 
von 1348 Heinrich dem Eisernen, und läge in dem übrigen Texte 
dieser Urkunde nicht der oben gezeigte klarste Beweis vor, dass 
damals an den Reichslehenstücken des Fürstenthums Hessen noch 
nichts geändert war, so könnte diese directe Bezugnahme auf 
das Hessenland fast die Vermuthung für eine solche Äeuderung 
erwecken. Den wirklieben Zuständen Hessens durchaus entspre- 
chend nennt freilich Graf Gerlach von Nassau noch 1332 (Beur- 
kundete Nachrichten No. 230) in einer deutschen Urkunde den 
Fürsten von Hessen „Landgraf Heinrich, Herrn Hesaenlands." 

Unzweifelhaft ist aber eine Veränderung in den Verhältnissen 
des Landes Hessen zum Reich, oder speciell eine Verände* 
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rang der Substanz des hessiBchen Reich sfürstea- 
leheDB, nrkuDdlich ausgedrückt in dem Beidislehensbrie^ wel- 
chen Kaiser Karl IV. am 6. December 1373 dem Landgrafen 
Heinrich II. and seinem Neffen Hermann dem Kleriker ansatellte, 
abgedruckt in Beurkundete Nachriebt, Urkunde No. 1153c S. 15 
ex oriffätidi. 

Dieser Lehenbrief bildete den Schlussetein eines weitaus- 
sehenden diplomatischen Baues, der vorzugsweise die Sicherung 
der Erbfolge in die Besitzungen des jetzt kinderlosen Landgrafen 
zu Gunsten seines Ne£fen zum Zweck hatte. Um nämlich Letz- 
terem die Succession, trotz der Gegenansprüche des braanschwei- 
giechen Herzogs Otto, eiaes anderen Neffen des Landgrafen zu 
sichem, erschien liir die beiden Landgrafen ein Besitz des Landes 
zu gesammter Hand das beste Mittel, sowie weiter die Her- 
beiziehung anderer mächtiger Interesseuten durch Abschloas einer 
Erbverbrüdernng der hessischen Fürsten mit den Landgrafen 
von Thüringen und Markgrafen von Meissen. Damit aber Beiden 
die kaiserliche Genehmigung nicht fehle und namsnthch diese 
verschiedenen Geschäfte auf ein möglichst nm&asendes Reicha- 
fahnlehen sich erstrecken könnten, war den anderen Verträgen 
ein Lebensauftrag aller Allodialbesitzungen des fiirstlichen Haa- 
ses Hessen an das Reich vorausgegangen. Mit Bezug hieranf 
sagt nun obiger Lehenbrief: „Wir haben verlieben und verleiben etc. 
— dem egenannten Hermann das FürstenUmm der Landgraf- 
Schaft und Herrschaft daselbst zu Hessen mit ihrem ganzen 
Lande, Steden, Burgen, Häusern, Slosen, Dörfern, Gütern, Lehen, 
geist- und weltlichen, Bergwerken, besncht und unbesucht, mit 
Gerichten, Mannschaften, Herrschaften, Eigen- und Erbschaften, 
Zolle, Geleiten, Strassen, Wegen,. Münzen, mit Grafen, Freies, 
Edlen, Rittern, Knechten, Bürgern etc. — nichts nicht usgenomen 
nnd in alle der Würde und Weise, als die genannte Landgraf- 
schafl za Hessen der egenanndte Heinrich Landgraf zu Hessen, 
seine Eltern und Vorfahren von alter Zeit bis daher besessen hat 
und itznnt besitzt." Dann fährt der Kaiser unmittelbar fort: 
„A.lso dass sie Bede miteinander, der egenandte Heinrich 
und Hermann sein Vetter etc. — das genannt Fürstenthnm, 
Landgrafbcbaft und Herrschaft zu Hessen, — etc. besitzen^ haben 
nnd halten sollen." 

Nach dieser Urkunde war also jetzt die einst nur auf der 
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Stadt Eadiwege und der Burg Bomeneburg ruhende Lehenspflicht 
für Kaiser und Reich auf das ganze sonstige, allodiale Besitz- 
thum der Fürsten Ton Hessen ausgedehnt worden und zwar durch 
eine Belelmnng zu geeammter Hand an die Landgrafen Hein- 
rich n. and Hermann zugleich, wodurch Letzterer noch bei Leb- 
zeiten des Beitherigen alleinigen Landesherra in die Nutzgewere 
des Reichslehens mit aufgenommen worden war. Bereits bei Ge- 
legenheit des thüringischen Erbschaftsstreits und ausserdem bei 
mehreren anderen SuccessionBfragen hinsichtlich reichslehenbarer 
Grafschaften und Landgrafschaften haben wir die Wichtigkeit der 
zeitigen Aufnahme in die Lebensgemeinschaft kennen gelernt und 
finden diese auch hier bestätigt, indem wirklich bo den An- 
sprüchen des einer solchen Gewere entbehrenden braunschweigi- 
schen Prätendenten begegnet wurde. 

Da jedoch in jenem Lehenbrief wiederholt das Fürstenthnm 
Hessen ausdrücMicb als „die Landgrafschaft und Herrschaft da- 
selbst zu Hessen" genannt wird, so könnte wohl zugleich gefragt 
werden, ob nicht wenigstens jetzt, bei dieser allgemeinen Lehens- 
anilragung, dieses Fürstenthum nachträglich zu einer wirklichen 
Landgrafschaft des Reichs umgewandelt und dieses in obiger 
Ausdruckaweise ausgesprochen worden sei? Sehr verlockend zu 
dieser Gonjectur müsste insbesondere iur die Anhänger der Theorie 
TOD der „Gross- und Obergrafschaft" die Beobachtung sein, dass 
in dem Lehenbrtef neben Wegen und Stegen, Städten und Dör- 
fern etc. auch „Grafen, Freye, Edle und Ritter" mitverliehen 
werden. 

Allein auch jetzt stehen der Annahme einer neu eingefiihrten 
jurisdicHo provindaUs in territorio alieno, als welche die Land- 
grafschaften in dem letzten Viertel des 14. Jahrhunderts un- 
zweifelhaft f a c t is c h anzusehen sind , — schlagende Grande 
entgegen, die theils aus den allgemeinen Zuständen jener Zeit, 
theils aus den hessischen LocalTerhältnissen and endlich sogar 
aus dem Wortlaut des Lehe abrief s selbst geschöpft werden 
köDnen. 

Vor Allem haben wir gerade in der hier fraglichen Periode 
überall die ßitterbürtigen sich von den Landgerichten wegen der 
bestrittenen ScfaÖäenbarkeit der dortigen Gerichtsbeisitzer ent- 
schieden zurückziehen sehen, und überhaupt einen solchen Mangel 
an freien Elementen zur Besetzung und Benutzung der Land- 
gerichte wahrgenommen, dass in dieser Periode sicher die Wie* 
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deraufrichtuiig oder neue Gründung einer Landgrafschaft, schon 
wegen der Unmöglichkeit, die zu derselben erforderlichen luüser- 
lichen Gerichte gehörig zu besetzen, als unthuulich erschien. 

Zudem hatten in eben dieser Zeit die hessischen Fürsten 
viele und heftige Kämpfe mit den ^ündnissen zu bestehen, welche 
überall der beginnende, bewusste Zusammenscbluss der kleinen 
Herren und der Beichsritter gegen die wachsende Macht der sie 
umgebenden Fürsten und Grafen hervorrief, und da diese Bünd- 
nisse auch in jener Gegend sich besonders den gegenseitigen 
Schutz vor Nöthigung an landesherrliche Gerichte angelegen 
sein liessen, so wäre die Einrichtung einer Landgrafgchafi: dort 
wohl nur das Signal eines allgemeinen Kampfes gegen den 
neaeu Landgrafen gewesen. Wo wir in anderen Gegenden ed 
späten Versuchen der Wiederanfirichtung der kaiserlichen Laud- 
gerichte begegnen, bestanden diese wenigstens schon, während 
in Hessen (nach obigen Andeutungen) überhaupt schon Eeit 
einhundert Jahren und langer kein Boden mehr für sie anzu- 
finden war. 

Ein wesentliches Hinderniss für die Erhaltung einer kaiseN 
liehen Landgerichtsbarkeit in Hessen lag ausserdem darin, dass 
zn früh die Erzstifte Mainz, Köln, das Bisthnm Paderborn, die 
Abteien Fulda, Hersfeld und andere Stifter ausgedehnte Land- 
striche mit Exemtion von der Grafengewalt, oder mit dem 
Bann ohne Mannschaft, erlangt hatten. Deshalb hatten eich 
zeitig die unmittelbaren , nicht reichsständischen Stifter in 
Hessen, sowie der grösste Theil der Ritterschaft in den weniger 
gefährlichen Schutz und den sehr lohnenden Lehendienst dieser 
geistlichen Herren hegeben, während die später fürstlich hes- 
sischen Besitzungen zuerst unter den Landgrafen von Thüringen 
zu grösserer Bedeutung kamen. Hatte doch selbst das beB- 
Bische Fürstenhaus das auf mainzer Eigen gelegene Land- 
gericht Maden und die Schirmvogteien für Breitnan und Hasangen 
TOD dem mainzer Stuhl nur zn Lehen, wie Anderes von Köln, 
Hersfeld etc. Mainz z. B. übte namentlich schon längst an vielen 
Orten im fränkischen Hessengau und im oberen Land an der 
Lahn diejenigen Rechte, welche einem kaiserlich belehnten Land- 
richter etwa nachträglich zugetheilt werden konnten, nnd selbst 
für diesen Fall hätte wohl der erste geistliche Kurfürst voraus- 
sichtlich bei der Ertheilnng dieser Würde den Vorrang vor dem 
Laienfiirsten gehabt. Kach Wenk, l. c. U No. 378 und 368 
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hatte Mainz das sonst bei Landgrafen bemerkliche BewUIignogs- 
recht über das Befestigungswesen in Haioa and Densberg, und 
besasB zwanzig Jahre früher, als die Landgrafen dergleichen er- 
langten, in Helmarsbausen und AmÖneburg durch kaiaerliche Be- 
iehnung Freistühle {eonf. Wenk, /. c. No. 390, 404 und 408 
im Cregensatz zu No. 424 und 425). 

Diesen in ihrem Zusammentreffen der nachträglichen Errich- 
tung einer Landgrafschaft in Hessen so offenbar ungünstigen 
Verhältniseen würde natürlich durch einen zweideutigen Ausdruck 
einer Urkunde ihre Bedeutung kaum genommen werden können. 
In unserem Falle besteht übrigens diese Zweideutigkeit keines« 
wegs. Der oben berührte Satz wegen Ausdehnung der Belehnung 
auf Grafen, Freie, Edele und Ritter etc. findet nämlich seine Er- 
klärung einfach darin, dass der Kaiser damit diejenigen, welche 
ihre Besitzungen seither von den Landgrafen zu Leben genom- 
men oder Allodialgüter der Letzteren als Lehen empfangen hat- 
ten, nun aber in Folge des von den Landgrafen an das Reich 
aufgetragenen Obereigenthnms in ein AbhängigkeitsTeihältniBS 
zum Reich gekommen waren, dem Landgrafen auch in dieser 
Zwischenverhindung als Afterlehensherrn zuweisen wollte. Das 
hessische Fürstenhaus hatte schon bei seiner Regierungsüber- 
nahme Ton den Thüringern einen ansehnlichen Lehenhof in 
Hessen geerbt (conf. Estor, l. c. und desselben elemetda jmis 
ptäfl. Eassiaei hodiemi über die ältesten Nachrichten hinsichtlich 
des hessischen Lehenhofs) und denselben im M. Jahrhundert 
ansehnlich Termehrt, so dass der Hof bei dem Beichsleheus- 
auftrag von 1373 allerdings mehrere Grafen und Herren auf- 
zuweisen hatte. Unsere Ansicht entspräche also vollständig det 
Lage, namentlich in Bezug auf die Hänser Solms, Nassau, 
Itter t). s. w. 

Doch alle Unklarheit sowohl über den Sinn des obigen Satzes, 
wie bezüglich der Redeweise „die Landgrafschaft und Herrschaft" 
schwindet, wenn man in der oben mitgetheilten Formel über die 
Belebnung den Kachsatz ins Auge fasst, der die Ltmdgrafen nur 
als „in der Weise und Würde belehnt wissen will, wie 
Landgraf Heinrichs Eltern und Vorfahren das Fürsten- 
thnm n^'^Q alter Zeit bis daher" besessen. Die Reicbs- 
belebnnng nm&sste also in Folge der vorherigen Auftragung, 
wohl mehr Städte and Dörfer, aber keine neuen Rechte in dem 
Lehensgebiet und darüber hinaus. Hätte 1373 in Hessen eine 

Frftnek, dJ« LiDdgnrHbAftAD- 13 
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„L&tidgrafschaft" neu aufgerichtet werden sollen, so hatten in dem 
Lehenbrief insbesondere die neu bewilligten „Landgerichte" nicht 
fehlen dürfen, welche in allen gleichzeitigen Verleihungen wirk- 
licher Landgrafschaften bo bestimmt hervorgehoben werden 
and auch die Grenzen der „Landgrafschaft" in territorio aZieno 
würden hier, wie z. B. noch viel später im Sisagau, im Elettgau, 
der Bar u. s. w. genan beschrieben worden sein. Dies wäre schon 
darum nöthig gewesen, weil eine neue jurisdidio provinciaUs nur 
auf Kosten Dritter hätte gegründet werden können, für und 
gegen welche die Begrenzung im Lehenbrief der einzige recht- 
liche MasBstab des Umfanga der beiderseitigen Verpflichtungen 
hätte werden müssen. 

Das Fürstenthum der Landgrafschaft und Herrschaft zu 
Hessen wurde also im 14. Jahrhundert so wenig eine eigentUche 
Landgrafschaft, wie es früher eine solche gewesen war. Man 
scheint fiirstlicherseits selbst hieran nicht einmal gedacht zu 
haben, und in der am 1. März 1379 durch König Wenzel ertbeil- 
ten Bestätigungsurkunde (Beurkundete Nachrichten, Urkunde 
No. Iö8b S. 43 ex origincäi) wird überhaupt das neue Lehens- 
verhältniss nur sehr flüchtig mit den Worten berührt : „wir be- 
stätigen alle Briefe und Rechte, damit er (Landgraf Herrmann) 
von uns und dem heiligen Reich begnadet ist oder von seinen 
Eltern und Vorfahren, Lantgrafen zu Hessen, herbracht bat über 
alle seine Fürstenthume, Lantgrafsohaft, Herrschafte, Recht, Frei- 
heit, Gnade, Ehr© und gute Gewohnheit etc." 

Die Zeiten der Landgrafechaften waren eben dahin und da 
sie kaum noch erheblichen Nntzen selbst da, wo sie fortlebten, 
brachten, so war kein Grund Torhanden, eine solche in Hessen 
künstlich wider alles Bedürfniss und anter den gefährhchsten 
Umständen nen za beleben. 

Der fernere Gang der hessischen Gerichtsverfassang ist im 
Wesentlichen bei Kopp zureichend nachgewiesen, wenigstens fiir 
die Zeiten, wo die Landgerichte allmälig zurücktreten, was dort, 
vie überall, im 15. Jahrhundert der Fall war. Es genügt »ho 
für diesen Punkt eine Verweisung auf jenes fleissige Buch, das 
vir in seinen Anschauungen über die ältere Zeit freilich vielfach 
zu bekämpfen hatten. Mit der im Jahre 1500 von Landgraf 
Wilhelm ü. vorgenommenen Einrichtung eines fürstlichen Hof- 
gerichts und eines formlichen Instanzenzuges verschwanden im 
ganzen alten Hessen die letzten Spuren der mittelalterlichen 
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OerichtsverfasBiing und der Sieg der Landeshoheit über die land- 
Bässig gewordenen Adeligen, Stifter nnd freien Bürgerschaften 
w&r ein vollständiger. Nur in einigen nacfaträglich hinzuerwor- 
benen Landestheilen z. B. in den Grafschaften Eatzenelnhogen 
Ttnd Dietz tauchen noch später Beminiscenzen an die alten 
Rachtszustände auf, und insbesondere kam es an den (rrenzen 
der Wetterau und der oberen Grafschaft Katzeneiubogen noch 
spät ZD langdauemden Streitigkeiten um die Rechte der Nieder- 
geriohtsherren und die Immunität der Reichsritterschaft, wie sie 
ähnlich in der Schweiz ausführlich geschildert worden sind. 
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